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A. 
Von Rechtsanwalt Walther Steffen, Verlin 


Ju einem Aufſatz über gebotene oder verbotene Rabatt⸗ 
gewährung (JW. 1937, 2171 f.) führt Schütz aus, daß die 
PreisſtoppVO. als das jüngere und als das Spezialgeſetz dem 
Rabatt. vorgehe und daß Rabatte, die entgegen dem Rabatt. 
vor dem 17. Okt. 1936 bzw. 30. Nov. 1936 gegeben worden 
find, weiterhin zu gewähren ſeien. Umgekehrt behauptet 
Schütz, daß bei Rabattgewährung an den Stichtagen auf 
Waren, für die eine Reichsnährſtandsgliederung Feſtpreiſe 
angeordnet hat, die PreisſtoppVO. zur Beibehaltung ſolcher 
Rabatte nicht zwinge. 

Dieſe verſchiedenartige Behandlung von Rabatten gegen⸗ 
über der PreisſtoppVO. muß auffallen und bedürfte einer 
Erklärung, die man in den Schütz ſchen Ausführungen ver- 
mißt. Bei der allgemeinen Bedeutung der PreisſtoppVO. (vgl. 
insbeſ. Römer: ZW. 1937, 1593 ff.) muß man, um nicht 
in unlösbare und innerlich nicht begründete Widerſprüche 
zu geraten, entweder jede unzuläſſigerweiſe erfolgte Rabatt⸗ 
gewährung nach dem 17. Okt. 1936 als zuläſſig, ja als ge⸗ 
boten auſehen, oder allgemein verlangen, daß ſolche Rabatte 
verſchwinden, ganz abgeſehen davon, welche Rabatte überhaupt 
unzuläſſig waren (vgl. hierzu unten). Die Ausführungen 
Schütz' bedürfen deshalb einer Nachprüfung, weil er dem 
Rabattch. nur eine einzige Funktion beimißt, nämlich die, 
die breiten Käufermaſſen vor Auswüchſen des Rabattweſens 
zu ſchützen. Einen anderen, ebenſo weſentlichen Zweck des 
Rabatt. läßt Schütz außer Betracht. 

Tatſächlich geht der Zweck des Rabatt. bedeutend weiter 
als dahin, bloß Auswüchſe des Rabattweſens zu verhindern 1). 
Das Geſetz wollte weit darüber hinaus das mittelſtändiſche 
Gewerbe gegen das Übergewicht ſchützen, welches Warenhäuſer, 
Einheitspreisgeſchäfte, Konſumbereine u. a. an ſich ſchon be⸗ 
ſitzen. Dieſe Unternehmungen beſitzen einmal ſo günſtige Ein⸗ 
kaufsmöglichkeiten, wie ſie den mittelſtändiſchen Unternehmen 
nicht annähernd zur Verfügung ſtehen. Vor allem aber beſitzen 
ſie dieſen gegenüber durch größere Auswahl der Verkaufs⸗ 
gegenſtände, Bequemlichkeit des Einkaufes, beſſere Verſand⸗ 
lloglchkeiten, durch ſcheinbare Billigkeit, durch geſteigerte Re⸗ 
b amemöglichkeit und durch alles, was die vervielfachte Finanz⸗ 
1 00 zu bieten vermag, einen den Mittelſtand erdrückenden 
welkbewerblichen Vorſprung. Um dem mittelſtändiſchen Ge⸗ 
ano Betreibenben hiergegen einen Ausgleich zu bieten, hat das 

abatt®. in 8 6 Warenhäuſern, Einheits⸗, Klein⸗ oder Serien⸗ 
1 905 und ähnlichen Geſchäften überhaupt die Rabattgewährung 
5 1 ofen und in 85 für Konſumvereine vorgeſchrieben, daß 
1 75 Rückvergütung, ſofern der Gewinn auf die Mitglieder 
Be ), Maßgabe der von den Mitgliedern mit den Konſum⸗ 
vereinen erzielten Umſätze verteilt wird, 30% nicht überſchreiten 
u Das Rabatt®. will alfo nicht nur den Aus- 
Aichſen des Rabattweſens begegnen, ſondern 
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auch ganz beſonders dem Mitteljtand ein wett⸗ 
bewerbliches Voraus vor den Warenhäuſern, 
Einheitspreisgeſchäften, Konſum vereinen 
u. dgl. geben. 

Hat man dies erkannt, ſo muß man dem Rabatt. eine 
andere Stellung einräumen, als Schütz es tut. 

Was zunächſt das Verhältnis zur PreisſtoppVO. be⸗ 
trifft, jo iſt allerdings ſicher, daß der vor dem 18. Okt. zu⸗ 
läſſigerweiſe gewährte Rabatt ohne Genehmigung der 
Preisbildungsſtellen nicht fallen gelaſſen werden darf. Wie 
ſteht es aber mit dem Rabatt, der gegen die Vorſchriften des 
Rabatt. verſtieß, alſo etwa die Höhe von 300 überſtieg oder 
von Einheitspreisgeſchäften gegeben wurde od. dgl.? Mit 
der Bemerkung, die PreisſtoppVO. ſei das Spezialgeſetz und 
das jüngere Geſetz, wäre die Frage vielleicht beantwortet, wenn 
das Nabatt®. ein Preisbildungsgeſetz wäre und deshalb mit 
der PreisſtoppVoO. auf einer Ebene läge. Das iſt es aber 
keineswegs, wie oben gezeigt wurde. Man kann aus dieſem 
Grunde Verſtöße gegen das Rabattch. vor dem 18. Okt. 
nicht den vor dem 18. Okt. vorgekommenen Verſtößen etwa 
gegen kartellmäßige Bindungen gleichſtellen, ganz abgeſehen 
davon, daß das Nabatt®. als Reichsgeſetz mit kriminellen 
Strafandrohungen einen ganz anderen Rang einnimmt als 
bloße kartellmäßige Bindungen. Die Bemerkung von Schütz, 
die PreisſtoppVO. ſei das ſpeziellere und das jüngere Geſetz 
und gehe deshalb dem NabattG. vor, trifft inſofern nicht 
zu, als beide Geſetze ganz verſchiedene Zwecke verfolgen: das 
Rabatt., wettbewerbliche Zwecke unter dem Geſichtspunkt, 
den Mittelſtand gegen die Übermacht des Finanzkapitals zu 
ſchützen, die PreisſtoppVO., die Preisbildung in geordneten 
Bahnen zu halten. b 

Nur ſoweit die Auswirkungen des Rabatt. 
tatſächlich die Ziele der Preisſtopp VO. ſtören 
könnten, kann von einem Primat der letzteren 
geſprochen werden, und dieſer Punkt iſt es gerade, der 
zu unterſuchen iſt. Daß die Rabatte, wie Schütz bemerkt, 
oft von entſcheidendem Einfluß auf Einſtandspreis und Weiter⸗ 
verkaufspreis ſind, iſt natürlich richtig und deshalb auch oben 
bemerkt, daß die PreisſtoppVO. ein Fallenlaſſen der zuläſſiger⸗ 
weiſe gewährten Rabatte verbietet. Dies hat mit dem Rabatt. 
aber nichts zu tun. Die Frage iſt eben nur die, ob, wie es 
Schütz behauptet, auch die vor den Stichtagen entgegen 
dem RabattG. gewährten Rabatte beibehalten werden müſſen, 
und dieſe Frage kann man m. E. nicht, beantworten, ohne 
Weſen und Ziel beider Geſetze, des Rabatt. und der Preis⸗ 
ſtoppVO., erörtert zu haben. 

Der Sinn der PreisſtoppVO. geht, wie Schütz bemerkt, 
dahin, „den an den Stichtagen beſtehenden Preisſtand aufrecht⸗ 
zuerhalten und Abweichungen davon nur nach Bewilligung 
einer Ausnahme zuzulaſſen“. Nun iſt zu beachten, daß zwar 
die Gewährung von Rabatten überhaupt eine allgemein ge⸗ 
bräuchliche, vom Geſetzgeber beim Mittelſtand ſogar geförderte 
Maßnahme iſt. Dieſe Rabatte ſtellen ſich alſo, vom Stand⸗ 
punkt der Preisbildung aus geſehen, als eine All⸗ 
gemeinerſcheinung dar, die für die Preisbildung etwas zu 
bedeuten hatten, beſonders in Ortſchaften, wo durch Rabatt- 
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ſparvereine die Rabattgewährung organiſiert war. Hier aber 
handelt es ſich nicht darum, ſondern nur um die Ausnahme⸗ 
fälle, in denen ein dem Geſetze gegenüber zu hoher oder ein 
überhaupt unzuläſſiger Rabatt gewährt wurde. 

Richtig iſt zwar, daß die Preisüberwachungsſtellen ganz 
beſonders bemüht ſind, eine Störung des Preisniveaus aus 
den Einzelfällen heraus zu hindern, und berechtigte Ausnahmen 
von der ſonſt ſehr ſtrengen Handhabung der PreisſtoppVO. 
nur mit Sanktion der Preisbildungsſtellen dulden. 

Kann dies aber auch da gelten, wo ſogar ein Reichsgeſetz 
vorhanden iſt, welches in gewiſſen Fällen die Kürzung oder 
Beſeitigung von Rabatten unter Androhung krimineller 
Strafen fordert und das uur dann und nur inſoweit als 
aufgehoben angeſehen werden könnte, als die Fortdauer einer 
vor dem Stichtag erfolgten Übertretung durch die Preisſtopp⸗ 
BD. geboten ift? 

Meines Erachtens ift dies nicht der Fall. Der Unter⸗ 
ſchied zu den ſonſtigen Einzelfällen, mit denen ſich die Preis⸗ 
überwachungsſtellen zu befaſſen haben, liegt darin, daß hier 
die Zahl der Fälle von vornherein gering und be⸗ 
grenzt iſt. Die Erwägung, daß Rabatte allgemein ein 
Glied der Preisbildung ſind, trifft deshalb hier nicht den 
Kern der Sache. Es handelt ſich nicht um Rabatte überhaupt, 
ſondern um eine von vornherein geringfügige und begrenzte 
und deshalb für die Preisbildung nicht ins Gewicht fallende 
Zahl von Fällen. Sie lediglich aus Prinzip den übrigen Tat⸗ 
beſtänden gleichzuſtellen, verbietet m. E. die oben angeſtellte 
Erwägung, daß das Nabattch. feine eigenen Zwecke verfolgt, 
die mit der Preisbildung als ſolcher nichts zu tun haben, und 
daß eine Durchbrechung des Rabatt. und eine Ausſchaltung 
feiner Aufgaben durch die PreisſtoppBO. nur dort möglich 
iſt, wo wirklich das Ziel der PreisſtoppVO. gefährdet wäre. 

Eine andere Auffaſſung würde auch nicht befriedigen. 
Derjenige, der ſich unter Hinwegſetzung über ein durch kri⸗ 
minelle Strafen ſanktioniertes Reichsgeſetz einen unzuläſſigen 
wettbewerblichen Vorſprung vor ſeinen Mitbewerbern geſchaffen 
hat, ſoll nun ſogar in dieſem Beſitzſtand geſetzlich geſchützt 
fein? Dies würde eine vom Standpunkt der PreisſtoppVO. 
nicht erforderliche Einſchränkung des Rabatt. und feiner Auf⸗ 
gaben bedeuten, die in den geſetzlichen Beſtimmungen keinen 
Ausdruck gefunden hat, aber auch aus ihrem Zweck nicht ge— 
boten iſt. 

Wichtiger als dieſe Frage, die immerhin nur Einzelfälle 
betreffen kann, iſt der zweite Punkt, den Schütz behandelt, 
das Verhältnis von Feſtpreiſen und Rabatt. Hier verkennt 
Schütz m. E. die Rechtslage, wenn er annimmt, daß die Feſt⸗ 
preiſe des Reichsnährſtandes einer Rabattgewährung ſelbſt im 
Rahmen des RabattG. entgegenſtehen. Zu dieſer irrigen An⸗ 
ſicht gelangt er deshalb, weil er eben das Rabattſh. nicht in 
ſeiner ganzen Bedeutung würdigt. Die wettbewerblichen Ziele 
des Rabatt.?) erſchöpfen ſich, wie oben ausgeführt, nicht 
in einer Regulierung der Rabatthöhe, ſondern beſtehen nicht 
minder darin, innerhalb der Bewegung der Ware und der 
Leiſtung den Mittelſtand gegenüber der Finanzkraft und 
Werbekraft von Konſumvereinen, Warenhäuſern uſw. zu 
ſchützen; demgegenüber dienen die Feſtpreiſe des Reichsnähr⸗ 
ſtandes gleicherweiſe den Belangen von Erzeugern, Verteilern 
und Verbrauchern, haben alſo marktordnende Aufgaben, nicht 
Aufgaben, wie fie das NabattG. durch Förderung der mittel⸗ 
ſtändiſchen Betriebe des Kleinhandels erfüllen will. Die 
Feſtpreiſe des Reichsnährſtandes laſſen die Frage des Vor⸗ 
ſprunges der finanzkräftigen Unternehmungen, wie Waren⸗ 
häuſer, Einheitspreisgeſchäfte, Konſumvereine uſw., unberührt, 
60 10 es ſich um zwei ganz verſchiedene Aufgabenkomplexe 
andelt. 

Die Durchführung dieſer beiden Aufgabengebiete ſtört ſich 
auch nicht einmal, insbeſondere kann die Rabattgewährung auf 
Artikel mit Feſtpreiſen did Stabilität des Marktes, welche die 
Feſtpreiſe bezwecken, nicht im geringſten beeinfluſſen. 

Neben dieſen wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen, die m. E. 
ausſchlaggebend ſind, ſei auf folgendes hingewieſen. 

Schütz weiſt bereits auf §S 15 Rabatt. hin (neben dem 
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noch der § 17 zu erwähnen wäre), aus dem fehr wohl heraus⸗ 
geleſen werden kann, daß das Recht der Rabattgewährung an 
den letzten Verbraucher ein geſchloſſenes Recht iſt, welches aus⸗ 
ſchließlich durch den Reichswirtſchaftsminiſter Ausführungs- 
beſtimmungen erhalten kann. 

Hinzu kommt eine geſetzestechniſche Erwägung: 

Das Rabatt. iſt wenige Wochen nach dem RNähr⸗ 
ſtandsG. v. 13. Sept. 1933 ergangen. Es iſt alſo durchaus an⸗ 
zunehmen, daß die Aufgaben der Reichs nährſtands⸗ 
geſetzgebung und der Rabattgeſetzgebung neben- 
einander beſtehen ſollten. 

Weiter ſei auf folgendes hingewieſen: 

Wenn man der Anſicht iſt, daß das Nabatt®. den auto⸗ 
ritativ erlaſſenen Feſtpreiſen des Reichsnährſtandes gegenüber 
nicht gilt, jo müßte man konſequenterweiſe die im RabattGb. 
nach § 13 der 1. DurchfVO. v. 21. Febr. 1934 (RGBl. I, 121) 
nur bei Markenwaren unter beſtimmten Vorausſetzungen zu⸗ 
gelaſſenen Treuprämien zulaſſen. 

Auch die Mengen- und Sondernachläſſe der 88 7—9 
RabattG. können m. E. durch Feſtpreiſe nicht ausgeſchaltet 
werden. 

Mengennachläſſe können gewährt werden, wo ſolche han⸗ 
delsüblich find. Der Grund für die Zulaſſung der Mengen⸗ 
rabatte liegt darin, daß die Unkoſten bei der Abnahme einer 
größeren Warenmenge entſprechend geringer ſind und eine 
volkswirtſchaftlich nützliche Nebenwirkung durch Verringerung 
des Lagers und Vergrößerung des Umſatzes herbeigeführt wird 
(vgl. Michel-Weber, „NRabatt&.” § 7 J). Die Feſtpreiſe 
werden hierdurch in keiner Weiſe berührt, und umgekehrt ſind 
die Mengennachläſſe eine wertvolle Konkurrenzmöglichkeit des 
mittelſtändiſchen Kleinhandels gegenüber den großen Unter— 
nehmungen. 

Ahnliches gilt von den Sondernachläſſen des 89, die 
an Perſonen gegeben werden können, welche die Ware oder 
Leiſtung in ihrer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit ver⸗ 
werten, wie Lieferungen an Großverbraucher, Werksangeſtellte, 
Arbeiter u. dgl. Die Erwägungen, die zur Zuläſſigkeit dieſer 
beſonderen Rabatte geführt haben, liegen auf einer ganz 
anderen Ebene als diejenigen, die zur Einführung von Feſt⸗ 
preiſen geführt haben?). 

Dieſe Erwägungen führen dazu, daß die Ermächtigung 
des Reichsnährſtandes und ſeiner Gliederungen zur Einführung 
von Feſtpreiſen nicht ſo weit geht, die durch ein beſonderes, 
und zwar jüngeres Reichsgeſetz zugelaſſene und geordnete 
Rabattgewährung zu verbieten, zumal die Ziele des Rabatt. 
einerſeits auf einer ganz anderen Ebene liegen als die Zwecke 
der Feſtpreiſe und andererſeits die Wirkſamkeit der Feſtpreiſe 
durch die geſetzlich ſtreng geordneten Rabatte in keiner Weiſe 
beeinträchtigt wird. 

Damit ergibt ſich dann hinſichtlich der 
Rabatte, die zwar neben Feſtpreiſen, aber in 
Übereinſtimmung mit dem Rabatt G. vor dem 
Stichtage des 18. Okt. gewährt wurden, die 
Schlußfolgerung, daß ſolche Rabatte nicht, 
wie Schütz meint, aufgehoben werden können, 
fondern gerade nach der Preisſtopp VO. ſogar 
beibehalten werden müſſen. 


z B. 
Von Landgerichtsrat Schütz, Berlin 

Die Ausführungen von RA. Steffen erſcheinen mir 
nicht geeignet, meine Darlegungen v. 28. Aug. (JW. 1937, 
2171 f.) zu widerlegen. Die richtige Entſcheidung der Fragen, 
wann die PreisſtoppVO. zur Zahlung von Rabatten zwingt, 
die gegen das Nabatt®. verſtoßen und in welchen Fällen Preis- 
vorſchriften die im RabattGG. zugelaſſene Rabattgewährung 
ausſchließen, kann nur gefunden werden, wenn man den Zweck 
der Preisvorſchriften und ihre Stellung gegenüber dem Rabattch. 
im Ange behält. Dazu bedarf es der Würdigung des Verhält- 
niſſes der Preisvorſchriften zueinander und zu anderen Geſetzes⸗ 
vorſchriften. 
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Das Rabatt. iſt gewiß kein Preisgeſetz im engeren Sinne; 
es berührt die Preisvorſchriften jedoch ſehr ſtark, da es einen 
bei der Preisbildung mitwirkenden Faktor allgemein regelt, 
wenn auch nicht von der poſitiven, ſondern von der negativen 
Seite her. Daher muß es immerhin als dem Gebiet der Preis⸗ 
vorſchriften angegliedert angeſehen werden. Da es nun ein all⸗ 
gemeines Wirtſchaftsgeſetz iſt, muß es gegenüber den Preisvor⸗ 
ſchriften zurücktreten, ſoweit dieſe ihm auch nur dem Sinne nach 
entgegenſtehen. Die Preisvorſchriften wollen im allgemeinen 
den endgültigen Preis (ſei es ein Höchſt⸗, Mindeſt⸗ oder Feſt⸗ 
preis) von Gegenſtänden und Leiſtungen regeln, alſo den 
Preis, der ſich unter Berücksichtigung aller Umſtände, ins⸗ 
beſondere auch der Zahlungs- und Lieferungsbedingungen und 
damit auch der Rabatte, ergibt. Die einzelnen Preisvorſchrif⸗ 
ten dieſer Art treffen daher für ihr beſonderes Gebiet ab⸗ 
ſchließende Regelungen, die ein Sonderleben einzelner preis⸗ 
bildender Faktoren uur ſoweit geſtatten, als es dem Zwecke der 
getroffenen Preisregelung nicht entgegenſteht. Daher iſt dem 
Zweck der Preisvorſchriften zu entnehmen, ob und in welcher 
Höhe Rabatte gezahlt werden müſſen oder dürfen. Die Preis⸗ 
vorſchriften ſind daher als Spezialvorſchriften gegenüber dem 
Rabatt. anzuſehen, ſoweit deſſen Anwendung mit dem Zwecke 
der Preisvorſchrift nicht vereinbar iſt. Den ſo gekennzeichneten 
Charakter als Spezialvorſchrift gegenüber dem Rabatt. haben 
nach dem Willen des Geſetzgebers auch die StoppVO. und die 
Margarine VO. Dieſen Willen des Geſetzgebers und den Zweck 
der Preisvorſchriften wird man nicht außer acht laſſen dürfen 
(vgl. auch die bei Wohlhaupt⸗Rentrop⸗Bertels⸗ 
mann, „Die geſamten Preisbildungsvorſchriften“ Ab⸗ 
ſchnitt II, 1 S. 10 angeführte Einzelbeſcheidung des Reichs⸗ 
kommiſſars für die Preisbildung v. 24. März 1937). Dieſen 
Ergebniſſen darf man nicht, wie Steffen will, dadurch aus⸗ 
weichen, daß man erklärt, die StoppVO. und das Rabatt. 
verfolgten verſchiedene Zwecke. 
nicht ſehr ankommen, ob verſchiedene Zwecke Anlaß zum Erlaß 
der Vorſchriften waren. Eutſcheidend iſt nur, ob ihre Zwecke 
ſich überſchneiden und welcher Vorſchrift in den Punkten, in 
denen die eine Vorſchrift der anderen zuwiderläuft, der Vorzug 
zu geben iſt. Dieſer Vorzug gebührt, wie oben dargelegt iſt, 
ſtets den Preisvorſchriften. 

Hierüber könnte man nur dann anderer Meinung ſein, 
wenn das RabattG. einen Preisbildungsfaktor bewußt los⸗ 
gelöſt von allen ſonſtigen Preisregelungsvorſchriften hätte 
regeln wollen, und zwar in poſitiver, ein für allemal gültiger 
Weiſe, ſo daß die Rabattvorſchriften ſtets anwendbar und zu 
beachten wären, ſofern ſie nicht in einzelnen Preisvorſchriften 
ausdrücklich außer Kraft geſetzt wären. Das Nabatt®. hat eine 
ſolche bewußte und poſitive Sonderregelung eines Preisfaktors 
aber nicht treffen wollen. Um dies zu erkennen, muß man die 
hauptſächliche Veranlaſſung und den Hauptzweck des Rabatt. 
unterſuchen. Dieſer Hauptzweck iſt daher allein in meinen 
früheren Darlegungen angegeben. Die hauptſächliche Ver⸗ 
anlaſſung zum Nabatt®. waren die aufgetretenen Auswüchſe 
im Rabattweſen; dieſe ſollten unterbunden werden. Wenn 
dabei zugleich den berechtigten Wettbewerbsanſprüchen des 
Einzelhändlers gegenüber Warenhäuſern, Konſumanſtalten, 
Einheitspreis⸗ und ähnlichen Geſchäften Rechnung getragen 
worden iſt, ſo andert das an der Grundhaltung des Geſetzes 
nichts, die durchaus negativen Charakters iſt. Auch wenn man 
die Hauptgründe, die den Geſetzgeber zum Erlaß des Geſetzes 
veranlaßt haben, nicht kennt, muß man bei näherer Betrach⸗ 
tung des Geſetzes zu dieſer Erkenntnis kommen. Es iſt nur 
nötig, ſich vor Augen zu halten, daß das RabattG. das Recht 
auf Rabattgewährung nicht erſt geſchaffen hat, ſondern daß 
es im Gegenteil das beſtehende Recht auf Rabattgewährung 
weitgehend eingeſchränkt hat, und zwar durch eine Anzahl 
Verbotsbeſtimmungen. Die Verbotsbeſtimmungen kennzeichnen 
damit den Charakter und Hauptzweck des Rabatt. Hierauf 
kommt es entſcheidend an, wenn man das Verhältnis der 
Preisvorſchriften zu den Rabattvorſchriften klären will. Diefe 
Ausgangsbasis verwiſcht Steffen, wenn er bei feinen Be⸗ 
trachtungen den Sonderzweck des § 6 Rabattch. jo ſtark in 
den Vordergrund rückt. Einmal könnte der durch 8 6 Rabatt. 
erſtrebte Sonderzweck gegenüber den Preisvorſchriften höchſtens 


In der Tat kann es darauf 


für die Fälle Beachtung erheiſchen, für die er geſchaffen iſt. 
Im übrigen iſt die Vorſchrift des 86 Rabatt. in ihrem 
Charakter aber keineswegs verſchieden von den übrigen Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes und nimmt daher trotz ihres Sonder⸗ 
zweckes im Verhältnis zu den Preisvorſchriften auch keine 
andere Stellung ein als das Nabatt®. im übrigen. Die Vor⸗ 
ſchriften der StoppVO. umfaſſen die einzelnen Preisfaktoren 
ohne Rückſicht darauf, ob einzelne von ihnen aus anderen An⸗ 
laſſen geſondert geregelt find, es ſei denn, daß fie in anderen 
Preis geſetzen geregelt find, die in vollem Umfange neben der 
StoppVO. aufrechterhalten find (f. Margarine O.). 

Hat man ſo das richtige Verhältnis zwiſchen den Preis⸗ 
vorſchriften und dem Nabatt&. gefunden, fo darf man ſich 
durch die Tatſache, daß die StoppVO. in einer Anzahl Fälle 
ein Verhalten fordert, das früher nach dem Rabatt. ſtrafbar 
war, in der richtigen Erkenntnis nicht beeinfluſſen laſſen. Eine 
Handlung, die das Rabatt. für ſtrafbar erklärt, braucht, von 
dem überwiegenden Geſichtspunkt der Stopp®D. aus geſehen, 
keineswegs ſtrafbar zu ſein. Ein ſolches Ergebnis iſt durchaus 
nicht unbefriedigend, wenn man nur nicht vergißt, weshalb die 
eine Geſetzesvorſchrift die andere außer Kraft ſetzt, und daß 
ein möglichſt lückenloſes Preiserhöhungsverbot Vorausſetzung 
für den notwendigen Erfolg war. Rechtlich unerheblich für die 
Löſung der behandelten Streitfrage iſt es, daß das Rabatt. 
ein Geſetz des Reichskabinetts iſt, während es ſich bei der 
StoppVO. um eine BD. des Beauftragten für den Vierjahres⸗ 
plan handelt. 

„Die Darlegungen von Steffen ſind alſo nicht geeignet, 
meine Ausführungen v. 28. Aug. zu entkräften. Sie ent⸗ 
ſprechen auch nicht dem Willen des Geſetzgebers. Als Ergeb⸗ 
nis bleibt feſtzuhalten, daß die StoppVO. zwingt, auch un⸗ 
zuläſſigerweiſe am 17. Okt. 1936 gewährte Preisnachläſſe bei⸗ 
zubehalten. Es ſei noch betont, daß es ſich dabei keineswegs 
um eine bloße Prinzipienentſcheidung handelt, ſondern daß ſie 
auch eine beachtliche praktiſche Bedeutung hat, zumal das über 
das Verhältnis der StoppVO. zum Rabatt. Ausgeführte 
entſprechend für das Verhältnis der Stopp®D. zum 81 
Unl WG. (in Einzelfällen) und zum Teil 1 Art. I der Not VO. 
zum Schutz der Wirtſchaft v. 9. März 1932 (geändert durch 
das Geſetz über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 [RG Bl. 
1932, I, 121 und 1933, 264]) gelten muß. 

Auch meine Ausführungen über das Verhältnis von Feſt⸗ 
preisanordnungen zum Rabatt®. einerſeits und zur Stopp Vo. 
andererſeits beruhen nicht auf irriger Rechtsanſicht, wie 
Steffen meint, ſondern auf dem Zweck und Sinn der Vor⸗ 
Schriften. Feſtpreiſe pflegen meiſtens ſehr genau abgewogen zu 
ſein, ſo daß ſelbſt eine Rabattgewährung im Rahmen des 
Rabatt®. Preisverſchiebungen herbeiführen kann, die der Geſetz⸗ 
geber mit den Feſtpreiſen gerade vermeiden will. Das trifft 
3. B. für den Feſtpreis für Margarine zu. Bei der 4. VO. 
über gewerbsmäßige Herſtellung von Erzeugniſſen der Mar⸗ 
garinefabriken und Olmühlen v. 23. Okt. 1934 (Margarine O.) 
handelt es ſich nicht, wie Steffen meint, um eine bloße 
marktregelnde Maßnahme, die im Rahmen der Reichsnähr⸗ 
ſtandsgeſetzgebung erlaſſen iſt, ſondern zugleich um eine Preis⸗ 
vorſchrift im Rahmen der Preisüberwachung, die damals für 
fein Gebiet dem Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft durch das Gef. v. 15. Juli 1935 (RG Bl. I, 490) uͤber⸗ 
tragen war. Unerheblich iſt hierbei, daß die VO. das zuletzt 
genannte Geſetz nicht als Grundlage anführt. Als beſondere 
Preisvorſchrift iſt die Margarine O. auch durch die Über⸗ 
leitungsvO. zum Geſetz zur Durchführung des Vierjahres⸗ 
plans — Beſtellung eines Reichskommiſſars für die Preis⸗ 
bildung — v. 26. Nov. 1936 ausdrücklich aufrechterhalten 
worden. Hiernach kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß die 
Margarine O. ein Preisgeſetz iſt, das dem Rabatt. ebenſo 
wie die Stopp. gleichwertig gegenüberſteht. Trifft dies aber 
zu, ſo kommt es für die hier zu treffende Entſcheidung bei dem 
oben hinreichend gekennzeichneten Charakter des RabattG. nur 
darauf an, wieweit der Zweck der Margarine BO. eine Rabatt⸗ 
gewährung zuläßt. Der bereits dargelegte Zweck der Mar⸗ 
garine O. ſteht aber, ſoweit die Feſtpreisanordnung reicht, 
einer Rabattgewährung entgegen. 

Gegenüber dieſen durchſchlagenden Erwägungen kann es 
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nicht darauf ankommen, daß das Rabatt. einige Wochen 
nach dem RNährſtandsG. erlaſſen iſt und daß es trotzdem die 
Rabattfrage allgemein geregelt hat. Insbeſondere kann daraus 
nicht gefolgert werden, daß die Vorſchriften des Rabatt. in 
allen Fällen neben den im Rahmen der Reichsnährſtandsgeſetz⸗ 
gebung erlaſſenen Preisvorſchriften Geltung behalten ſollen. 
Das Rabatt. gilt für alle Gebiete der Wirtſchaft und behält 
ſchließlich auch für weite Gebiete der Reichsnährſtandsgeſetz⸗ 
gebung ſeine Bedeutung. Im übrigen ſteckte die Reichsnähr⸗ 
ſtandsgeſetzgebung damals noch in ihren Anfängen. Daher er⸗ 
ſcheint es ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber daran gedacht hat, 
die Vorſchriften des Rabatt. in allen Fällen neben denen der 
Reichsnährſtandsgeſetzgebung beſtehen laſſen zu wollen. Die 
Margarine O. iſt übrigens ſpäter ergangen als das Rabatt. 
Hieraus iſt ſchon der Schluß gezogen worden, daß das Fehlen 
eines ausdrücklichen Verbotes der Rabattgewährung als Zu⸗ 
laſſung der Rabattgewährung anzuſehen ſei. Dieſe Schluß⸗ 
folgerung iſt aber gleichfalls irrig, wie ich in meinen früheren 
Ausführungen ſchon gezeigt habe. 

Die Mengen- und Sondernachläſſe nach 88 7—9 Rabatt. 
ſind nicht anders zu behandeln als die Nachläſſe nach 8 2 
Rabatt. Die gleichen Gründe find in allen dieſen Fällen 
maßgebend. Es kommt gegenüber dem gewollten Sinne einer 
Feſtpreisvorſchrift nicht darauf an, ob Mengen- oder Sonder⸗ 
nachläſſe in ſonſtigen Fällen wirtſchaftlich empfehlenswert ſein 
mögen. Durch die Feſtpreisanordnung hat der Geſetzgeber 


jedenfalls zu erkennen gegeben, daß er in den Sonderfällen die 
Gewährung von irgendwelchen Preisnachläſſen wirtſchaftlich 
für unzweckmäßig hält. Das iſt das Entſcheidende. Auch für 
die Treuvergütung nach § 13 der 1. DurchfVO. zum Rabatt. 
gilt nichts anderes. Sie ſtellt lediglich eine Unterart des 
Mengenrabatts dar. 

Sind hiernach im Falle von Feſtpreisanordnungen Preis⸗ 
nachläſſe unzuläſſig, ſo hat es dabei auch gegenüber den Vor⸗ 
ſchriften der StoppVoO. fein Bewenden. Hierin liegt nicht, 
wie Steffen glaubt, eine widerſpruchsvolle Anwendung der 
StoppVO.; dieſe iſt nur eines von einer Reihe von Preis⸗ 
geſetzen. Zwingende Einzelregelungen gehen den allgemeinen 
Preisvorſchriften vor. Dies entjpricht den üblichen Rechts⸗ 
grundſätzen und auf dem Preisgebiete auch dem beſonderen 
Willen des Geſetzgebers. Die Stopp. iſt nun eine allgemeine 
und die Margarine O. eine ſpezielle Preisvorſchrift. Die 
Stopp O. tritt daher gegenüber den Vorſchriften der Mar- 
garine VO. zurück, und zwar ſelbſtverſtändlich auch dann, wenn 
die zuläſſigen Margarinepreiſe am 17. Okt. zufällig durch 
Preisnachläſſe unterboten fein ſollten. Die Art der Preis- 
unterſchreitung iſt für das Verhältnis der Stopp VO. zur 
Margarine O. belanglos. Hält man ſich dies vor Augen, jo 
erkennt man, daß das Verhältnis der StoppV®D. zur Mar⸗ 
garineVO. mit dem ganz anderen Verhältnis der StoppVO. 
zum Rabatt. gar nichts zu tun hat. Auf die Margarine⸗ 
feſtpreiſe dürfen alſo keine Preisnachläſſe gewährt werden. 


Die Behandlung von „Löſchungsanträgen“ gegen gelöſchte Gebrauchsmuſter 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. G. Pinzger, Berlin 


Gemäß § 8 GebrMuſtch. iſt für Löſchungsanträge gegen 
Gebrauchsmuſter nach dem 1. Okt. 1936 das RPat A., und 
zwar die dort zu bildende Gebrauchsmuſterabteilung, zuſtändig. 
Dieſe Anträge ſind an die Stelle der bisherigen Löſchungs⸗ 
klagen gegen Gebrauchsmuſter getreten, für die bis zum 1. Okt. 
1936 die ordentlichen Gerichte zuſtändig waren. Dort war es 
eine ſtändig wiederkehrende Erſcheinung der Praxis, daß die 
Löſchungsklagen faſt immer zuſammen mit einer Unterlaſſungs⸗ 
klage aus dem fraglichen Gebrauchsmuſter vor die Gerichte ge 
bracht wurden. Denn unwirkſame Gebrauchsmuſter gibt es auf 
jedem Fachgebiet der Technik unzählige; ſie ſtören niemanden, 
da jeder Wettbewerber bei einem etwaigen Angriff aus einem 
dieſer Gebrauchsmuſter deſſen Unwirkſamkeit geltend machen 
konnte und auch noch heute geltend machen kaun. Denn die 
ordentlichen Gerichte haben bei Anſtrengung einer Klage aus 
einem Gebrauchsmuſter ſtets deſſen Wirkſamkeit zu prüfen. 
Soweit in dieſer Beziehung für die Zeit nach dem 1. Okt. 1936 
abweichende Anſichten vertreten worden ſind, dürften dieſe 
inzwiſchen durch die Entwicklung der Rechtſprechung überholt 
ſein, da das RG. ſich in einer — noch nicht veröffentlichten — 
Entſcheidung für eine Nachprüfbarkeit der Wirkſamkeit aus⸗ 
geſprochen hat (vgl. W. Pinzger: ZAR. 1937, 273; vgl. 
RG. I 24/37 v. 30. Juni 1937). Zur Feſtſtellung der Un⸗ 
wirkſamkeit eines Gebrauchsmuſters war und iſt daher eine 
Löſchungsklage bzw. ein Löſchungsautrag nicht erforderlich. 
Wurde früher eine Löſchungsklage erhoben, ſo erſchien ſie in 
aller Regel entweder als Widerklage gegenüber der Unter⸗ 
laſſungsklage des Gebrauchsmuſterinhabers, oder umgekehrt der 
von dem Gebrauchsmuſterinhaber verwarnte angebliche Ver⸗ 
letzer ſuchte der Unterlaſſungsklage mit der Löſchungsklage 
gegen das Gebrauchsmuſter zuvorzukommen, worauf der In⸗ 
haber des Schutzrechts mit einer Widerklage auf Unterlaſſung 
antwortete. Wirtſchaftlich und rechtlich ſtand daher ſtets die 
Frage der Benutzung einer beſtimmten Ausführungsform durch 
einen Dritten im engſten Zuſammenhang mit der Prüfung 
der Schutzwürdigkeit eines Gebrauchsmuſters. Nach dem 1. Okt. 
1936 iſt das nun durch die Geſetzesänderung in rechtlicher Be⸗ 
ziehung anders geworden, da nunmehr der Löſchungsantrag 
gegen das Gebrauchsmuſter beim RPat A. einzureichen und 
damit für eine Widerklage auf Einwilligung in die Löſchung 
gegenüber der Unterlaſſungsklage vor den ordentlichen Ge: 


richten kein Raum mehr iſt. Die dadurch nach dem 1. Okt. 
1936 möglich gewordenen Kolliſionsſchwierigkeiten zwiſchen dem 
Unterlaffungsprozeß und dem Löſchungsverfahren ſucht 8 11 
GebrMujtG. zu vermeiden, indem es dem Gericht die Befugnis 
zur Ausſetzung des Unterlaſſungsprozeſſes bis zur Erledigung 
des Löſchungsverfahrens gibt (vgl. hierzu Wichards: 
GRUR. 1937, 99). Schwierigkeiten tauchen nun aber durch 
den Übergang der Gerichtsbarkeit für die Löſchung 
von Gebrauchsmuſtern von den ordentlichen Gerichten auf das 
RPat A. gerade noch in anderer Beziehung auf. Denn wenn 
bisher ein Löſchungsprozeß vom Gebrauchsmuſterinhaber rechts⸗ 
kräftig — gegebenenfalls durch eine Entſcheidung des NG. — 
abgeſchloſſen war, ſo hatte er durch dieſe Entſcheidung für 
den Rechtsbeſland feines Gebrauchsmuſters jedenfalls inſoweit 
eine Garantie, als mit Sicherheit anzunehmen war, daß die 
Gerichte auch in zukünftigen Unterlaſſungs- und Löſchungs⸗ 
prozeſſen den gleichen Standpunkt hinſichtlich der Schutzwürdig⸗ 
keit des Muſters einnehmen würden, falls nicht etwa neues 
und entſcheidendes Material zum Stande der Technik bei⸗ 
gebracht würde. Er konnte alſo ohne Sorge nach gründlicher 
und gut vorbereiteter Durchführung eines Unterlaſſungs- und 
Löſchungsprozeſſes möglichſt durch drei Inſtanzen nunmehr 
weitere Verletzer ſeines Schutzrechtes verwarnen, von ihnen 
Lizenz verlangen und ſie gegebenenfalls auf Unterlaſſung und 
Schadenserſatz verklagen. Er wird das auch in aller Regel 
getan und ſich damit auf Grund ſeines Gebrauchsmuſters einen 
beachtlichen wirtſchaftlichen Beſitzſtand geſchaffen haben. Nach 
dem 1. Okt. 1936 erſcheint dieſer Beſitzſtand nun aber plotzlich 
bedroht. 

In einem Zwiſchenbeſcheid v. 12. Febr. 1937 hatte eine 
Abteilung für Gebrauchsmuſter beim Rpat A. ſich (Mitt. 1937, 
91) mit folgendem Falle auseinanderzuſetzen: Gegen ein Ge⸗ 
brauchsmuſter war beim RPat A. nach dem 1. Okt. 1936 ein 
Löſchungsantrag eingegangen. Der Antragſteller war vor 
fangen Jahren vom Gebrauchsmuſterinhaber aus dem Ge⸗ 
brauchsmuſter auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Scha⸗ 
denserſatz verklagt worden. Durch Urteil des RG. v. 26. Sept. 
1934 war der Antragſteller auch tatſächlich rechtskräftig gemäß 
den Anträgen des Gebrauchsmuſterinhabers verurteilt worden. 
Darauf hatte er nunmehr nach Inkrafttreten der Geſetzesände⸗ 
rung einen Löſchungsantrag gegen dieſes Gebrauchsmuſter 
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beim RPat A. eingereicht. Der Antragsgegner war einer Ent 
ſcheidung des RPat A. dadurch zu vorgekommen, daß er auf das 
Gebrauchsmuſter verzichtete und damit deſſen Löſchung herbei 
führte. Das RPat A. hatte ſich nun mit der Frage zu beſchaf⸗ 
tigen, ob und wie der Löſchungsantrag weiter zu behandeln ſei. 
Dabei kommt es in dem angeführten Beſcheid uͤberraſchender⸗ 
weiſe nicht zu dem Ergebnis, daß der Antrag nunmehr in der 
Hauptſache erledigt und nur noch über die Koſten zu ent 
ſcheiden ſei — oder, wenn die Löſchung des Gebrauchs- 
muſters vor Einreichung des Löſchungsantrags erfolgte, daß 
der Antrag gegenſtandslos ſei —, es deutet vielmehr den 
Löſchungsantrag in einen Antrag auf Feſtſtellung der Un⸗ 
wirkſamkeit des Gebrauchsmuſters in der Vergangenheit um 
und verlangt nur noch vom Antragſteller den Nachweis des 
Feſtſtellungsintereſſes gemäß § 256 3 PO. In dem Beſcheid 
wird dann weiter ausgeführt, daß in dem dortigen Fall Zwei 
fel bezüglich des Vorhandenſeins eines Feſtſtellungsintereſſes 
nur um deswillen beſtänden, weil die Verurteilung des Antrag⸗ 
ſtellers durch Urteil des RG. v. 26. Sept. 1934 mit zwei ſelb 
ſtändigen Begründungen erfolgt ſei. Es ſei dort nämlich nicht 
nur die Schutzfähigkeit des Gebrauchsmuſters und deſſen Ver 
letzung bejaht worden, der Antragſteller ſei vielmehr dort auch 
um deswillen verurteilt worden, weil er ſich vertraglich gegen. 
über dem Gebrauchsmuſterinhaber zur Unterlaſſung verpflichtet 
habe. Demgemäß ſei die Möglichkeit einer Wiederaufnahme 
des Verfahrens gemäß 8580 Ziff. 7b PO. ſelbſt dann nicht 
gegeben, wenn nachträglich die Ungültigkeit des Gebrauchs- 
muſters feſtgeſtellt würde, da hierdurch der andere Teil der 
Entſcheidungsgründe des RG. nicht erſchüttert werden könne. 

Die Konſequenzen dieſer Entſcheidung fur Gebrauchs⸗ 
muſterinhaber, die in den letzten 30 Jahren einen Verletzungs⸗ 
prozeß durchgeführt und Schadenserſatzzahlungen wegen Ge⸗ 
brauchsmuſterverletzungen erhalten haben, ſind vernichtend. 
Denn das RPat A. ſteht, wenn es die in dem Zwiſchenbeſcheid 
geäußerte Rechtsanſicht beibehält, unter Billigung von Zeller 
(„Gebrauchsmuſterrecht“ S. 433) und neuerdings Wichard? 
(GRUR. 1937, 428) auf dem Standpunkt, daß es berechtigt 
ſei, alle Entſcheidungen der ordentlichen Gerichte — und zwar 
auch die des RG. — über die Schutzwürdigkeit bereits durch 
Zeitablauf oder Verzicht erloſchener Gebrauchsmuſter nach⸗ 
zuprüfen, ſoweit im Falle einer nachträglichen Feſtſtellung der 
Unwirkſamkeit des Gebrauchsmuſters der verurteilte Verletzer 
dann gemäß 8 580 Ziff. 7b ZPO. gegen das Urteil des 
ordentlichen Gerichts vorgehen und dementſprechend gemäß 
8812 BGB. (vgl. Klauer⸗Möhring 8 13 Patch. 
Aum. 6b; Lutter, 10. Aufl., 8 13 Patch. Aum. 6) die 
etwa gezahlten Schadenserſatzbetrage wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung herausverlangen konnte. Dieſer Anſpruch verjährt 
aber in 30 Jahren (8 195 BGB.). Alſo 30 Jahre nach rechts- 
kräftiger Entſcheidung des Verletzungsprozeſſes vor den ordent⸗ 


lichen Gerichten, gegebenenfalls durch das höchſte deutſche Ger 


richt, ſchwebt noch das Damoklesſchwert von Rückzahlungs⸗ 
anſprüchen über dem obſiegenden Gebrauchsmuſterinhaber, dem 
es auch kein Geheimnis geblieben ſein wird, daß das RPat A. 
an die Erfindungshöhe von Gebrauchsmuſtern Anforderungen 
ſtellt, die kaum noch von den Anforderungen an die Erfindungs⸗ 
höhe von Patentanmeldungen zu unterſcheiden ſind. Er muß 
daher, falls einer der früheren Verletzer auf den Gedanken 
kommen ſollte, ſelbſt oder durch einen Strohmann einen 
„Löſchungsantrag“ gegen das längſt erloſchene Gebrauchs- 
muſter zu ſtellen, in der weit überwiegenden Zahl der Fälle 
mit deſſen Erfolg und demzufolge mit einem gewaltigen ge⸗ 
ſchäftlichen Rückſchlag rechnen. Das iſt wirklich ein Ergebnis, 
das jeder Rechtsſicherheit Hohn ſpricht. 

Wenn man nun ausgehend von dieſem wirtſchaftlichen 
Ergebnis einmal die rechtlichen Geſichtspunkte nachprüft, die 
vom RPat A. a. a. O. zur Begründung ſeiner Rechtsanſicht 
angeführt werden, ſo zeigt es ſich, daß ſie ſämtlich einer ſolchen 
Nachprüfung nicht ſtandhalten. Das RPat A. nimmt in dem 
angeführten Zwiſchenbeſcheid zunächſt auf eine Entſcheidung 
des RG. v. 2 April 1930 (Blatt 30, 311) Bezug, in der die 
Zuläſſigkeit des Übergangs von der Löſchungsklage zu einer 
ſolchen auf Feſtſtellung der Unwirkſamkeit des inzwiſchen durch 


Zeitablauf erloſchenen Gebrauchsmuſters anerkannt worden iſt 
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(ebenſo neuerdings wieder RG. 1 172/36 v. 2. Juni 1997: 
Mitt. Septemberheft). Daraus wird abgeleitet, daß Gleiches 
für ein Erlöſchen des Gebrauchsmuſters durch Verzicht gelten 
müſſe, und zwar auch dann, wenn das Erlöſchen ſchon vor 
der Stellung des Löſchungsantrags beim RPat el. eingetreten 
ſei, denn ein „innerer Grund für eine abweichende Behand⸗ 
lung dieſer letzteren Gebrauchsmuſter“ liege nicht vor. Dabei 
wird jedoch völlig überſehen, daß es hier gar nicht mehr 
um die „Behandlung von Gebrauchsmuſtern“ geht, denn ein 
ſolches exiſtiert in dieſem Falle ja gar nicht mehr. Es handelt 
ſich vielmehr um die Entſcheidung einer einzelnen Rechtsfrage 
— Schutzwürdigkeit eines abgelaufenen Gebrauchsmuſters 
aus einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit zwiſchen zwei Par⸗ 
teien, die ſich gleichgeordnet gegenüberſtehen. Natürlich wäre 
eine Zuſtändigkeit des RPat A. für Feſtſtellungsantrage bezüg- 
lich der Unwirkſamkeit gelöfchter Gebrauchsmuſter gegeben, 
wenn es richtig wäre, daß ſeine Zuſtändigkeit durch ein 
Erlöſchen des Gebrauchsmuſters nach Anhängigwerden des 
Löſchungsverfahreus nicht berührt würde. Das iſt aber gerade 
eine Frage, die in dem Urteil des RG. v. 2. April 1930 
a. a. O. mit keinem Wort behandelt worden iſt. Dort ſtand 
lediglich zur Entſcheidung, ob es zuläſſig wäre, von dem Klage⸗ 
antrag auf „Einwilligung in die Löſchung des Gebrauchs- 
muſters“ überzugehen zu dem Antrag: „Feſtzuſtellen, daß das 
Gebrauchsmuſter Nr. X unwirkſam war“. In beiden Fällen 
handelte es ſich damals zweifellos um bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, für die gemäß § 13 GVG. die ordentlichen Gerichte 
zuſtäudig waren, zunächſt um eine Klage auf Abgabe einer 
Willenserklärung, wie es deren unzählige gibt (Einwilligung 
in die Löſchung eines Warenzeichens, eines Geſchmacksmuſters, 
Abgabe einer Auflaſſungserklärung, Verzicht auf einen An⸗ 
ſpruch oder deſſen Abtretung uſw.), ſpäter eine Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Rechtsverhalt⸗ 
niſſes (§ 256 ZPO.). Die Einreichung eines Antrags beim 
RPat A., mit dem die Löſchung eines Gebrauchsmuſters be⸗ 
gehrt wird, ſtellt ſich dagegen als ein Antrag auf Abgabe einer 
Rechtsgeſtaltungserklärung ſeitens des RPat A. dar, mit dem 
nach der heute wohl einhelligen Meinung der Wiſſenſchaft ein 
Verwaltungsſtreitverfahren ähnlich dem Nichtigkeitsverfahren 
beim Rat A. in Gang geſetzt wird. Der Übergang aus dieſem 
Verfahren in ein ſolches auf „Feſtſtellung der Unwirkſamkeit 
eines erloſchenen Gebrauchsmuſters“ iſt nicht möglich, da es 
ſich bei letzterem zweifellos um eine bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
keit (Feſtſtellungsprozeß gemäß 8256 3 PO.) handelt, für die 
dem Rpat A. nicht gemäß 88 GebrMuſtG. die Zuſtändigkeit 
übertragen worden iſt, mithin gemäß der Vermutung des 8 13 
Gch. die ordentlichen Gerichte zuſtändig geblieben ſind. Doch 
das bedarf näherer Darlegung. 

Es wird heute allgemein gelehrt, daß im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren das ſog. Enumerationsprinzip herrſche (vgl. 
z. B. Fleiner, „Inſtitutionen“ 816). Das bedeutet, daß die 
Verwaltungsgerichte dann und nur dann zuſtändig zur Ent⸗ 
ſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten ſind, wenn ihnen dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeit ausdrücklich vom Geſetzgeber übertragen worden iſt. 
Abgeſehen davon gehören „vor die ordentlichen Gerichte . 
alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten , für welche nicht ent 
weder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Ver⸗ 
waltungsgerichten begründet oder reichsgeſetzlich beſondere Ge⸗ 
richte beſtellt oder zugelaſſen find‘ (813 Geh.). Das RPat A. 
gehört zu den Verwaltungsgerichten (vgl. Baumbach 813 
GVG. Anm. 3). Während alſo die Zuſtandigkeit des RPat A. 
für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nur dann gegeben iſt, wenn 
ihm diceſe ausdrücklich durch Geſetz übertragen wurde, gehören 
andererſeits dieſe Streitigkeiten nach dieſer Geſetzesbeſtimmung 
an ſich in der Regel vor die ordentlichen Gerichte. Eine ſolche 
Übertragung der Zuſtändigkeit iſt nun aber zweifellos durch 
88 GebrMuſtG. nur hinſichtlich der Löſchungs anträge 
gegen Gebrauchsmuſter erfolgt, nicht aber für die Feſtſtellung 
der Unwirkſamkeit erloſchener Gebrauchsmuſter. Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des 8 8 GebrMuſtch. auf dieſe Fälle 
iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht zulaſſig, da es 
ſich hierbei um eine Ausnahmevorſchrift gegenüber der all⸗ 
gemeinen Regel des 8 13 GVG. handelt. Sie erſcheint auch 
nicht geboten oder nur zweckmäßig, weil in dem Feſtſtellungs⸗ 


2686 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


prozeß noch andere Rechtsfragen neben der Schutzwürdigkeit 
des Gebrauchsmuſters eine entſcheidende Rolle ſpielen — 3. B. 
das Feſtſtellungsintereſſe, Anlaß zur Klagerhebung, Einrede 
der Verwirkung — und dieſes Verfahren nach ſeinem mate⸗ 
riellen Streitgegenſtand mit dem Löſchungsverfahren nicht mehr 
Ahnlichkeit beſitzt als mit dem Verletzungsprozeß, in dem die 
ordentlichen Gerichte ebenfalls die Frage der Wirkſamkeit des 
Gebrauchsmuſters zu prüfen haben. 

Man wird mir nun natürlich entgegenhalten, daß das 
Löſchungsverfahren gegen Gebrauchsmuſter analog dem Nichtig⸗ 
keitsverfahren gegen Patente behandelt werden müſſe, und daß 
dort das RG. die Zuläſſigkeit eines Übergangs von der Nichtig⸗ 
keitsklage zur Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit eines 
bereits in der Rolle gelöſchten Patents ausgeſprochen habe 
(RG. 63, 140; 150, 281 und ſtändig; Benkard 8 13 
Anm. 1a). Zunächſt wäre dieſe Feſtſtellung jedoch nicht ganz 
genau. Es könnte z. B. mit guten Gründen die Anſicht ver⸗ 
treten werden, daß es ſich bei der Nichtigkeitsklage — ent⸗ 
gegen der vom RPat A. am 6. Okt. 1936 (Ni Id 101/36: Mitt. 
1936, 374) ausgeſprochenen Anſicht — nicht um eine eigent⸗ 
liche Rechtsgeſtaltungsklage handele, denn die Löſchung des 
Patents in der Rolle tritt nicht ipso jure durch den rechts⸗ 
kräftigen Ausſpruch der Nichtigkeit, ſondern nur zufolge einer 
beſonderen Verfügung des RPat A. ein. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkt äußert das Patent noch alle ſeine Rechtsſcheinwirkungen, 
die allerdings dann rückwirkend fortfallen. Man könnte danach 
ſagen, im Nichtigkeitsverfahren werde lediglich die Nichtigkeit 
des Patents feſtgeſtellt, und die Löſchung in der Rolle ſei 
nur eine der Folgen des auf Nichtigkeit lautenden Urteils⸗ 
ausſpruches, eine weitere aber die Feſtſtellung, daß das Patent 
niemals rechtswirkſam war. Demgegenüber wird das Nichtig⸗ 
keitsurteil zwar in RGZ. 123, 115 als „Geſtaltungsurteil“ 
bezeichnet, aber von den ſog. Rechtsgeſtaltungsklagen (3. B. 
Eheſcheidung 88 1564 ff. BGB. oder Auflöſung einer OHG. 
88133, 131 Ziff. 6 HGB. mit Wirkung ex nunc, Ehenichtig⸗ 
keitsklage 88 1323 ff. BGB. oder Eheanfechtungsklage 88 1330 ff. 
BGB. mit Wirkung ex tunc) unterſcheidet ſich die Nichtig⸗ 
keitsklage gegen Patente jedenfalls dadurch, daß dieſe keiner 
weiteren Vollſtreckungsfolgen bedürfen und allein durch ihre 
rechtskräftige Entſcheidung die Geſtaltung bewirken, das Nichtig⸗ 
keitsurteil aber erſt dann das Patent auch ſeinem äußeren 
Rechtsſchein nach vernichtet hat, wenn das RPat A. dieſes in 
der Rolle löſcht, ähnlich der Klage auf Abgabe einer Willens⸗ 
erklärung, wo es der Fiktion des 8 894 ZPO. bedurfte, um 
nach Rechtskraft des Urteils auch tatſächlich die Abgabe der 
Willenserklärung eintreten zu laſſen. In dem hier allein 
intereſſierenden prozeßrechtlichen Sinne iſt es daher zweifel⸗ 
haft, ob die Nichtigkeitsklage eine Rechtsgeſtaltungsklage it. 
Der Antrag der Nichtigkeitsklage bedarf jedenfalls nach Ablauf 
des Patents keiner Anderung, geht vielmehr nach wie vor auf 
Nichtigkeitserklärung des Patents. Eine Veränderung tritt 
lediglich inſofern ein, als vorher das Rechtsſchutzintereſſe des 
Nichtigkeitsklägers durch die Exiſtenz des Patents ohne wei⸗ 
teres begründet war, während es nunmehr als Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe gemäß $ 256 ZPO. eines beſonderen Nachweiſes be⸗ 
darf. Und gerade weil ein ſolches Intereſſe in den meiſten 
Fällen dadurch gegeben iſt, daß der Nichtigkeitskläger durch 
den Ablauf des Patents nicht vor Schadenserſatz- und Rech⸗ 
nungslegungsanſprüchen des Patentinhabers für die Ver⸗ 
gangenheit geſichert iſt, hat die Rechtſprechung die Nichtigkeits⸗ 
klage auch noch gegen das erloſchene Patent zugelaſſen. Denn 
die ordentlichen Gerichte ſind ja an die Tatſache der Erteilung 
des Patents für die vergangene Zeit im Verletzungsprozeß 
auch dann gebunden, wenn ſie das Patent für nichtig halten. 
Gerade in dieſem Gedanken tritt der entſcheidende Geſichts⸗ 
punkt zutage, der in den Gründen der RGlulrteile zu dieſer 
Frage immer wiederkehrt und auch ſonſt als ausſchlaggebend 
hingeſtellt wird (vgl. Krane, 2. Aufl, § 13 S. 203, 837 
Anm. 2b, § 12 Aum. 1 b; Pietzcker § 10 Anm. 12 Ziff. 4; 
Klauer⸗-Möhring 8 13 Aum. 6b). 

Demgegenüber find die Verhältniſſe beim Löſchungsantrag 
gegen Gebrauchsmuſter aber grundſätzlich anders. Hier han⸗ 
delt es ſich jetzt um ein echtes Rechtsgeſtaltungsbegehren, denn 
der Antrag richtet ſich direkt auf Loͤſchung des Gebrauchs⸗ 


muſters. Vergleichbar iſt er dem Antrag auf Löſchung eines 
Warenzeichens gemäß § 10 Abſ. 2 Ziff. 2 WG, bei dem 
wohl noch niemand auf den Gedanken gekommen iſt, ihn zwecks 
Feſtſtellung der Unwirkſamkeit des Warenzeichens nach deſſen 
Löſchung in der Rolle zu ſtellen, obgleich auch dort Rück⸗ 
wirkung eintritt (vgl. W. Pinzger, 2. Aufl., 8 15 WzZG. 
Anm. 4). Ein Übergang zu einem Antrag auf Feſtſtellung der 
Schutzunwürdigkeit eines gelöſchten Gebrauchsmuſters würde 
hier zum Eintritt in eine völlig andere Verfahrensart — vom 
Rechtsgeſtaltungsverfahren zum Feſtſtellungsprozeß — führen, 
alſo zum mindeſten eine Klageänderung bedeuten, wenn man 
nicht überhaupt annehmen will, daß es ſich hier wegen der 
grundſätzlichen Anderung des Anſpruchszieles, des behaupteten 
Tatbeſtandes und der angeblichen Rechtsfolge um eine völlig 
neue Klage handelt. Abgeſehen davon ſind aber die Grundſätze 
des Nichtigkeitsverfahrens auf das Löſchungsverfahren ſchon 
um deswillen nicht anwendbar, weil hier die entſcheidende Er⸗ 
wägung, mit der dort die Zulaſſung einer Fortführung des 
Nichtigkeitsverfahrens nach Ablauf des Patentſchutzes begründet 
wurde, nicht durchgreifen kann: Während dort die Gerichte 
beim Fehlen eines Nichtigkeitsurteils an den Beſtand des 
Patents in der Vergangenheit bei Geltendmachung von Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen gebunden ſind, können die ordentlichen 
Gerichte bei Anſtrengung einer ſolchen Klage aus einem ge⸗ 
löſchten Gebrauchsmuſter ſelbſtändig prüfen, ob das Gebrauchs⸗ 
muſter ſchutzwürdig war oder ob ihm jeder Schutz zu verſagen 
iſt. Der Verletzer kann ſich daher mit dem Einwand der Schutz⸗ 
unwürdigkeit im Verletzungsprozeß verteidigen, benötigt alſo 
eine Klage auf Feſtſtellung der Unwirkſamkeit des Gebrauchs- 
muſters nicht, um deſſen Rechtswirkungen auch für die Ver⸗ 
gangenheit zu beſeitigen. Das iſt auch von Zeller („Ge 
brauchsmuſterrecht“ S. 433) überſehen worden. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß die für die 
Nichtigkeitsklage entwickelten Rechtsgrundſätze auf das jetzige 
Löſchungsverfahren gegen Gebrauchsmuſter nicht übertragen 
werden können. Auch die zu dem früheren Löſchungsprozeß vor 
den ordentlichen Gerichten ergangenen Entſcheidungen paſſen 
nach dem Geſagten für die gegenwärtige Rechtslage nicht. Es 
beſtehen daher keine Bedenken, aus 8 8 GebrMuſtch., § 13 
GVG. den Schluß zu ziehen, daß die ordentlichen Gerichte nicht 
nur für die Inzidentfeſtſtellung der Schutzwürdigkeit oder 
Schutzunwürdigkeit eines Gebrauchsmuſters im Verletzungs⸗ 
prozeß zuſtändig ſind, ſondern für die gleiche Feſtſtellung in 
negativer Beziehung auch dann, wenn das Gebrauchsmuſter 
vor oder nach der Einreichung eines Löſchungsantrages beim 
RPat A. durch Zeitablauf oder Verzicht — der immer ernſt 
gemeint und daher niemals gemäß 8 138 BGB. nichtig ſein 
wird (gegen Zeller a. a. O.) — erloſchen iſt. 

Mit dieſer grundſätzlichen Feſtſtellung ſind aber die 
ſchwerſten Bedenken, die der angeführte Zwiſchenbeſcheid des 
RPat A. und die Außerungen von Zeller und Wichards 
a. a. O. hervorrufen müſſen, beſeitigt. Denn die ordentlichen 


Gerichte werden zwar in Zukunft ebenfalls — dem Wunſche 


des Geſetzgebers folgend — ſchärfere Anforderungen an die 
Schutzwürdigkeit von Gebrauchsmuſtern ſtellen, ſich aber nie⸗ 
mals wie das RPat A. in dem fraglichen Zwiſchenbeſcheid 
für befugt halten, ſich über rechtskräftige Entſcheidungen des 
oberſten deutſchen Gerichts hinwegzuſetzen. Sie werden ſich 
an ihre bisherigen Stellungnahmen zu den älteren Gebrauchs⸗ 
muſtern gebunden halten und nur bei neuen Streitfällen über 
neuere Schutzrechte eine allmähliche Anpaſſung an die noch in 
der Entwicklung befindlichen Richtlinien des RPat A. in der 
Beurteilung der Schutzwürdigkeit von Gebrauchsmuſtern ſuchen. 

Aber noch in einem anderen Punkte gibt die Rechts⸗ 
anſicht des RPat A. und die zuſtimmende Stellungnahme von 
Wichards (GRllR. 1937, 428) zu Bedenken Anlaß. Denn 
es muß als zum mindeſten zweifelhaft angeſehen werden, 
ob eine Wiederaufnahme des Verfahrens im Wege der Re⸗ 
ſtitutionsklage gemäß § 580) Ziff. 7b ZPO. auf Grund einer 
nachträglich erſtrittenen Löſchungsentſcheidung mit Erfolg 
würde betrieben werden können (ablehnend auch Klauer⸗ 
Möhring 8 13 Pat. Aum. 6b). Nach der bisher fiber» 
wiegenden Meinung der Wiſſenſchaft (Jonas 8 580 RO. 
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Anm. IV 2; Baumbach 8 580 350. Anm. Ab) ſowie der 
Rechtſprechung (RG. 80, 242; 123, 105; RG. „Recht“ 1933 
Nr. 388) kann davon, daß eine Partei eine „Urkunde auffindet 
oder zu benutzen inſtand geſetzt wird, welche eine ihr günſtigere 


Löſchungsentſcheidung des RPat A eine Tatſache bekunde, die 
vor ihrem Erlaß — nämlich bereits mit Anmeldung des fler 
i ächit aller⸗ 


die den Löſchungsantrag zurückweiſende Entſcheidung inſoweit 
nicht grundſätzlich auders als der auf Löſchung des Gebrauchs 
muſters lautende Beſchluß gewertet werden darf. Aber gerade 


niſſen die von Wichards ana. O. vertretene Anſicht führen 
muß. Denn wenn das RPat A. einen Löſchungsantrag zurück⸗ 
weiſt, ſo iſt damit noch kein endgültiges Wort geſprochen, ins⸗ 
beſondere iſt es m. E. nicht zutreffend, einem ſolchen Beſchluß 
Das muß ſchon zwiſchen 


kläger in 
ber Technik beibringt (vgl. für den Fall der Nichtigkeitsklage 


letzungsprozeß zwingen, würde, obgleich dieſer an ſich rechts⸗ 
kräftig durch ein die Schutzwürdigkeit verneinendes Urteil ab⸗ 
geſchloſſen war. Und wenn daun ein neues Löſchungsverfahren 


mit neuem Material eingeleitet wird, das zur Loſchung des 


Es iſt wohl kaum jemals von irgendeiner Seite bezweifelt 
worden, daß das Verluſtigkeitsurteil nach 8515 Abſ. 3 3PO., 
durch welches nach Rücknahme der Berufung ausdrücklich der 
Verluſt des Rechtsmittels ausgeſprochen werden kann, eine 
durchaus überflüſſige Einrichtung iſt. In der Tat ſtellt dieſes 
Urteil nur deklaratoriſch feſt, daß der Rechtsmittelkläger des 
eingelegten Rechtsmittels — nicht etwa ſchlechthin der Möͤglich⸗ 
keit, Rechtsmittel einzulegen — zufolge ordnungsmäßiger Be⸗ 
rufungsrücknahme verluſtig gegangen iſt. Ein Ausſpruch alſo 
von nur formaler Bedeutung (RG.: JW. 1907, 392). Er 
ſchadet weder dem Berufungskläger noch nutzt er dem Be⸗ 
rufungsbeklagten! Die verfahrensrechtliche Lage wird dadurch 
nicht irgendwie berührt. Man fragt ſich deshalb bei jedem 
neuen Fall immer wieder, inwiefern denn ein Rechts ⸗ 
ſchutzbedürfnis auf ſeiten des Berufungsbeflagten vor⸗ 
liegt. Trotzdem muß man ſich davor hüten, ein ſolches nun 
etwa generell zu verneinen. Das würde eine Korrektur des Ge⸗ 
ſetzes bedeuten. Denn da es dem Berufungsbeklagten das Recht 
auf ein derartiges Urteil zugeſteht, bejaht es grundſätzlich und 
ohne weiteres den Anſpruch auf Rechtsſchutz auch inſoweit. 

Damit iſt nun allerdings keineswegs ausgeſchloſſen, im 
Einzelfalle doch ein Rechtsſchutzintereſſe des Berufungsbeklag⸗ 
ten zu verneinen, wenn beſondere Umſtände für dieſe Prüfung 
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Gebrauchsmuſters führt, dann müſſen die Gerichte erneut 
gemäß § 580 Ziff. 7b ABO. das Verfahren wieder aufnehmen, 
um im Ergebnis ihr erſtes Urteil wiederherzuſtellen. 

Nein, weder der auf Löſchung lautende Beſchluß des 
Röpat A. noch der den Löſchungsantrag zurückweiſende ſtellen 
eine Urkunde dar, mit der die Neſtitutionsklage gemäß 8580 
Ziff 7b ZPO. durchgeführt werden kann. Denn der erſtere 
bezeugt zunächſt nur die Tatſache, daß das Gebrauchsmuſter 
nunmehr, nach Rechtskraft des Urteils im vorangegangenen 
Verletzungsprozeß, gelöſcht iſt. Darüber hinaus haben beide 
Beſchlüſſe lediglich die Bedeutung einer Meinungsäußerung 
des RPat A. über die Schutzwürdigkeit des Gebrauchs muſters, 
die einem Gutachten einer beſonders ſachverſtändigen Stelle 
vergleichbar iſt und die ordentlichen Gerichte gemäß 8.11 
Satz 3 GebrMuſtGG. nur dann bindet, wenn „während des 
Löſchungsverfahrens ein Rechtsſtreit anhängig“ if. Eine 
darüber hinausgehende Bindung für rechtskräftig abgeſchloſ⸗ 
ſene Verfahren entſpricht weder dem Sinn des Geſetzes noch 
dem Intereſſe der Parteien, die ſich auf die Rechtskraft eines 
Urteils der ordentlichen Gerichte müſſen verlaſſen können. 
Daß eine Löſchung des Gebrauchsmuſters auch dann, wenn 
ſie vor Anhängigwerden des Verletzungsprozeſſes erfolgt, die 
ordentlichen Gerichte bindet, ergibt ſich nicht aus einer künſt⸗ 
lich zu konſtruierenden allgemeinen Rechtskraftwirkung, fon⸗ 
dern aus der Geſtaltungswirkung dieſer Entſcheidung, die zur 
Löſchung des Gebrauchsmuſters in der Rolle und damit zu 
ſeiner rückwirkenden Vernichtung führt. Nach rechtskräftiger 
Entſcheidung des Prozeſſes kann eine Löſchungsentſcheidung 
des RPat A. keine Bindung für die ordentlichen Gerichte zur 
Folge haben, auch nicht etwa gemäß 8 580 Ziff. 7b 3PO., 
insbeſondere aber dann nicht, wenn das Gebrauchsmuſter vor 
der Entſcheidung des RPat A. bereits erloſchen iſt. Dann hat 
der Beſchluß des RPat A. lediglich die Bedeutung einer gut⸗ 
achtlichen Außerung, unter deren Berückſichtigung die ordent⸗ 
lichen Gerichte von ſich aus ſelbſtändig in zukünftigen Ver⸗ 
fahren die Schutzwürdigkeit des Gebrauchs muſters zu prüfen 
haben, da nur ihnen gemäß 817 Abſ. 1 Gch. die Befugnis 
zuſteht, über ihre Zuſtändigkeit ſelbſt zu entſcheiden, ohne an 
die Auffaſſung einer Verwaltungsbehörde gebunden zu ſein 
(Fleiner, „Inſtitutionen“ 82; Hellwig, Lehrbuch 1 S. 89 
und andere). Sie entſcheiden daher auch aus dieſem Grunde 
ſelbſtändig, wenn eine negative Feſtſtellungsklage bezüglich 
der Schutzwürdigkeit eines erloſchenen Gebrauchsmuſters ans 
geſtrengt wird. 


vorliegen (welche Möglichkeit auch RG. Gruch. 44, 1189 
bereits andeutet). Ein ſolcher Fall würde z. B. dann vor⸗ 
liegen, wenn dem Berufungsbeklagten bereits Rechtskraftatteſt 
erteilt worden iſt und von der Gegenſeite keine Schritte zur 
Fortführung des Verfahrens unternommen worden ſind. Dann 
kann naturgemäß der Verluſtausſpruch für den Berufungs- 
beklagten keinerlei Sinn und Zweck mehr haben. Deshalb wird 
z. B. das ausſchließlich für dieſen Zweck nachgeſuchte Armen⸗ 
recht zu verſagen fein (fo bereits KO. v. 19. Juni 1935: JW. 
1935, 2292). Wird Koſten⸗ und Verluſturteil beantragt, 
dann wird es allerdings unbedenklich fein, für beides das 
Armenrecht zu bewilligen, ſofern — worauf noch eingegangen 
werden wird — hierdurch nicht beſondere Koſten verurſacht 
werden. Dabei ſei jedoch erwähnt, daß auch für das Koſten⸗ 
urteil allein eine Verweigerung des Armenrechts dann in Frage 
kommen kann, wenn für dieſes das Rechtsſchutzbedürfnis fehlt. 
Su z. B. wenn — wie vielfach in Eheſachen — beide Parteien 
arm ſind, keine Ausſicht auf Beſſerung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe beſteht und der Rechtsmittelbeklagte deshalb auch 
keine Ausſicht hat, von der Gegenſeite, vielleicht gerade von 
der Frau, jemals die Koſten eintreiben zu können (jo bereits 
obige Entſch. des Kg.). Hier kann durchaus Raum für die 
Verſagung des Armenrechts wegen Mutwilligkeit — eines 


2688 


ſonſt nur ſparſam zu verwendenden Tadels — jein (jo auch 
Gaedeke, „Mißbrauch des Armenrechts“: IW. 1936, 
2118 5). 

Eigentümlicherweiſe iſt nie verſucht worden, aus der Er⸗ 
kenntnis der Überflüſſigkeit dieſer Einrichtung die praktiſche 
Schlußfolgerung zu ziehen in der Richtung, nun einmal die 
ſtreitwertmäßige Bedeutung dieſes Aktes etwas näher zu unter⸗ 
ſuchen und ihn entſprechend einzugruppieren. Soweit erſicht⸗ 
lich, hat erſtmalig das Obergericht Danzig: JW. 1929, 867 
ſich der bis dahin allgemeinen Auffaſſung entgegengeſtellt, daß 
der Streitwert des Verluſtigkeitsurteils der Streitwert der 
Hauptſache ſei. Insbeſondere hat dann der Koſtenſenat des 
KG. gleichſam den gordiſchen Knoten durchhauen, der die ſach⸗ 
gemäße gebühren rechtliche Behandlung dieſes eigen- 
artigen Rechtsinſtituts zu verhindern ſchien. In der grund]. 
Entſch. 20 W 280/33 v. 11. Jan. 1933: JW. 1933, 1078 iſt 
im einzelnen dargelegt worden, daß der Streitwert des Ver⸗ 
luſtigkeitsurteils nicht, wie allgemein angenommen wird, der 
Streitwert auch der Hauptſache ſei, ſondern daß dieſe durch 
die Rücknahme ihre Erledigung gefunden habe und nunmehr 
nur noch das Intereſſe des Berufungsbeklagten an der de⸗ 
klaratoriſchen Feſtſtellung des Rechtsmittelverluſts gemäß 8 3 
PO. frei zu ſchätzen iſt. Es iſt dort ausgeführt, daß dem An⸗ 
ſpruch ſelbſt dabei nur inſofern eine gewiſſe Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden kann, als er für die Bedeutung des geſamten 
Rechtsſtreits für die Parteien und demgemäß für die Be⸗ 
meſſung des Intereſſes des Berufungsbeklagten an dem Ver⸗ 
luſtigkeitsurteil einen Anhaltspunkt geben kann, daß im übrigen 
der Verluſtausſpruch auch als Inzidentpunkt für die Koſten⸗ 
pflicht (nach ordnungsmäßiger Rücknahme) dann ins Gewicht 
fallen kann, wenn eben zugleich Koſtenurteil beantragt wird. 
Als Richtlinie für die Schätzung nach $3 nimmt die Entſchei⸗ 
dung an: ergeht kein Koſtenurteil, dann wird immerhin das 
Intereſſe gleich dem Betrage der aufgelaufenen Koſten zu 
ſchätzen ſein. Neben dem Koſtenurteil, d. h. neben dem Betrag 
der Koſten wird im allgemeinen nur noch ein verhältnismäßig 
geringer Streitwert angenommen werden können. Dabei iſt 
allerdings zu beachten, daß bei nur teilweiſer Rechksmittel⸗ 
rücknahme die Koſten immer noch Nebenforderung bleiben und 
ſtreitwertmäßig überhaupt nicht ins Gewicht fallen. 

Dieſe Einſtellung iſt zwar als aus dem Syſtem der Streit⸗ 
wertberechnung fallend bekämpft worden, da es nicht angehe, 
einzelne Verfahrensakte ſtreitwertmäßig beſonders zu ſchätzen. 
Sie hat aber gleichwohl ſchon weitere Anhänger, insbeſondere 
auch bei anderen Senaten des KG., gefunden und wird ohne 
Frage ſich immer mehr durchſetzen, je mehr die Erkenntnis der 
Überflüſſigkeit ſolcher Urteile ſich Bahn bricht. s 

Aber ſelbſt wenn der Vorwurf der Gegenanſicht begründet 
wäre, ſo brauchte er nicht zu ſchrecken. Denn ſelbſt eine ſolche 
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Anomalie, eine Durchbrechung des Prinzips der Streitwert⸗ 
regelung würde ihre Rechtfertigung durch das erſtrebenswerte 
Ergebnis finden, einen als praktiſch wertlos erkannten, zweifel⸗ 
los nur eine Belaſtung des Verfahrens bildenden Akt rein 
formaler Natur, der ſich nach Erledigung der Hauptſache 
abſpielt, durch geeignete ſtreitwertnäßige Beurteilung von 
der Belaſtung und Verteuerung des Prozeſſes auszuſchließen. 
Damit verliert auch das Argument von OLG. Düſſeldorf 
(Eutſch. v. 4. Nov. 1936: ZW. 1937, 48) feine Bedeutung, 
daß ſchon die etwaige Ablehnung des Verluſtigkeitsurteils 
mangels ordnungsmäßiger Berufungsrücknahme zeige, daß das 
eigentliche Berufungsverfahren noch weiter anhängig ſei, ſo 
daß auch das Verluſtigkeitsverfahren nur als unſelbſtändiger 
Teil dieſes ganzen Berufungsverfahrens anzuſehen ſei, der die 
Anwendung des § 3 ZPO. nicht zulaſſe. Im übrigen kann 
naturgemäß ein unbegründeterweiſe, d. h. ohne Vorliegen einer 
ordnungsmäßigen Rücknahme geſtellter Antrag aus 8 515 
Abſ. 3 ZPO. ſehr wohl als im Rahmen der noch ſchwebenden 
Berufung liegend angeſehen werden. Begrifflich ſetzt aber das 
Verluſturteil eine erledigte Berufung voraus. 

Beſonderes Intereſſe erhält dieſe Frage in Eheſachen, 
ſoweit dieſe — wie es ja überwiegend der Fall iſt — im 
Armenrecht geführt werden und es ſich demgemäß um die 
Gebühren der Armenanwälte handelt. Hierzu hat ſich neuere 
dings OLG. Köln (Entſch. v. 8. Juni 1937: JW. 1937, 2238) 
auf den Standpunkt geſtellt, es ſei für die Erwirkung des Ver⸗ 
luſtigkeitsurteils der feſte Gebührenſatz der NotVO., jetzt des 
Geſ. v. 13. Dez. 1935, nämlich 24 K.,, zugrunde zu legen, 
weil das Verfahren ſich nicht lediglich auf die Koſten be- 
ſchränke !). 

OLG. Köln befindet ſich damit in Übereinſtimmung mit 
der Rechtſprechung des Koſtenſenats des KG., die in ausdrück⸗ 
lichem Gegenſatz zu Nichteheſachen ebenfalls die feſte Gebühr 
dem Armenanwalt zubilligt (Entſch. v. 28. Okt. 1933 bei 
Gaedeke, „Koſtenrechtſpr.“ Nr. 404 = IW. 1933, 2660), 
während allerdings bei Koſtenurteil allein nur der Streitwert 
der Koſten der Gebührenberechnung zugrunde zu legen iſt 
(Entſch. v. 31. Mai 1933 bei Gaedeke Nr. 403). Ob hier 
nicht eine gewiſſe Inkonſequenz vorliegt und richtiger auch in 
Eheſachen der Grundſatz der Schätzung nach $3 ZPO. An⸗ 
wendung finden müßte, ſoll, nachdem die Rechtſprechung nun⸗ 
mehr in gegenteiligem Sinne ſich feſtgelegt hat, nicht weiter 
erörtert werden. Der Wortlaut der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen kann jedenfalls von der Rechtſprechung für ſich in 
Anſpruch genommen werden. 


1) OO. Köln billigt deshalb, da nichtſtreitige Verhand— 
lung vorlag, nur die halbe Gebühr zu, was nach 8 16 Saß 2 
NAGEHD. dann zutrifft, wenn der Beklagte Berufungsbetlagter 
iſt, andernfalls die volle Gebühr erwachſen wäre. 


Mitteilung von Klagen und vollſtreckungsmaßnahmen 
gegen Rechtsanwälte, Notare und Aſſeſſoren 


I. Der Reichsjuſtizminiſter hat durch AV. v. 1. Okt. 
1937 (1432 — IVb 7693) erſucht 


a) die Geſchäftsſtellen der Amts⸗ und Land⸗ 
gerichte, von jeder Einreichung einer Klage, eines 
Güteantrages, Mahngeſuches oder Arreſtgeſuches gegen 
einen Rechtsanwalt oder Notar; 


b) die Geſchäftsſtellen der Vollſtreckungs⸗ 
gerichte, von jeder von dem Richter oder Rechts⸗ 
pfleger gegen einen Rechtsanwalt oder Notar vorgenom⸗ 
menen Pfändung, Grundſtücksbeſchlagnahme oder im 
Offenbarungsverfahren erfolgenden Ladung zum Offen⸗ 
barungstermin, Abgabe der Verſicherung nach 8 19d 
der ZwangsvollſtrôO. v. 26. Mai 1933, Eidesleiſtung 
oder Haftanorduung; 


c) die Gerichtsvollzieher, von jedem Vollſtreckungs⸗ 
auftrag gegen einen Rechtsanwalt oder Notar 


alsbald Mitteilung zu machen. 


II. Die gleiche Mitteilungspflicht beſteht hinſichtlich der 
Anwalts- und Notariatsaſſeſſoren ſowie der Aſſeſſoren im 
anwaltlichen und notariſchen Probedienſt. 

III. Die Mitteilungen ſind zu richten 

a) ſoweit Rechtsanwälte und Anwaltsaſſeſſo⸗ 
ren betroffen ſind, an den Präſidenten der Rechtsan⸗ 
waltskammer, in deſſen Bezirk der Rechtsanwalt oder 
der ausbildende Rechtsanwalt zugelaſſen iſt; 

b) ſoweit Notare und Notariatsaſſeſſoren be⸗ 
troffen ſind, an den Landgerichtspräſidenten, in deſſen 
Bezirk der Notar oder der ausbildende Notar ſeinen 
Sitz hat; 

c) ſoweit Aſſeſſoren im anwaltlichen und no⸗ 
tariſchen Probedienſt betroffen ſind, an den 
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Oberlandesgerichtspräſidenten, in deſſen Bezirk der Aſ⸗ 

ſeſſor zum Probedienſt überwieſen iſt. 

IV. Iſt ein Rechtsanwalt zugleich Notar, ſo ſind Mit⸗ 
teilungen ſowohl an den Präſidenten der Rechtsanwaltskam⸗ 
mer als auch an den Landgerichtspräſidenten zu richten. 


die drei Aufgaben des NSRB. 
Anſprache des Reichsrechtsführers im Hauſe der DeutſchenRechtsfront 


Als Auftakt für die Winterarbeit des NSR B. hatte der 
Reichsrechtsführer, Reichsminiſter Dr. Frank, die Reichs⸗ 
gruppenwalter und Hauptabteilungsleiter des NSR B. im 
Haufe der Deutſchen Rechtsfront zuſammengerufen, um ihnen 
Richtlinien für ihre künftige Arbeit zu geben. 

Das Kernſtück der Anſprache des Reichs rechtsführers, bei 
der auch Hauptamtsleiter Dr. Fiſcher vom Reichsrechtsamt 
der NSDAP., der Reichsgeſchäftsführer das NS B., 
Dr. Heuber, der Organiſationswalter des NSRB., Pro⸗ 
ſeſſor Dr. Noack, der Chef des Miniſteramts von Reichs⸗ 
miniſter Dr. Frank, Oberftaatsanwult Dr. Bühler, 
ſowie der Direktor der Akademie für Deutſches Recht, Dr. 
Dr. Laſch, zugegen waren, bildeten Ausführungen über die 
Aufgaben des NSR B. 

Drei Punkte ſeien, ſo erklärte der Reichsrechtsführer, 
beſonders wichtig für die künftigen Arbeiten des NSgi B.: die 
rechtspolitiſche Kampftruppe der Bewegung zu fein, die aus⸗ 
ſchließliche Standesorganiſation der Rechtswahrer zu bilden 
und die Rechtsautorität im Reiche Adolf Hitlers zu ſichern 
und zu wahren. Ahnlich wie die NSDAP. dank ihres 
kämpferiſchen Charakters für die Durchſetzung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung im deutſchen Volke zu ſorgen 
habe, habe der NSRB. die Verpflichtung, in ſeinen Reihen 
nach Männern für den rechtspolitiſchen Kampf Ausſchau zu 
halten und dieſe dann an den geeigneten Stellen zum Einſatz 
zu bringen. Ebenſo wie das Ringen der NS DA. mit der 
Machtübernahme nicht beendet geweſen ſei, ſei der Kampf 
um das Recht nicht 1933 abgeſchloſſen worden, im Gegen- 
teil habe er dann erſt eigentlich ſo recht begonnen. Trager 
dieſes Kampfes könnten nur Männer ſein, die ihre ganze 
Perſönlichkeit für die Idee einſetzten. Als ausſchließliche 
Standesorganiſation der Rechtswahrer obläge dem NSR B. 
die Aufgabe, ſeine Mitglieder zu betreuen und durch ſtetige 
Schulung in der Weltanſchauung des Nationalſozialismus zu 
feſtigen. Solange es ein deutſches Rechtsleben gäbe, werde 
der deutſche Rechtsſtand als ein zwar zahlenmäßig kleiner, 
aber in ſich feſtgefügter und einheitlich ausgerichteter Beſtand⸗ 
teil der nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaft beſtehen bleiben. 

Beſonders eingehend befaßte ſich der Reichsrechtsführer 
mit der letzten großen Aufgabe des NSR B., die Kampftruppe 
der Partei auf dem Gebiete der Rechtsautorität zu ſein. Da 
die Macht nur durch das Recht geſichert werden könne, müſſe 
der deutſche Rechtswahrer überall für Rechtsordnung, Rechts- 
ſicherheit und Rechtswahrheit eintreten. Im ganzen Volke 
müſſe das Bewußtſein für das wahre Recht geweckt werden, 
jeder müſſe die Überzeugung haben, daß er gerecht behandelt 
werde. Heute werde Deutſchland von Männern regiert, die 
auf Grund ihrer geſchichtlichen Sendung und kraft ihres 
ſchöpferiſchen Kämpfertums Autorität beſäßen. Dieſe Männer 
müßten, da das Dritte Reich Jahrtauſende beſtehen ſolle, 

orſorge für eine Zeit treffen, in der dieſe unmittelbare 
Autoritätswirkung nicht mehr vorhanden ſein werde. Falſch 


ſei es, zu glauben, daß ſich Autorität und Macht in der Un⸗ 


Auſſätze 


Aus der Deutſchen Kechtsfront 
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V. Die AV. über Mitteilung von Klagen und Voll⸗ 
ſtreckungsmaßnahmen gegen Rechtsanwälte an die Präſiden⸗ 
ten der Rechtsanwaltskammer v. 16. Jan. 1935 (IVb 6091) 
— Da. 1937, 136 — ift damit gegenſtandslos geworden. 


(Entnommen aus DJ. 1937, 1570.) 


abhängigkeit von einer Kontrolle durch das Recht ausdrücke; 
ein ſolcher Zuſtand würde vielmehr Gewalt und Willkür ſein. 
In klarer Erkenntnis der Bedeutung des Rechts im Leben 
des eigenen Volkes und des der Völker habe es der Führer 
von Anfang an zum Ausgangspunkt ſeiner gewaltigen Auf⸗ 
bauarbeit gemacht. Der Kampf für dieſes Recht im Dienſt 
Adolf Hitlers ſei und bleibe die ethiſche Sendung der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Rechtswahrer. 

Abſchließend ſprach der Reichsrechtsführer noch über die 
Arbeitsgebiete der übrigen von ihm geführten Einrichtungen 
im Rechtsleben der Nation. 5 

n. 


„Juriſtenball 1957“ 


Der „Juriſtenball 1937“, der ſeinen traditionellen 
Namen beibehalten hat, ſoll die Rechtswahrer und ihre 
Freunde mit den führenden Vertretern des öffentlichen Lebens 
in kameradſchaftlicher Geſelligkeit und Fröhlichkeit am 13. Nov. 
1937 bei Kroll verſammeln und ihnen Erholung und Freude 
vermitteln. Soweit Bundesmitglieder aus einzelnen Gauen. 
Gelegenheit nehmen wollen, an dieſer zentralen Kamerad⸗ 
ſchaftsveranſtaltung des NSR B. in Berlin teilzunehmen, 
wird es zweckmäßig ſein, ſich wegen der dadurch zu erreichen⸗ 
den Verbilligung der Fahrtkoſten in einer Sonderfahrt an die 
zuſtändigen Dienſtſtellen des Bundes zu wenden. Für eine 
würdige Ausgeſtaltung durch künſtleriſche Darbietungen dieſes 
großen Gemeinſchaftstreffens deutſcher Rechtswahrer, bei 
welchem der geſamte deutſche Rechtsſtand vom Reichsrechts⸗ 
führer bis zum jüngſten Rechtswahrer anweſend ſein wird, 
iſt Sorge getragen worden. Im Rahmen des Feſtes wird 
u. a. die Tanzgruppe der Preußiſchen Staatstheater die 
Tanzphantaſie „Espana“ von Emanuel Chabrier zur Dar⸗ 
ſtellung bringen. Außerdem ſind weitere Einzeldarbietungen 
vorgeſehen. Als Tanzorcheſter ſind Oskar Jooſt und feine 
Solokünſtler verpflichtet worden. Ferner wird eine Tombola 
veranſtaltet, für die bereits eine große Anzahl von wert⸗ 
vollen Gewinnen ausgeſetzt worden iſt. 


Der Ertrag der Veranſtaltung, die unter dem Protek⸗ 
torat des Reichsrechtsführers, Reichsminiſters Dr. Frank 
ſteht, wird wohltätigen Zwecken zugeführt werden. Die Ein⸗ 
trittspreiſe ſind für Bundesmitglieder, junge Rechtswahrer 
und Studenten beſonders niedrig gehalten. Im Vorverkauf 
bezahlen Studenten und junge Rechtswahrer 2,50 AM, bie 
übrigen Bundesmitglieder 6 AM. Der Kartenpreis für Gaſte 
beträgt im Vorverkauf 10 AM. An der Abendkaſſe dagegen 
zahlen Studenten und junge Rechtswahrer 5 N., bie übrigen 
Teilnehmer 15 RM. Es iſt deshalb zweckmäßig, ſich die 
Karten rechtzeitig im Vorverkauf zu ſichern; ſie ſind er⸗ 
hältlich bei den Gerichten, in der Univerſität, den Hochschulen, 
der Gaugeſchäftsſtelle des SRB. Berlin W 62, Kleiſtſtr. 21, 
dem Pförtner der Reichsgeſchäftsſtelle, Berlin W 35, Tier⸗ 
gartenſtr. 20 und den üblichen Kartenverkaufsſtellen. Vor⸗ 
herige Tiſchbeſtellungen können in der Reichsgeſchäftsſtelle 
des NSR B. (Organiſation App. 38) vorgenommen werden. 
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Alf Noll: Grundſätze nationalſozialiſtiſcher 


Wirtſchaftspolit ik. Berlin 1937. Suduftrieverlag Spaeth 
u. Linde. 44 S. Preis kart. 1 AM. 

Die Broſchüre iſt ein Sonderdruck aus der „Handelshoch⸗ 
ſchule“ (Lehrgang der e eee Ihr Verf. iſt 
Mitarbeiter der Kommiſſion für Wirtſchaftspolitik der NSDAP., 
deren Leiter, Bernhard Köhler, der Broſchüre ein Ge⸗ 
leitwort gewidmet hat. Noll arbeitet drei Hauptgrundſätzlich⸗ 
keiten heraus, die „die geſamte nationalſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
politik umſpannen“ und eine in ſich „unaufjpaltbare Einheit“ 
bilden (S. 12). Dieſe drei Hauptgrundſätzlichkeiten werden in 
drei Kapiteln des Heftes eingehender erörtert; es ſind dies: 

1. Sozialiſtiſche Wirtſchaft; 2. Politik vor Wirtſchaft; 
3. Recht auf Arbeit. Ausführlicher erläutert Noll dieſe Theſen 
dahin (S. 12): „Sozialiſtiſche Wirtſchaft iſt wahre Volkswirt⸗ 
ſchaft, die der Nationalſozialismus erſtmals zu geſtalten unter⸗ 
nimmt, und zwar als einheitlich und folgerichtig dem Volks⸗ 
zweck dienende Wirtſchaftsbetätigung einer Volksperſönlichkeit.“ 

„Die Volkswirtſchaft unterliegt den Lebeusgeſetzen des 
Volkes und wird ebenſo willensmäßig politiſch geführt, wie das 
ganze Volk der politiſchen Führung unterſteht.“ 

„Grundlage allen Wirtſchaftens iſt die Arbeit. Sie ſteht 
jedem Volksgenoſſen vorausſetzungslos zu.“ 

In einem Schlußkapitel behandelt der Verf. das Weſen 
des Wirtſchaftspolitiſchen, das er dahin formuliert: „Wirt⸗ 
ſchaftspolitik iſt nicht ein techniſches Abrollenlaſſen wirtſchaft⸗ 
licher, materieller Funktionen, ſondern eine ewige, nie voll⸗ 
endete Aufgabe, zur Erhöhung des Geſamt⸗ und Einzelwohls 
alle der Volkswirtſchaft dienlichen geiſtigen und fachlichen Kräfte 
freizumachen, zu beleben und, ausgerichtet auf da, Geſamt⸗ 
intereſſe, zu geordnetem Einſatz kommen zu laſſen“ (S. 44). 

Aſſeſſor Xeppiu, Verlin. 


Rel. Dr. Ern ſt Eifer, Berlin: Euergiewirtſchafts⸗ 
recht. Energiewirtſchaftsgeſetz mit Durchſührungsbeſtimmun⸗ 
gen, Nebengeſetzen, Verordnungen, Erlaſſen. München und 
Berlin 1937. E. H. Beckſche Verlagsbuchholg. VIII, 368 S. 
(Loſeblattausgabe.) Preis 11 AM. (Leinenordner.) 


Verf., der als Leiter des juriſtiſchen Büros eines großen 
Energieverſorgungsunternehmens ſelbſt in der energiewirtſchaft⸗ 
lichen Praxis ſteht, hat die Reihe der vom Geſichtspunkte der 
Verſorgungsunternehmen aus geſchriebenen Kommentare zum 
Euergiewirtſchaftsc. um einen weiteren vermehrt. Aber neben 
die beiden in ſich wieder völlig verſchiedenen Kommentare von 
Darge⸗Melchinger⸗Rumpf (groß und breit angelegt 
und z. 3. noch ohne Regiſter) und Hans Müller (eindeutig, 
knapp, klar und höchſt angenehm zu leſen) iſt doch etwas völlig 
neues getreten. Eigentlich noch weniger als die genannten Kom⸗ 
mentatoren berückſichtigt Eifer die „gegenſeitige“ bzw. ergän⸗ 
zende Literatur, ſtellt ſich dadurch auf eine ungeſtörte Linie und 
bietet ſo insbeſondere den Vertretern und da wieder den Rechts⸗ 


vertretern der deutſchen Energiewirtſchaft eine blanke und zus, 


verläſſige Waffe im Kampfe. Der Vorzug der Eiſer ſchen Loſe⸗ 
blattausgabe iſt zunächſt ein rein äußerlicher: eben jederzeit 
durch die ſpäteren DurchfVoO., Erlaſſe und Richtlinien ergänzt 
werden zu können und dadurch ſtets auf dem laufenden und 
praktiſch brauchbar zu bleiben. Sodann geht der Inhalt weit 
über eine bloße Kommentierung des Geſetzes hinaus. Die Fülle 
des gebotenen Materials bietet ein umfangreiches und vom 
Standpunkte der Wirtſchaft aus vollſtändiges Elektrizitätsrecht. 
So folgt dem eigentlichen Kommentar zunächſt ein Auszug aus 
der deutſchen Gem O., dann ein Kapitel „Wettbewerb und Wer⸗ 
bung in der Energiewirtſchaft“, das ſog. EnergiediebſtahlsG., 
das Gej. über die Veräußerung von Nießbrauchsrechten und bes 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten v. 13. Dez. 1935, ein be⸗ 
ſonderer Abſchnitt „Verſorgungsleitungen und Verkehrsaula⸗ 
gen“ bringt die ſehr wichtigen „Fernmeldeeinrichtungen der 
Verſorgungsunternehmen“ ſowie „Energieanlagen und Fern- 
meldeeinrichtungen außerhalb öffentlicher Wege“. Die drei letz⸗ 
ten Kapitel bringen „Muſterperſorgungsbedingungen“, „Die Zu 
laſſung von Inſtallateuren“ und „Der Abſat von Energiever- 
brauchs⸗Geräten“. Ein ſehr ausführliches alphabetiſches Sach⸗ 
verzeichnis von 12 Seiten ermöglicht auch demjenigen, der die 
Fülle der Materien nicht beherrſcht, ein raſches Auffinden. 
Selbſtverſtändlich find auch die rechtlichen Belange der Gas- 
verſorgungsunternehmungen berückſichtigt. 

So tritt dieſes Werk berechtigt und ebenbürtig neben ſeine 


beiden Kameraden und wird ſich in ſeiner Neuheit und Eigen⸗ 
art dem Praktiler der Rechtsſeite der Energieverſorgungsunter⸗ 
nehmen wie dem Richter als notwendiges Rüſtzeug erweiſen, 
ohne daß gerade der Richter ſich aus dieſen, wenn auch noch ſo 
wiſſenſchaftlichen und qualifizierten Werken die Grundlagen 
ſeiner Entſcheidung allein und einzig holen wird und holen darf. 
Prof. Dr. Friedrich Liſt, Darmſtadt. 


Dr. jur. Fritz Kappel: Eigentumsvorbehalt und 
Erſatzſicherungen im Ausland unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der Maſchinenaus⸗ 
fuhr. Bd. I: Europa. Berlin 1937. Vertrieb VDJ⸗Verlag 
Gmbh. 112 S. Preis 12 AM. 

Der Eigentumsvorbehalt iſt in Deutſchland zu einem allge 
mein üblichen Beſtandteil der Lieferverträge geworden. Er hat den 
Vorteil, daß der Lieferer im Falle des Konkurſes die Ausſonde⸗ 
rung beanſpruchen kann, wenn der Konkursverwalter die Erfül⸗ 
lung des Kaufvertrages ablehnt, und daß er auch im Vergleichs⸗ 
verfahren den Anſpruch auf volle Befriedigung behält. Eine der⸗ 
artige Sicherung iſt in den außerdeutſchen Ländern zum großen 
Teil nicht vorhanden. Der Eigentumsvorbehalt wird entweder ge⸗ 
ſetzlich nicht anerkannt oder genießt nur bei Erfüllung beſonderer 
Förmlichkeiten Beachtung. Die Fachgruppe Werkzeugmaſchinen der 
Wirtſchaftsgruppe Maſchinenbau hat durch ihren Geſchäftsführer, 
den Herausgeber des Werkes, bei erfahrenen Rechtsanwälten des 
Auslandes Erkundigungen über die Möglichkeit einer Sicherung 
des Eigentums bis zur vollen Bezahlung des Kaufpreiſes einge⸗ 
zogen. Das Werk ſoll ſich auf ſämtliche Staaten der Erde er⸗ 
ſtrecken. Der bisher vorliegende erſte Band umſchließt die euro⸗ 
päiſchen Länder. Im nachfolgenden kann nur auf die Regelung in 
einzelnen wichtigen Ländern kurz eingegangen werden. 

In Italien iſt der Eigentumsvorbehalt zwar nicht geſetzlich 
feſtgelegt, jedoch ſeit 25 Jahren durch die Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung anerkannt. Daneben gewährt 8 773 Ital HGB. dem 
Gläubiger des nicht bezahlten Kaufpreiſes von Maſchinen bedeu⸗ 
tenden Wertes, die für Induſtrie- und landwirtſchaftliche Zwecke 
dienen und dem Konkursſchuldner wenigſtens drei Jahre vor der 
Konkurseröffnung verkauft worden ſind, ein Vorzugsrecht, wenn 
die Lieferfirma drei Monate nach Auslieferung der Maſchine die 
Urkunde, aus der der Verkauf und der Preis hervorgehen, in ein 
beſonderes öffentliches Regiſter bei der Kanzlei des für den Wohn⸗ 
ort des Käufers zuſtändigen Handelsgerichts eintragen läßt. Das 
Vorzugsrecht hat nur Wirkung, wenn der Käufer die Maſchine 
für ſeinen eigenen Betrieb angekauft hat und ſie ſich noch in ſei⸗ 
nem Beſitz befindet. Die Eigentumsvorbehaltsklauſel kann mit dem 
Vorzugsrecht auf Grund des § 773 Ital GB. gleichzeitig verein⸗ 
bart werden. 

Das franzöſiſche Recht kennt einen Eigentumsvorbehalt mit 
Wirkung Te Dritten, beſonders im Falle des Konkurſes, 
nicht. Zur Verhütung von Schädigungen im Falle des Konkurſes 
kann eine beſondere Beſtimmung in den Vertrag aufgenommen 
werden, wonach bei Nichtzahlung eines beliebigen Teiles des Kauf⸗ 
preiſes der Vertrag im vollen Umfang aufgelöſt werden kann und 
die bereits geleiſteten Zahlungen dem Verkäufer als Schadenserſatz 
verbleiben. Im Falle einer Zahlungsverzögerung muß der Ver⸗ 
käufer dem Schuldner eine „Sommation“ zuſtellen laſſen, auf 
Grund deren er die Herausgabe der Ware verlangt. 

In England hat der Verkäufer auf Grund des Warenver⸗ 
kaufsgeſetzes von 1893 (Sale of Goods Act) die Möglichkeit, ſich 
das Eigentum bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes vorzubehalten, 
jedoch fällt im Falle des Konkurſes die Ware gleichwohl in die 
Maſſe. Auch kann ſie ein gutgläubiger Dritter bei weiterer Veräuße⸗ 
rung rechtsgültig erwerben. Deshalb wird in England der Schutz 
des Verkäufers in Form eines Hire Purchase Agreements zu 
erreichen verſucht, auf Grund deſſen der Eigentümer die Ware 
dem Abnehmer vermietet und dieſer monatlich einen beſtimmten 
Betrag als Miete an Stelle von Kaupreisraten bezahlt. Der Nach⸗ 
teil für den Verkäufer iſt, daß nach dem Vertrage der Mieter 
jederzeit kündigen und die Ware zurückgeben kann. Jur Sicherung 
des Verkäufers wird beſtimmt, daß in ſolchen Fällen der Mieter, 
auch wenn er die Ware vorher zurückgibt, eine beſtimmte Anzahl 
von Mietraten bezahlen muß. Die Abfaſſung eines derartigen 
Mietvertrages wird zweckmäßig mit Hilfe eines engliſchen An⸗ 
walts erfolgen. 

In Belgien iſt ein Eigentumsvorbehalt zuläſſig. Jedoch kann 
im Konkurſe des Beſtellers der Eigentumsvorbehalt dem Konkurs⸗ 
verwalter gegenüber nicht geltend gemacht werden, da er i. S. des 
Geſetzes als Dritter anzuſehen iſt. 
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a er gi ge, de e E neck 
weiſt aber auch, daß der Lieferer ohne Hilſe au i = e . ugs 2 n 8 ichs⸗ 
anwälte ſein Eigentum, beſonders im Falle des Konkurſes des burg Mer 5 5 2 
e Bere am R durch Juden und Miſchlinge auf deutſchen Univerſitäten, Kindes⸗ 
RA. Dr. K. Voltmann, Düſſeldorf. annahmeverfahren und Namensänderungsverfahren. Die beach⸗ 
tenswerte Einleitung und die Ausführungen 1 5 Se N 
0 g in: tens Abſtammungsna i ind überarbeitet worden, I . 
VVV , Benöing werke 
geſetz. Geſetz über Aktiengeſe d 710 en nebſt die Zujanmenftellung von 46 Geſezen, Verordnungen und Er⸗ 
Kommanditgeſellich N ee Stilkes laſſen im Anſchluß an die Erläuterungen zu den Nürnberger Ge⸗ 
Ginführungsgeleg und Ave gage m, Stlte. ſeten und ihren Durchführungsverorbnungen; die Zuſammenſtel' 
Rech tsbibliothe Nr. 167.) 1 renne lung enthält keine Erläuterungen, die hier auch im großen und 
VID, 461 ©. Preis geb. reer Suültes ganzen entbehrlich find; ihr Nutzen liegt vielmehr darin, daß man 
In der bekannten gefälligen roten Ausgabe von . dier einmal alle notwendigen fonft oft ſchwer auffindbaren Ber 
Rechtsbibliother iſt ein Erläuterungsbuch von Dan 5 0 ſtimmungen geſchloſſen vorfindet. i g 
cik zum AktG. erſchienen. Der Verf. bemüht ſich, den Umbru ) Die Neubearbeitung der Erläuterungen kann jedoch nicht 
des Geſellſchaftsrechls in feinen Erläuterungen beſondere al, pöllig befriedigen. Die Verf. vermeiden fait durchweg, eine eigene 
zeigen. So erfreulich das Erſcheinen des Buches noch vor In ya Meinung anzugeben oder zu Zweifelsfragen kritiſch Stellung zu 
treten des AktG. iſt, ſo iſt doch leider in einer ganzen Reihe u. nehmen. In der erſten Auflage hatten fie den Standpunkt ver. 
Punkten die Schnelligkeit zu Lasten der Gründlichkeit gegang , treten, daß unter den Begriff der Raſſenſchande nur der Beiſchlaf 
1. Die ſteuernechtlichen Ausführungen 03 fm a rührt (eoniunetio membrorum) falle. Ob fie dieſe Auffaſſung nach 
e ee migberftändlich, wenge 3 d den Angriffen im Schrifttum (ogl. Leppin, „ ugend und 
für die Bewertung des Eintonmens fei das decent Recht, 1036, 161) und nach der Entjäeibung d Jug angaben, 
2. Wenn auf S.9 dargelegt wird, daß eihte, Der nn 5 vom 9. Dez, 1996 (Ji. 1987, 160 1° KSt. 70, 315) aufgaben, 
gemachte Schenkungen nicht geſellſchaftsſteuerpflichtig 177 Sch. e teilen fie nicht mit, Es wird lediglich bemerkt, daß ſich das Rh. 
e ee Miſverſtandnſſen ne Er . die weitere Auslegung im Gegenſatze zu der erſten Auflage von 
kungsſtenerpflicht hingewiesen werden ne der Akti ll⸗ Löſener⸗Knoſt zu eigen gemacht habe, und anſchließend der 
3. Die Ausführung ©. 12, daß für 999 in ne Beſchluß des Großen Senats wiedergegeben; hierbei iſt übrigens 
ſchaft die Kammer für Handelsſachen zuſtan 1 er eis: ein ſinnentſtellender Druckfehler unterlaufen (S. 70). Richtig heißt 
figiert richtig. Vorausſetzung iſt, dab fl fi di = ur hr art es in der Begründung: „Eine weitere Auslegung iſt aber auch 
geſchäft für beide Teile handelt. Klagt die Aktiengeſellſchaf deshalb geboten, weil die Vorſchriften des Geſetzes nicht nur dem 
aus einem Nichthandelsgeſchäft, fo it die ordentliche Zibiltammer Schütze des deu tſchen Blutes, fonbern, an ch dem 
zuſtändig⸗ g ; n Ehre dienen.” Die Erläuterungen 
4. S. 15 ſagt der Verf.: „Das Grundkapital allein haftet u eu, 3 1 N 19 aurüheliend und zu knapp. Hier ware 
gennhjäglih den e e 195 ala r u Dunn eine eingehende Erörterung der Zweifels⸗ und Grenzfälle und ihre 
rungen jeder Art.“ Dieſe Formulierung iſt nicht ganz zutreffend; richtungweiſende Ensch. kaforderlich geweſen, fo beſonders zu den 
denn das geſamte Vermögen der Aktiengeſellſchaft, auch ſoweit es debe und J Blutſchudch. (S. 69-74). Die Erörterung betr. Be⸗ 
das Grunbkapftal berſteigt hafte den BLäubigem, ſchäftigung weiblicher Angeſtellter in 1 Haushalten be⸗ 
5. Sed führt, ber me, dal der werken e ba friedigt nicht. Die kurze Erläuterung in Anm. 10 (S 74), daß 
beide Vorſtände die Verſchmelzung anmelden müſſen, damit die Fotels, Pensionen uſw. nicht unter das Verbot fielen, ift nicht un⸗ 
Verſchmelzung durch Eintragung rechtswirkſanr wird. Dies 95 bedenklich. Abgeſehen davon, daß auch hier durchaus Falle denkbar 
nicht ganz zutreffend. Auf Grund der Anmeldung der Verſchmel⸗ ſind, die unzweifelhaft unter das Verbot fallen, muß angeſichts 
Var durch den Vorſtand der 1 Geſellſchaft iſt fin 55 eld r erhöhten Gefahr, die gerade bei der Ve⸗ 
erſchmelzung in das Banbeläregifter, 19 Wannen IE chäftigung von deutſchblütigen weiblichen Angeſtellten in jüdi⸗ 
ſellſchaft einzutragen. Damit wird bereits die Verſchmelzung rechts. ya Kenflonen, Privatgeimen, Hotel, Emertermletuhsen, Geb 
wirkſam. Die Anmeldung und Eintragung beim „Registergericht inen, Aſyls, Senatorien, ufto. deſteht, me ausdehnende Anwen- 
der übernehmenben Geſelchaft hat wein daun de — — dung, notfalls eine Ergänzung des beſtehenden Verbots gefordert 
und wird zweckmäßigerweiſe nach der Eintragung der Verſchmel! werden. So iſt m. E. ein Verſtoß gegen das Verbot des § 3 Blut⸗ 
zung durch das Regiſtergericht der übertragenden Seelig Ses ſchutzch. gegeben, wenn eine deutſchblütige Angeſtellte unter 
—— BL Basten un e 25 „Ummandlung, Ser 45 Jahren in einem Haushalt beschaftigt wird, in dem u. a. ein 
chmelzung und Auflöfung , 4. Aufl., S. 220). * Zimmer an einen Juden vermietet ift, auch dann, wenn die Woh⸗ 
ie n man toichtige nn Sn nungsinhaberin die Zimmervermietung gewerbsmäßig betreibt und 
ee dem 1.DMM räit nicht jübiih it (& 18 der 1. HusfBO.), Steine Steung IE 
1987 moch quläffig ii nit a älli zu der Streitfrage genommen worden, was unter „beſchäftigen“ 
Das Bud) wird als Fertan gan e e zu verſtehen iſt ob x B. der jüdiſche Haushaltungsvorſtand oder 
Druckes und feiner Handlichteit, ſicherlich von Nutzen fein, ſeine auch deſſen Frau oder eine Hausdame, die die Anstellung vor⸗ 
Erläuterungen dürften aber bei einer zweiten, Auflage noch in nimmt, allein ſtrafbar ift oder ob dieſe Perſonen insgeſamt ſtraf⸗ 
mancherlei Beziehung ener ae n j bar ſind. Entſcheidungen ſind nur vereinzelt ang ihr Er⸗ 
NA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. gebnis iſt verſchiedentlich mitgeteilt, ohne daß jedoch zum Aus. 
druck kommt, daß es ſich um Ener il un ent dg dinge 
: ; : nl t auf Entſchei N 
r aer Grete neee eee Giesen, ahne daß ir Inhalt petit Wird . 69: „vgl, zur 
liſtiſchen Geſetzgebung dargeſtellt und erläutert von Ming Dr. Uns cherheit des kaſſiſchen Herkunft als Chef heidungsgrund Ent- 
Bernhard Löfener und Reg. Dr, Friedrich A. ſcheidung des Reh. v. 22. Aug. 1995”), Ratſam iſt, in einem Buch, 
Knoſt. 2. neubearbeitete und erweiterte Aufl. Berlin 1937. baz ſich auch an Nichtjuriſten wendet, nicht nur auf Paragraphen 
Verlag Franz Vahlen. 168 S. Preis kart ee verſchiedener Geſetze zu verweiſen, die die Löſung einer Frage ent⸗ 
50 ZN. . ollen sollen (5. B. S 69, ſondern die Löſung felbit durch nde 
Die erſte Auflage des Erläuterungsbuches von Löſener⸗ Inhaltsangabe der Geſetzesſtellen zu geben. Nicht jedem Benutzer 
Kn oſt iſt JW. 1936, 440 beſprochen worden. Damals waren die ſtehen Bc) B., ZPO. Gch. und Entſcheidungsſammlungen zur 
Nürnberger Geſetze erſt kurze Zeit in Kraft, Zweifelsfragen noch Verfügung. 5 
nicht in ſtärkerem Maße hervorgetreten und das Schrifttum (ſo⸗ Der Hinweis auf S. 72 in Aum. 2 zu $ 3 Blutſchutzc. „Im 
weit es die Geſetze nicht nur vom politiſchen und raſſiſchen Ge. übrigen vgl. die Ausführungen Zu 8 12 BO." ift wohl irrtümlich 
ſichtspunkt aus behandelt) gering. Inzwiſchen find die Nürnberger aufgenommen; denn zu § 12 BO. (S. 82) find keine Ausführungen 
Geſetze nun zwei Jahre laug angewendet worden. Zahlreiche Ent⸗ wiedergegeben mit Ausnahme des Hinweiſes „vgl. die Anmer⸗ 
ſcheidungen, zum überwiegenden Teil in der JW. veroffentlicht, kutigen zu J 8 des Geſehes“. 
ſind ergangen und Kommentare und Abhandlungen erſchienen; auch 8 3 us enfaſſend kann gefagt werden, daß fi) das Buch als 
die knappen, lapidaren Beſtimmungen der Nürnberger Geſetze ſind Sammlung der einſchlägigen Beſtimmungen mit Erfolg benutzen 
durch Ausführungsbeſtimmungen, Durchführungsverordnungen laſſen wird; den an ein Erläuterungswerk zu ſtellenden Anforde⸗ 
Su a 11 5 A on N 85 a 9 es 768 gen genügt es aber nicht. 
Zeit, das ſeinerzeit freundlich aufgenommene Buch von oſe⸗ 2 h 5 
\ 0 15 Ku oſt in einer neubearbeiteten Auflage Nenfcheinen zu Aſſeſſor Rudolf Leppin, Berlin 
aſſen. 
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Wehrrecht einſchl. Verſorgungsrecht, Wehrver⸗ 
fajjung — Wehrverwaltung — Wehrſtrafrecht 
Wehrſtrafprozeßrecht. Dr. Detlef Ronnebur⸗ 
ger, Intendanturrat. Berlin 1937. Verlag E. S. Mittler u. 
Sohn. 278 S. Preis kart. 4,50 AM. 


Ein gemeinverſtändlicher Grundriß, aufgebaut auf Prüfungs⸗ 
erfahrungen. Er gibt unter geſchickter Vermeidung lehrhafter Aus⸗ 
führungen eine erſchöpfende, trotzdem aber überſichtliche Darſtel⸗ 
lung des immer noch (nicht zuletzt wegen der Eigenart jedes der 
drei Wehrmachtteile) ſchwer zu erfaſſenden Wehrmachtkörpers. Dem 
Praktiker (Offizier oder Wehrmachtbeamten), der ſchnell einen zu⸗ 
verläſſigen Einblick in einen ihm nicht geläufigen wehrmachtlichen 
Verwaltungszweig oder in die Militärfuſtiz gewinnen will, dient 
das Buch als treffliches Nachſchlagewerk. Wichtiger iſt aber ſein 
Lehrwert. Den Anwärtern für den Wehrmachtdienſt, den ſoldatiſchen 
wie den beamtlichen, iſt es gegebener Wegweiſer, ihren Lehrern der 
gedrängte Leitfaden für die Einführung. Seinen Vorzügen tut es 
gewiß keinen Abbruch, wenn auf folgendes hingewieſen wird: Zu 
S. 53 empfiehlt ſich eine Ergänzung bei den „zu Wehrmachtangehö⸗ 
rigen erklärten Zivilperſonen“. Sie können nur den Soldaten, 
nicht aber den Wehrmachtbeamten angeglichen werden. Aber auch 
die Rechtslage der Soldaten iſt ihnen nicht uneingeſchränkt zugäng⸗ 
lich. § 26 Abf. 3 (Mitgliedſchaftsſperre) darf nach Abſ. 4 nicht etwa 
auf die unter § 35 Wehr®. fallenden Zivilperſonen erſtreckt wer⸗ 
den. 826 Abſ. 4 tft die ſtärkere Vorſchrift. Auch die Kirchenſteuer⸗ 
freiheit iſt den von §35 Wehr. betroffenen Zivilperſonen unzu⸗ 
gänglich. Sie bleiben alſo im Rechtsſinne trotz aller Soldatenähn⸗ 
lichkeit „Zivilperſonen“. Als praktiſches Beiſpiel für § 35 dient die 
Unterſtellung gewiſſer im Wehrmachtbereich angeſtellter Zivilwäch⸗ 
ter unter die Vorſchriften über den Waffengebrauch der Soldaten. 
Ferner find auf Grund des 835 die im Wehrmachtbereiche kraft 
Dienſtvertrages verwendeten ehemaligen Offiziere (auch des Be⸗ 
urlaubtenſtandes) der Militärgerichtsbarkeit unterſtellt worden, 
und zwar ſowohl hinſichtlich der vor der vertraglichen Verwen⸗ 
dung als auch wegen der während dieſer begangenen Straftaten. 
Die ſonſt ſehr glücklich gefaßte Uberſicht über die Unterſchiede 
zwiſchen Wehrmachtbeamten und anderen Beamten ſowie zwi⸗ 
ſchen Wehrmachtbeamten und Soldaten ließe ſi wohl noch 
durch einen Hinweis darauf ergänzen, daß der Eid der Wehrmacht 
beamten der der Beamten überhaupt iſt und nicht etwa der Fah⸗ 
neneid der Soldaten. Die Gehorſamspflicht der Soldaten reicht 
immer noch weiter als die der Beamten, obſchon des DBG. die 
beamtliche Gehorſamspflicht der ſoldatiſchen weſentlich genähert hat. 
Umgekehrt hat jetzt die höchſtrichterliche Rechtſprechung eine laug⸗ 
jährige Zweifelsfrage endgültig geklärt: Auch die Wehrmachtbeam⸗ 
ten können einer „militäriſchen Dienſtpflicht“ unterliegen. 
Allerdings trifft trotzdem § 29 Mil StGB. nicht auf ſie zu. Denn 
grundſätzlich erfaßt das MilStchB. die Wehrmachtbeamten im 
Frieden überhaupt nicht. Aber die Reviſion kann einem wegen 
Vergehens gegen die allgemeinen Strafgeſetze verurteilten Wehr⸗ 
machtbeamten um deswillen eröffnet ſein, weil durch die Tat oder 
im Zuſammenhange mit ihr eine militäriſche Dienſtpflicht verletzt iſt 
(8 359 Abſ. 1 Nr. 3 Mil StG O.). Bei Erörterung der Befehlsgewalt 
wäre vielleicht ein Fingerzeig über das Verhältnis der Befehls 
gewalt zum Geſetz erwägenswert. Ein Befehl, der nichts anderes 
enthält als das, was bereits im Geſetz geboten oder verboten iſt, 
kaun nämlich im ſtrafrechtlichen Sinne (8 92 Mil Stcg B.) nicht 
als wirkſamer „Befehl in Dienſtſachen“ gelten. Schließlich würde 
zu S. 1 (unter AT Abſ. 2) doch vielleicht die Lehre abzuſchwächen 
ſein, daß heute in jedem Zuſammenhange das Wort „Militär“ 
(oder „militäriſch“?) durch den Ausdruck „Wehrmacht“ (oder 
„wehrmachtlich“7) erſetzt werde. Unſer Wehr. ſpricht im 819 
Abſ. 3 von der „militärischen Befehlsgewalt“ und von der „mili⸗ 
täriſchen Diſziplinarſtrafgewalt“. In § 26 Abſ. 4 ſowie in 8 35 
erwähnt es die „nilitäriſche Notwendigkeit“. Wenn auch der 
Verf. nur das Hauptwort „Militär“ im Auge gehabt zu haben 
ſcheint, könnte doch ſein Satz auch auf das Adjektiv „militäriſch“ 
mitbezogen werden, das, wie das Wehr beweiſt, vorläufig noch 
unentbehrlich iſt. £ 

Geh. Kriegsrat Dr. M. Wagner, Berlin (Reichskriegsgericht). 


Minh. Dr. Rüdiger Schleicher und RegR. Dr. Fried⸗ 
rich Reymann, beide im RM.: Recht der Luft⸗ 
fahrt. Kommentar zur deutſchen Luftfahrtgeſetzgebung. 2. er⸗ 
weiterte Aufl. Berlin 1997. Carl Heymanns Verlag. XVI und 
387 S. Preis geb. 12 NK. 

Die raſche Entwicklung der Luftfahrt und die veränderten 
Verhältniſſe ſeit Abſtreifung der Feſſeln des Verſailler Vertrages 
haben in Deutſchland zahlreiche Neuerungen auf luftrechtlichem Ge⸗ 
biet notwendig gemacht. Der Aufbau der Reichsluftfahrtverwal⸗ 
tung, die Eingliederung der Luftwaffe in die Wehrmacht, die 
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Gründung des Nationalſozialiſtiſchen Fliegerkorps, die Einführung 
des Luftſchutzes waren geſetzlich zu verankern. Sogar das Fernſeh⸗ 
weſen iſt mit Rückſicht auf ſeine beſondere Bedeutung für die Flug⸗ 
ſicherung und den nationalen Luftſchutz dem NMin. der Luftfahrt 
übertragen worden, der es im Benehmen mit dem RPoſtM. aus⸗ 
übt. Daneben mußte den veränderten Verhältniſſen durch Ande⸗ 
rungen des LuftvGG. und der BO. über Luftverkehr Rechnung ges 
tragen werden. Das zwiſchenſtaatliche Recht hat durch eine Reihe 
von ſtaatlichen Abkommen und Vereinbarungen eine breitere 
Grundlage bekommen. 

Schleicher, einer der bewährten Sachkenner des Luft⸗ 
rechts, hatte bereits in ſeinem „Luftverkehrsgeſetz“ (Berlin 1933) 
ein viel benutztes Erläuterungswerk geſchaffen. Als Leiter der 
Rechtsabteilung des RLM. hat er maßgebend an der Neugeſtal⸗ 
tung des Luftrechts mitgewirkt und iſt daher der berufene Aus⸗ 
deuter des Rechtsſtoffes. Er hat zuſammen mit Reymann nicht 
nur die einſchlägige Rechtſprechung verarbeitet, ſondern auch tech⸗ 
niſchen Einzelbeiten mit Sorgfalt Rechnung getragen. Von den 
zwiſchenſtaatlichen Abkommen find das deutſch⸗polniſche Abkommen 
und das Abkommen zur Vereinheitlichung don Regeln über die 
Beförderung im zwiſcheuſtaatlichen Luftverkehr erläutert. 

Das Buch reiht ſich den Veröffentlichungen von Koffka⸗ 
Bodenſtein, Wegerdt, Döring an und vermehrt das in Deutſchland 
auf bemerkenswerter Höhe ſtehende luftrechtliche Schrifttum um 
ein Werk, das dem Rechtswahrer eine reiche Fundquelle, dem im 
Flugdienſt Tätigen ein wichtiger Wegweiſer iſt. 

RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


Grundfragen des neuen Strafverfahrens⸗ 
rechts. Deukſchrift des Ausſchuſſes für Strafprozeßrecht der 
Strafrechtsabteilung der Akademie für Deutſches Recht. Vor; 
gelegt von Prof. Dr. jur. Schoetenſack und LG Dir. a. D. 
W. Töwe, beide Mitgl. der Akad. für Deutſches Recht. (Ar⸗ 
beitsberichte der Akademie für Deutſches Recht Gruppe Straf- 
1 775 Stuttgart 1937. Verlag W. Kohlhammer. 53 S. Preis 

In der Reihe der Veröffentlichungen zum werdenden Straf⸗ 
verfahreusrecht liegt als neueſtes wichtiges Werk das obenſtehende 
Buch vor. 

Der von dem Präſidenten der Akademie für Deutſches Recht 
NMin. Dr. Hans Frank eingeſetzte Ausſchuß hat ſeine Auffaſſung 
hinſichtlich der Grundſätze des neuen Strafverfahrensrechts in Ge⸗ 
ſtalt einer Denkſchrift niedergelegt, deren hervorſtechendſtes Merk⸗ 
mal kürzeſte Formulierung unter Beſchränkung auf die wichtigſten 
Grundfragen iſt. Eine Anführung des zahlreichen einſchlägigen 
Schrifttums iſt unterblieben. Es wird infolgedeſſen eine außer⸗ 
ordentliche Überſichtlichkeit und Klarheit der Darſtellung erzielt, 
andererſeits kommt dadurch auch die ſchriftliche Niederlegung der 
Gründe, die den Ausſchuß zu dieſem und jenem Beratungsergeb⸗ 
nis gegenüber beachtlichen Ausführungen des Schrifttums geführt 
haben, zumeiſt in Fortfall. 

Wo eine Auseinanderſetzung mit Gegenmeinungen bei beſon⸗ 
deren wichtigen Fragen der Neugeſtaltung (3. B. Abſchaffung der 
Rechtsmittel, S. 3; Führerprinzip, S. 7) vorgenommen iſt, iſt die 
Begründung gemäß der Geſamthaltung des Werkes in knappſter 
Form gehalten. Im Intereſſe der Geſamtheit der Rechtswahrer, 
die die Phaſen der Entwicklung des neuen Strafverfahrensrechts 
verfolgen, iſt es zu bedauern, daß die Gründe für die einzelnen 
Beratungsergebniſſe des Strafprozeßrechtsausſchuſſes der Akademie 
für Deutſches Recht nicht eingehender niedergelegt find. Insbeſon⸗ 
dere würde die Verüffentlichung der Kritik dieſer maßgebenden 
Stellen an den Gegenmeinungen für die Weiterarbeit am neuen 
Strafverfahrensrecht von großer Fruchtbarkeit ſein. 

Hinſichtlich der einzelnen Ergebniſſe der Beratungen im Aus⸗ 
ſchuß ſeien als wichtigſte die folgenden angeführt. 

Der Ausſchuß ſpricht ſich im weſentlichen für die Beibehal⸗ 
tung des bisherigen Aufbaus der Gerichte aus. Vor allem lehnt 
das vorl. Werk eine Abſchaffung der Rechtsmittel im bisherigen 
Sinne unter allen Umſtänden ab. Die zur Begründung für dieſe 
Auffaſſung auf S. 3 der Denkſchrift aufgestellte Theſe: „Der Ge⸗ 
danke, daß eine Berufung in größeren Sachen nicht verſagt wer⸗ 
den dürfe, wenn man fie in kleinen zulaſſe, ift falſch“ ſcheint mir 
i keinesfalls ſtichhaltig oder zur Begründung ausreichend 
zu ſein. 

Hinſichtlich der Einführung des Führerprinzips in der Recht⸗ 
ſprechung kommt der Ausſchuß zu einer ablehnenden Stellung⸗ 
nahme. Zu dieſem Punkt iſt die Begründung des Ausſchuſſes am 
eingehendſten, da der Ausschuß mit Recht einen der wichtigſten 
Punkte der Schaffung eines nationalſozialiſtiſchen Strafverfah⸗ 
rens ſieht. Mit Recht werden Kompromißlöſungen zu dieſem Punkte 
als ein unmögliches Ergebnis zurückgewieſen (vgl. S. 8). Von dem 
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ain dene „daß Vorteile und Nachteile des Führertums ſich Verf. trotz der gedrängten Darſtellung in klarer Weiſe die ge⸗ 
die Wage halten“ gelangt der Ausſchuß daun zur Ablehnung des ſchichtlichen und rechtlichen Grundlagen des germaniſchen und des 
Führertums in der Ne tſprechung. alten deutſchen Bauernrechts auf, deſſen Wiederaufleben im heu⸗ 
Hinſichtlich der Einſchaltung der Gerichte in das ſtaatsan. tigen ae erkennbar wurde. Beſonders bemerkenswert und 
waltſchaftliche Ermittlungsverfahren, z. B. bei Veſchlagnahme und zweifellos v chtig iſt hier die Feſtſtellung des Verf., daß im Laufe 
bei der Unterbringung in einer Heil- und Pflegeauſtalt, kommt der der Entwicklung des deutſchen Bauernrechts das Teſtament all- 


Ausſchuß (S. 22) im weſentlichen zu denſelben Ergebniſſen wie die mählich von der Hofübergabe unter Lebenden verdrängt wurde. 


Denkſchrift des NS.⸗Rechtswahrerbundes (dgl. S. 45 d. a. O.). Die auf den geſchichtlichen Überblick folgende überſichtliche Dar⸗ 
Der Ausſchuß ſetzt ſich ſchließlich für die Einführung eines ſtellung vermehrt nun nicht die bereits vorhandenen ſyſtematiſchen 
friedens richterlichen Verfahrens als echtes Strafverfahren ein. Darſtellungen des RErbhofcG. um eine weitere, ſondern der Verf. 


Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen, daß die Stellungnahme einer bringt unter Berückſichtigung der neueſten Rechtſprechung eine 
derartig für die Rechtserneuerung berufenen Stelle, wie es die AR gute für bie e Elemente des Erbhoſrechted die von 
Akademie für BETT Recht iſt, von entſcheidendem Einfluß auf ließt 19 E den facher auf dieſem Gebiete ſin 5 Hieran 
die Neugeſtaltung des Strafverfahrensrechts fein kann, und daß ſchließt ſich eine Darſte ung der Rechtsgeſchafte unter Lebenden 
die vorliegende Denkſchrift bei jedem Rechtswahrer, der Anteil an einſchließlich der des Familien⸗ und Verſorgungsrechts, der Ber- 
der Neugeftaltung eines der wichtigſten deutſchen Rechtsgebiete EN Da lena die (OuRE e 15 1 
8 ch 97 wird. un. Tſte „ iche überhaup ın etra oni 
nimmt, Beachtung fnben wichen p Otte Milt, Ben. mee Geh erelcdeß, ne ihre Kürze und ihre 
mit großem Geſchick erfolgten Juſammenſtellun en und Verzeich⸗ 
niſſe, z. B. der Anerbenordnung (S. 52 a) und der geſetzlich vor⸗ 
Die uUnterſtützung der Ang ehörige u ber Wehr ⸗ e Verfügungen e wegen (S. 118 bis 129) einen 
und Arbeitsdienſtpflichtigen. Zuſammengeſtellt ſchnellen und erſchöpfenden Überblick * 
und erläutert von Fritz Ruppert, Mint, und Carl In dieſen Vorzügen, die eine ſehr ſchnelle Orientierung er 
Ludwig Krug von Nidda, ORegR. 2. neubearb. Aufl. lauben, zeigt ſich, daß daß Werk in erſter Linie für Notare und 
Berlin 1937. Carl Heymanns Verlag XL, 212 S. Preis geb. Rechtsanwälte geſchafſen iſt, denen der Gebrauch des Buches eine 
6 N. K. raſche und ſichere Darſtellung eines von ihnen zu beurkundenden 
e neee de d en Fe rl e Baker 
in ſeiner erſten Auflage im Frühjahr 1996 begrüßt worden. = Le. ö Ya nr Je 
Di 1e Sachbearbei tändigen Miniſteri dienen. Sämtliche im erſten Teil behandelten Rechtsgeſchäfte ſind 
ie Verf., die Sachbearbeiter das zuständigen Ministeriums, im Muſterbuch in der gleichen Reihenfolge durch ein vollſtändiges 
haben in der 2. Auflage nicht nur die inzwiſchen eingetretenen aus 5 8 9 tändig 
And berückſichligt dern vor allem zahlreich Be⸗ Beiſpiel dargeſtellt. Für den Notar und Rechtsanwalt liegt der 
eee kahı IDuRe zahlreiche Ber Wert dieſer Muſter wohl weniger in ihrer Vollſtändi keit und 
ſcheide des Miniſteriums, die auf Anfragen der beteiligten Stel⸗ NEE 5 ger 5 N Abe 
len ergangen ſtub, in den Erläuterungen verwertet. Dadurch ee 7 die Verſchiedenheit Br Sn en 
e en nid dee a Gr aa de län a", Mita a 
Runden n a Aalen nn = geſchäftes unbedingt verläßlich enthält. Für den Bauern aber 
N 50 ige 5 Dienſtpflichtigen be 9100 Bet Kabung 110 ſelbſt und für ſeine berufsſtändiſchen Rechtsberater werden gerade 
Dienststellen 8 Vile leiſten. faßte den 5 dieſe ausführlichen Muſter willkommene Helfer ſein. 

Affeflor Leppin, Berlin. In einem geſonderten Teil des Werkes find zu den einzelnen 
wi Muſtern Koſtenrechnungen mit kurzen Erläuterungen angefügt. 
Ver 5 1 ; Auch diefe dürften den Wert des Buches erhöhen. 

erorduung zur © icherung den Landbemwirt- Störend wirft auf S. 79 die m. E. unrichtige Behauptung, 
IR aftun 8, Dont 23. März 1937 nebſt Durchſe O. vom daß der Stand der Lebenshaltung in der bäuerlichen Bevölkerung 
> April 1991. Erläutert yon Min. Dr. Erich, Pune heute gegenüber der Zeit um 1900 geſunken ſein ſoll! Der Verf. 
und Dir. Dr. Guſtav Mötzſchke, beide im RIM. wird wohl dieſe Bemerkung, die auch für Pommern nicht ſtimmen 
din, 1937. Verlag Franz Vahlen. 148 S. Preis kart. dürfte, in der nächſten Auflage ausmerzen. 
2⁰ * K. - Zuſammenfaſſend muß aber wieder geſagt werden, daß das 
Die vorgenannten Beſtimmungen haben den für das deutſche Werk als ein Buch, das mehr als ein bloßes Formularbuch ſein 
. Ä 5 5 N ) 
Voll lebenswichtigen Zweck, die Nahrungsſreiheit vor allem durch will und iſt, jedem auf dem Gebiete des Erbhofrechts Tätigen emp⸗ 
dei en un 9 Börni i e Scholle ſichenpſtenen d ſohlen werden kann. 
ißt es auch ausdrücklich in der Einleitung (Vorſpruch) der VO. AGR. Fraas, Sulzbach-Roſenberg. 
v. 23. März 1937. Derartige Vorſchriften, die eine ſehr ſorgſame 8 zbach⸗Roſ 8 
Anal widerſtreitender Intereſſen erfordern, laſſen ſich nicht Zu‘ 
ſich derſtän jaſſen, daß ſie jedem in ihrer vollen Tragweite ud LehDir, Richard Behre, Berlin: Die Prüfung der 
e ſind. Dies gilt um ſo mehr, als auch andere Amtsführung des deutſchen Notars. Eine Einfich⸗ 
voll sgebiete — insbeſ. das Verfahrensrecht und die Zwangs⸗ rung in das formelle Notariatsrecht. (Sammlung Vahlen 13) 
ollitredung — berührt werden. Da iſt das vorliegende Erläute- 5, neubearb. Aufl. Verlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 170 S. 
die inſchle deſſen 1 9 dem RIM. angehören, kr denen Preis kart. 5,0 ., geb. 6 25 H.. N 
te einſchlägigen geſetzgeberiſchen Erwagungen zugänglich geweſen Das ne e / 5 
N ; f N Das vorl. Buch beſchäftigt ſich m erften Teil mit dem Pru 
i n de a 7 ann eye a fungsgeſchäft als polen RB bes Grhfera. Die Aut. 
liegenden fr 5 Verf N üb Gr ) debe hebiete führungen in dieſem Abſchnitt können nur unterſtrichen werden. 
geſchicht 15 erſuche und über die fonftige Entſtehunge. Sie weisen darauf gin, daß die Yufande pa Prüfers nicht darin 
an ien eee e den nun folgenden Erlöute. deſtehen kann, durch überraſchende Prüfungen kleine, vereinzelt 
n die einzelnen Beſtimmungen nach der tatſächlichen unterlauſene Verſehen aufzugreifen und anzuprangeun ſondern 
V ,,, 
en Beſtimmungen regelmäßig ebenfalls herangezogen hin, ſoweit der Fehler dient und als oberftes Hie ee 15 1 9 ge. 
Aten oft 1 erörtert. Beſonders eingehend find die dent 1 1 und nicht kleinliche Bevormundung des Rotars 
RR enn a . 
io e e een e Der zweite Teil über die Notariatstechnik darf allen No 
Für den Amtsrichter auf dem Lande aber auch für die Mi taren zur beſonderen Beachtung empfohlen werden. Sie finden dort 
& : ; h für die Mit⸗ ez = ; d 8 2 
glieder der in Betracht kommenden Beſchwerdekammern, ſowie vor eingehende Belehrung über die Führung der neuen Bücher, die 
allem für die vorgeſehenen Vertrauensmänner und Treuhänder Verwendung der Amtsftegel und ene 5 J 
iſt das Werk von beſonderem Nutzen. Urkunden und die äußere Form der Urkunden. Neben dieſen Förm⸗ 
KchR. Armftroff, Berlin lichkeiten erſcheinen die Ausführungen über die fachliche Zuſtän⸗ 
i 2 : digkeit und die unsialiehm, 5 deu e Prü⸗ 
; 4 fungs⸗ und Welchrungsp i eſonders bedeutſam. Kurz gefaßt 
5 19 E 19755 1 und Notar: Die Rechtsgeſchäfte Findet der 5 7 eine Zuſammenſtellung, in der a Ihe 
ee hofredt 5 2. Aufl. Berlin 1937. Verlag Georg Fehler beſonders hervorgehoben ſind die nach der Erfahrung eines 
e. 327 S. Preis ge 5 8,50 Hel. langjahrigen Prüfers ſich immer wieder zeigen. 8 
FH Werk zerfällt in zwei gleich große Teile, in eine über Der dritte Teil beſchäftigt fie) eingehend mit ben Koſten⸗ 
Muſt 15 5 mit geſchichtlicher Einleitung und in ein weſen und kann ſeinem Inhalt nach als eine recht gute Einfuhrung 
Muſterbuch. Im einleitenden geſchichtlichen Überblick zeigt der in dieſes für den Notar wichtige Rechtsgebiet erachtet werden, 
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wenn er auch für viele Zweifelsfälle einen umfangreicheren Kom⸗ 
mentar nicht erſetzt. 

Im vierten Teil ſind noch die Steuern behandelt, mit denen 
der Notar bei Ausübung ſeines Berufes immer wieder zu tun 
hat. Die Ausführungen beſchränken ſich dabei auf das, was der 
Notar für die ſorgfältige Berufsausübung braucht. 

Abſchließend kann das Urteil dahin gehen, daß der Verf. den 
Prüfungsbeamten und den Notaren mit dem vorl. Büchlein ſehr 
gedient hat. Die Beſtimmungen des neugeordneten Notariatsrechts 
ſind durchweg eingearbeitet. Die Erfahrungen eines langjährigen 
Prüfers ſind hier zum Nutzen der deutſchen Rechtspflege zuſam⸗ 
mengefaßt. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach-Roſenberg. 


Dr. Matthias Metz, RegR. am Zentralfinanzamt München: 
Gewerbeſteuergeſetzvom 1. Dez. 1936 mit Durch⸗ 
führungsverordnung vom 26. Febr. 1937 und 
Richtlinien. München 1937. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). 392 S. Preis geb. 7,50 K. 

Die Kenntnis des Gewerbeſteuergeſetzes iſt für die Rechtsan⸗ 
wälte von nicht unerheblicher Bedeutung, weil gewerbeſteuerrecht⸗ 
liche Fragen häufig bei der Bearbeitung ſchwieriger Rechtsfälle 
mit zu beantworten ſind. 

Der Kommentar von Metz bringt in gedrängter Form 
eine aus ſich ſelbſt heraus verſtändliche Erläuterung des jetzt 
geltenden Gewerbeſteuerrechts. Da die einſchlägigen Beſtimmun⸗ 
gen der RAbgO. und die ſonſtigen für das Gewerbeſteuerrecht 
maßgebenden ſteuerrechtlichen Beſtimmungen mit abgedruckt bzw. 
mit verarbeitet ſind, geſtattet der Kommentar von Metz den 
Rechtsanwälten eine unmittelbare Beratung aus dem vorliegenden 
Erläuterungswerk. 

Von beſonderem Intereſſe ſind die zuſammenhängenden Dar⸗ 
legungen über den Begriff des Gewerbebetriebes (S. 33), die Zu⸗ 
ſammenſtellung der Doppelbeſteuerungsverträge (S. 52), die ge⸗ 
werbeſteuerrechtlichen Organſchaftsfragen (S. 70), die gewerbe⸗ 
ſteuerrechtlichen Folgen beim Wechſel in der Perſon des Unter⸗ 
nehmers (S. 137 ff.) einſchließlich Haftung des Erwerbers, die Ge⸗ 
werbeſteuerrechtslage bei Abwicklung und Konkurs (S. 161), die 
Behandlung der Dauerſchulden (S. 184) und Kürzungen (S. 202). 
Ferner intereſſieren den Rechtsanwalt die Regelung der Steuer⸗ 
meßzahlen und des Steuermeßbetrages und die Wertfortſchreibung 
der Einheitswerte (S. 214, 230). 

Auch die Lohnſummenſteuerfragen ſind erſchöpfend erörtert. 

Im Anhang find neben einem Auszuge des EinfcG. zu den 
Realſteuergeſetzen die 1. DurchfVO. zum GemSt®., die 1. Ausf- 
Anw. zum Einf®. zu den Realſteuergeſetzen und die Gewerbe⸗ 
ſteuerrichtlinien abgedruckt. 

Ein umfangreiches Sachregiſter geſtattet ein ſchnelles und 
müheloſes Zurechtfinden. 

Der Kommentar von Metz entſpricht daher allen Erforder⸗ 
niſſen, die der Rechtsanwalt in der Ausübung ſeiner Praxis an 
einen Kommentar ſtellen muß. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Dr. Werner Spohr: Praxis des Steuerrechts. der 
lin 1937. Verlag Franz Vahlen. 198 S. Preis broſch. 4, 80 S. 


1. Der Verf. hat es ſich zur Aufgabe gemacht, den bei der 
praktiſchen Bearbeitung von Steuerfällen in der Regel aufzuwen⸗ 
denden erheblichen Aufwand an Zeit und Mühe für die Material⸗ 
beſchaffung dadurch zu erleichtern, daß er eine Quellenſammlung 
des geltenden Reichsſteuerrechts zuſammenſtellt. Darüber hinaus 
will er durch eine kurze Sachdarſtellung in vielen Fällen das Nach⸗ 
ſchlagen des Gefehestertes und von Kommentaren erſparen. 

Der Verf. will die richtige Mitte zwiſchen den großen zuſam⸗ 
menfaſſenden Darſtellungen des Steuerrechts, als die er das Kar⸗ 
tei⸗ Handbuch des Steuerrechts oder das Handbuch des Unterzeich⸗ 
neten auf der einen Seite hervorhebt, und einem reinen Quellen⸗ 
verzeichnis auf der anderen Seite finden. 

Endlich will der Verf. eine Bibliographie des ſteuerrechtlichen 
Schrifttums ab 1933 geben. 2 8 

Das Buch wendet ſich hauptſächlich an die Berater und Be⸗ 
vollmächtigten der Steuerpflichtigen, alſo auch an die Anwälte 
und Notare. 

2. Der Verf. hat ſein Aufgabe inſoweit gelöſt, als er tat⸗ 
ſächlich, wie eine wiederholte ſtichprobenweiſe Nachprüfung ergeben 
hat, die Schaffung einer Quellenſammlung des Reichsſteuerrechts 
mit einer kurzen Sachdarſtellung auf verhältnismäßig kurzem Raum 
durchgeführt hat, Es darf jedoch nicht vergeſſen werden, daß es 
ſich um eine Sachdarſtellung von mittlerem Umfang handelt und 
daß daher mit Naturnotwendigkeit ſchwierigere Fragen aus dem 


Spohr allein nicht gelöſt werden konnen. Hierzu bedarf es der 
Heranziehung großer zuſammenfaſſender Sachdarſtellungen und ein⸗ 
ſchlägiger Kommentare ſowie des einſchlägigen Schrifttums. 

Immerhin bietet die Schrift von Spohr insbeſ. dem ſteuer⸗ 
rechtlichen Anfänger eine nicht unerhebliche Arbeitserleichterung. 
Die Sachdarſtellungen ſowie die Quellen und die Schrifttumsan⸗ 
gaben find alphabetiſch geordnet, fo daß ein ſchnelles Zurechtfin⸗ 
den ſich ermöglicht. 

3. Es wäre wünſchenswert, daß die Schrifttumsangaben er⸗ 
heblich erweitert werden, insbeſ. z. B. zu der Frage der Beitrei⸗ 
bung in Reichsſtenerſachen, die in der Praxis außerhalb der 
W häufig beſondere Schwierigkeiten ver⸗ 
urſacht. 

Es wäre wohl auch angezeigt, bei dem Schrifttum nicht ledig⸗ 
lich Bücher anzuführen, ſondern auch Einzelaufſätze, wenigſtens 
allgemeineren Inhalts. 

Das Schrifttum bedarf auch einer Ergänzung zu den Fra⸗ 
gen von Konkurs und Steuer. Hier iſt lediglich die Schrift von 
Leiſtner erwähnt. Es fehlt die Angabe wichtiger Einzelaufſätze. 

Das Werk von Spohr kann ſomit auch für Rechtsanwälte 
als Einführung in die Grundlagen der Steuerpraxis angeſehen 
werden. Als ſolches dürfte es die Einarbeitung in das Steuerrecht 


erheblich erleichtern. 
RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Dr. Eberhard Schutte, AGR.: Der Rechtscharakter 
des Architekten vertrages und die Verjäh⸗ 
rung der Honorarforderung des Architek⸗ 
ten im Spiegel europäiſcher Rechtsanſchau⸗ 
ungen. Köln 1937. Verlag Paul Kuſchbert. 36 S. Preis 
broſch. 1,85 N. 

Die Schrift (36 S.) geht von der Rechtſprechung des RG. 
über den Rechtscharakter des Architektenvertrages aus, nach wel⸗ 
cher ſich in den überwiegenden Fällen die zweijährige Veriährungs⸗ 
friſt für den Honoraranſpruch ergibt. Der Verf. ſtellt ſodann kurz 
die Rechtsquellen für 28 europäiſche Staaten zuſammen mit dem 
Ergebnis, daß in keinem von ihnen weder der Architektenvertrag 
als Dienstvertrag angeſehen wird noch für den Honoraranſpruch 
die zweijährige Verjährungsfriſt gelte. Zum Schluß wird für das 
Deutſche Recht die Forderung nach einem beſſeren Verjährungs⸗ 
ſchutz der Honorarforderung erhoben, weil ſie keine normale Ge⸗ 
ſchäftsforderung des täglichen Lebens ſei. Die dafür gegebene Be⸗ 
gründung iſt wenig überzeugend. Abgeſehen davon, daß für die 
30jährige Verjährungsfriſt kaum ein praktiſches Bedürfnis beſteht, 
iſt nicht zu erkennen, warum der Verf., um zu ſeinem Ergebnis 
zu kommen, die europäiſche Rechtsauffaſſung über den Architekten⸗ 
vertrag unterſucht, denn in kaum einem Lande iſt nach den An⸗ 
gaben des Verf. die Frage nach der Rechtsnatur des Architekten⸗ 
vertrages für die Länge der Verjährungsfriſt entſcheidend. Sie iſt 
auch nur in einigen Ländern weſentlich länger als in Deutſch⸗ 
land. Wenn der Verf. die durchaus anfechtbare Meinung des RG. 
über den Rechtscharakter des Architektenvertrages einer kritiſchen 
Prüfung unterziehen wollte — wobei ſich etwa in analoger An⸗ 
wendung des § 196 Ziff. 1 BGB. vielleicht auch Gründe gegen die 
generelle Anwendung der zweijährigen Verjährungsfriſt ergeben 
hätten —, ſo wäre dies wohl beſſer unter Beſchränkung auf das 
Deutſche Recht geſchehen. Die Heranziehung ausländiſchen Rechts 
konnte ſich nur dann lohnen, wenn es durch Darlegung neuer, im 
Deutſchen Schrifttum bisher gegen den Standpunkt des RG. noch 
nicht vorgebrachter Gedanken hätte ausgewertet werden können. 

RA. Dr. Bruno Eplinius, Berlin. 


RA. Dr. Ca v. Carl Albrecht, Hamburg: Vollſtreck⸗ 
barkeit von Urteilen und Schiedsſprüchen im 
deutſch⸗italieniſchen Rechtsverkehr. (Italieniſche 
Wirtſchaftskorporation für Handel und Schiffahrt in Hamburg 
und den Hanſeſtädten e. V.) Hamburg 1937. Paul Evert Verlag. 
24 S. Preis broſch. 1,20 AM. 


Dr. jur. W. Flad, RegR. a. D., G. Berghold, RegR., Dr. 
jur. H. Fabricius, NegAff: Das neue Deviſen⸗ 
rech t. Sammlung der deviſenrechtlichen Beſtimmungen. Berlin 
1937. Verlag Franz Vahlen. 8. Ergänz.⸗Liefg. 65 Bl. 
Preis 3,60 K.. Preis des Grundwerkes einſchließlich 1. bis 
8. Ergänz.⸗Liefg. 24 %, 2 Loſeblatt⸗Einbanddecken in Leinen 
(Bd. I u. II) 4.RM. 

Die 8. Ergänzungslieferung enthält 65 Ergänzungsblätter 
und bringt die Sammlung auf den Stand vom Aug. 1937. Auf die 
früheren Beſprechungen: JW. 1935, 2708 und JW. 1937, 2184, 
wird verwieſen. D. S. 
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Strafgeſetzbuch 


1. RG. — 827 b StGB. iſt auch bei einer Verurteilung 
wegen fahrläſſiger Tötung anwendbar. 


Das L. hat eine Gefängnisſtrafe von zwei Monaten für 
angemeſſen erachtet und die Nichtanwendung der Beſtimmung 
des $ 27 b StGB. damit zu begründen geſucht, daß der Verluſt 
eines Menſchenlebens eine nicht unempfindliche Frei! eits⸗ 
ſtrafe verlange. Die Str. geht ſomit erſichtlich von der An⸗ 
nahme aus, daß bei der Verurteilung wegen fahrläſſiger 
Tötung eine Anwendung des § 27 b StGB. grundſätzlich nicht 
in Frage komme. Dieſe Annahme iſt rechtsirrig. Auch bei ſol⸗ 
chen Vergehen iſt dann, wenn eine Freiheitsſtrafe von weniger 
als drei Monaten verwirkt iſt, ſtets zul prüfen, ob der Straf⸗ 
zweck durch eine Geldſtrafe erreicht werden kann. Bei der 
Prüfung dieſer Frage muß die Tatſache, daß die Tat den Ver⸗ 
ſuſt eines Menſchenlebens zur Folge hatte, deshalb, weil ſie 
begriffsnotwendig eine Vorausſetzung der Verurteilung bildet, 
außer Betracht bleiben (RSS. 57, 379; 71, 46 = NW. 1937, 
1337 ; RGSt. 61, 417; 65, 230). 


(RG., 2. StrSen. v. 13. Sept. 1937, 2 D 506/37.) 
* 


2. RG. — 88 114, 359 StGB. Der Vorſitzende eines Vieh⸗ 
wirtſchaftsverbandes iſt Beamter i. S. der 88 114, 359 StGB. 


Die Annahme, daß der Vorſitzende des Viehwirtſchafts⸗ 
verbandes, an den der Brief nach dem Willen des Angekl. ge 
langen ſollte, Beamteneigenſchaft im Sinne des Strafrechts 
hat, kann nicht beanſtandet werden. 

Auf die Beamteneigenſchaft ſchließt die Str. aus der 
dem Vorſitzenden des Viehwirtſchaftsverbandes übertragenen 
Tätigkeit, die ſie als ihrer Art nach öffentlich⸗rechtlich an⸗ 
ſieht. Die Stellung des Vorſitzenden des Viehwirtſchafts⸗ 
verbandes nach außen, alſo der Offentlichkeit gegenüber, iſt, 
wie ſie ſagt, nicht lediglich eine verwaltungsmäßige, ſondern 
eine mit polizeilichen Befugniſſen ausgeſtattete. Sie entnimmt 
dies dem 831 VO. zur Regelung des Verkehrs mit Schlacht, 
vieh v. 27. Febr. 1935 (RGS Bl. 1, 301), durch den dem Vieh⸗ 
wirtſchaftsverband die Befugnis zur Verhängung von Ord⸗ 
nungsſtrafen gegen ſeine Mitglieder übertragen worden iſt. 
Hiernach hat die Strͤ. mit Bezug auf die Stelle des Vor⸗ 
ſitzenden des Viehwirtſchaftsverbandes nicht die Vorausſetzun⸗ 
gen eines Beamtenverhältniſſes im ſtaatsrechtlichen Sinne be⸗ 
jaht, jedoch angenommen, daß der Vorſitzende als Beamter im 
ſtrafrechtlichen Sinne anzuſehen iſt. Für dieſe Feſtſtellung war 
entſcheidend, daß er zu Dienſtverrichtungen berufen iſt, dle ſich 
aus der Staatsgewalt ableiten und jtaatlichen Zwecken dienen. 
Daß dies der Fall iſt, läßt ſich allerdings nicht ſchon aus dem 
Recht folgern, gegenüber den Mitgliedern des Viehwirtſchafts⸗ 
verbandes Ordnungsſtrafen zu verhängen. Indeſſen hat der 
Viehwirtſchaftsverband darüber hinaus das Recht zu einſchnei⸗ 
denden Maßnahmen, die in verſchiedener Hinſicht auch über 
den Kreis ſeiner Mitglieder hinaus tatſächlich und rechtlich 
Wirkungen zu äußern vermögen. So kann er volkswirtſchaftlich 
unnötige Betriebe ſeiner Mitglieder vorübergehend oder dauernd 
ſtillegen, die Erweiterung und Verlegung von Geſchäftsbetrie⸗ 
ben auf Zeit unterſagen oder von ſeiner Genehmigung ab⸗ 
hängig machen; die Neuerrichtung von Betrieben ſolcher Art 
bedarf ſeiner Genehmigung — ſoweit nicht die Hauptvereini⸗ 
gung zur Entſchließung über die Genehmigung berufen iſt —, 


auch kann er Preiſe und Preisſpannen für Vieh, Fleiſch, 
Fleiſchwaren und tieriſche Fette feſtſetzen, deren überjchreitung 
als Vergehen ſtrafbar iſt (886, 14, 32 BO. v. 27. Febr. 1935 
NcBl. I, 301] und 88 der Satzung für die Viehwirtſchafts⸗ 
verbände im „Verkündungsblatt des Reichsnährſtandes“ 1935, 
113 und 1936, 231; ſiehe jetzt auch 81 Abſ. 3 VO. über den 
Handel mit Vieh v. 25. Jan. 1937 [RG Bl. I, 88]). Dem Vor⸗ 
ſitzenden obliegt die Durchführung der Aufgaben des Vieh⸗ 
wirtſchaftsverbandes. Er hat ſomit gegebenenfalls die bezeich⸗ 
neten Anordnungen zu treffen und damit Dienſtverrichtungen 
wahrzunehmen, die ſich ihrer Art nach aus der Staatsgewalt 
herleiten. Die bezeichneten Befugniſſe kennzeichnen ſeinen Auf⸗ 
gabenkreis. Ihm als Vertreter des Viehwirtſchaftsverbandes 
liegt es ob, im Rahmen der Vorſchriften der Geſetze und der 
Satzung des Viehwirtſchaftsverbandes ſowie nach Maßgabe der 
Anordnungen und Weiſungen des Miniſters für Ernährung 
und Landwirtſchaft unter Wahrung der Belange der Geſamt⸗ 
wirtſchaft und des Gemeinwohls ſowie der beteiligten Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen den Abſatz und die Verwertung ſowie die Preiſe 
und Preisſpannen von Vieh, Fleiſch, Fleiſchwaren und tie⸗ 
riſchen Fetten ſo zu regeln, daß die Verwertung von Schlacht⸗ 
vieh und die Verſorgung der Verbraucher zu volkswirtſchaft⸗ 
lich gerechtfertigten Preiſen ſichergeſtellt iſt (81 der Satzung). 
Die Dienſtverrichtungen, zu denen er damit beſtellt iſt, dienen 
erkennbar ſtaatlichen Zwecken. Denn die Regelung der Er⸗ 


zeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe und Preisſpannen von 


landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen iſt eine ſtaatliche Aufgabe. 
Die in den Viehwirtſchaftsverbänden zuſammengeſchloſſenen 
Vereinigungen und deren Vorſitzende als die berufenen Ver⸗ 
treter ſollen dazu beitragen, dieſe ſtaatliche Aufgabe zu er⸗ 
füllen, wobei dem Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft geſetzlich die Befugnis vorbehalten iſt, auch unmittel⸗ 
bar einzugreifen (88 3, 4 Geſ. über den vorläufigen Aufbau 
des Reichsnährſtandes und Maßnahmen zur Markt⸗ und Preis⸗ 
regelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe v. 13. Sept. 1933 
[RG Bl. I, 6260). Der Vorſitzende des Viehwirtſchaftsverban⸗ 
des wird zur Wahrnehmung feiner Dienſtverrichtungen auch 
durch einen öffentlich⸗rechtlichen Akt berufen, der von einer 
nach dem Reichsrecht zuſtändigen Stelle ausgeht. Als ſolche iſt 
der Vorſitzende der Hauptvereinigung der deutſchen Viehwirt⸗ 
ſchaft anzuſehen, der nach 8 4 Abſ. 2 der 4. VO. über den 
vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes v. 4. Febr. 1935 
(REBL I, 170) (vgl auch 86 der Satzung) mit Zuſtimmung 
des Reichsbauernführers die Beſtellung ausſpricht. Die Haupt⸗ 
vereinigung, für die er handelt, hat zur Aufgabe, die deutſche 
Viehwirtſchaft und die Tätigkeit der Viehwirtſchaftsverbände 
einheitlich nach den Notwendigkeiten der Geſamtwirtſchaft und 
des Gemeinwohls zu lenken und die Verſorgung der Bevölke⸗ 
rung mit Vieh, Fleiſch und Fleiſchwaren und tieriſchen Fetten 
ſicherzuſtellen. Bei der Beſtellung des Vorſitzenden eines Vieh⸗ 
wirtſchaftsverbandes handelt er ſomit im Rahmen eines auch 
ihm übertragenen öffentlich-rechtlichen Pflichtenkreiſes. Die Be⸗ 
ſtellung iſt eine öffentlich -xechtliche Maßnahme, mit der der 
Vorſitzende der Hauptvereinigung der Erfüllung der ihm 
obliegenden ſtaatlichen Aufgabe dient. Viehwirtſchaftsverbände 
und Hauptvereinigung ſtellen ſich als öffentlich⸗ rechtliche 
Körperſchaften dar, die geſchaffen worden find, um im Rahmen 
ihres durch geſetzliche Vorſchriften und verwaltungsmäßige 
Anordnungen umſchriebenen Wirkungskreiſes grundſätzlich ſelb⸗ 
ſtändig, wenn auch verwaltungsmäßig in die öffentlich-xecht⸗ 
liche Körperſchaft des Reichsnährſtandes eingegliedert, auch 
ihrerſeits zur Erreichung des Staatszweckes mitzuwirken (vgl. 
RGSt. 69, 145 JW. 1935, 1696). Im Dienſte feiner 
Körverſchaft iſt damit der Vorſitzende eines Viehwirtſchafts⸗ 
verbandes zu Dienſtverrichtungen berufen, die aus der Staats⸗ 
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gewalt abzuleiten ſind und ſtaatlichen Zwecken dienen. Er 
nimmt die Dienſtverrichtungen vermöge ſeiner durch öffentlich⸗ 
rechtlichen Akt bewirkten Berufung in die Stelle des Vorſitzen⸗ 
den wahr. Damit ſind die Vorausſetzungen gegeben, die es 
rechtfertigen, in ihm einen Beamten im ſtrafrechtlichen Sinne 
zu ſehen (ogl. RGSt. 60, 139). 

(RG., 2. StrSen. v. 5. Aug. 1937, 2 D 373/37.) 


* 


* 3. RG. — 8 180 Abſ. 3 StGB. gilt nicht nur für die Ver⸗ 
mietung an Dirnen, ſondern auch an Männer und Perſonen, 
die die Unzucht nicht gewerbsmäßig betreiben. 


In dem Urteil iſt feſtgeſtellt, daß die Angekl. die Un⸗ 
zucht der Mieter fortgeſetzt geduldet hat, obwohl die tatſäch⸗ 
liche und rechtliche Möglichkeit der Abſtellung vorlag. Es iſt 
dabei dem ganzen Sachverhalt zu entnehmen, daß die Angekl., 
obwohl das Haus ihrem Mann und den beiden Söhnen ge 
hört, zum Abſchluß der Mietverträge und zur Ausübung der 
Vermieterrechte bevollmächtigt war. 

Nicht zu beanſtanden iſt auch, daß die Sir. eine För⸗ 
derung der Unzucht auch inſoweit angenommen hat, als es 
ſich um den Geſchlechtsverkehr von Verlobten handelt. 
Es genügt, in dieſer Hinſicht auf die Entſch.: RGSt. 71,18 
JW. 1937, 70118, 660 zu verweijen, an der feſtzuhalten 
iſt. Übrigens würde im vorl. Falle Kuppelei nach den beſon⸗ 
deren Umſtänden des Falles (vier „Pärchen“ in einem Zim⸗ 
mer uſw.) auch dann anzunehmen ſein, wenn man den Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr zwiſchen Verlobten nicht grundſätzlich als un⸗ 
zuchtig anſehen würde. 

Die Str. hat aus 8 180 Abi. 3 SGB. verurteilt. Es 
wirft ſich die Frage auf, ob dieſe Vorſchrift auf den vorl. 
Fall überhaupt anwendbar iſt. Der Abſ. 3 des $ 180 StG B. 
iſt durch den § 16 Geſchlͤar G. v. 18. Febr. 1927 (RG Bl. I, 
61) eingefügt worden. In der Begründung zu dieſem Geſetz 
(Reg Vorl. v. 6. Juni 1925 Nr. 975 der 3. Wahlper. des 
RT 1924/25 S. 11) iſt zu § 15 des Entw. ausgeführt, daß 
nach Aufhebung der Bordelle der Abf. 3 deshalb an den 8 180 
StGB. eingefügt werde, um den gewerbsmäßig Unzucht⸗ 
treibenden die Möglichkeit zu gewährleiſten, eine Wohnung 
zu finden, damit die Unzucht nicht auf die Straße und in die 
Familie gedrängt werde. Dieſer Geſichtspunkt wird auch in 
der Rſpr. zu § 180 Abſ. 3 betont (vgl. z. B. ReSt. 62, 
341; 63, 166; 64, 110, 280; RGuUrt. v. 14. Jan. 1937, 
2D 897/36, während z B. RGSSt. 67, 310, 314 = JW. 
1934, 303 1e letzter Abſatz und RGurt. v. 4. März 1935, 
3 D 33/35: JW. 1935, 2136 o allgemein von der Kup⸗ 
pelei durch Gewährung von Wohnung lalſo nicht 
bloß an Dirnen]! ſprechen). 

Trotzdem trifft 8 180 Abſ. 3 SGB. nicht nur den Fall 
der Vermietung an Dirnen. Das ergibt ſich eindeutig 
aus ſeinem Wortlaut, der von einer Perſon ſpricht, 
die das 18. Lebensjahr vollendet hat; es kom⸗ 
men alſo keinesfalls nur Dirnen in Frage, ſondern auch 
ſolche weibliche Perſonen, die zwar Unzucht, aber keine Ge⸗ 
werbsunzucht treiben, und ferner auch Männer. Dieſer aus 
dem Wortlaut des Geſetzes zu ziehenden Folgerung ſteht der 
vom Geſetzgeber erſtrebte, oben bezeichnete Hauptzweck, 
den Dirnen Wohnung zu ſchaffen, nicht entgegen, Denn 
auch die nicht gewerbsmäßige Unzucht braucht, wenn ſie nicht 
auf die Straße und in die Familie getrieben werden ſoll, 
ein Unterkommen. 

Es ift deshalb zu billigen, daß die Str. den 8 180 
Abs. 3 StGB. im vorl. Falle angewendet hat, in dem nicht 
an Dirnen, ſondern an ledige Männer und Frauen (in der 
Mehrzahl „Verlobte“) vermietet wurde, die dann zujammen 
ſchliefen und miteinander geſchlechtlich verkehrten. Daß zu 
gleicher Zeit an mehere Pärchen vermietet wurde, ſteht 
der Anwendung des 8 180 Abſ. 3 ebenſowenig entgegen wie 
die Vermietung eines ganzen Hauſes an Dirnen (RGUrt. 
v. 17. Sept. 1935, 1D 371/35: JW. 1936, 2612). Es iſt 
auch nicht einzuſehen, warum das Vermieten an Dirnen 
gegenüber dem Vermieten an andere Perſonen, die nicht ge⸗ 
werbsmäßig Unzucht treiben, privilegiert ſein ſoll, zumal 


hier, wie der vorl. Fall zeigt, eine Ausnützung des Un⸗ 
zuchtsverhältniſſes ebenſo ſtattfinden kann wie bei Dirnen 
die Ausnutzung der Gewerbsunzucht. § 180 Abf. 1 trifft die 
Kuppelei in beiden Fällen, alſo auch 8 180 Abſ. 3. Auch 
die Vermietung von „Schlafſtellen“ iſt als Gewährung von 
Wohnung i S. des § 180 Abſ. 3 StGB. anzuſchen, da 
anzunehmen iſt, daß die Mieter irgendein anderes Unterkom⸗ 
men nicht hatten und die Unzucht bei Benutzung der Schlaf⸗ 
ſtellen ſtattfinden ſollte. 


Auch der Begriff des Ausbentens iſt von der Str. 
nicht verkannt. Sie hat ſich allerdings nicht mit den Grund⸗ 
ſätzen auseinandergeſetzt, die in der Rſpr. des RG. hinſicht⸗ 
lich der Ausbeutung von Dirnen dahin aufgeſtellt worden 
ſind, daß der Vermieter neben der reinen Ran mmtete 
noch eine Vergütung für beſondere Leiſtungen 
(2. B. für Überlaſſung und Nutzung der Einrichtungsgeaen- 
ſtände, für Wäſchebenutzung, Aufwartung, Heizmaterial uſw.) 
und den ſog. Un bequem lichkeitszuſchlag (für Ent⸗ 
wertung anderer Räume inſolge der Vermietung an Dirnen, 
Schädigung des Rufs des Vermieters, unkontrollierbarer 
Verkehr fremder, oft angetrunkener Menſchen) von den Dir⸗ 
nen fordern darf (RGSt. 53, 286; 62, 341, 345 ff.; 63, 
166, 1D 1291/28 v. 14. Mai 1929: J 132UnE2 TOR... 
RGurt 1D 371/35 v. 17. Sept. 1935: JW. 1936, 261%; 
6D 470/35 v. 7. Dez. 1935: JW. 1936, 390 25). Allein 
dieſe Grundſätze können auch nicht ohne weiteres für die 
Prüfung der Frage herangezogen werden, ob eine Ausbeutung 
von Mietern vorliegt, die nicht gewerbsmäßig Un⸗ 
zucht treiben. Hier wird es vielmehr in der Hauptſache 
darauf ankommen, ob der angemeſſene Mietzins über 
ſchritten ift (RCHSt. 63, 167, 415; RGurt. 1 D 341/36 vom 
8. Dez. 1936: JW. 1937, 700 16). Der Mietzins umfaßt 
den Preis für die reine Raummiete und die Vergütung für 
beſondere Leiſtungen (z. B. Überlaſſung von Einrichtungs⸗ 
gegeuſtänden, Wäſchebeuutzung, Aufwartung uſw. (ogl. dazu 
NGSt. 62, 345, 347). Dabei iſt aber auf die beſonderen 
Umſtände des einzelnen Falles, die für den Mietpreis von 
Bedeutung find, Rückſicht zu nehmen; es iſt alſo z. B. zu 
beachten, wenn ein Bett nicht an eine Perſon, ſondern an 
zwei Perſonen vermietet wird. Ebenſo wird der Mietpreis 
beeinflußt, wenn in einem Zimmer nicht bloß eine Perſon 
oder ein Pärchen, ſondern zwei oder mehrere Perſonen 
oder Pärchen untergebracht werden. Der bei Vermietung an 
Dirnen zu berückſichtigende Unbequemlichkeitszu⸗ 
ſchlag kommt im vorl. Falle nicht in Betracht. 


Die Str. hat die in den einzelnen Mietfällen vorlie⸗ 
genden beſonderen Umftände jeweils feſtgeſtellt, alſo nicht 
überſehen. Wenn ſie dann trotzdem auf Grund des Sachver⸗ 
ſtändigengutachtens dazu gekommen iſt, die geforderten Miet- 
preiſe als „Ausbeutung“ anzuſehen, dann muß angenommen 
werden, daß ſie dabei den Einfluß der vorliegenden beſonderen 
Umſtände bei der Preisbemeſſung nicht unberückſichtigt ge⸗ 
laſſen hat. Es iſt alſo in dieſer Hinſicht ein Bedenken gegen 
das Urteil nicht zu erheben. Auch ſonſt iſt ein Verſtoß gegen 
8180 StGB. aus dem Urteil nicht erkenntlich. 


Es iſt in der Rſpr. anerkaunt, daß 8 49a MietSchch. 
mit 8180 Abſ. 3 StGB. in Tateinheit zuſammentreffen 
kann (RGSt. 62, 341, 347; 63, 166). § 49 a Miet Sch. 
ſcheidet jedoch aus, ſoweit eine Schlafſtelle vermietet 
iſt, da hier keine Raummiete ſtattfindet, wenngleich die 
Vermietung der Schlafſtelle als Gewährung einer Woh⸗ 
nung i. S. des 8 180 Abſ. 3 StGB. anzuſehen iſt, wie 
oben ausgeführt wurde. Die Vorausſetzungen des Sach⸗ 
wuchers nach § 302 e StGB. liegen hinſichtlich der Ver⸗ 
mietung der Schlafſtellen offenbar nicht vor. Im übrigen 
iſt durch die Feſtſtellung der Ausbeutung nach § 180 Abſ. 3 
SSB. im vorl. Fall auch der Raumwucher i. S. des § 49 a 
MietSchcch. nachgewieſen, ſoweit die Vermietung eines Zim⸗ 
mers in Frage ſteht; das Urteil kann inſoweit berichtigt 
werden. Die Strafe wird erſichtlich davon nicht berührt. 


(RG., 2. Str Sen. v. 22. Juli 1937, 2D 213/37.) 
* 


66. Jahrg. 1937 Heft 43; 


4. RG. — 88 216, 2, 43 Abſ. 2 StGB. Der Verſuch des 
Vergehens gegen § 216 StGB. iſt vom Geſetz nicht beſonders 
mit Strafe bedroht, alſo nicht ſtrafbar. Hat aber das Geſetz 
bewußt von der Beſtrafung des Verſuches abgeſehen, ſo daß in⸗ 
ſoweit keine unbeabſichtigte Lücke des Geſetzes vorliegt, ſo fin⸗ 
det auch keine Beſtrafung des Verſuches gem. § 2 StGB. ſtatt 
(vgl. RGSt. 70, 173 = JW. 1936, 1673 u; RGSt. 70, 177 
= ZW. 1936, 1539 17; RGSt. 70, 367 JW. 1937, 162 %. 


(RG., 5. StrSen. v. 23. Aug. 1937, 5 D 997/36.) 


* 


5. LG. — Wegen Diebſtahls iſt in entſprechender Anwen⸗ 
dung des § 242 StGB. gem. 8 2 StGB. auch der geſchäſtsführende 
Angeſtellte einer Firma zu beſtrafen, der einem anderen eine 
fremde bewegliche Sache wegnimmt, um ſie zwar nicht ſich, aber 
der Firma zuzueignen. f) 


Der Angekl. hat als geſchäftsführender Angeitellter der Firma 
S. in F. 12 rm Holz, dem Forſtfiskus gehörig, in der Abſicht weg⸗ 
genommen, es ſeiner Firma rechtswidrig zuzueignen. 

Die Anwendung des 8 84 Forſtc Pol G. hat das Ach. mit Recht 
verneint. 834 will lediglich die Ordnung im Walde ſchützen und 
hat eine an ſich befugte, aber ordnungswidrig vorgenommene 
Wegnahme zur Vorausſetzung (3. B. obne den vorgeſchriebenen 
Holzzettel oder etwa zu verbotener Nachtzeit). § 242 StGB. hat 
dagegen die unbefugte Wegnahme, wie hier, zur Vorausſetzung. 
Sr Tatbeſtände ſchließen einander aus (ogl. dazu RGSt. 64, 

Dagegen iſt nach dem Sachverhalt nicht feſtzuſtellen, daß der 
Augekl. das Holz weggenommen hat in der Abſicht, es ſich zuzu⸗ 
wenden. Wie auch das AG. annimmt, wollte er es feiner Firma 
zuwenden. Er iſt auch keineswegs wirtſchaftlich oder rechtlich an 
der Firma beteiligt, 11 9 5 nur gegen feſtes Gehalt von monat⸗ 
lich 165% angeſtellt. jo daß auch nicht indirekt feſtgeſtellt wer⸗ 
den kann, daß er das Holz oder deſſen Gegenwert auf dem Um— 
wege über die Firma letzten Endes doch ſich zueignen wollte. 


8242 verlangt aber nach ſeinem klaren Wortlaut die Zu⸗ 
eignung an Fi. Nach der feſtſtehenden Rſpr. des RG. iſt der 
Begriff Zueignung — wenn der Diebſtahl auch eine Bereiche⸗ 
rungsabſicht nicht erfordert —, dann nicht erfüllt, wenn der Täter 
über die fremde Sache nicht im eigenen Namen und nicht zu 
eigenem Nutzen, ſondern namens und in Vertretung eines Drit⸗ 
ten und zu deſſen Nutzen verfügt, weil er alsdann nicht mit der 
Abſicht handelt, die Sache ſich zuzueigunen, ſich als eigene, ihm ge⸗ 
hörige zu verwerten und ſie für ſich wirtſchaftlich auszunutzen 
(ogl. ReSSt. 64, 407; 67, 266). 

Nach dem geſchriebenen Geſetz könnte alſo der Angekl. nicht 
beſtraft werden, da auch ſounſt keine Strafbeſtimmung auf ſeine 
Tat Anwendung findet. Eine Beſtrafung wegen Beihilfe oder 
Anſtiftung zum Diebſtahl kann nicht erfolgen, da ſich weder der 
Inhaber noch die Kutſcher der Firma des Diebſtahls ſchuldig ge⸗ 
macht haben. 

Nach 82 SSR. wird aber auch beſtraft, wer eine Tat be⸗ 
geht, die nach dem Grundgedanken eines Strafgeſetzes und nach ge: 
ſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient. Das iſt bei der Tat 
des Angekl. der Fall. Er hat die Tatbeſtandsmerkmale des Dieb 
ſtahls verwirtlicht, allerdings nur die Abhſicht gehabt, das Holz 
nicht ſich, ſondern einem Dritten, feiner Firma, rechtswidrig zus 
zueignen. Das gejunde Vollsempfinden verlangt auch dafür Be⸗ 
ſtrafung. Das iſt auch den letzten Entwürfen für ein neues Straf⸗ 
echt zu entnehmen. So beſtimmt der Entwurf eines Deutſchen 
Std. der amtlichen Strafrechtskommiſſion, 2. Leſung 1935, in 
$8: Handelt der Täter als Organ oder Vertreter für einen an 
15 ſo wird er beſtraft, wie wenn er für ſich ſelbſt gehandelt 

e. 

Der Angekl. iſt alſo nach § 2 in Anlehnung an §242 StGB. 

du beſtrafen. 


(LG. Meiningen, Kl. Str. Suhl, Urt. v. 11. Aug. 1937, 2 Na 
34/37.) 


Anmerkung: Vgl. dazu ROLL. 71, 112 = 28. 1937, 1833 15 
betr. ſtrafrechtliche Berantwortlichkeit des tatſächlichen Leiters einer 
Gmbö. der nicht eingetragener Geſchäftsführer iſt, für unordent⸗ 
liche Buchführung nach dem 8240 Abſ. 1 Nr. 3 KO. und LG. 
Stolp v. 13. Jan. 1937 (JW. 1937, 1167 „) betr. Wegnahme einer 
unter Eigentumsvorbebalt übereigneten Sache durch den Eigen. 
tümer in Zueignungsabſicht D. S. 
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== 6. RG. — 8 263 StchB. Betrug durch falſche Ausſagen 
der Kindesmutter im Unterhaltsrechtsſtreit ihres unehelichen 
Kindes. 

Infolge der unwahren Ausſagen der Beſchw§. it die 
Unterhaltsklage ihres unehelichen Kindes gegen den früheren 
Mitangekl. H. rechtskräftig abgewieſen worden. Das Schub. 
findet hierin eine Vermögensbeſchädigung zum Nachteile des 
zuſtändigen Fürſorgeverbandes, nämlich des dem Wohlfahrts⸗ 
amt der Stadt als Teil der ſtädtiſchen Verwaltung an⸗ 
gegliederten Jugendamts, das auf Grund geſetzlicher Vor⸗ 
mundſchaft das Kind Siegfried P. in dem Unterhaltsprozeß 
vertrat. Zu dieſer Annahme iſt das Schw. ungeachtet der 
im Urteil feſtgeſtellten Tatſache gelangt, daß das Kind im 
Haushalt des unehelichen Vaters tatſächlich unterhalten wor 
den war und daß der Fürſorgeverband keinerlei Unterſtützung 
gewährt hatte, und zwar auf Grund der Erwägung, daß der 
Stadt, „entſprechend ihrer Unterhaltsverpflichtung gegenüber 
dem Kinde P., gegen deſſen Erzeuger H. ſowohl ein un⸗ 
mittelbarer Anſpruch als auch ein Regreßanſpruch auf Unter⸗ 
haltszahlung zuſtand“. Dieſe Anſprüche ſeien durch die richter⸗ 
liche Entſcheidung, die der tatſächlichen Rechtslage nicht ent⸗ 
ſpreche, aberkannt, und hierdurch ſei eine Vermögensbeſchä⸗ 
digung i. S. des $ 263 StGB. verurſacht, auch wenn die 
Stadt bislang noch nichts bezahlt habe. — Dieſe Ausfüh⸗ 
rungen ſind rechtsirrig. Die Rechtsſtellung des — an dem 
Unterhaltsprozeſſe des Kindes nicht ſachlich beteiligten — 
Fürſorgeverbandes gegen den unterhaltspflichtigen Erzeuger 
eines fürſorgeberechtigten unehelichen Kindes iſt durch 98 21, 
21 a FürſpflVO. v. 13. Febr. 1924 i. d. Faſſ. der 2. Not⸗ 
VO. zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen v. 5. Juni 
1931 (RG Bl. I. 279) geregelt. Gemäß 8 21a Abſ. 1 kann 
der Fürſorgeverband, der einen Hilfsbedürftigen unterſtützt 
hat, durch ſchriftliche Anzeige an den unterhaltspflichtigen 
Dritten bewirken, daß die gegen dieſen begründeten Rechts- 
auſprüche zum Erſatz auf ihn übergehen. Aus der Faſſung 
dieſer Beſtimmung („unterſtützt hat“) ergibt ſich, daß ſich 
der Rechtsübergang auf Leiſtungen für die Zukunft nicht er⸗ 
ſtreckt. Daraus folgt zugleich, daß ein unmittelbarer An⸗ 
ſpruch oder ein Regreßanſpruch des Fürſorgeverbandes gegen 
den Dritten nicht beſteht, ſolange er nicht eine Unterſtützung 
gewährt hat. Da dieſe Vorausſetzung nicht vorlag, ſo konnte 
die Stadt zur Zeit der der Angekl. zur Laſt gelegten Tat 
um ſolche Anſpruüche nicht geſchädigt noch auch in ihrer 
Geltendmachung gefährdet ſein. Das SchwG. läßt auch er⸗ 
tennen, daß es nicht etwa eine gegenwärtige Vermögens- 
beſchädigung oder -gefährdung für gegeben erachtet hat, ſon⸗ 
dern daß es nur für die Zukunft auf Grund des Eintritts 
veränderter Umſtände mit der Möglichkeit ſolcher Beſchädi⸗ 
gung oder Gefährdung hat rechnen wollen. Der — die Ge⸗ 
fährdung einſchließende — Begriff der Vermögensbeſchädi⸗ 
gung i. S. des § 263 StGB. ſetzt aber in jedem Fall eine 
nachteilige Veränderung (Beſchädigung oder Gefährdung) des 
gegenwärtigen Vermögensſtandes voraus (RGSt. 9, 168; 
39, 420). Eine ſolche konnte aber nach den Feſtſtellungen 
zur Zeit der Vernehmungen der Angekl. im Unterhalts- 
prozeſſe für den Fürſorgeverband, der damals keine Rechts⸗ 
anfprüche hatte, nicht erwachſen. Darin, daß der Fürſorge⸗ 
verband im Fall des künftigen Erwerbs rechtswirkſamer 
Anſprüche gegen H. ſich wegen der rechtskräftigen Abweiſung 
der gegen dieſen angeſtrengten Unterhaltsklage hätte ver⸗ 
anlaßt ſehen können, von der Geltendmachung dieſer eigenen 
Anſprüche in Zukunft abzuſehen, liegt keine Gefährdung des 
gegenwärtigen Vermögensſtandes. Aus dieſem Grunde — 
und nicht aus dem vom SchwG. angenommenen Grunde der 
Weiterverfolgung des Unterhaltsanſpruchs ungeachtet der 
gegenüber dem Kinde erfolgten rechtskräftigen Abmweifung der 
Klage — würden die Tatbeſtandsmerkmale eines vollendeten 
Vrozeßbetrugs auch dann nicht erfüllt ſein, wenn die Angekl. 
bei ihren Ausſagen in dem Bewußtſein gehandelt haben 
ſollte, daß der Fürſorgeverband durch ihr Verhalten in 
ſeiner vermögensrechtlichen Stellung gegenüber dem unehe⸗ 
lichen Vater ihres Kindes geſchädigt oder wenigſtens ge⸗ 
fährdet werde, und wenn ſie dieſen Erfolg in ihren Willen 
aufgenommen hätte. Darüber, ob ſie in dieſem Bewußtſein, 
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das nach dem oben Geſagten irrig geweſen wäre, und mit 
dieſem Willen gehandelt hat, hat ſich das Schw&. nicht aus 
geſprochen. Inſoweit bedarf der Sachverhalt der weiteren 
Klarſtellung. Nur wenn ſich im Zuſammenhang mit den 
übrigen Feſtſtellungen ergibt, daß die Angekl. auf Grund 
eines außerſtrafrechtlichen Irrtums angenommen hätte, ſie 
ſchädige das Vermögen des Fürſorgeverbandes, und daß ſie 
dieſe Schädigung auch mindeſtens bedingt gewollt hätte, 
könnte ſich eine Verurteilung wegen verſuchten Betruges 
rechtfertigen. — Bemerkt ſei, daß das Schw. von ſeinem 
bisherigen — rechtlich nicht zutreffenden — Standpunkt aus, 
wie ſchon angedeutet, zu einer Verurteilung wegen vollendeten 
und nicht wegen verſuchten Betrugs hätte gelangen müſſen 
dadurch, daß es dem Jugendamt gelungen ift, den Soch⸗ 
verhalt nachträglich aufzuklären und die Grundlage für eine 
Reſtitutionsklage zu ſchaffen (38 578, 580 3 O.), würde ein 
mit der betrügeriſch herbeigeführten rechtskräftigen Abweiſung 
der Klage vollendeter Prozeßbetrug — vorausgeſetzt, daß ein 
ſolcher tatſächlich vorläge — nicht ungeſchehen gemacht wor⸗ 
den fein, 

Es liegt der Verdacht nahe, daß ſich die Angekl. — 
gegebenenfalls in Tateinheit mit verſuchtem Betrug — auch 
des Vergehens gegen den § 169 StG B. ſchuldig gemacht hat. 
Auch dies wird demnächſt näher zu ermitteln fein. Statt 
weiterer Ausführungen wird auf die RGEntſch. 3 D 263/36 
v. 25. Juni 1936: JW. 1936, 2994 und 2 D 201 / 37 vom 
26. April 1937: JW. 1937, 179229 verwieſen. 

(RG., 3. StrSen. v. 18. Aug. 1937, 3 D 535/37.) 

* 

a 7. NGG. — 8 263 Ziff. 5 SGB. Die Annahme einer ein- 
heitlichen fortgeſetzten Handlung iſt nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Einzelhandlungen zum Teil von Amts wegen zu ver⸗ 
folgende, zum Teil nur auf Antrag verſolgbare Delikte dar⸗ 
ſtellen. 


Das Verfahren konnte nur eingeſtellt werden, wenn der 
feſtzuſtellende Betrug ſich als ein Angehörigenbetrug dar⸗ 
ſtellte, deſſen Verfolgung gem. 8263 Abf. 5 St B. einen 
Strafantrag der Frau W. als der gejchädigten Angehörigen 
des Angekl. erforderte. Das LG. hätte demgegenüber prüfen 
müſſen, ob ſich der Angekl., wie der Eröffnungsbeſchluß ihm 
vorwirft, eines vor der Verlobung begonnenen, aber über 
dieſe hinaus ſich erſtreckenden Betrugs gegen die W. ſchuldig 
gemacht hat. Die Annahme einer einheitlichen fortgeſetzten 
Handlung iſt nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Einzel⸗ 
handlungen zum Teil von Amts wegen zu verfolgende, 
zum Teil nur auf Antrag verfolgbare Delikte darſtellen 
(RGSt. 31, 150; 57, 81). Das Gericht wird allerdings in 
Fällen ſolcher Art wie hier ganz beſonders prüfen müſſen, 
ob ſich der Geſamtvorſatz von vornherein auch auf die Be⸗ 
trugshandlungen gerichtet hat, die nach dem Erwerb oder 
Wegfall der im Abſ. 5 des 8 263 StGB. vorgeſehenen Eigen⸗ 
ſchaft des Geſchädigten von dem Täter verübt worden ſind. 
Die Annahme einer Fortſetzungstat wird dann in der Regel 
eingehender Begründung bedürfen. Liegt aber eine fortgeſetzte 
Handlung vor, ſo gehen die auf Grund des Geſamtvorſatzes 
ausgeführten Teilakte in der rechtlichen Einheit als untrenn⸗ 
bares Ganze auf und verlieren damit die rechtliche Selb⸗ 
ſtändigkeit (NGSt. 54, 319; 68, 297 = ZW. 1934, 2690° 
Im. Anm.)). Trotz Fehlens des Strafantrages bleiben fie 
Teilakte der Einheitstat. Deren Strafverfolgung iſt zuläſſig, 
auch wenn für den Teil der Einzelhandlungen, die aus An⸗ 
tragsdelikten beſteht, Strafanträge nicht geſtellt worden ſind. 
Es würde eine aus dem Geſetz nicht zu rechtfertigende Aus⸗ 
dehnung der im $ 263 Abſ. 5 StGB. gegebenen Beſchränkung 
bedeuten, wenn durch die nach dieſer Beſtimmung an ſich als 
Antragsdelikte zu erachtenden Teilakte das Recht des Staats 
auf Verfolgung eines Jolchen fortgeſetzten Betruges für aus⸗ 
geſchloſſen angeſehen würde, zu deſſen Einzelhandlungen auch 
nur ein Offizialdelikt gehört. Eine ähnliche Auffaſſung 
liegt der zu § 247 Abſ. 1 StGB. ergangenen Entſch. RGSt. 
26, 43, 45 zugrunde, wonach das Recht des Staates auf 
Strafverfolgung eines Diebſtahls nicht von der Beſchränkung 
dieſer Vorſchrift betroffen wird, wenn auch nur einer der 
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Miteigentümer einer geſtohlenen Sache nicht Angehöriger des 
Diebes iſt. Der Fortfall von Beſchränkungen, die für einzelne 
Teilakte gelten würden, iſt übrigens im Rechte als Wirkung 
des Weſens der fortgeſetzten Handlung als einer rechtlich un⸗ 
teilbaren Geſamtheit von Einzelbetätigungen auch ſonſt an⸗ 
erkannt. So entfällt die Vergünſtigung der Straffreiheit für 
alle zu einer Fortſetzungstat gehörigen Teilakte, wenn auch 
nur eine Einzelhandlung die Vorausſetzungen nicht erfüllt, 
an welche die Gewährung der Straffreiheit geknüpft iſt 
(RGEntſch. v. 30. Okt. 1933, 2 D 763/33 und v. 18. Dez. 
1933, 2D 1178/33 — zu Straffreih G. v. 20. Dez. 1932 —, 
v. 18. Juli 1935, 2 D 520/35 und v. 14. Mai 1936, 2 D 
198/36 — zu StraffreihG. v. 7. Aug. 1934). Gleicherweiſe 
hat das RG. ausgeſprochen, daß in einem Falle, in dem 
die Einzelbetätigungen der Fortſetzungstat teils im Inlande 
teils im Auslande begangen worden ſind, für die Beſtim⸗ 
mung des Umfangs der Tat alle Einzelhandlungen, mithin 
trotz des 84 StGB. auch die im Ausland ausgeführten, 
maßgebend ſind (RGeEntſch. v. 16. März 1937, 1 D 1051/36: 
Daz. 1937, 1004). 


(RG., 2. StrSen. v. 12. Juli 1937, 2D 52/37.) 


* 

8. RG. — 8 266 StGB.; 8 146 Gen.; 8312 HGB. Uns 
treue durch Verbrauch von Sparervermögen für Verwaltungs⸗ 
ausgaben einer Zweckſparkaſſe. 


Die Rſpr. hat anerkannt, daß bereits vor dem Geſ. Über 
Zweckſparunternehmungen v. 17. Mai 1933 (insbeſ. ſeinem 8 20) 
ſchon an und für ſich der Verbrauch von Sparervermögen zur 
Deckung von Verwaltungsausgaben eine ſtrafbare Untreue (8 266 
StGB. a. F.) zum Nachteil der Sparer, zugleich aber auch eine 
Untreue (S 266 StGB. oder gegebenenfalls 8146 Gen. oder 
§ 312 HGB.) zum Nachteil des Zweckſparunternehmens ſein 
konnte, weil durch Verminderung des Sparervermögens minde⸗ 
ſtens die Rechtzeitigkeit der Darlehenszuteilungen an die Sparer 
beeinträchtigt und dadurch die Durchführung eines ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsbetriebs des Zweckſparunternehmens über> 
haupt gefährdet wird (vgl. namentlich die Urt. des erk. Sen. 
p. 7. Juli 1935, 1 D 1505/4 und v. 10. Jan. 1936, 1D 917/35 
ſowie des 3. StrSen. v. 17. Dez. 1935, 3 D 459/35 und 3 
618/35 JW. 1936, 1298 10). 

Es iſt zwar anzuerkennen, daß es in einem wirtſchaftlichen 
Unternehmen, namentlich während der erſten Jahre, zeitweiſe 
gerechtfertigt ſein kann, freiwillig — alſo ohne durch ſchlechten 
Geſchäftsgang gezwungen zu ſein — zugunſten einer kraftvollen 
Werbung mit den Ausgaben über die Einnahmen hinauszu⸗ 
gehen. Selbſtverſtändlich muß ſich dies aber in wirtſchaftlich an⸗ 
gemeſſenen und gegenüber vorhandener Verantwortlichkeit ſtets 
vertretbaren Grenzen halten. 


(RG., 1. StrSen. v. 7. Aug. 1937, 1 D 148/36.) 


+ 

9. RG. — 88 266, 263, 259, 2 StGB. 

1. Untreue kann auch in einer ungehörigen Buch⸗, Kaſſen⸗ 
und Rechnungsführung liegen. 

2. Eine Ausdehnung der Anwendbarkeit des neuen § 266 
StGB. i. Verb. m. 8 2 StGB. auf Fälle, die den Tatbeſtand 
dieſes Paragraphen nicht erfüllen, iſt nicht zuläſſig. 

3. Entſprechende Anwendung des § 259 StGB. auf einen 
Fall, der der Hehlerei entſpricht. 

4. Die Verurteilung wegen „ſchwerer“ Untreue darf im 
Urteilsſatz nicht ausgeſprochen werden. f) 


1. Die Untreue braucht nicht nur in der Aneignung der 
Gelder zu liegen. Das LG. hätte auch prüfen müſſen, ob 
der Treubruchtatbeſtand des 8 266 StGB. nicht ſchon da⸗ 
durch verwirklicht worden iſt, daß der Beſchwß. pflichtwidrig 
eine geordnete Buchführung unterlaſſen und dadurch eine 
Vermögensſchädigung der Vereinigung oder doch eine Ver⸗ 
mögensgefährdung herbeigeführt hat, die der Vermögens⸗ 
ſchädigung gleichkommt. In dieſer Beziehung kommt in Be⸗ 
tracht, daß er anordnungswidrig für die Kaſſen⸗ und Buch⸗ 
führung nicht eine ſachkundige Perſönlichkeit eingeſetzt und 
ſeine eigene Tätigkeit nicht auf den Außendienſt beſchränkt 
hat, ſondern die Buchführung ſeiner Geliebten übertragen 
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hat, die als gelernte Schreibmaſchinenkraft zur ſelbſtändigen 
Führung von Büchern nicht fähig war, und daß er ſelbſt 
ſich nicht auf den Außendienſt beſchränkte, ſondern ſelbſt die 
Buchführung und die Vereinnahmung der Gelder übernahm. 
Der BeſchwF. hat ferner anordnungswidrig bei der erſten 

Liſtenſammlung die Liſten zwar numeriert, aber an die Mit⸗ 

glieder abgeſandt, ohne daß die Empfänger in der Kartei 
vermerkt wurden, ſo daß nicht feſtzuſtellen iſt, an wen dieſe 

Liſten verſandt worden ſind, und nicht nachgeprüft werden 
kann, wer Liſten zurückgeſandt hat, die im Aufmarſchbüro 
des BeſchwF. mit den darauf eingegangenen Geldern bei⸗ 

ſeitegeſchafft und veruntreut worden ſind. Ordnungswidrig 

war auch, daß die Liſten und die darauf eingegangenen 

Gelder bald von ſeiner Geliebten, bald von der Buch⸗ 

halterin R., bald vom BeſchwF. ſelbſt abgenommen worden 

ſind, und daß die vorgeſchriebene Eintragung der Eingänge 
in das Hauptbuch wiederholt unterblieben iſt. Der Beſchwöß. 
bat weiterhin die abgelieferten Gelder in ſeinem Zimmer, 
nach Geldſorten getrennt, in offenen Beuteln verwahrt, jo 
daß jeder daraus Gelder entnehmen konnte, ohne daß dies 
nachgewieſen werden konnte. Jede ordnungsmäßige Kontrolle 
der Einnahmen hat gefehlt. Obwohl der Beſchweß. der Ver⸗ 
einigung für die Benutzung ſeines Kraftwagens 20 Pfennige 
für den Kilometer berechnen wollte, hat er kein Fahrtenbuch 
geführt, aus dem die einzelnen für die Vereinigung gemachten 

Fahrten und ihre Kilometerzahl zu erſehen waren. 

In einer ſolchen ungehörigen Buch⸗, Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsführung liegt ein Nachteil 1. S. des § 266 StGB. 
insbeſondere dann, wenn das Fehlen oder der mangelhafte 
Zuſtand der Buchführung zur Folge hat, daß der Treugeber 
keine Überficht über feinen wahren Vermögensſtand zu ge⸗ 
winnen vermag, ſo daß er an der Geltendmachung be— 
rechtigter Anſprüche in beachtlicher Weiſe verhindert wird, 
weil er nicht in der Lage iſt, ſeine Auſprüche zu erkennen. 
Das gilt vor allem auch hinſichtlich ſeiner Beziehungen zu 
dem, der mit der Wahrnehmung ſeiner Vermögensintereſſen 
betraut worden iſt (vgl. RGUrt. v. 26. Mai 1936, 1 D 
56/36 und die dort angeführten Entſcheidungen = JW. 
1936, 2319 16). 

2. P. hat durch Betrug gegenüber Sch. die Zuſage einer 
Proviſion für den Fall erhalten, daß er ihm den Auftrag 
auf Aufertigung von Plaketten für die Vereinigung beſchaffte. 
Der Beichwg. hat für die Vereinigung den Auftrag an Sch. 
erteilt, ſich aber von P. einen Anteil an der Proviſion ver⸗ 
ſprechen laſſen. Nach Fertigſtellung der Plaketten ließ der 
BeſchwF. durch P. von dem Guthaben der Vereinigung durch 
Bankſcheck den vollen Rechnungsbetrag abholen, behielt ſeinen 
Proviſionsanteil für ſich und händigte den Reſt des Geldes 
an P. aus, wovon dieſer ſeinen Proviſionsanteil behalten. 
kounte und den Reſtbetrag an Sch. gegen Lieferung der 
Plaketten aushändigen mußte. Das RG. hob das LGurt. 
auf, das hierin eine Untreue des Beſchw. erblickt hatte. 

Auch die Hilfsbegründung des LG. — entſprechende An⸗ 
wendung des § 266 StGB. auf Grund des $ 2 StGB. — 
iſt nicht richtig. Die am 1. Juni 1933 in Kraft getretene 
Neufaſſung des 8 266 StGB. iſt von der nationalſozialiſti⸗ 

hen Regierung eingeführt worden, weil die frühere Faſſung 
des 8 266 SGB. den Bedürfniſſen nach einer wirkſamen 

Selämpfung ungetreuen Geſchäftsgebarens nicht genügte. 
Deshalb wurde eine möglichſt weitgehende und möglichſt 

allgemeine Faſſung des neuen 5 266 StGB. gewählt. Daraus 

Sie: aber, daß eine noch weitergehende Ausdehnung der 

an ee des neuen 8 266 StGB. auf Fälle, die den 

U end dieſes Paragraphen nicht erfüllen, dem Willen 
es Geſetzgebers offenbar nicht entſpricht. 

N 3. Dagegen kommt eine Beteiligung des BeſchwF. an 
em Betrug des P. als Anſtifter, Mittäter oder Gehilfe in 
etracht oder aber eine Tätigkeit, die unter entſprechender 

Anwendung des § 259 StGB. zu beſtrafen wäre. 

Denn die Gelder, die Sch. ſich bei der Bezahlung ſeiner 
Rechnungen hat abziehen laſſen, wären, wenn Sch. ſie nach 
ee Bezahlung des Kaufpreiſes an P. bezahlt hätte, 

ens des P. durch Betrug erlangt worden. Hätte P. einen 
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Teil davon an den BeſchwF. abgeführt, fo hätte dieſer Heh⸗ 
lerei begangen. Im vorliegenden Falle iſt allerdings die 
direkte Auszahlung durch Sch. an P. unterblieben, weil der 
Beſchw§. ſich feinen Anteil von vornherein aus den aus 
dem Bankguthaben der Vereinigung in voller Höhe des 
Rechnungsbetrages abgehobenen Geldern nahm, aber dieſe 
Straftat iſt nach dem Grundgedanken des 8 259 StGB. 
das gleiche wie Hehlerei und erfordert nach geſundem Volks⸗ 
empfinden Beſtrafung. 

4. Es ſei darauf hingewieſen, daß es nicht zuläſſig iſt, 
im Urteilsſatze auszuſprechen, daß der Beſchwỹ. wegen 
„ſchwerer“ Untreue beſtraft werde; denn der 8 266 Abi. 2 
SSL. ſtellt keine beſondere Straftat unter Strafe, ſondern 
enthält nur Strafzumeſſungsgründe (vgl. RGSt. 69, 164 
JW. 1935, 19377; RGSt. 69, 168). 

(RG., 5. StrSen. v. 19. Juli 1937, 5 D 438/37.) 


Anmerkung: Das Urteil fordert in doppelter Hinſicht zu 
Widerſpruch heraus. 

Punkt 1 betrifft die Frage, wann bloße Vermögens ge⸗ 
fährdung als „Nachteil“ i. S. des § 266 StGB. anzuſehen 
iſt. Im Anſchluß an zwei Erkenntniſſe des 1. Str Sen. (RG. 
JW. 1936, 2319 15; 1935, 2963 25) ſtellt das vorl. Urteil zutreffend 
feſt, daß auch in unordentlicher Buchführung eine Vermögens⸗ 
ſchädigung i. S. der Untreueſtrafvorſchriften liegen kann, insbeſ. 
dann, wenn das Fehlen oder der mangelhafte Zuſtand der Buch⸗ 
führung zur Folge hat, daß der Treugeber an der Verwirklichung 
ſeiner Anſprüche gehindert wird. Die Richtlinien, die der Senat 
für die erneute Überprüfung dieſer Frage aufſtellt, ſind indeſſen 
unklar und irreführend. Vor allem tragen ſie ungenügend dem 
Umſtande Rechnung, daß bloße Vermögensgefährdung nur dann 
der Vermögensſchädigung gleichkommt, wenn der durch ſie be⸗ 
gründete Zuſtand der Ungewißheit ſchon gegenwärtig 
wertmindernd auf das Vermögen des Treu⸗ 
gebers einwirkt (dazu meine Anm.: IW. 1934, 1498). Bei 
dem vorl. Urteil hat man ſtellenweiſe den Eindruck, als ob die 
einfache Tatſache unordentlicher Buchführung ohne Rück⸗ 
ſicht auf deren unmittelbar vermögensſchädigenden Charakter 
genügend ſei (dies gilt vor allem für die Bemerkung über das 
„Fahrtenbuch“, wo das Urteil ganz überſieht, daß durch Nicht⸗ 
eintragung der einzelnen Fahrten nur von einem Schaden in 
der Perſon des Angekl., nicht der Vereinigung, die Rede ſein 
kann!). Hier hätte ſich das Urteil, um Mißverſtändniſſe auszu⸗ 
ſchließen, ſehr viel vorſichtiger ausdrücken müſſen, ſo wie 
es der erſte Senat in dem Urteil JW. 1935, 2963 getan hat. 

Bedenklich ſind auch die Ausführungen des Urteils unter 2. 
Wenn es dort heißt, daß durch die weite und allgemeine 
Faſſung des neuen 8 266 eine entſprechende Ausdehnung ſeines 
Grundgedankens im Wege des $ 2 generell ausgeſchloſſen 
ſei, ſo ſtellt der Senat einen Rechtsgrundſatz auf, der nicht ge⸗ 
billigt werden kann. Mit weiter und elaſtiſcher Neufaſſung einer 
Vorſchrift iſt keineswegs ohne weiteres ein Verbot analoger 
Ausdehnung verbunden. Eine endgültig umgrenzende Anßerung 
des Geſetzgebers kann nur dort angenommen werden, wo der 
Wille des Geſetzgebers erkennbar dahin gegangen iſt, jedes 
Hinausgehen über die tatbeſtandsmäßig vorgeſehenen Straf⸗ 
grenzen auszuſchließen (fo auch Karl Schäfer: JW. 
1937, 381 f.). Das iſt bei $ 266 nicht der Fall. Mag es heute auch 
ſchwer vorſtellbar ſein, daß der ſo weit gefaßte Tatbeſtand Lücken 
hat — undenkbar iſt es nicht, daß die Fortentwicklung der Le⸗ 
bensverhältniſſe auch ihn als unvollſtändig erweiſen wird. Hier 
muß es möglich fein, den § 2 zur Anwendung zu bringen. 

Prof. Dr. Erich Schwinge, Marburg a. L. 
* 

* 10. RG. — 88 266, 263 StGB. Dem Notar obliegt die 
Pflicht, bei der Ablieferung des ſtaatlichen Gebührenanteils die 
Vermögensintereſſen des Staates wahrzunehmen. Gegenüber 
den Auftraggebern des Notars beſteht ein Treuverhältnis, in 
deſſen Umfang der Notar verpflichtet iſt, die Vermögensinter⸗ 
eſſen ſeiner Auftraggeber wahrzunehmen, zumindeſt alſo nicht 
ſelbſt die Auftraggeber zu übervorteilen. 

Auf Grund der BD. des NPräſ. „zur Sicherung der 
Haushalte von Ländern und Gemeinden“ v. 24. Aug. 1931 
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(RGBl. 1, 453) hat das Preuß. Staatsminiſterium im 5. Teil das zum Betrugstatbeſtand gehörende — ungeſchriebene — 
ſeiner VO. v. 12. Sept. 1931 (GS. 172 (202) — abgeändert Merkmal der Vermögensverfügung des Getaäuſchten findet; 
durch die VO. v. 14. März 1932 (2. Teil Kap. VII — GS. aus dem Zuſammenhang ergibt ſich jedoch als feine tatjäcı- 
123 [124]) und v. 25. Nov. 1932 (GS. 369) — den Notaren liche Auffaſſung, daß die zuſtändigen Behörden durch das 
die Verpflichtung auferlegt, einen Teil der von ihnen verein irreführende Verhalten, des Angekl. davon abgehalten worden 
nahmten Vergütung an die Staatskaſſe abzuliefern. Hier⸗ ſeien, die ſtaatlichen Anteile in ihrer vollen Hohe rechtzeitig 
durch hat ſich jedoch nichts an dem Grundſatz geändert, daß einzuziehen (vgl. RGSt. 52, 163 164). 
derjenige, der die amtliche Tätigkeit des Notars in Anſpruch Der Angekl. hat die Grundgeſchäfte und die Auflaſſungen 
nimmt, dieſem die volle Vergütung ſchuldet. Andrerſeits han- in getrennten Verhandlungen beurkundet. Um dies zu er⸗ 
delt es ſich im Verhältnis des Notars zum Staate — wenn möglichen, hat er bei der Beurkundung der Grundgeſchäfte 
auch in den erwähnten VO. und den Ausf Beſt. hierzu mehr ſeinen Bürovorſtehern von den Beteiligten Auflaſſungsvoll⸗ 
fach von einer „Abgabe“ oder „Gebührenabgabe“ die Rede macht erteilen laſſen. Ebenſo hat er Grundſtücksuberlaſſungs⸗ 
iſt — nicht um eine Abgabe im ſteuertechniſchen Sinn. verträge, bei denen mehrere Perſonen beteiligt waren, in 
Vielmehr liegt der Neuregelung der Gedanke zugrunde, daß mehrere Einzelverträge zerlegt. So iſt nach der Beweisauf⸗ 
der Staat mit Rückſicht auf die Zeitverhältniſſe in gewiſſem nahme der Strat. allgemein verfahren worden, gleichviel, ob 
Umfang an der dem Notar aus ſeiner amtlichen Tätigkeit die getrennte Beurkundung im Einzelfall aus beſonderen 
zufließenden Vergütung beteiligt werden muͤſſe; den näher Gründen geboten war oder nicht. Die Beteiligten wurden 
beſtimmten Teil der Vergütung hat der Notar an die Staats dabei in dem Glauben gelaſſen, nach den beſtehenden Bor 
kaſſe abzugeben. So find die Ausdrücke „Abgabe“ und „Ge⸗ ſchriften müſſe ſo verfahren werden. Der Angekl. war ſich 
bührenabgabe“ zu verſtehen. Dem entſpricht es auch, daß die bewußt, daß den Beteiligten im Einzelfall hierdurch unnötige 
Notare für verpflichtet erklärt worden find, „einen Teil der Koſten aufgebürdet wurden. Es iſt ihm aber, wie die Strat. 
von ihnen für ihre Notariatsgeſchäfte vereinnahmten Ver⸗ erſichtlich annimmt, darauf angekommen, ſich auf ſolche Weiſe 
gütung an die Staatskaſſe abzuliefern“ (8 J), und daß im Mehreinnahmen und ſeinen Bürovorſtehern Gebühren für 
§ 2 „der Anteil der Staatskaſſe“ im einzelnen feſtgeſetzt wird. ihre Tätigkeit als Auflaſſungsbevollmächtigte zu verſchaffen. 
Bei der Einziehung dieſes „Anteils“, auf die das Pros. Zu dieſem Zweck hat er auch die Prüfung der Frage, ob die 
ſinngemäß anzuwenden iſt (5 3), nimmt der Staat die Hilfe getrennte Beurkundung geboten ſei, grundſätzlich unterlaſſen. 
und Mitarbeit des Notars in Auſpruch; das hierbei zu be Die Urteilsdarlegungen ſind ſo zu verſtehen, daß der Augekl. 
obachtende Verfahren iſt genau geregelt (vgl. die Allg Vfg. von vornherein den rechtswidrigen Erfolg, daß die Beteiligten 
des JuſtMin. v. 23. Sept. 1931 IM Bl. 306], v. 26. Nov. im Einzelfall zu ſeinen und ſeiner Burovorſteher Gunſten 
1932 [JM Bl. 275] und v. 6. März 1934 [DJ. 1934, 307)). mit unnötigen Koſten belaſtet würden, in ſeinen Willen auf- 
Hiernach iſt die Annahme nicht zu beanſtanden, dem genommen habe. 
Notar liege kraft Geſetzes die Pflicht ob, bei der Ablieferung Die Annahme, daß ſich der Angekl. hierdurch v. 1. Juni 
des ſtaatlichen Gebührenanteils die Vermögensintereſſen des 1933 an der Untreue nach § 266 StGB. n. F. ſchuldig ge⸗ 
Staates in dem näher beſtimmten Umfang wahrzunehmen. macht habe, begegnet keinen rechtlichen Bedenken. Das RG. 
Hieraus ergibt ſich für den vorl. Fall auf Grund der Urteils- hat zwar in neuerer Rſpr. ſtets angenommen, daß die Er⸗ 
feſtſtellungen folgendes: füllung der Amtspflicht eines preuß. Notars nicht Gagen 
Am 12. Juni 1933 berichtete der Angekl. dem LGpräſ. ſtand einer vertraglichen Bindung ſein konne, weil der Notar 
auf deſſen Aufforderung, daß im laufenden Rechnungsjahr bei der ihm amtlich obliegenden Verrichtung nicht als Beauf⸗ 
keine Anteile an den von ihm vereinnahmten Notariats-⸗ tragter oder Dienſtverpflichteter der ihn anrufenden Partei 
gebühren abzuliefern geweſen ſeien. In Wirklichkeit hatte der tätig werde, die Inanſpruchnahme ſeiner Tätigkeit durch einen 
Beſchw§. nach dem 31. März 1932 für verſchiedene Geschäfte Beteiligten vielmehr nur der äußere Anlaß für ſeine Tatig 
Gebühren von je über 50 K. (BO. v. 14. März 1932) und keit ſei. Dabei hat das NG. indes anerkannt, daß dem preuß. 
nach dem 30. Nov. 1932 ſolche von je über 20 N. (VO. Notar auch andere als amtliche Verpflichtungen entſtehen 
v. 25. Nov. 1932) vereinnahmt. Auch fpäter überſandte er können, die ihn nicht als ſolchen, ſondern als Rechtskundigen 
weder die vorgeſchriebenen Jahresliſten, noch lieferte er Ge- treffen; dieſe Verpflichtung kann Gegenſtand vertraglicher 
bührenanteile ab. Erſt auf wiederholte Mahnung, des LGpräſ. Beziehungen zwiſchon ihm und ſeinem Auftraggeber ſein 
übermittelte er im Juli 1935 der Juſtizhauptkaſſe 50 AM. (RSEntid. V 545/28 v. 11. Jan. 1950: JW. 1930, 753 
In den ſpäter von ihm eingeſandten Jahresliſten für die drei und die dort angegebenen Urteile ſowie RGSt. 70, 166 = 
Rechnungsjahre 1932, 1933 und 1934 (v. 1. April 1932 JW. 1936, 191128). Hierbei kommt in Betracht, daß der 
bis zum 31. März 1935) war trotz der Verſicherung des Notar bei der Ausführung der ihm erteilten Aufträge nicht 
Angekl., ſie ſeien richtig und vollſtändig, nur etwa die nur die ihm obliegenden Amtspflichten gewiſſenhaft zu er⸗ 
Hälfte der dem Staate zukommenden Anteile angegeben. füllen hat, daß er ſich vielmehr auch in ſeinem geſamten 
Nach der Annahme der Strg. beginnt das ſtrafbare ſonſtigen Verhalten ſeinen Auftraggebern gegenüber ſtreng 
Verhalten des Angekl. mit der Erſtattung des falſchen Be⸗ an die Grundſätze über Treu und Glauben halten muß. In⸗ 
richts v. 12. Juni 1933. Ob es für die Zeit vorher nach ſoweit beſteht ein Treuverhältnis, in deſſen Umfang der 
ihrer Anſicht an einem ausreichenden Beweis nach der inneren Notar die Vermögensintereſſen feiner Auftraggeber wahre 
Tatſeite hin fehlte, oder ob ſie den 8 266 SGB. a. F auf zunehmen verpflichtet iſt. Jusbeſ. darf er die Gelegenheit 
das Tun des Angekl. nicht für anwendbar hielt, iſt nicht mit der Amtsausübung nicht dazu benutzen, die ſeine Tätigkeit 
Sicherheit erſichtlich. Hierauf kommt es auch nicht entſchei⸗ in Anſpruch nehmenden Perſonen zu übervorteilen, wie es 
dend an. Die ihm nach dem Geſagten gem. 8 266 Sten B n. F. der Angekl. getan hat. 
dem Staate gegenüber obliegende Treuepflicht (RGSt. 69, (RG., 3. StrSen. v. 28. Juli 1937, 3D 495/37.) 


333 JW. 1936, 457° m. Anm.) hat der Angekl., wie das 
LG. ohne Rechtsirrtum annimmt, dadurch verletzt, daß er 5 
die ſtaatlichen Anteile auch dann nicht ablieferte, als er ſich 11. RG. — 8 266 SIGB. Untreue gegenüber dem Chegat⸗ 


dieſer ſeiner Verpflichtung bewußt geworden war. Dies war ten kann nur verfolgt werden, wenn ein Strafantrag des betrof⸗ 
aber ſchon der Fall, als er dem LGPräſ. den — wiſſentlich fenen Ehegatten vorliegt. 

unwahren — Bericht v. 12. Juni 1933 erſtattete. Hierdurch Zur Verfolgung einer Untreue unter Ehegatten war 
hat er es feiner Abſidht entſprechend verſtanden, die Ablie⸗ nach dem 8 266 StGB. in feiner alten Faſſung kein Straf 
ferung der ſtaatlichen Anteile, wenn auch nicht endgültig, jo antrag erforderlich. Auch nach der Neufaſſung dieſer Vor 
doch auf längere Zeit hinauszuſchieben; es war ihm darum ſchrift v. 26. Mai 1933 (RG Bl. J, 295) iſt die Verfolgung 
zu tun, die Anteile zunächſt auf längere Zeit für ſich zu ver⸗ nicht von einem Strafantrag abhängig; wie der Senat in 
wenden. Danach hat ſich der Angekl. nicht nur der Untreue feinen Urt. 3D 62/36 v. 2. Mai 1936 (JW. 1936, 2099 
nach 8 266 StchB. n. F., ſondern auch des Betrugs ſchuldig == RGSt. 70, 205 dargelegt hat, entſpricht es jedoch dem 
gemacht Das LG. ſagt zwar nicht ausdrücklich, worin es mutmaßlichen Willen des Geſetzgebers, daß Verfehlungen 
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der Ehegatten gegeneinander wie unter dem Geſichtspunkt 
des Betrugs ſo auch unter dem der Untreue nur auf Antrag 
des verletzten Ehegatten verfolgt werden. 

Bei ſtrenger Durchführung dieſes Grundſatzes würde 
ſich hier folgendes ergeben: 

Deer ſeit dem 1. Juni 1933 geltende 8 266 StGB. n. F., 
der — nach dem in JW. 1936, 2099 — RGSt. 70, 208 
Geſagten — anders als die zur Zeit der Tat in Kraft ge⸗ 
weſene Untreuevorſchrift beim Mangel eines Strafantrags 
des verletzten Ehegatten die Strafverfolgung überhaupt aus 
ſchließt, wäre das für den Augekl. günſtigſte Geſetz (RGSt. 
46, 269). Dieſes müßte gem. $2 Abi. 2 SGB. a. F. hier 
angewandt werden, da der 8 22 SGB. n. F. für die vor 
dem 1. Sept: 1935 begangene Tat keine Geltung hätte 
(JW. 1936, 2996 a = RGSt. 70, 282). 

Hiernach müßte das Verfahren eingeſtellt werden, da 
kein wirkſamer Strafantrag geſtellt iſt. Selbſt wenn man in 
den Erklärungen der geſchiedenen Ehefrau des Angekl. vom 
13. u. 16. Sept. 1933 einen ſolchen erblicken wollte, ware die 
im 8 61 StGB. beſtimmte Friſt damals bereits verſtrichen 
geweſen. Eine ſo weitgehende Bedeutung iſt jedoch der Entſch. 
des Senats in JW. 1936, 2099 % — NOS. 70, 208 nicht 
beizumeſſen. Damals ſollte lediglich ausgeſprochen werden, 
daß eine Untreue unter Ehegatten, die unter der Herrſchaft 
des 8266 StGB. n. F. mit feinem. weitgeſteckten Rahmen 
begangen werde, nur auf Antrag des verletzten Ehegatten 
verfolgbar ſei; dagegen ſollte die Frage der Verfolgbarkeit 
einer vor dem 1. Juni 1933 begangenen Untreue außer 
Betracht bleiben. 


(Rh., 3. StrSen. v. 28. Juli 1937, 3 D 396/37.) 


Deviſengeſetz 
12. NG. — 8 14 Dev. Genehmigung nach 8 14 Dev. 
iſt auch dann erforderlich, wenn für den Ausländer nur eine 
Hypothek beſtellt werden, aber keine Forderung für ihn entſtehen 
ſoll. Es macht keinen Unterſchied, ob eine Verkehrshypothel oder 
eine Sicherungshypothek in Frage ſteht. 
Der Angekl. hat die Genehmigung für die Eintragung 


einer Hypothek auf den Namen eines Ausländers erſchlichen, 


ohne daß in Wirklichkeit ein Schuldverhältnis beſtanden hatte 
oder hätte begründet werden ſollen. Die Frage iſt, ob unter 
dieſen Umſtänden die Beſtellung, d. h. hier die Eintragung der 
Hypothek auf den Namen eines Ausländers, der Genehmigung 
bedurft hat. Die Frage iſt ohne weiteres zu bejahen. Die Ge⸗ 
nehmigung iſt nach dem Geſetz ſchlechthin, ohne Rückſicht auf 
das zugrunde liegende Schuldverhältnis, erforderlich. Das Ge⸗ 
genteil iſt nicht etwa aus dem Gebrauch des Wortes „Gläu⸗ 
biger“ im 8 14 Abſ. 2 Dev®. v. 4. Febr. 1935 zu entnehmen. 
Mit dem Worte „Gläubiger“ ſoll nicht geſagt ſein, daß die 
Gläubigereigenſchaft des Ausländers bei Beſtellung der Hypo⸗ 
thek ſchon vorhanden ſein, daß alſo ein Schuldverhältnis ihr 
vorhergehen oder wenigſtens gleichzeitig mit ihr begründet wer⸗ 
den müßte. Die Gleichſtellung der Hypothekbeſtellung mit der 
Krediteinräumung im § 14 Dev®. deutet vielmehr darauf hin, 
daß eine Hypothek für einen ausländiſchen Gläubiger auch dann 
nicht beſtellt werden darf, wenn der Kredit noch nicht gegeben, 
das Geld noch nicht ausgeliehen, die Forderung, der die Siche⸗ 
1 5 dienen ſoll, noch nicht entſtanden iſt. Deshalb wird unter 
I Nr. 32a der Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung 
bc el. 1935, I, 119, 130 und 1936 I, 1022, 1036) ausdrücklich 
on der Genehmigung nur befreit die Beſtellung einer Hypo 
thek zur Sicherung eines von einem Ausländer gleichzeitig 
im Inlande in ausländiſcher Währung oder in freier Reichs- 
mark gegebenen Kredits. Der Nachdruck liegt hier auf dem 
Worte „gleichzeitig“. Nur unter dieſer Vorausſetzung iſt der 
Mißbrauch einer derart beſtellten Hypothek ausgeſchloſſen. Ge- 
rade die Gefahr des Mißbrauchs iſt aber bei Beſtellung einer 
Hypothek ohne gleichzeitige Begründung eines Schuldverhält⸗ 
niſſes oder ohne Zugrundelegung eines ſolchen ſchon vorhan⸗ 
denen ſehr groß. Mit Hilfe einer ſolchen Hypothek können leicht 
unerlaubte Geldgeſchäfte und unzuläſſige Vermögensſchiebungen 
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vorgenommen werden. Deswegen muß eine Genehmigung erſt 
recht dann für erforderlich erachtet werden, wenn die Hypothek 
von vornherein nur zum Scheine beſtellt werden ſoll. 


(RG., 1. Str Sen. v. 20. Aug. 1937; 1 D 685/36.) 
* 


13. RG. — 8 42 Abſ. 4 Devcz. Zum Tatbeſtande des „Th 
Erbietens“ und des „Aureizens“ zum Deviſenvergehen. Zur Ver⸗ 
wirklichung des Tatbeſtandes muß ein ernſtliches Erbieten feſt⸗ 
geſtellt werden. Der Anreizende braucht den Willen, erfolgreich 
anzureizen, nicht zu haben. ) 

Der Vorderrichter ſtellt ausdrücklich feſt, daß nach den Ab⸗ 
machungen der Parteien L. durch ſeine Vertrauensmänner das 
Kapital des B. ins Ausland ſchmuggeln ſollte gegen eine Ver⸗ 
gütung von 10% des verſchobenen Kapitals. Das Urteil ſtellt 
weiterhin ausdrücklich feſt, daß L. dem B. nur vorgeſpiegelt habe, 
er werde das Geld ins Ausland bringen, daß er in Wahrheit aber 
dieſe Abſicht gar nicht gehabt habe, ſondern B. nur veranlaſſen 
wollte, das Geld herauszugeben, über das L. dann für ſeine Zwecke 
verfügen wollte und verfügte. 

Die deviſenrechtlichen Reviſionsrügen gehen im Ergebnis fehl. 

Die Rev. geht zwar zutreffend davon aus, daß die Vorſchrift 
des § 42 Abſ. 4 Dev. ſubſidiärer Natur iſt. Sie überſieht aber 
bei ihren Folgerungen, daß der Vorſatz des Angekl. L nach den 
Feſtſtellungen des Urteils gar nicht auf ein vollendetes Deviſen⸗ 
vergehen des B. ging, daß vielmehr nach ſeiner Vorſtellung deſſen 
Tat nicht über den ſtrafbaren Verſuch hinausgehen ſollte. Damit 
ſcheidet begrifflich eine Beteiligung des L. an der Verſuchshand⸗ 
lung des B. aus. 

Der Senat teilt ſchließlich auch die Anſicht der Rey. und des 
Vertreters der Deviſenſtelle, daß der Vorderrichter zu Unrecht den 
Tatbeſtand eines ſich Erbietens 1. S. des § 42 Abſ. 4 Dev G. als 
vorliegend erachtet hat. Mit der herrſchenden Rſpr. und dem übers 
wiegenden Schrifttum muß aud) für den Fall des Erbietens nach 
5 42 Abſ. 4 Dev. entſprechend den Erforderniſſen des § 49 4 
SGB. für erforderlich erachtet werden, daß ein ernſtlich gemeintes 
Erbieten feſtgeſtellt wird (ogl. dazu Sartenſtein, 1935, 
Anm. 16 c zu § 42; Olshauſen 1927 und LpzKomm. 1934, 
Anm. 6 zu § 49 a StGB. und die dort zitierten Ent). Nach den 
tatſächlichen Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils hat aber ge⸗ 
rade der Angekl. L. dem B. die Ernſtlichkeit ſeines Erbietens 
nur vorgeſpiegelt. 

Trotzdem iſt im Ergebnis der Angekl. zu Recht aus § 2 
Abſ. 4 Dev. beſtraft worden, denn der feſtgeſtellte Sachverhalt 
erfüllt jedenfalls den Tatbeſtand des Anreizens i. S. dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift. 

Der Zweck des § 42 Abſ. 4 beſteht nach dem Sinn und Zweck 
der Deviſengeſetzgebung überhaupt darin, Da jedes Gebaren in 
der Richtung der Tatbeſtände des Abſ. 1 a. a. O., das die Deviſen⸗ 
lage des Reiches gefährdet, verhindert werden ſoll. Aus dieſem 
Grunde ſtellt der Geſetzgeber die drei Tatbeftände des Aufforderns, 
Anreizens und Erbietens zuſammenhängend und gleichgeordnet 
unter Strafe. Dieſe Zuſammenfaſſung der drei Tatigkeitsformen 
zu einem Gefährdungskomplex ermöglicht es dem Neo®,., obwohl 
Anklage und angefochtenes Urteil von der Tatform des Erbietens 
ausgehen, ſelbſt zu prüfen, ob nicht eine andere Gefährdungs⸗ 
handlung der drei zuſammengefaßten Tatigkeitsformen durch die 
tatsächlichen Feſtſtellungen des Urteils gedeckt wird. Dem ſteht 
§ 265 StPO. nicht entgegen. 

Der Anreizung liegt nun entſprechend dem gleichen Begriff 
bei anderen Geſetzesvorſchriften eine Beeinfluſſung zugrunde, zeine 
Wirkung auf Sinne und Leidenſchaften, die einen Reiz zum Han⸗ 
deln weckt, und den Angereizten kraft eigenen Entſchluſſes zum 
Handeln bringt (RGSSt. 63, 173). Den Willen, ihn erfolgreich an⸗ 
zureizen, braucht der Täter nicht zu haben, denn der Geſetzgeber 
wollte hier, wie bei anderen entſprechenden Geſetzesbeſtimmungen 
(3. B. bei § 112 StGB.: NSS. 60, 167) verhüten, daß an je⸗ 
manden auch nur die Verſuchung zum Deviſenvergehen in Geſtalt 
einer Anreizung herangetragen wird. Daraus folgt, daß es für 
die Feſtſtellung des Vorſatzes unerheblich iſt, ob der de ernſt⸗ 
lich die Begehung eines Deviſenvergehens durch den Angereizten 
wollte, daß es vielmehr genügt, wenn der andere nach der Er⸗ 
kenntnis des Angekl. Ernſtlichkeit annehmen konnte und annahm, 
ſelbſt wenn der Angekl. ſogar die Abſicht hatte, ſchließlich die Be⸗ 
gehung eines Deviſenvergehens — ſoweit er dazu imſtande war — 
zu verhindern (ſo auch Hartenſtein a. a. O.) 

Das angefochtene Urteil ſtellt nun ausdrücklich tatſächlich feſt, 
daß der Gedanke, ſeine Wertpapiere zu verkaufen und den Erlös 
illegal ins Ausland zu ſchaffen erſt durch den Angefl, an B. 
herangetragen worden ift, daß B. zunächſt dieſe Moglichkeit be⸗ 
zweifelt hat, dann aber dadurch, daß der Angekl. ihm verſchiedene 
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Wege aufzeigte, von der Durchführbarkeit ernſtlich überzeugt 
wurde. Das Urteil ſtellt auch feſt, daß der Angekl. in B. dieſe 
Überzeugung erwecken wollte. Durch dieſe Tatigkeit des Angekl. 
wurde — und deſſen war er ſich bewußt — die Gefahrenlage ge⸗ 
ſchaffen, daß B. ſich nun ernſtlich mit dem Gedanken der Deviſen⸗ 
ſchiebung vertraut machte und die Möglichkeit beſtand, daß er auch 
ohne den Angekl. L. an eine wirkſame Durchführung der Ver⸗ 
ſchiebung ging, die zu verhindern L. nicht in der Lage war. 
Dieſe Feſtſtellungen erfüllen den Tatbeſtand des Anreizens 
i. S. des § 42 Ubi. 4 Dev. 
(KG., 1. Str Sen., Urt. v. 3. Aug. 1937, 1 8s 169/37.) 


Anmerkung: Das Urteil des KG. wird nicht allgemeinen 
Beifall finden. Der § 42 Abſ. 4 Dev. unterſcheidet drei Zat- 
beſtände, den des „Erbietens“, den des „Aufforderns“ und den 
des „Anreizens“ zum Deviſenvergehen. Die Tatbeſtande ſind dem 
allgemeinen Strafrecht entnommen, es iſt zu ihrer Auslegung die 
Rſpr. und das Schrifttum zu den gleichlautenden Beſtimmungen 
des StGB., §§ 49 a, 85, 110, 111, 112, 130, 210, heranzuziehen 
(Hartenſtein, „Deviſennotrecht“ 1935, Erl. 16 zu 8 42). Hier⸗ 
nach iſt zunächſt einmal feſtzuſtellen, daß das „Anreizen“ lediglich 
eine beſondere Form der „Aufforderung“ darſtellt, die ſich, wie 
das KG. mit Hartenſtein (a. a. O.) ausführt, nicht jo ſehr 
an den Verſtand, als an die Sinne und Leidenſchaften wendet, die 
mit Frank („StGGB.“ 1931, Erl. III zu § 112) der Stimmungs⸗ 
mache gleichzusetzen ift, indem ſie durch Einwirkung auf Leiden⸗ 
ſchaften, Denkungsart und Sinne die Stimmung hervorruft, die 
geeignet iſt, in dem anderen Teil jenen ſcheinbar ſpontan gefaßten 
Entihluß zu erzeugen. Iſt aber das „Anreizen“ nur eine bejon- 
dere Form der „Aufforderung“, ſo müffen für beide Tatbeſtände 
grundſätzlich dieſelben Vorausſetzungen gelten. Die Frage iſt da⸗ 
her, ob zum Tatbeſtande der „Aufforderung“ das Bewußtſein des 
Täters genügt, daß das Verlangen von dem anderen Teil als 
ernſtliches aufgefaßt werden kann (ſo Ebermayer⸗Lobe, 
5. Aufl., Erl. 4 a zu § 49 a; Liſzt⸗Schmidt, „Strafrecht“, 
1927, 8 175; Hartenſtein a. a. O. u. a. m) oder ob nicht viel⸗ 
mehr, wie die herrſchende Lehre annimmt (Olshauſen⸗ 
Niethammer, Erl. 8 zu 8 99; Meyer⸗Allfeld, „Lehr 
buch“, S. 228; RößSt. 1, 3907 15, 350, 36, 228; 57, 171, 243; 
60, 24) der Auffordernde die Tat ſelbſt ernſtlich wollen muß. Wie 
bei 8 49 a StGB. handelt es ſich hierbei auch für § 42 Abſ. 4 
Dev. um eine Frage der ſyſtematiſchen Würdigung, ob die ge⸗ 
nannten Beſtimmungen lediglich der Ausfüllung von Lücken 
dienen ſollen, die durch die ſtreng akzeſſoriſche Behandlung der 
Teilnahme entſtehen, und auf Täterſchaft oder Teilnahme gerich⸗ 
tete Vorbereitungshandlungen unter Strafe ſtellen, oder ob es 
ſich um jenſeits der Verſuchs⸗ und Teilnahmelehre ſtehende ſelb⸗ 
ſtändige Deliktstatbeſtände handelt (Frank, Bem. J, 1 zu § 49 a). 
Das RG. und wohl auch die in der Theorie herrſchende Lehre hat 
für 8 49 a StGB. die Annahme eines ſelbſtändigen Delikts abge⸗ 
lehnt. Da für den § 49a StÖPB. dieſelben Grundſätze gelten, wie 
für § 42 Abſ. 4 Dev., ſteht das Urteil des KG. mit der herr⸗ 
ſchenden Lehre nicht im Einklang. 

RegR. Hans Gurski, Berlin. 


zugabeverordnung 


14. RG. — 81 Abſ. 3, 3 Zugabe VO. Ein Zuſammenhang 
zwiſchen Haupt⸗ und Nebenleiſtung kann i. S. der Zugabe BO. 
auch dann beſtehen, wenn die Zugabe in der Erwartung ge⸗ 
währt wird, daß die Beſtellung und die Lieferung einer Haupt⸗ 
leiſtung folgen werde. 7) 


Das Geſellſchaftsſpiel wurde teilweiſe angekündigt, teil⸗ 
weiſe auf Grund von Anforderungen, die mit Kaffeebeſtellun⸗ 
gen verbunden waren, den Kaffeepaketen beigelegt; teilweiſe 
wurde es den Kaffeepaketen beigepackt, ohne daß es bei den 
Beſtellungen ausdrücklich angefordert worden war. Es liegt in⸗ 
ſoweit ein unmittelbarer räumlicher und zeitlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Haupt⸗ und der Nebenleiſtung vor, ſo daß 
die von der VO. gewollte Verbindung zwiſchen beiden hier 
klar zutage tritt. Aber auch inſoweit, als das Geſellſchafts⸗ 
ſpiel auf die Ankündigdng des Angekl. „ohne gleichzeitige Ber 
ſtellung von Kaffee angefordert und verſandt worden iſt“, iſt 
dieſer Zuſammenhang gegeben. Das LG. ſtellt feſt, der Angekl. 
habe bei der zur Aburteilung ſtehenden Ankündigung damit 
gerechnet, daß der Kunde einen „moraliſchen Zwang“ emp⸗ 
finden und gleichzeitig eine Kaffeebeſtellung machen werde, 
dieſer Zwang werde auch auf den Kunden ausgeübt und ſei 


„um ſo ſtärker, als der Kunde ſich unter dem ‚intereffanten 
Gejeltfchaftsfpiel‘ ein Spiel, wie es in Spielgeſchäften geführt 
werde, vorgeſtellt habe“. Unter dieſen Umſtänden geht das LG. 
mit Recht davon aus, daß auch in dieſen Fällen der Zu⸗ 
ſammenhang der beiden Leiſtungen gegeben ſei, der die An⸗ 
kündigung und Gewährung des Spiels als Zugabe im Sinne 
der VO. erſcheinen läßt. Ein ſolcher Zuſammenhang kann auch 
beſtehen, wenn die Zugabe in der Erwartung gewährt wird, 
daß die Beſtellung und die Lieferung einer Hauptleiſtung 
folgen werde. Wenn das LG. von dem „moraliſchen Zwange“ 
ſpricht, den der Beſteller des Spiels empfinden werde, ſo meint 
es hier damit erſichtlich das Anſtandsgefühl, das es dem Be⸗ 
ſteller verbietet, ſich vom Angekl. etwas ſchenken zu laſſen, und 
das ihn — nach dem Gedankengang des Angekl. — veranlaßt, 
außer dem Spiel auch Kaffee zu beſtellen. Die rechtlichen Aus⸗ 
führungen des LG. zu dieſer Frage ſtehen in Übereinſtimmung 
mit der Entſch. des II. ZivSen. des NS. v. 10. Dez. 1935 
(RG. 149, 243, 246 ff. = JW. 1936, 7131), denen der 
erk. Sen. beitritt und auf die ſtatt näherer Begründung ver⸗ 
wieſen wird. 

Die vom Laß. angenommene Geringwertigkeit des Spiels 
allein ſchließt es nicht aus, in der Ankündigung oder Ge⸗ 
währung des Spiels eine Zugabe zu ſehen. Im Anſchluß an 
die Entſch. des RG. v. 10. Dez. 1935 hat das LG. ohne 
Rechtsverſtoß namentlich aus dem Inhalt der Ankündigung 
entnommen, daß die Ankündigung des an ſich geringwertigen 
Spiels einen „moraliſchen Zwang“ zur gleichzeitigen Kaffee⸗ 
beſtellung ausüben werde; auch der Umſtand, daß in der An⸗ 
kündigung vermerkt war, daß das Spiel an jedermann ab» 
gegeben werde, beeinflußt die Schlußfolgerung des LG. nicht, 
daß der Zuſammenhang zwiſchen der Haupt⸗ und der Neben⸗ 
leiſtung vorhanden iſt. 

Die Feſtſtellungen des LG. ſind auch weder widerſpruchs⸗ 
voll noch verletzen ſie die Grundſätze der Logik. Auch wenn 
dem Angekl. nach der Annahme des 2. nicht zu widerlegen 
war, daß er ſich geſagt haben mag, die Art der Ankündigung 
genüge, um den Eindruck einer Zugabe von Wert zu ver⸗ 
meiden, ſo kann er ſich andererſeits doch — wie das LG. an⸗ 
nimmt — bewußt geweſen ſein, daß die Ankündigung und die 
Gewährung des Spiels einen „moraliſchen Zwang“ zur Kaffee⸗ 
beſtellung ausüben würden. 

Auch was die Rev. über die Bedeutung des Wortes 
„Portoſelbſtkoſten“ ſagt, geht ſehl. Dem LG 8iſt vielmehr darin 
beizuſtimmen, daß die Ausdrucksweiſe, das Spiel werde „gegen 
15 Pf. für Portoſelbſtkoſten abgegeben“, von dem Leſer nur 
ſo aufgefaßt werden könne, er erhalte das Spiel an ſich un⸗ 
entgeltlich. 

(RG., 3. StrSen. v. 26. April 1937, 3 D 1054/36.) 


Anmerkung: Der 3. StrSen. des RG. legt dieſem Er⸗ 
kenntnis das Urteil zugrunde, das der II. ZivSen. in dem 
bekannten Streit wegen des Tagebuchs für Zahnärzte gefällt 
hat (JW. 1937, 713). Richtig iſt, daß der Tatbeſtand einer 
Zugabe auch dann gegeben ſein kann, wenn die Gabe vor 
oder nach der Hauptleiſtung und damit zeitlich und räumlich 
von dieſer völlig getrennt erfolgt. Indeſſen muß es ſich um 
eine Zugabe handeln. Es muß alſo dem Kunden in ſeiner 
Eigenſchaft als Käufer von dem Verkäufer etwas gewährt 
worden ſein, was er nicht erwartet hat und worauf ſeine Be⸗ 
darfsdeckung — wie das KG. in JW. 1937, 324 erkannt hat — 
ſich nicht erſtrecken ſollte. Nur ſo wird man doch den Begriff 
der Zugabe auffaſſen können, daß nämlich über dieſe Bedarfs⸗ 
deckung hinaus dem Käufer in dieſer ſeiner Eigenſchaft etwas 
von dem Verkäufer neben der Ware oder Leiſtung gewährt 
worden iſt, und zwar mit Rückſicht auf das Kaufgeſchaft und 
in Abhängigkeit von dieſem Kaufgeſchaäft. 

In dem hier vorliegenden Fall der Ankündigung und Ge⸗ 
währung eines Geſellſchaftsſpiels iſt davon auszugehen, daß 
dieſes von dem angeklagten Inhaber eines Kaffeeverſandgeſchafts 
„ohne gleichzeitige Beſtellung von Kaffee angefordert und ver⸗ 
ſandt worden iſt“. Aber das Spiel iſt angeboten und zugeſandt 
auch allen denen, die es wünſchten, ohne Kaffee zu beſtellen. 
Der 3. StrSen. kann nicht auf den Fall des Tagebuchs für 
Zahnärzte zurückgreifen. In dieſem Tagebuchfall haben die 
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Kunden der Zahnbedarfshandlungen, nämlich die Zahnärzte, 
dieſes auf ſie und die Führung ihrer Praxis eigens abgeſtellte, 
nach RG. „unentbehrliche“ Tagebuch erhalten. Der Zuſammen 
hang zwiſchen der Lieferung von Zahnbedarf und der dieſes 
Tagebuchs iſt infolge der befouderen, von den Dentalhand⸗ 
lungen aufgezogenen Organiſation und der durch ſie bewußt 
herbeigeführten ernſten moraliſchen Bindung des Zahnarztes 
an die Dentalhandlung, die gerade ihm das Buch ſchenlte, vor⸗ 
handen. Anders im vorliegenden Fall: Wenn nämlich der 
II. ZivSen. des RG. ſchon in der Gewährung dieſer Tage⸗ 
bücher, die unabhängig von dem Verkauf von Zahnbedarf er⸗ 
folgt iſt, nicht unbedenklicherweiſe geglaubt hat, daß ein Zu 
ſammenhang zwiſchen dieſen beiden Leiſtungen um deswillen 
gegeben ſei, weil der Geber des Tagebuches auf das Anſtands⸗ 
gefühl der Bezieher gerechnet und ſomit einen moraliſchen 
zwang ausgeübt habe, dann muß die Übertragung dieſes 
Gedankens auf geringwertige Kleinigkeiten, die wahllos in das 
Publikum geitrent werden, abgelehnt werden. Der Empfang 
einer Geringwertigkeit bindet auch moraliſch nicht. Das Ber 
ſchenk einer Kleinigkeit iſt nicht geeignet, die für den Zugabe⸗ 
begriff erforderliche Abhängigkeit der Nebenleiſtung von dem 
Hauptgeſchäft zu erſetzen. Grundſätzlich iſt Zugabe das an eine 
Bedingung, nämlich Abnahme der Hauptleiſtung, geknüpfte 
Geſchenk. Die Bedingung kann ausnahmsweiſe durch ſchwer⸗ 
wiegende moraliſche Bindung erſetzt werden. Ein geringfügiges 
Geſchenk aber ſchafft die moraliſche Bindung nicht. Wir laufen 
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meinerungen zu gelangen, die die Werbemöglichkeit des Einzel⸗ 
händlers bei ſeinem Kundenkreis in wirtſchaftshemmender Weiſe 
einengen. 

Es iſt nämlich keineswegs zu erſehen, wo bei dem Geſell⸗ 
ſchaftsſpiel, das ja an jeden Intereſſenten, alſo auch an Nicht⸗ 
kunden und Nichtkäufer ausgegeben worden iſt, der Zuſammen⸗ 
hang neben der Lieferung der Hauptware — des Kaffees — 
liegen ſoll. Wo iſt im einzelnen die Bedarfsdeckung, die dem 
Kunden ohne deſſen Willen zuſätzlich gewährt wird? Und wo 
iſt die Abhängigkeit? — Bei dem Empfänger des Spiels liegt 
ein Gefühl des moraliſchen Zwanges nicht im geringſten vor. 
Er nimmt das Geſellſchaftsſpiel doch an, ohne ſich dabei zu 
denken, daß er nun auch den Kaffee bei dem Geber dieſes 
Spiels beſtellen müſſe. Im Falle einer Kaffeemühle, die er 
erhalten hätte, wäre dies ſchon weſentlich anders. Hinzukommt 
außerdem, daß es auch nicht allein der Kunde des Kaffee⸗ 
verſandgeſchäftes geweſen iſt, der das Geſellſchaftsſpiel erhalten 
ſollte, ſondern daß völlig unbekannte Perſonen, die erſt zu 
Kunden geworben werden ſollten, das Spiel erhielten. Um wie⸗ 
viel weniger wird alſo dieſe x-beliebige Perſon, die noch gar 
nicht Kunde iſt, bei allem in ihr vorhandenem Anſtandsgefühl 
das Empfinden haben, ſie dürfe ſich nichts von dem Kaffee⸗ 
verſandgeſchäft ſchenken laſſen und müſſe nunmehr auch Kaffee 
beſtellen! Dieſe x⸗beliebige Perſon wird vielmehr dieſe Art 
der Ankündigung des Spiels als eines „intereſſanten Geſell⸗ 
ſchaftsſpiels“, wie es in Spielgeſchäften geführt wird, nur ſo 
haben verſtehen können, daß ihr hier ohne Verpflichtung zur 
gleichzeitigen Beſtellung von Kaffee ein in keinem Zuſammen⸗ 
hang mit der Firma ſtehendes Geſellſchaftsſpiel als bloßes 
Geſchenk angeboten wird. Daß nun aber dieſe Art der An⸗ 
kündigung, die nur im Sinne des von allen Verpflichtungen 
losgelöſten Schenkens eines Geſellſchaftsſpiels verſtanden 
werden konnte, zur Beſtrafung wegen Ausübung eines mo⸗ 
raliſchen Kaufzwanges geführt hat, iſt angeſichts dieſes Los⸗ 
gelöſtſeins der Ankündigung von allen mit dem Kaffee zu⸗ 
ſammenhängenden Bedarfsdeckungsfragen nicht verſtändlich. 

Es ſoll nicht verkannt werden, daß das Kaffeeverſand⸗ 
geſchäft dieſes Geſellſchaftsſpiel nicht aus altruiſtiſchen Er⸗ 
wägungen in dem Beſtreben, unbekannten Volksgenoſſen eine 
Freude zu machen, zur Verſendung gebracht hat, daß vielmehr 
kaufmänniſche, und zwar Werbungserwägungen, die ausſchlag⸗ 
gebende Rolle geſpielt haben. Wenn man aber nur um des⸗ 
willen, weil der Werbungtreibende mit einer ſolchen Gabe 
— die man darum auch Werbegabe nennt — den Umſatz ſeines 
Geſchäftes heben will, den Vorwurf der Ausübung eines mo⸗ 
raliſchen Zwanges und damit der Gewährung einer verbotenen 
Zugabe macht, dann müßte man erſt jede Handlung eines 
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Kaufmanns unter die Lupe nehmen und fie auf ſolche ver⸗ 
botenen Geſchäftsabſichten hin unterſuchen. Es ſoll keineswegs 
einem Wiederaufleben des Zugabeweſens auch nur annähern 
das Wort geredet werden, daß aber auf der anderen Seite eine 
werbende Tätigkeit eines Kaufmanns zur tüchtigen Betriebs⸗ 
führung ſeines Unternehmens gehört, darf man ebenfalls nicht 
überſehen. Unbeſchadet des Zugabeverbots muß dem Kaufmann 
die Werbegabe — ſoweit dieſe nicht infolge ihres übertriebenen 
Werts zur Unlauterkeit i. S. des § 1 UnlWG. führt — un⸗ 
bedingt erhalten bleiben. Man kommt ſonſt dahin, daß auch 
die geringwertigſte Kleinigkeit den Empfänger bereits moraliſch 
bindet, fo daß dieſer — mag er auch nie gekauft haben und 
nie kaufen wollen — durch eine Kundenzeitſchrift, einen Re⸗ 
klamekalender, einen Taſchenſpiegel und einen Bonbon kraft 
der dieſen Dingen anhängenden moraliſchen Bindung zun 
zukünftigen Käufer wird. Wie rettet ſich dann der arme Einzel⸗ 
händler vor dem moraliſch-verpflichtenden Lächeln ſeines 
eigenen Angeſtellten? Verkäuferſchulung und der Dienſt am 
Kunden können dann abgeſchafft werden. Werbung kann nur 
derjenige treiben, dem es nichts ausmacht, beſtraft zu werden. 

Dem nicht juriſtiſch vorgebildeten Kaufmann iſt aber ſchon 
manches aus dem Zugaberecht nicht mehr verſtändlich. So wird 
der hier angeklagte Kaffeeverſender es nicht begriffen haben, 
daß das Gericht ihm zwar ſeine Überlegung zugute gehalten 
hat, die Art ſeiner Ankündigung habe den Eindruck einer Zu⸗ 
gabe von Wert nicht hervorrufen können, daß dasſelbe Gericht 
ihm aber gleichzeitig auf der anderen Seite vorgeworfen hat, 
er ſei ſich deſſen bewußt geweſen, mit der Ankündigung und 
der Gewährung des Spiels einen moraliſchen Zwang zur 
Kaffeebeſtellung auszuüben! 

Damit gelangen wir aber gleichzeitig zu dem anderen 
Tatbeſtand aus der Zugabe “O., der Bezeichnung einer Zugabe 
als Gratis-Zugabe. Die VO. ficht bekanntlich vor, daß eine 
Zugabe wohl unter die Ausnahme des Abſ. 2 2— g fallen und 
ſomit erlaubt ſein kann, daß ſie dann aber gleichzeitig keines⸗ 
wegs „als unentgeltlich gewährt“ bezeichnet werden darf, wie 
auch ſonſt nicht der „Eindruck der Unentgeltlichkeit“ zu er⸗ 
wecken iſt. Welche ungeheuren Schwierigkeiten die Umſteuerung 
dieſer Klippe in der Praxis verurſacht, vermag nur derjenige 
zu ermeſſen, der mit Werbungsſorgen des praktiſchen Kauf⸗ 
mannes vertraut iſt. Zu welchen Folgerungen die Anwendung 
dieſer „Gratis“beſtimmung aus der Zugabe VO. führt, zeigt 
dann auch der hier behandelte Fall des Kaffeeverſenders. 

Aus dem Hinweis, daß das Geſellſchaftsſpiel „gegen 
15 Pf. für Portoſelbſtkoſten abgegeben“ wird, leitet der Senat 
her, daß der Angekl. das Spiel als Gratiszugabe bezeichnet 
oder den Eindruck der Unentgeltlichkeit erweckt hat. Wie aber 
ein Kaufmann eine nach Abſ. 2 der Zugabe O. erlaubte 
Zugabe anbieten, ankündigen und gewähren ſoll, ohne dem 
Intereſſenten oder Kunden klarzumachen, daß er die Zugabe 
nicht zu bezahlen braucht, bleibt Geheimnis. 

Sollte es ſich nicht hier verlohnen, de lege ferenda im 
Intereſſe des Einzelhandels neue Wege zu finden? Verlohnt 
es ſich nicht überhaupt, das geſamte Zugaberecht zum Schutze 
des Einzelhandels gegen Auswüchſe und Einengungen einer 
Reviſion zu unterziehen? 

RA. Dr. Gerhardt Richter, Berlin. 


neichsſtraßenverkehrsordnung 


15. RG. — 825 RStraßVerkO. Die Sorgfaltspflicht des 
Kraftfahrers, der von einer Straße nach links in eine Hof⸗ 
einfahrt einbiegen will, darf nicht überſpannt werden. 


Die Angekl. haben vor dem Einbiegen mit ihrem Laſt⸗ 
zug von der Straße in die links gelegene Toreinfahrt recht⸗ 
zeitig den linken Winker gezogen und einem von hinten kom⸗ 
menden Kraftwagen Warnungsſignale gegeben. Der Lenker 
dieſes Wagens fuhr aber infolge großer Geſchwindigkeit auf 
den Laſtzug auf und wurde tödlich verletzt. 

Die Angekl. wurden freigeſprochen. 

Das LG. iſt offenbar der Anſicht, daß die Angekl. von 
ihrem Standpunkt aus alles zur Vermeidung eines Unfalls 
Erforderliche getan hatten, daß ihnen keinesfalls das Gegen⸗ 
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teil nachgewieſen werden könnte. Den Ausführungen der Rev. 
ſei nur entgegengehalten, daß den Angekl. nicht zugemutet 
werden konnte, mit dem Beginn des Einbiegungsmanövers 
bis zu dem Augenblicke zu warten, in dem weder nach vor⸗ 
wärts noch nach rückwärts ein herankommendes Fahrzeug, 
vor allem ein Kraftwagen, zu ſehen geweſen wäre. Eine 
ſolche Zumutung hätte den Angekl. das Einbiegen vielleicht 
auf Stunden unmöglich gemacht. Sie durften bei aller Vor⸗ 
ſicht, zu der ſie ganz unabhängig von der Vorſchrift des 
8 25 II Abſ. 4 Ausf Anw. z. StraßVerkO. verpflichtet waren, 
den Verkehr inſoweit behindern, als dies „nach den Um⸗ 
ſtänden unvermeidbar“ war. Das ergibt ſich aus der allge 
meinen Vorſchrift des § 25 StraßVerk O. 
(RG., 1. StrSen. v. 23. Juli 1937, ID 220/37.) 


* 


16. OLG. — 8 25 RStraßVerk O.; Ausfiniv. hierzu. Die 
Vorſchr. der Ziff. VI Abſ. 1 der Ausf Anw. zu $ 25 NStraß Verl O. 
ſtellt zwar an 19 einen Gefährdungstatbeſland dar. Ein Verſtoß 
iſt jedoch dann nicht ſtrafbar, wenn im konkreten Fall ein anderer 
Verlehrsteilnehmer nicht beläſtigt werden konnte und eine Ver⸗ 
kehrsbehinderung nach der beſonderen Lage des Falles überhaupt 
nicht in Betracht kommt. 

Der Angekl. hat die Fahrbahn ſchräge überquert. Es steht feſt, 
daß die Fahrbahn zur Tatzeit völlig leer war und der Augekl. durch 
ſein verkehrswidriges Verhalten niemanden behindert oder be⸗ 
läſtigt hat. Das AG. hält dieſen Umſtand fur unerheblich, da die 
Ausf Anw. rechtlich ſelbſtändige Straftatbeſtande enthalte und es 
im Gegenſatz zu 8 25 NStraßVerkO. bei einem Verſtoß gegen 
Ziff. VI der AusfAnw. zu § 25 nicht auf eine Behinderung an⸗ 
derer Verkehrsteilnehmer ankomme. 

Die Rev. mußte Erfolg haben. 

Die entſcheidende Frage tft gie, ob Ziff. VI 
Abſ. 1 Ausf An w. zu § 25 R Straß Verk. einen 
„Verletzungstatbeſtand. oder einen „Gefähr⸗ 
dungstatbeſtand“ enth ält. Im erſteren Falle würden 
Zuwiderhandlungen nur dann ſtrafbar ſein, wenn die im Geſetz 
bezeichneten Folgen eingetreten find; im letzteren Falle iſt die Be⸗ 
ſtrafung unabhängig von dem Eintritt jener Folgen auszusprechen. 
Das RG. hat in ſeiner Entſch. v. 24. März 1936 (RGSt. 70, 
177) zu dieſer Frage Stellung genommen. Es wird dort ausgeführt, 
daß die Vorſchriften Nr. II der Ausf Anw. zu 825 NStraß⸗ 
VerkO. ſelbſtändig Grundlage einer Beſtrafung ſein können. Die 
Frage, ob es ſich bei ihnen um „Verletzungstat⸗ 
beſtande“ oder um „Gefährdungstatbeſtände“ 
bandelt, iſt nicht von der grundſätzlichen Seite 
ber zu löſenz; es tft vielmehr im einzelnen aus dem Wortlaut 
der Ausf Anw. zu folgern, ob der Wille des Geſetzgebers dahin 
geht, Zuwiderhandlungen nur bei Eintritt der im Geſetz genann⸗ 
ten Folgen zu beſtrafen, oder ob es auf das Vorhandenſein dieſer 
Folgen nicht ankommt. Eine Reihe von Vorſchriften ſtellt es nun 
ausdrücklich darauf ab, welche Wirkung das ge» oder verbotene 
Verhalten auf andere Verkehrsteilnehmer hat (3. B. Ziff. II Abſ. 3 
Ausf Anw. zu 825: „Wenn andernfalls andere Verke rsteilnehmer 
gefährdet werden können“). Hier handelt es ſich nach 
Anſicht des RG. um „Verletzungstatbeſtände“. 
Demgegenüber enthält die Ausf Anw. zu 8 25 
eine Anzahl anderer Ge⸗ und Verbote, in 
denen eindeutig davon abgeſehen wird, die 
Strafbarkeit der Zuwiderhandlung vom Ein⸗ 
tritt einer ſolchen Folge abhängig zu machen. 
Hierzu gehört nach Auffaſſung des RG. z. B. die Ziff. I der Ausf⸗ 
Anw. zu 8 25, wonach von Straßen, die beſtimmten Verkehrsarten 
zugewieſen find, der übrige Verkehr ausgeſchloſſen iſt. 

Der Senat ſchließt ſich dieſen Ausführungen des Rg. an. 
Daraus folgt, daß auch die hier in Betracht 
aner Ausf An w. zu § 25 

uden „Gefährdungstatbeſtanden“ gehört. Denn 
ſie enthält die abſolute Anordnung, die Fahr⸗ 
bahn auf dem kürzeſten Wege und ohne Aufent⸗ 
halt zu überſchreiten, ohne es darauf abzu⸗ 
ſtellen, welche Wirkung das gebotene Berhal- 
ten auf andere Vkehrsteilnehmer hat. Es iſt 
alſo grundſätzlich davon auszugehen, daß eine Zuwiderhandlung 
gegen Ziff. VI Abf. 1 Ausf An. zu 9 25 ſtets ſtrafbar iſt, un⸗ 
abhängig vom Eintritt irgendwelcher einen anderen Verkehrsteil⸗ 
nehmer benachteiligenden Folgen. Der Grund für derartige abſo⸗ 
lute Ge⸗ oder Verbote ift, wie das RG. zutreffend ausführt, daß 
es ſich hier um Verkehrswidrigkeiten handelt, die eine Gefährdung 
oder Beläſtigung anderer mit ſich zu bringen pflegen, bei denen 
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mit anderen Worten ein ſolcher Erfolg nach der Erfahrung des 
Lebens vermutet wird. Das Urteil des RG. ſpricht ſich 
nicht darüber aus, ob dieſe Vermutung immer 
ggeben iſt oder ob ſie widerlegbar lt, Der erk. 
Sen. iſt der Auffaſſung, daß dem Angekl. die 
Möglichkeit gegeben werden muß, nachzuwei⸗ 
ſen, daß im konkreten Fall ein anderer Ver 
kehrsteilnehmer nicht beläſtigt werdenkonnte, 
daß eine Verkehrsbehinderung nach der be⸗ 
fonderen Lage des Falles überhaupt nicht in 
Frage kommt. Würde dieſer Gegenbeweis nicht zugelaſſen 
werden, fo wäre die logiſche Folge, daß der Fußgänger, der auf 
einſamer Landſtraße ſchräg über die Straße geht, ſich ſtrafbar macht. 
Dieſes Ergebnis würde aber dem Geiſte der RStraß Verk. wider⸗ 
ſprechen. Es mag in dieſem Zuſammenhange auf den Erlaß des 
RVerkM. v. 28. Okt. 1935 (DJ. 1935, 1577) hingewieſen wer⸗ 
den, wonach Fußgänger nicht gezwungen ſein ſollen, ſich in ver⸗ 
kehrsſtillen Stunden an beſtimmte übergänge über die Fahrbahn 
zu halten oder dieſe nur in ſenkrechter Richtung zu überſchreiten. 
Im ähnlichen Sinne wie hier bat das KG. in einer Entſch., die 
allerdings vor dem Urt. des R®. v. 24. März 1936 ergangen iſt, 
entſchieden (JW. 1935, 3649). Das NG. ſelbſt führt zwar in dem 
erwähnten Erkenntnis dieſes Urteil des Kc. an, ſieht aber davon 
ab, dazu Stellung zu nehmen. Auch das DIS, Jena ift zu dem 
gleichen Ergebnis wie der erk. Sen. gekommen, wenn auch mit 
anderer Begründung (JW. 1937, 414). 

Im vorl. Falle ſtellt das angefochtene Urteil ausdrücklich 
feſt, daß die Fahrbahn völlig leer war und der Angekl. ſomit durch 
fein verkehrswidriges Verhalten niemanden behindert oder be⸗ 
läſtigt hat. Aus dieſer Feſtſtellung ergibt ſich, daß eine Vertehrs 
behinderung überhaupt nicht in Frage kommen konnte. In einem 
ſolchen Falle macht ſich aber ein Fußgänger, der ſchräge über die 
Fahrbahn geht, nicht ſtrafbar. 

(OLS. Hamburg, Urt. v. 23. Juni 1937, Ss 57/37.) 


* 


17. ORG. — 8 27 RStraßVVerk O. Der Vorfahrtverpflichtete 
darf eine Straßenkreuzung nur dann vor dem Vorfahrtberechtig⸗ 
ten überqueren, wenn er nach Lage der Dinge mit Sicherheit da⸗ 
mit rechnen kann, daß er bis zu dem Augenblick, in dem der Vor ⸗ 
fahrtberechtigte die Kreuzung erreicht, dieſe bereits überquert 
haben wird. Es genügt nicht, daß er als erſter an der Kreuzung 
ankommt. 

Der von dem Angekl. geſteuerte Perſonenkraftwagen iſt mit 
einem von links kommenden Straßenbahnwagen zuſammen⸗ 
geſtoßen. 

Zutreffend geht das AG. davon aus, daß dem Angekl. als 
dem von rechts kommenden, überdies auf einer Hauptverkehrs⸗ 
ſtraße fahrenden Verkehrsteilnehmer das Vorfahrtrecht gegen: 
über dem Wagen der Straßenbahn an ſich zuſtand. Es führt dann 
aber aus, daß der Angekl. dieſes Vorfahrtrecht nicht hatte, weil 
er ſich noch zu weit von dem Unfallort entfernt befunden hatte, 
als der Straßenbahnwagen, der vor der Kreuzung gehalten hatte, 
ſich in Bewegung ſetzte. Er habe darum ſein Vorfahrtrecht ver⸗ 
loren gehabt. 


Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von einem Rechtsirrtum. 
Für die Frage, ob der Straßenbahnwagen nicht mehr vorfahrtver⸗ 
pflichtet war, kommt es nicht darauf an, wie weit der an ſich 
gem. § 27 RStraßVerkO. Berechtigte in dem Augenblick von der 
Kreuzung entfernt war, als der Verpflichtete ſich der Kreuzung 
näherte. Entſcheidend iſt, ob der Verpflichtete da⸗ 
mit rechnen konnte, noch vor dem Berechtig 
ten die Kreuzung überqueren zu können. Bei 
der Beurteilung dieſer Frage iſt es von Bedeutung, mit welchen 
Geſchwindigleiten die beiden Fahrzeuge ſich der Kreuzung nähern. 
Es iſt weiter zu berückſichtigen, daß der 
Vorfahrtverpflichtete ein größeres Maß von 


Sorgfalt beim Überqueren einer Straßen 
kreuzung aufzuwenden hat als der Berech⸗ 
tigte Er darf das Vorfahrtrecht des ande⸗ 


ren nur dann außer acht laſſen, wenn er un⸗ 
ter ſorgfältiger Berückſichtigung aller Une 
ſtände mit völliger Beſtimmtheit voraus 
ſieht, daß er den Schnittpunktder beiden Fahr 
linien ſchon zu dem Zeitpunkt überquerthaben 
wird, in dem das vorfahrtberechtigte Fahr⸗ 
zeug dieſen Schnittpunkt erreicht. 


(Oxdch. Hamburg, Urt. v. 14. Juni 1937, Sa 31/37.) 


* 
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18. ORG. — 8 27 Abſ. 2 RStraßVerkO. 

1. Kein Vorfahrtrecht des die Fahrtrichtung beibehaltenden 
Fahrzeugs, wenn die beiden Fahrzeuge fi) in der gleichen Rich⸗ 
tung bewegen. 

2. Keine analoge Anwendung des 8 27 Abſ. 2 NStraß erk O. 
auf den Fall, daß beide Fahrzeuge ſich in der gleichen Richtung 
bewegen. 

3. Der Fahrer, der ſeine Fahrtrichtung unter Kreuzung der 
von ihm benußten Straße ändern will, iſt jedoch zu erhöhter Sorg⸗ 
falt ſowie zur Prüfung, ob durch das Einbiegen nicht etwa hinter 
ihm fahrende Kraftwagen gefährdet werden, verpflichtet. 


a) 

Der Angekl. iſt mit dem von ihm geführten Kraftwagen auf 
einen vor ihm fahrenden Lieferwagen aufgefahren, als dieſer un“ 
ter Überquerung der von beiden in der gleichen Richtung befah⸗ 
renen Straße nach links einbiegen wollte. 

Das Ach. ſtellt feſt, der Angekl. habe 
geſchwindigkeit nicht ſo eingerichtet, 
rechtzeitig anhalten konnte. 

Die Auſicht der Rev., daß dem Angell. in dieſem Falle das 
Vorfahrtsrecht zugeſtanden habe, weil er die Fahrtrichtung beir 
behalten wollte, trifft nicht zu. 

Die Frage des Vorfahrtsrechts ab; den Fall, daß zwei 
Fahrzeuge in derſelben ichtung lich be 
wegen, im Geſetz nicht geregelt (vol. 27 Abſ. 2 
RStraßVerkO.). Die Frage tft von der Rſpr. verſchieden beant⸗ 
wortet worden (vgl. DRZ. 1935, 575). 

Der Senat iſt der Auffaſſung, daß dadurch, daß der Geſetz⸗ 
geber in Kenntnis dieſer Streitfrage den hier zu entſcheidenden 
Fall nicht ausdrücklich geregelt hat, er zu erkennen gegeben hat, 
wie weit er mit der geſetzlichen Regelung überhaupt hat gehen 
wollen, m. a. W. däß in dieſem Falle ein Vorfahrts⸗ 
recht nicht gegeben ſein ſollte. Wenn er danach dieſen 
Fall aber von einer Vorfahrtsregelung ausgeſchloſſen hat, ſo iſt 
auch für eine entſprechende Anwendung des 827 Abſ. 2 NEtraf 
VerkO. auf dieſen Fall kein Raum (ogl. Müller, „Straßenver⸗ 
kehrsrecht“, 11. Aufl., Anm. 16 zu 897; OLG. Dresden, „Verkehrs 
En Abhandlungen und Entſcheidungen“ Bd. 1/2 1936 S. 358 
Nr. 331). 

War ſomit im vorl. Fall der einbiegende Lieferwagen nicht 
verpflichtet, dem hinter ihm kommenden Kraftwagen des Angell. 
die Vorfahrt einzuräumen, ſo mußte er doch andererſelts mit Rück 
ſicht auf die Gefahr, die das Kreuzen der Fahrbahn für den durch 
gehenden Verkehr mit ſich bringt, gegenuber denen, die ihre 
Fahrtrichtung beibehalten, erhöhte Vorſicht walten laſſen (RGSSt. 
66,331), Vondem Führerdeseinbiegenden Wagens 
iſt mithin nicht nur zu verlangen, daß er die Ab⸗ 
ſicht des Einbiegens rechtzeitig und deutlich 
zu erkennen gibt, ſondern auch, daß er fich 
vergewiſſert, ob das Einbiegen noch ohne Ge⸗ 
fahr ausführbar iſt, und daß er es andernfalls unter 
läßt, bis es ohne Gefahr ausgeführt werden kann. 


(OLG. Hamburg, Urt. v. 12. Juli 1937; Ss 44/37.) 
b) 

Der Angekl. ift, als er über die Schleuſenbrücke fuhr und 
dann nach links einbog, mit einer in der gleichen Richtung fah⸗ 
renden, von ihm überholten Straßenbahn zuſammengeſtoßen. 

Nach der Rſpr. des erk. Sen. findet in den Fällen, in denen 
es ſich darum handelt, daß zwei Fahrzeuge ſich in der gleichen 
Richtung bewegen und das eine derſelben dann beim Abbiegen die 
Fahrbahn des anderen kreuzt, 8 27 Ad. 2 NStraßVerkO. keine 
entſprechende Anwendung, ſo daß ein Vorfahrtsrecht des ſich in der 
gleichen Richtung weiter fortbewegenden Fahrzeugs nicht beſteht. 
Wie in der genannten Eniſch, weiter ausgeführt wird, iſt das ab⸗ 
biegende Fahrzeug aber mit Rückſicht auf die Gefahr, die das Kreu⸗ 
zen der Fahrbahn für den durchgehenden Verkehr mit ſich bringt, 
verpflichtet, gegenüber denjenigen, die ihre Fahrtrichtung beibehal⸗ 
ten, erhöhte Vorſicht und Sorgfalt walten zu laſſen (ROSE. 66, 331), 
und daher iſt von dem Führer des abbiegenden Fahrzeugs nicht 
nur zu verlangen, daß er die Abſicht des Abbiegens rechtzeitig und 
deutlich zu erkennen gibt, ſondern auch, daß er ſich vergewiſſert, ob 
das Abbiegen noch ohne Gefahr ausführbar iſt, und daß er es 
anderenfalls unterlaßt, bis es ohne Gefahr ausgeführt werden kann. 

Dieſen Grundſätzen trägt das angefochtene Urtei 
Teil Rechnung, es a daher anfzühche % 3 


(Odch. Hamburg, Urt. v. 26. Juli 1937; Ss 62/37.) 
* 


feine Fahr, 
daß er 


Rechtſprechung 


19. ORG. — 8 27 Abſ. 3 RStraßVerk O. Die beabſichtigte 
Anderung der Fahrtrichtung iſt auch dann anzuzeigen, wenn zwar 
im Augenblick andere Verkehrsteilnehmer nicht vorhanden ſind, 
aber mit deren alsbaldigem Auftauchen gerechnet werden muß. 

Der Angekl. iſt nach rechts eingebogen, ohne ein Fahrtrich⸗ 
tungszeichen zu geben. Durch dieſe Unterlaſſung ſoll er ſich nach 
Anſicht des Vorderrichters der Übertretung ſchuldig gemacht haben. 

Die Rev. rügt, das AG. habe die Annahme eines ſtarken 
Fußgängerverkehrs beim Bahnhof F. für den ſtrittigen Tag nicht 
begründet. 

Die Rev. iſt unbegründet. 

Die Beſtimmung des § 27 NStraßVerkO. iſt dahin auszu⸗ 
legen, daß „andere Verkehrsteilnehmer“ entweder vorhanden ſein 
müſſen, oder daß mit deren alsbaldigem Auftauchen gerechnet wer⸗ 
den muß. Die Gründe des amtsgerichtlichen Urteils laſſen erten 
nen, daß das Gericht die Möglichkeit des plötzlichen Erſcheinens 
anderer Verkehrsteilnehmer als gerichtsbekannt angenommen hat. 
Ob im Augenblick, in dem der Angekl. nach rechts abbog, tatſach⸗ 
lich andere Verkehrsteilnehmer ſich auf der Straße befanden, iſt 
alſo gleichgültig. Entſcheidend iſt, ob durch Nichtabgabe eines Fahrt⸗ 
richtungszeichens ein Unſicherheitsfaktor in das Verkehrsleben ge⸗ 
tragen wird. 

(Os G. Hamburg, Urt. v. 14. Juni 1937, Ss 34/37.) 


preßgeſetz 


20. OLG. — 8 6 Abſ. 1 PreßGG. — Die Bezeichnung des 


Druckers und Verfaſſers einer Druckſchrift mit „Pfarramt N.“ ſtatt 


mit dem bürgerlichen Namen des Druckers und Verfaſſers ent⸗ 
hält eine Verletzung des 8 6 Abſ. 1 PrekG., außer es handelt ſich 
nur um eine amtliche Mitteilung des betr. Pfarramts. 

Der Angekl., der kath. Stadtpfarrer in P. iſt, hatte eine von 
ihm hergeſtellte Druckſchrift im Selbſtvertrieb verbreitet. Als 
Drucker und Verfaſſer war in der Druckſchrift das „Kath. Stadt⸗ 
pfarramt P.“ angegeben. Der Inhalt der Druckſchrift betraf nicht 
eine amtliche Mitteilung des Pfarramts 1. S. des § 12 PreßG. 
Wegen einer Übertretung nach 55 6, 19 Pre®. angeklagt, wurde 
der Angekl. vom AG. freigeſprochen, weil die Bezeichnung des 
Druckers und Verfaſſers mit „Kath. Pfarramt P.“ eindeutig auf 
die Perſon des Angekl. als des Druckers und Verfaſſers hinweiſe, 
ſohin dem Sinn und Zweck des 86 Prep®. genüge Auf die Reo. 
des StA. wurde das amtsgerichtliche Urteil aufgehoben und die 
Sache an das AG. zurückverwieſen. In den Gründen des Revürt. 
iſt ausgeführt: 

Richtig iſt zwar, wie auch die Begründung zum Geſetzent⸗ 
wurf ergibt, daß 8 6 ebenſo wie 87 Preßc̃. den Zweck verfolgt, im 
Intereſſe der Strafrechtspflege, alſo fur die Behörden der Straf⸗ 
rechtspflege — nicht für das Publikum — jederzeit die unver⸗ 
zügliche Feſtſtellung des Urſprungs der Druckſchrift und der für 
den Inhalt der Druckſchrift verantwortlichen Perſon ſicherzuſtel⸗ 
len (vgl RGSSt. 21, 360; 28, 399; OLG. Hamburg: Goltd Arch. 
41, 435; KG.: KGErgBd. 9, 352 u. a.). Weiter iſt zuzugeben, daß 
im gegebenen Fall die Angabe „Kath. Pfarramt P.“ keinem Zwei⸗ 
fel über die Perſon des Druckers, Verfaſſers und Herausgebers 
Raum gibt. Gleichwohl iſt der äußere Tatbeſtand einer Zuwider⸗ 
bandlung gegen § 6 Pre. verwirklicht. Der klare Wortlaut und 
der klare Sinn des Geſetzes darf nicht durch den Zweck des Ge⸗ 
ſetzes erſetzt werden. Das Geſetz verlangt die Angabe des Namens 
des Druckers und Verfaſſers der Schrift. Unter Name iſt der bür⸗ 
gerliche Name zu verſtehen. Davon macht das Geſe nur bie 
einzige Ausnahme, daß an Stelle des Namens des Truckers oder 
Verlegers die Angabe der in das Handelsregiſter eingetragenen 
Firma genügt; die Ausnahme iſt nur eine ſcheinbare, weil die Firma 
nichts anderes iſt als der Name des Kaufmanns im Betriebe ſei. 
nes Handelsgeſchäfts. Das Geſetz hätte auf verſchiedene Art und 
Weiſe die Erreichung des von ihm verfolgten Zweckes ſicherſtellen 
ſönnen. Wenn es ihm genügt hätte, daß irgendwelche andere aus 
der Druckſchrift ſich ergebende Anhaltspunkte den Urſprung der 
Schrift nachweisen, fo hätte es ſchlechtweg anordnen können, daß 
jede Druckſchrift i. S. des 8 6 die Perſönlichkeit des Druckers, Ver⸗ 
legers, Verfaſſers oder Herausgebers erſehen laſſen müſſe, ohne im 
einzelnen vorzuſchreiben, in welcher Weiſe dies zu geſchehen habe. 


Dem Geſetzgeber erſchien aber eine ſolche allgemeine Vorſchrift 
nicht als genügend, Er hat es für notwendig erachtet, ganz be⸗ 
stimmte, ins einzelne gehende Vorſchriften zu geben. Nur die An⸗ 
gabe des Namens und des Wohnorts dieſer Perſonen 29 dem 
Geſetzgeber als der gebotene Weg zur Erreichung ſein Zweckes. 
Andere Angaben mögen zwar häufig, wie gerade im vorl. Fall, 
die Perſönlichkeit des Druckers, Verlegers, Verfaſſers, Heraus⸗ 
gebers ebenſo genau bezeichnen wie der bürgerliche Name. Aber 
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das wird nicht immer der Fall ſein. Bei Bezeichnung der in Frage 
kommenden Perſon durch unperſonliche Angaben, wie z. B. ein 
Amt, konnen bei einem Wechſel im Amt, bei Stellvertretung, bei 
Übertragung der amtlichen Aufgaben an verſchiedene Sachbearbei⸗ 
ter zur ſelbſtändigen Erledigung ſich Schwierigkeiten ergeben. Das 
gleiche gilt, wenn die Perſönlichkeit des Druckers, Verlegers uſw. 
erſt aus den Angaben in der Druckſchrift im Wege der Schlußfol⸗ 
gerung ermittelt werden müßte. Außerdem beſteht die Möglich⸗ 
fett, daß der Drucker, Verleger, Verfaſſer oder Herausgeber ſelbſt 
der Auffaſſung ſein kann, daß die Angaben in der Druckſchrift zu 
ſeiner Identifizierung genügen, während ſie in der Tat hierzu nicht 
ausreichen, ſo daß die Ermittlung der verantwortlichen Perſon 
u. U. innerhalb der kurzen Verjährungsfriſten des VrekG. oder 
überhaupt nicht möglich iſt. Befand ſich der Täter in dieſem Fall 
in einem tatſächlichen Irrtum über die Reichweite ſeiner An⸗ 
gaben, jo wurden auch noch der Beſtrafung nach § 19 Abſ. 1 Nr. 1 
Preß®. Hinderniſſe entgegenſtehen. 

Der Senat befindet ſich mit feiner Auffaſſung auch in Über⸗ 
einſtimmung mit der Rſpr., insbeſ. des RGG., und dem maßgeben⸗ 
den Schrifttum. So hat das RG. in NYSE 28, 72 die Bezeich⸗ 
nung mit einem Pſeudonym, in RGSt. 20, 63 die unperſönliche 
Bezeichnung „das Komitee“, in RGSt. 28, 399 Angaben, aus 
denen nur im Wege der Schlußfolgerung die Perſon des verant⸗ 
wortlichen Redakteurs entnommen werden kann, nicht für ausrei⸗ 
chend erklärt (vgl. u. a. auch OLG. Hamburg: Goltd Arch. 41, 435). 
Das Schrifttum ſtimmt darin überein, daß pſeudonyme Angaben. 
angenommene Schriftſteller⸗ und Künſtlernamen, auch wenn ſie 
allgemein bekannt find, nicht genügen, daß vielmehr der bürgerliche 
Name, falls eine phyſiſche Perſon in Betracht kommt, anzugeben 
iſt (vgl. u. a. Kitzinger, „Preßgeſetz“, 586 Bem. 3 a; Dorn, 
„Breßgeſetz“, 4. Aufl., S. 75; Sten glein, „Strafrechtl. Neben⸗ 
geſetze, Preßgeſetz“, §6 Bem. 8, §S 7 Bem. 5). 

Hiernach iſt der äußere Tatbeſtand einer Übertretung nach 
88 6, 19 PreßGG. gegeben; die innere Tatſeite bedarf noch der 
Prüfung. 

(OLG. München, 2. StrSen., Urt. v. 26. Juli 1937, 2 Ss 
Nr. 78/37.) (H.] 
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21. RG. — 8 60 Nr. 3 StPO. Verdacht der Beteiligung. 
Der Verdacht braucht kein erheblicher zu ſein. Es genügt bereits 
ein entfernterer Verdacht (RGSt. 44, 380). 


(RG., 4. StrSen. v. 31. Aug. 1937, 4 D 408/37.) 


* 

22. RG. — 8 244 StPO, Ein Beweisantrag erfordert nur 
die Bezeichnung einer beſtimmten Tatſache und beſtimmter Be⸗ 
weismittel, nicht aber auch die Angabe, daß der Antragſteller 
ſichere Kenntnis von der Tatſache habe; bloße Vermutung ge⸗ 
nügt (RGSt. 49, 358, 360, 361; RG. 1 76/24 v. 22. Febr. 
1924: JW. 1924, 1251; RG. 2 D 1086/32 v. 17. Nov. 1922: 
JW. 1933, 450 4), 


(RG., 4. StrSen. v. 31. Aug. 1937, 4 D 408/37.) 


* 
23. NG. — § 267 Abſ. 3 StPO. Mildernde Umſtände. Un⸗ 
beſtraftheit iſt auch für einen Beamten ein Milderungsgrund. 
Die Strͤ. hat angenommen, die Tatſache, daß der Beſchw . 
noch nicht vorbeſtraft ſei, könne nicht zu ſeinen Gunſten aus⸗ 
gewertet werden, denn er ſei Beamter, und bei einem ſolchen 
ſei das Fehlen einer Vorſtrafe eine Selbſtverſtändlichkeit. Dieſe 
Auffaſſung iſt vom erk. Sen. bereits im Urt. v. 11. März 1937, 
5 D 869/36: JW. 1937, 1804 5s ausdrücklich als rechtsirrtümlich 
bezeichnet worden. Auch der Beamte kann, wie ein anderer, in 
Verſuchung kommen, das Strafgeſetz zu übertreten, und es iſt 
auch bei ihm anzuerkennen, wenn er immer die Kraft aufgebracht 
hat, der Verſuchung zu widerſtehen und ſich von ſtrafbarem Tun 
frei zu halten. 
(RG., 5. Str Sen. v. 16. Aug. 1937, 5 D 545/37.) 


* 
24. LG. — 8 298 StPO. 
1. Als Rechtsmittel i. S. des 8 298 StPO. iſt auch der An- 
trag auf gerichtliche Entſch. gem. § 414 StPO. anzuſehen. 
2. ik Feſtſtellung, ob der zugleich mit dem Minderjährigen 
erſchienene geſetzliche Vertreter ſelbſtändig Antrag auf gerichtliche 
Entſch. ſtellen will, iſt aus ſeinem geſamten Verhalten zu treffen. 


Der minderjährige Angekl. hat gegen eine polizeiliche Straf⸗ 


verfügung zu Protokoll des Urt®. gerichtliche Entſch. beantragt. 
Entgegen der Belehrung des UrkB., daß der Einſpruch nur ge⸗ 
ringe Ausſicht auf Erfolg biete, hat der zuſammen mit dem Min⸗ 
derjahrigen erſchienene Vater des Angekl. dieſen in der Einlegung 
des Einſpruchs beſtarkt. Der UrkB. hat hierüber eine „Notiz“ in 
das Protokoll aufgenommen, daß der Vater ſeinen Sohn in der 
Abſicht, Einſpruch einzulegen, „beſtärkt“ habe; ihm iſt dabei die 
Tatſache der Minderjährigkeit des Angekl. nicht zum Bewußtſein 
gekommen. In der Folge hat der Angekl. feinen Einſpruch zurück⸗ 
genommen. Der geſetzliche Vertreter hat Anberaumung eines Ter⸗ 
mins zur Entſch. über den Einſpruch beantragt. Dieſer Antrag iſt 
vom Alg. zurückgewieſen worden mit der Begründung, daß ein ſelb⸗ 
ſtändiger Einſpruch des geſetzlichen Vertreters nicht zum Ausdruck 
gebracht worden ſei. 

Die Beſchw. hatte Erfolg. 

Da der UrkB. bei Entgegennahme des Einſpruchs die Tat⸗ 
ſache der Minderjährigkeit des Beſchuldigten überſehen hat, beſteht 
die Möglichkeit, daß er aus dieſem Irrtum heraus auch die Er⸗ 
Härungen des Beſchwß. nicht richtig gewürdigt hat. Die Feſtiſtel⸗ 
lung, ob der Beſchwß. ſelbſtändig hat Einſpruch einlegen wollen, 
muß deshalb aus ſeinem ganzen Verhalten getroffen werden. Be⸗ 
rücksichtigt man nun, daß der BeſchwF. unzweifelhaft ein erheb⸗ 
liches eigenes Intereſſe an dieſem Verfahren bekundet und ſeine 
väterliche Autorität wiederholt zum Ausdruck gebracht hat, ſo muß 
die fragliche Notiz zu ſeinen Gunſten als ſelbſtändiger Einſpruch 
ausgelegt werden. Zu einer derartigen Auslegung beſteht um ſo 
mehr Veranlaſſung, als die formale Behandlung der Sache in der 
Vorinſtanz in mehrfacher Hinſicht zu berechtigter Kritik Anlaß gibt, 
Die Tatſache, daß der Beſchwe. das Protokoll nicht ſelbſt unter⸗ 
ſchrieben hat, ſteht der Annahme eines ſelbſtändigen Einſpruchs 
nicht entgegen, da eine ſolche Unterſchrift zwar üblich, aber recht⸗ 
lich nicht unbedingt erforderlich iſt. 

Da ſomit ein rechtswirkſamer, noch nicht erledigter Einſpruch 
des Beſchweß. gegen den Strafbefehl v. 23. Nov. 1936 vorliegt, muß 
über dieſen Einſpruch in erneuter Hauptverhandlung entſchieden 
werden. 

(LG. Hamburg, Beſchl. v. 15. Mai 1937, 7 PIs 2522/36 a.) 


25. RG. — 8 344 StPO. Ein Urteil, das wegen verſchie⸗ 
dener Straftaten auf Schuld und Strafe erkannt und die ab⸗ 
geurteilten Taten insgeſamt zur Grundlage einer Sicherungs⸗ 
maßregel gemacht hat, kann in der Weiſe angefochten werden, 
daß ſich die Rev. nur gegen die Verurteilung einer Einzeltat, 
nicht aber gegen die Anordnung der Sicherungsmaßregel richtet. 


Wie es nicht immer notwendig iſt, auf eine unbeſchränkte 
Rev. hin die Anordnung einer Sicherungsmaßregel aufzuheben, 
wenn nur eine von mehreren Einzelſtrafen, auf denen die 
Anordnung der Maßregel beruhte, und die Geſamtſtrafe auf⸗ 
gehoben, im übrigen aber die Rev. für unbegründet befunden 
wird (ſo für die Sicherungsverwahrung RGuUrt. 1 D 670/86 
v. 6. Okt. 1936 JW. 1936, 3459 21), ſo muß es umgekehrt 
auch zulaſſig ſein, ein Urteil, das wegen verſchiedener Straf⸗ 
taten auf Schuld und Strafe erkannt und die abgeurteilten 
Taten insgeſamt zur Grundlage für die Anordnung einer Siche⸗ 
rungsmaßregel gemacht hat, nur hinſichtlich der Verurteilung 
wegen einer Einzeltat, nicht aber auch hinſichtlich der Anord⸗ 
nung jener Maßregel anzufechten. Dies gilt jedenfalls dann, 
wenn dieſe Einzeltat im Verhältnis zu den übrigen abgeurteil⸗ 
ten Taten für die Frage der Anordnung der Sicherungsmaß⸗ 
regel erſichtlich keine ausſchlaggebende Bedeutung gehabt hat. 
Aus dem in der oben angeführten Entſch. ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſatz iſt aber auch weiter zu folgern: Ein Gericht, 
das über die Wiederaufnahme des Verfahrens in einem ein⸗ 
zelnen Falle von mehreren ſeinerzeit zugleich abgeurteilten 
Straftaten, die in ihrer Geſamtheit auch zur Anordnung einer 
Sicherungsmaßregel geführt hatten, zu befinden hat, kann die 
von ihm auch hierbei ſtets zu prüfende Frage, ob die Micder- 
aufnahme des Verfahrens in dem Einzelfalle auch die Anord⸗ 
nung der Sicherungsmaßregel in ihrem Beſtande beeinfluſſe, 
auch — je nach der Geſtaltung des geſamten Entſcheidungsſtof⸗ 
fes — dahin beantworten, daß die Anordnung der Sicherungs- 
maßregel durch die Wiederaufnahme des Einzelfalles nicht be⸗ 
troffen werde. 


(RG., 4. StrSen. v. 24. Aug. 1937, 4 D 533/37.) 
* 


Rechtſprechung 


2707 


66. Jahrg. 1937 Heft 43] 


26. RG. — Die Vorſchrift in dem 8 344 Abſ. 2 StPO. iſt 
zwingender Natur. Es muß aus der Begründung hervor⸗ 
gehen, ob das Urteil wegen Verletzung einer anderen Rechts⸗ 
norm als der über das Verfahren angefochten werde. Nach 
ſtändiger Rechtſprechung genügt dazu die Behauptung, daß eine 
ſachlich⸗rechtliche Geſetzesverletzung vorliege; weder die Angabe 
des verletzten Geſetzes noch eine beſondere Begründung, weshalb 
es als verletzt angeſehen werde, werden verlangt. An dieſem 
Mindeſterfordernis aber muß feſtgehalten werden. 

(RG., 1. StrSen. v. 7. Aug. 1937, 1 D 494/37.) 


| Arbeitsgerichte | 


27. 58 626, 119 ff. BOB. Die nicht deutſchblütige Abſtam⸗ 
mung kann ſe nach den Umſtänden einen wichtigen Grund zur friſt⸗ 
loſen Entlaſſung eines Angeſtellten bilden, beſonders bei öffentlichen 
Körperſchaften. Zur Frage der Anfechtbarkeit des Vertrags wegen 
Verſchweigens der jüdiſchen Abſtammung oder wegen Irrtums über 
eine perſönliche Eigenſchaft. +) 

Der Kl. war nicht Handlungsgehilfe der Bekl., hat viel⸗ 
mehr die Einholung von Beſtellungen auf die von der Bekl. als 
„Saiſonſchlager“ herausgebrachte Winterjoppe nur als Neben⸗ 
tätigkeit übernommen. Er war alſo für die Bekl. als Handlungs⸗ 
agent tätig. Als ſolcher hat er den „Artikel“ der Bekl. bei ſeinen 
geſchäftlichen Reiſen „mitgenommen“. Daß es ſich für beide Teile 
bei dieſer Mitnahme nur um eine Nebentätigkeit des Kl. handelte, 
darüber find ſich die Parteien auch einig. Darauf wies auch der 
Inhalt der Poſtkarte des Kl. v. 1. Sept. 1936 hin, in der er ſchrieb: 
„Für das Rhein. Weſtf. Induſtriegebiet und den Niederrhein, wo 
ich ſehr bekannt bin, würde ich Ihre Winterjoppe mitnehmen.“ 
Auf dieſe Karte hin hat ihm die Bekl. am 3. Sept. 1936 eine 
Muſterjoppe, ein Auftragsbuch, Ausmuſterung und Geſchäftskar⸗ 
ten überſandt und ihn mit Brief vom gleichen Tage unter Mit⸗ 
teilung ihrer Bedingungen mit der Hereinholung von Aufträgen 
für ihren Spezialartikel beauftragt. Sie hat ihm dabei gute Er⸗ 
folge gewünſcht und den Brief „Mit deutſchem Gruß!“ und mit 
ihrer Firma unterzeichnet. Der Kl. hat am gleichen Tage den Emp⸗ 
ſang der Muſterjoppe beſtätigt und ſich mit den Bedingungen 
der Bekl. einverſtanden erklärt. Seine Briefe hat er mit „Hoch⸗ 
achtungsvoll“ und feinen vollen Vor- und Familiennamen unter⸗ 
ſchrieben. Eine Auskunft über den Kl. hat die Bekl., bevor ſie ihn 
als Vertreter annahm, nicht eingeholt. Das hat ſie vielmehr erſt 
getan, nachdem ſie die Deutſche Arbeitsfront darauf aufmerkſam 
gemacht hatte, daß ſie einen Juden beſchäftige. Sie hat dann un⸗ 
ter dem 19. Sept. 1936 von der R.⸗Auskunftsſtelle in D. die Aus⸗ 
kunft erhalten, daß der Kl. Jude und gemeiner Hetzer ſei, daß 
er nämlich am 29. Nov. 1933 wegen übler Verleumdung der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Regierung und Unterſtützung der Lügenpropa⸗ 
ganda verhaftet und mit einer Freiheitsſtrafe beſtraft worden ſei. 
Darauf hat ſie am 21. Sept. 1936 dem Kl. die Aufträge zurück⸗ 
geſandt und geſchrieben, ſie bedaure, dieſe nicht ausführen zu kön⸗ 
nen; ſie hat damit jegliche Beziehungen zu ihm abgebrochen. 

Es handelt ſich nicht um die Frage, ob die Bekl. die Beziehun⸗ 
gen zum Kl. wegen der ihr nachträglich bekanntgewordenen Tat- 
ſachen mit ſofortiger Wirkung löſen konnte, ſondern um die mei- 
tergehende Frage, ob das Vertragsverhältnis anfechtbar war und 
die Bekl. es wirkſam angefochten hat, ſo daß es von Anfang an 
als nichtig anzuſehen iſt ($ 142 BGB.). Das haben beide Vorder⸗ 
richter verneint. 

Die Anfechtung des Vertrages wegen argliſtiger Täuſchung iſt 
von der Bekl. während des Prozeſſes rechtzeitig erklärt worden 
(124 BOB). Bei ihr geht die Bekl. davon aus, daß der Kl. 
ungefragt bei der Bewerbung um die von der Bekl. in der Zeit⸗ 
ſchrift „Handelsvertreter und Handelsmakler“ ausgeſchriebene 
Tätigkeit oder doch beim Vertragsabſchluß hätte mitteilen müſſen, 
daß er Jude ſei und im Nov. 1933 wegen Verleumdung der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Regierung eine Freiheitsſtrafe verbüßt habe. 

rde er das getan haben, fo würde fie mit ihm keinen Vertrag 
geſchloſſen haben. 

Das Lalrbch. iſt zu dem Ergebnis gekommen, daß der Kl. 
unter Berückſichtigung der Umſtände des Falles nicht verpflichtet 
geweſen ſei, auf ſeine nichtdeutſchblütige Abſtammung und auf 
feine Beſtrafung aus dem Jahre 1933 hinzuweiſen. Es hat durch 
Befragen der Bekl. feſtgeſtellt, daß dieſe auch an Juden liefert 
und die vom Kl. vermittelten Aufträge nicht deshalb zurückgewie⸗ 
ſen hat, weil ein Teil der Beſteller Juden waren. Es erwägt ſo⸗ 
dann, daß der Kl. aus dem Inhalt der Anzeige in der erwähn⸗ 
ten Zeitſchrift nicht einmal habe erſehen können, ob es ſich um 
eine ariſche Firma handelte, da die Firma darin nicht genannt 


war, und der Kl. auch weiterhin während ſeiner Tätigkeit für die 
Bekl. nicht damit habe zu rechnen brauchen, daß die Bekl. einen 
Nichtarier nicht mit ihrer Vertretung beauftragen wollte. Es weiſt 
darauf hin, daß es ſich bei der dem Kl. übertragenen Vertretung 
nur um eine Nebenbeſchäftigung, das „Mitnehmen eines Saiſon⸗ 
ſchlagers“, handelte, daß in der Zeitſchrift bei anderen Anzeigen 
ausdrücklich darauf hingewieſen worden iſt, daß die Vertretung 
nur an einen Arier vergeben werden ſolle, daß dagegen die Bekl. 
in ihrer Anzeige in keiner Weiſe eine Einſchränkung in dieſem 
Sinne gemacht hat und daß in der Textilbranche auch heute noch 
jubiſche Handelsagenten tätig ſind. Wenn es ſich um die Anſtellung 
eines in den Betrieb des Unternehmers eingegliederten Hand⸗ 
lungsgehilfen gehandelt hätte, würde der Fall weſentlich anders 
tegen. Der Kl. ſei aber durch den Vertragsabſchluß mit der Bekl. 
nur ganz loſe als Handlungsagent verbunden geweſen. Wenn 
die Bell. in keiner Weiſe darauf hingewieſen habe, daß ſie bei der 
Vergebung des Auftrags deutſchblütige Abſtammung des Bewer⸗ 
bers vorausſetze, und auch den Kl. nicht nach ſeiner Abſtammung 
gefragt habe, ſo habe ſie ſich das ſelbſt zuzuſchreiben; einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung über ſeine Abſtammung habe ſich der Kl. nicht 
ſchuldig gemacht. 


Wenn die Rev. darauf hinweiſt, daß der deutſche Unternehmer 
zu allererſt deutſche Volksgenoſſen beſchäftigen ſoll, ſo gibt ſie da⸗ 
mit ſelbſt zu, daß auch Nichtarier immerhin beſchäftigt werden 
konnen und dürfen und keineswegs jeder Nichtarier davon aus⸗ 
gehen muß, daß er als Handelsvertreter auch bei einer nebenſäch⸗ 
lichen Tätigkeit nicht in Frage kommt. Gewiß ſind nichtariſche An⸗ 
geſtellte in den meiſten Betrieben unerwünſcht. Es iſt daher an⸗ 
erkannt, daß je nach den Umſtänden die nicht deutſchblütige Ab⸗ 
ſtammung einen wichtigen Grund zur friſtloſen Entlaſſung des 
Angeſtellten abgeben kann (vgl. u. a. NArb®. 17, 277). Insbeſ. 
gilt das für öffentliche Körperſchaften. Wenn aber ein Kaufmann 
zum Vertrieb einer Winterjoppe als Saiſonſchlager Eilangebote 
anfordert, ſo kann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß 
er nur Arier beſchäftigen will. Es gibt auch jüdiſche Kundſchaft 
und Ausländer, die keinen Wert darauf legen, nur vom Arier zu 
kaufen, und bei denen erfahrungsgemäß kein Anſtoß daran ge⸗ 
nommen wird, daß der Handelsvertreter nicht deutſchblütig iſt. 
Nun geht aber die Rev. ſelbſt davon aus, daß der Name des Kl. 
nicht ohne weiteres auf jüdiſche Abſtammung hinweiſt. Ob das 
richtig iſt, mag hier dahingeſtellt bleiben, ebenſo wie dahingeſtellt 
bleiben kann, ob die Firma der Bekl. ohne weiteres darauf hin⸗ 
weiſt, daß ihre Inhaber Arier ſind. Hier kommt es nur darauf 
an, ob nach den Umſtänden des Falles der Kl. annehmen mußte, 
daß die Bekl. einen Nichtarier nicht mit dem Vertrieb ihres Sai⸗ 
ſonſchlagers betrauen wollte. Wenn der Ber R. aus dem Inhalt 
der Anzeige und aus den von ihm angeführten Umſtänden folgert, 
daß der Kl. dies nicht habe erkennen können und nicht erkannt 
habe, daß er daher auch nicht abſichtlich ſeine nichtariſche Abſtam⸗ 
mung verſchwiegen habe und inſoweit auch darauf hinweiſt, daß 
der Kl. in ſeinen Briefen niemals den Deutſchen Gruß der Bekl. 
erwidert hat, ſo iſt das eine tatrichterliche Würdigung, an die das 
RevG. gebunden ift. Der Anſicht der Rev., daß jeder Nichtarier, 
der ſich um eine Stellung bewirbt, ſchlechthin verpflichtet ſei, auf 
ſeine jüdiſche Abftammung hinzuweiſen, kann in dieſer Allgemein- 
heit jedenfalls nicht beigeſtimmt werden. Hiernach iſt die Auffaſ⸗ 
fung des LArbG., daß der Kl. über feine nichtariſche Abſtammung 
die Bekl. nicht argliſtig getäuſcht habe, vom Rechtsſtandpunkt aus 
nicht zu beanſtanden. 


Nun hat die Bekl. den Vertrag auch noch wegen Irrtums 
über die perſönlichen Eigenſchaften des Kl. anzufechten geſucht 
(8119 Abſ. 2 ZPO.). Dieſe etnfeggfung hätte ohne ſchuldhaftes 
Zögern (§ 121 BGB.) erklärt werden müſſen, nachdem die Bekl. 
von den ſie begründenden Tatſachen durch die Auskunft v. 19. Sept. 
1936 Kenntnis erlangt hatte. Das ift nicht geſchehen. In dem 
Schreiben, mit dem die Bekl. am 21. Sept. 1936 die Aufträge dem 
Kl. zurückſandte und um Zurückgabe der Muſterjoppe bat, iſt eine 
Anfechtung nicht erklärt. Sie iſt erſt in der Ber Inſt. geltend ge⸗ 
macht. Das war verſpätet. Schon hieran muß dieſe Anfechtung 
ſcheitern. Eigenſchaften der Perſon i. ©. der angeführten Geſetzes⸗ 
beſtimmung ſind aber auch nur ſolche, die zum Inhalt des ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfts in einer unmittelbaren inneren Beziehung 
ſtehen, alſo insbef. ſolche, die geeignet wären, die Erfüllbarkeit des 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts zu gefährden. Ein Irrtum über 
Eigenſchaften, die die Erfüllbarkeit des Geſchäftes, wie es abgeſchloſ⸗ 
fen iſt, in keiner Weiſe berühren, genügt nicht, ſelbſt dann nicht, 
wenn dem Anfechtenden zuzugeben wäre, daß er bei Kenntnis der 
Eigenſchaft des Vertragsgegners den Vertrag mit ihm nicht ab⸗ 
geſchloſſen haben würde. Die Bekl. hat aber nicht behauptet, daß 
ſie die vom Kl. vermittelten Aufträge nicht hätte erfüllen können, 
und vor allem iſt nicht bewieſen, daß die Bekl. bereits beim Ab. 
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Rechtſprechung 
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ſchluß des Vertrages der hier fraglichen Art einem juüdiſchen Ver⸗ 
treter eine Vermittlertätigkeit nicht hat zuweiſen wollen. Der Berk, 
führt aus, die Tatſache, daß die Bekl. Kenntnis davon erhalten hat, 
daß der Kl. Jude ift, möge fie berechtigen, die Geſchäftsverbin⸗ 
dung mit ihm zu löſen, berechtige ſie aber nicht, die Tätigkeit des 
Kl. vor der Löſung des Vertrages unentlohnt zu laſſen. Er ver⸗ 
weiſt dabei auch auf § 122 BGB. Auch in dieſer Beziehung läßt 
das BU. keinen Rechtsirrtum erkennen. 
(RArbG., Urt. v. 9. Juni 1937, RAG 60/37. — Dresden.) 
Bemerkung: Man wird dem vorſtehenden Urteil nicht in allen 
Punkten folgen können; keinesfalls dürfen ſeine für dieſen Einzel⸗ 
fall gegebenen Ausführungen vorbehaltlos verallgemeinert werden. 
D. S 


* 


28. 8 626 BGB. Die wiederholte bewußte Kundgebung der 
Ablehnung des heutigen Staats durch den Angeſtellten einer 
öffentlichen Körperſchaft kann ungeachtet anderweiter Verdienſte 
des Angeſtellten ein wichtiger Kündigungsgrund ſein, beſonders 
wenn ſie in betonter Weiſe vor allen Betriebsangehörigen geſchieht. 
Sie gefährdet die Aufgabe der öffentlichen Körperſchaft, ihre Tatig⸗ 
keit i. S. der Volksgemeinſchaft und in gedeihlicher Zuſammen⸗ 
arbeit mit anderen öffentlichen Stellen und den Volkskreiſen, denen 
fie zu dienen beſtimmt ift, auszuüben, und iſt geeignet, den Ar⸗ 
beitsfrieden in der Betriebsgemeinſchaft zu ſtören. 

(RArbcg., Urt. v. 26. Mai 1937, RAG 305/36. — Leipzig.) 
* 


Ohne Rechtsirrtum iſt das BGG. davon ausgegangen, daß die 
friſtloſe Kündigung als befriſtete Kündigung zum nächſtzuläſſigen 
Termin wirkſam war, da ſie keinen Zweifel ließ, daß die Bekl. 
den Vertrag unter allen Umſtänden löſen wollte (RArbG. 14, 12 
= XW, 1934, 1519 ). Die Umdeutung einer friſtloſen in die be- 
friſtete Kündigung iſt nach feſtſtehender Rſpr. nur dann unzu⸗ 
laſſig, wenn der Kündigungsgrund einer genau begrenzten Vor⸗ 
ſtellung entſprang und nachträglich von dem Kündigenden fallen 
gelaſſen wird (RArbG. 14, 224 = JW. 1935, 152° m. Anm.), 
nicht aber, wenn er ſich nur als unzureichend für die friſtloſe 
Kündigung erweiſt. Es handelt ſich hier nicht darum, daß die 
Bekl. das Dienſtverhältnis auch löſen wollte, falls der angegebene 
Kündigungsgrund nicht durchgreifen würde (RArbch. Wine 
JW. 1935, 2227 55), fondern daß fie es für den Kl. unmißver⸗ 
ſtändlich befriſtet löſen wollte, wenn die außerordentliche Kün⸗ 
digung durchgreifen konnte. Daß ſich der Kl. darüber nicht im 
unklaren ſein konnte, hat das BG. in einwandfreier Beweis⸗ 
würdigung aus den Tatumftänden geſchloſſen. 

Das Angebot eines Vertrags mit täglicher Kündigung iſt bei 
einem Agenturvertrag nichts Außergewöhnliches. Das BG. hat in 
dem Rechtsverhältnis zwiſchen den Parteien rechtsirrtumsfrei 
einen Agenturvertrag geſehen. Die Zuſage von Tagesſpeſen iſt fein 
entſcheidendes Merkmal für den Handlungsgehilfen, ſondern nach 
feftitehender Rſpr. entſcheidet der Grad der perſönlichen, nicht bloß 
wirtſchaftlichen Abhängigkeit (RArbGG. 16, 273 = JW. 1936, 
2664 20 m. Anm.). Auch der Handlungsagent gehört aber zu den 
arbeitnehmerähnlichen Perſonen, die nach $ 5 ArbGG. Arbeit⸗ 
nehmer i. S. dieſes Geſetzes ſind, wenn ſie wirtſchaftlich unſelb⸗ 
ſtändig ſind. Der Kl. hat ſich ſelbſt als Handlungsagent betrachtet. 
Darauf deutet auch der Umſtand, daß er ſonſt das Angebot eines 
jederzeit kündbaren Vertrags unter Berufung auf 8 67 HGB. zu⸗ 
rückgewieſen hätte. Das Agenturverhältnis iſt nach §S 92 HGB. 
der unabdingbaren Beſchränkung der Vertragsfreiheit des § 67 
nicht unterworfen. 

(Relrbch., Urt. v. 21. Juli 1937, RAG 76/37. — Berlin.) 
* 


30. § 630 BGB. Verfehlungen, die vor dem Dienſteintritt 
liegen, dürfen im Zeugnis nicht erwähnt oder angedeutet werden. 

Der Kl. war bei den bekl. Geſellſchaften als Hilfskorreſpon⸗ 
dent angeſtellt. Vorher war er mehrfach wegen Unterſchlagung 
verurteilt worden, was er bei ſeiner Einſtellung verſchwiegen hat. 
Als die Geſellſchaften davon erfuhren, kündigten ſie ihm und ſtell 
ten ihm auf ſeinen Wunſch ein Zeugnis, auch über Führung und 
Leiſtungen aus, mit dem Zuſatz: „Die Kündigung erfolgte une 
rerfeits aus Gründen, die in der Vergangenheit liegen.“ 

Der Kl. verlangt Ausſtellung eines Zeugniſſes ohne den 
Schlußſatz. 

Das 
gewieſen. 


BG. hat der Klage ſtattgegeben. Die Rev. iſt zurück⸗ 


Nach 8630 BGB. iſt das Zeugnis auf Verlangen „auf die 
Leiſtungen und die Führung in Dienſte“ zu erſtrecken, nicht auf 
den Kündigungsgrund. Das Verſchweigen der Vorſtrafen war 
nicht etwa als eine gegenwärtige Unredlichkeit beanſtandet. In der 
Führung und Leiſtung während der Dienſtzeit haben ſich die vor⸗ 
dienſtlichen Uuredlichkeiten nicht bemerkbar gemacht. Sie durften 
deshalb in dem Zeugnis über Führung und Leiſtung im Dienſte 
nicht erwähnt oder angedeutet werden. 

Eine Haftung der Bekl. konnte aus der Unterlaſſung der Er⸗ 
wähnung bei dem geſetzlich genau umſchriebenen Inhalt des Zeug 
niſſes nicht entſtehen. 

(RArbch., Urt. v. 14. Juli 1937, RAG 68/37. — Berlin.) 
* 


31. 88 823, 826 BGB. Schadenserſatzanſpruch des Unter⸗ 
e wegen unangemeſſener Entlohnung des Verpflich⸗ 
teten. 7) 

Der Bell. hat feinen Sohn, der durch Urteil des AG. Burg⸗ 
ſteinfurt zur Zahlung einer Unterhaltsrente von 90 .R. viertel 
jährlich an den Kl. verurteilt iſt, in feiner Landwirtſchaft und 
feinem Fuhrgeſchäft gegen Gewährung von Lebensunterhalt und 
einem geringen Taſchengeld beſchaftigt. Der Sohn iſt ſeiner Ver 
pflichtung zur Zahlung der Unterhaltsrente v. 1. Jan. 1937 bis 
15. Mai 1937 nicht nachgekommen. 

Der Bekl. verſtößt gegen die guten Sitten dem Kl. gegen- 
über, indem er ſeinem Sohn nicht für ſeine Arbeitsleiſtung einen 
angemeſſenen Lohn zahlt. Die Kammer hat auf Grund der Be⸗ 
weisaufnahme in einem Vorprozeß angenommen, daß er dem 
Bekl. eine Arbeitskraft erſetzt. Der Bekl. hätte daher ſeinem Sohne 
einen angemeſſenen Lohn zahlen müſſen, damit dieſer feiner Ver 
pflichtung ſeinem unehelichen Kinde gegenüber nachkommen konnte. 
Unter dieſen Umſtänden verſtieß die Unterlaſſung einer angeme]- 
jenen Lohnzahlung gegen die guten Sitten. Dem Kl. iſt dadurch 
der Unterhalt für die Zeit v. 1. Jan. 1937 bis 15. Mai 1937 ent: 
gangen. Der Bekl. wußte, daß er mit Rückſicht auf die Unter⸗ 
haltsverpflichtung ſeines Sohnes dem Kl. gegenüber zur Zahlung 
eines angemeſſenen Lohnes verpflichtet war. Indem er dieſer Ver⸗ 
pflichtung nicht nachkam, fügte er dem Kl. Schaden zu. Der Bekl. 
iſt zum Erſatz dieſes ſittenwidrig, vorſätzlich zugefügten Schadens 
nach 8826 BGB. verpflichtet. 

Die Schadenserſatzverpflichtung ergibt ſich dem Grunde nach 
aus 8823 Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. § 361 Ziff. 10 RStéh B. Der 
Sohn des Bekl. hat durch Unterlaſſen der Unẽterhaltsgewährung 
an den Kl. gegen § 361 Ziff. 10 StGB. verſtoßen. Der Bekl. hat 
als Mittäter an der Übertretung dadurch teilgenommen, daß er 
einen angemeſſenen Lohn an ſeinen Sohn nicht zahlte. Der Bekl 
hat ſomit durch Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz i. S. des § 823 
Abf. 2 BchB. dem Kl. Schaden zugefügt und haftet hierfür nach 
§ 830 BGB. 

Ein Lohn von 25 N. % monatlich ift der Arbeitsleiſtung des 
Sohnes entſprechend. Bei Gewährung eines ſolchen Lohnes hätte 
der Sohn des Bekl. monatlich 20 %% an Unterhalt zahlen kon 
nen. Für 4 ½ Monate iſt dem Kl. durch das Verhalten des Bekl. 
daher ein Betrag von 90 % an Unterhalt entgangen. Der Bekl. 
1 1 zum Erſatze eines Schadens in Höhe von 90 N., ver 
pflichtet. 

80 d ABO, ſteht nicht entgegen. § 850 d RD. ſetzt vor⸗ 
aus, daß ein Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß zugeſtellt tft. 
Dann wird fingiert, daß bei unentgeltlichen Arbeiten ein angemeſ⸗ 
ſener Lohn geſchuldet wird. Aus § 850 d ZPO. folgt aber nicht, 
daß vor Betreiben der Zwangsvollſtreckung wegen der fingierten 
Lohnforderung nicht eine Verpflichtung zum Schadenserſatz wegen 
Unterlaſſens der Zahlung eines angemeſſenen Lohnes beſtehen 
kann. Durch § 850 d ZRO. follte ein einfacher Weg geſchaffen wer 
den, um unentgeltliche Ausnutzung der Arbeitskraft zuungunſten 
der Gläubiger zu verhindern. Selbſtverſtändlich empfiehlt es ſich, 
an Stelle einer Klage auf Schadenerſatz den Weg über 8 850 d 
PO. zu nehnten. 

Der Schadenserſatzauſpruch geht in der geltend gemachten 
Höhe auch nicht über den Rahmen des 8 850 4 hinaus. Der an: 
gemeſſene Lohn iſt innerhalb der geſetzlichen Grenzen nach $ 850 
ZPO. pfändbar. Dem Schuldner braucht aber bei Unterhalts⸗ 
anſprüchen nur der Lohn für den notwendigen Lebensunterhalt 
und zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Verpflichtungen belaſſen zu 
werden. Bei einem angemeſſenen Lohn von 25 h monatlich 
neben Koſt und Wohnung entſpricht die Belaſſung eines Barbetra⸗ 
ges von 5. H, nionatlich dieſer Vorſchrift. 


(Arbch. Rheine i. W., Urt. v. 30. Juli 1937, Ca 90/37.) 


Anmerkung: Gegen die vorſtehende Entſch. beſtehen Bedenken. 
Es liegt ein typiſcher Fall des § 850 4 ZPO. vor. Der zum Un⸗ 
terhalt verpflichtete Vater eines unehelichen Kindes arbeitet im 
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Betrieb ſeines Vaters und erhält von dieſem lediglich den Lebens, 
unterhalt und ein geringes Taſchengeld, während nach Art und 
Umfang ſeiner Tätigkeit eine höhere Vergütung am Platze ge⸗ 
weſen wäre. Nach § 850 d gilt dann im Verhältnis zum unter ⸗ 
haltsberechtigten Kinde eine angemeſſene Vergütung als geſchul⸗ 
det. Der Kl. hätte dieſen fingierten Lohnanſpruch pfänden fün- 
nen. Er hat aber dieſen Weg nicht gewählt, ſondern macht Scha⸗ 
denerſatzanſprüche aus 8 826 oder 823 Abſ. 2 BGB. geltend. Es 
fragt ſich, ob für ſolche Anſprüche neben 8 850 d Platz iſt. 

Vor Schaffung des 8 850 d iſt bekanntlich ſehr darüber ge⸗ 
ſtritten worden, ob in Fällen wie dem vorl. dem unterhaltsberech⸗ 
tigten Kinde ein Schadenerſatzanſpruch aus § 826 gegen den 
Arheitgeber ſeines Vaters zuzubilligen ſei, weil dieſer durch un⸗ 
entgeltliche Beſchäftigung bes Vaters es dieſem ermögliche, ſich der 
Unterhaltspflicht zu entziehen. Das AAO. hat in verſchiedenen 
Urteilen einen ſolchen Anſpruch verneint oder ihm doch ſehr enge 
Grenzen gezogen. Meines Erachtens war, wie ich in mehreren Be. 
ſprechungen in der ArbRSamml. des näheren dargelegt habe, dieſe 
Rſpr. nicht zu billigen, es hätte vielmehr in der Regel ein An⸗ 
ſpruch aus 8826 BGB. bejaht werden können. Da aber das 
RArbeg. an ſeinem Standpunkt feſthielt, hat der Geſetzgeber ein 
gegriffen und in $ 850 d den Gläubigern Schutz gegen ſolche Mani 
pulationen ihrer Schuldner gewährt. 

Im Anſchluß an die von mir früher vertretene Anſicht bin 
ich auch heute noch der Auffaſſung, daß ein Unternehmer, der 
durch unentgeltliche Beſchaftigung es dem Schuldner ermöglicht, 
ſich feinen Pflichten zu entziehen, ſittenwidrig handelt, falls nicht 
beſondere Umſtände eine andere Beurteilung rechtfertigen. Auch 
der Geſetzgeber hat durch Schaffung des § 850 d zum Ausdruck 


gebracht, daß er ein derartiges Verhalten eines Schuldners nicht 


billigt. Aber das genügt zun Anwendung des $ 826 noch nicht Es 
fragt ſich vielmehr, ob der Unternehmer heute durch ein derartiges 
Verhalten dem Gläubiger überhaupt noch Schaden zufügen kann. 
Denn heute bleibt dem Gläubiger die Möglichteit, nach 8 850 d 
den Anſpruch auf ang eſſenen Lohn zu pfänden. Inſofern hat 
ſich die Rechtslage gege früher grundchlich geändert, Eine ſolche 
Pfändung hatte der . auch im vorl. Fall erwirken können. An⸗ 
dererſeits hätte er ohne Pfändung, falls der uneheliche Vater nicht 
etwa freiwillig zahlte, auch dann keine Befriedigung erhalten, 
wenn der Bekl ſeinem Sohn von vornherein einen angemeſſenen 
Lohn zugeſagt und ausgezahlt hätte. Daß aber der uneheliche Vater 
gutwillig gezahlt hätte, iſt ſehr unwahrſcheinlich. Das ArbG. 
nimmt 100 an, daß ein Verſtoß gegen 5.361 Ziff. 10 StGB. 
vorliege, daß alſo der uneheliche Vater ſich, obwohl er in der Lage 
fei, den Unterhalt zu gewähren, der Unterhaltspflicht zu entziehen 
ſuche. Es muß alſo angenommen werden, daß er, auch wenn er 
den Lohn erhalten hätte, das Geld für ſich verwandt und ohne 
den Zwang der Pfändung leine Unterhaltsraten bezahlt hätte. 
Konnte aber der Kl. nur im Wege der Lohnpfändung zu ſeinem 
Lohne kommen und ſtand ihm dicher Weg auf Grund des 5 850 d 
in genau der gleichen Weiſe offen, wie wenn ein angemeſſener 
Lohn vereinbart worden wäre, ſo iſt nicht einzuſehen, inwiefern 
er durch das Verhalten des Bekl. geſchädigt worden iſt. Wenn ihm 
aber durch dieſes Verhalten kein Schaden erwachſen iſt, ſo kann 
auch kein Schadenerſatzanſpruch in Frage kommen. 

„Dieſes Ergebnis erſcheint auch nicht unbillig. Der Bekl. iſt 
nicht unmittelbar zur Erfüllung des Unterhaltsanſpruches ver⸗ 
pflichtet, und der Kl. kann ſich nicht auf dem Umwege über 8 826 
die Lohnpfändung, der keinerlei Schwierigkeiten entgegenſtehen, 


erſparen. 
Prof. Dr. Hueck, München. 
* 


32. 8 91 ZPO. Zur Frage der Erſtattungsfähigkeit von Reiſe⸗ 
koſten eines beim NAD. auftretenden auswärtigen Anwalts. 7) 

„Die Frage, ob dem landesarbeitsgerichtlichen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, der die Partei auch vor dem ANrbG. vertreten hat, 
die Reiſekoſten nach Leipzig beivilligt werden konnen, iſt ſtreilig. 
Das LALbÖ. Hamburg: ArbRSamml. 6, 12 verneint die Frage; 
ähnlich LArbch. Freiburg v. 22. März 1930: Samml. Veremigung 
1930, 488. Dagegen billigt das LArbch. Gleiwitz: JW. 1937, 1189 
die Reiſekoſten grundſätzlich zu. Andere Gerichte nehmen einen 
vermittelnden Standpunkt ein, indem ſie prüfen, ob die Vertretung 
durch den landesarbeitsgerichtlichen Prozeßbevollmachtigten beim 


MArbch. nach Lage des Falles zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 


folgung notwendig war (ſo z. B. LArbch. Frankfu 5 

22. Oel. 1934 unter Zuſtimmung von Boll 1 5 IE Ar- 
beitsrechtkartei: ArbgiSammnil. 22, 43 LArbch. und Arbeitsrecht⸗ 
kartei unter Arb®. IVB 4b). Das LAG. Wuppertal hat ſich 
bereits in dem Beſchl. 9. 7. Jan. 1931 (7 L T 31/30) der vermit⸗ 
telnden Anſicht angeſchloſſen. Dort iſt ausgeführt: „Immerhin 
muß es ſich um eine Sache handeln, in welcher die 9 echtslage 
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durch einen verwickelten Sachverhalt ſchwierig iſt und dabei die 
Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe und des inneren Zuſammen 
hanges von Vorgangen im Betriebe des Arbeitgebers für die Ber 
urteilung der Sachlage eine nicht untergeordnete Bedeutung 
haben.“ An dieſer Stellungnahme iſt ſeſtzuhalten. Namentlich geben 
die Ausführungen des Erb. Gleiwitz in der IW. 1937 keine 
Veranlaſſung, davon abzugehen. $ 11 Abſ. 2 ArbchG. beſtimmt 
nur, daß vor dem ArbG. jeder bei einem deutſchen Gericht zu⸗ 
gelaſſene Rechtsanwalt auftreten kann, ohne etwas über die Frage 
der Koſtenerſtattung, falls es ſich um einen auswärtigen Rechts⸗ 
anwalt handelt, zu jagen. Da im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
die Beſtimmungen der ZPO. Anwendung zu finden haben, ſo⸗ 
weit nichts anderes gejagt iſt, jo greift danach 3 91 Abſ. 2 ZPO. 
durch, wonach Reiſekoſten eines auswärtigen Rechtsanwalts nur 
inſoweit zu erſtatetn ſind, als die Zuziehung zur zweckentſpre⸗ 
chenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvberteidigung notwendig war. 
Hätte der Geſetzgeber durch die Beſtimmung des § 11 Abſ. 2 ArbG. 
hiervon abweichen wollen, ſo hätte es bei dieſer Geſetzeslage einer 
ausdrücllich abändernden Regelung bedurft. 

Geht man im vorl. Falle aber von der oben dargelegten Rſpr. 
der Kammer aus, fo iſt die Erſtattung der Reiſekoſten des hieſigen 
Rechtsanwalts nicht begründet. In dem Verfahren hat es ſich nur 
um die allgemeine Rechtsfrage gehandelt, ob dem Akkordarbeiter 
etwa nach der neueren Rechtslage grundſätzlich mindeſtens der 
Neude e Boa zuſteht und als garantiert anzuſehen iſt. Auf dieſe 
Frage war das Urteil des LAD. allein abgeſtellt und nur hier⸗ 
gegen richtete ſich auch, wie aus der Faſſung des Urteils des 
RArbch. zu entnehmen ift, der Angriff der Rev. Dieſe Rechtsfrage 
konnte aber ohne jede Schwierigkeſt und ohne roße Unterweiſun. 
gen von Wuppertal aus von einem beim Re rbch. zugelaſſenen 
Rechtsanwalt beurteilt und dargelegt werden. Die eiſe des 
Wuppertaler Rechtsanwalts war deshalb zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung nicht erforderlich. 


(LAG. Wuppertal, Beſchl. v. 18. Aug. 1937, 7 Ta 8/37.) 


Anmerkung: Vorſtehende Au ſaſſung erſcheint mir die allein 
zutreffende. Zwar herrſcht beim Arbch. und RArbbh. Anwalts- 
zwang, doch nicht in dent Sinne, daß nur ein bei ihm beſonders 
zugelaſſener Anwalt auftreten dürfte. . kann jeder An⸗ 
walt daſelbſt die Intereſſen feiner Partei wahrnehmen. 

Für die Koſtenerſtattung kommt, da die 35D. Anwendung 
findet, und im ArbGG. nichts Abweichendes beſtimmt iſt, in der 
Tat 8 91 Abſ. 2 ZPO. in Betracht (zu vgl. auch Der] ch⸗Volk 
mar, zu $ 12). Danach fehlt es an einer Rechtsgrundlage, ſowohl 
dafür, grundſatzlich die Reiſckoſten eines auswärtigen Anwalts 
anzuerkennen (um nicht etwa andernfalls praktiſch die Vertretung 
durch einen beim NAD. zugelaſſenen Anwalt zu erzwingen), 
als auch dafür, grundſätzlich die Koſtenerſtattung wegen der Reiſe 
koſten abzulehnen. Dies wäre nur möglich, wenn man dem aus- 
wärtigen Anwalt die Vertretungsbefugnis vor dem NAT. ver⸗ 
ſagen wollte. Dies wäre mit dem Geſetz ($ 11 Abſ. 2 ArbOG.), 
un jeder Anwalt zur Vertretung berechtigt iſt, nicht ver⸗ 
einbar, 

Alſo bleibt nur der von — Entſch. beſchrittene Weg, der 
ja wohl auch am eheſten allen erechtigten Intereſſen Rechnung 
trägt, d. h. in den dazu geeignet erſcheinenden Fällen der Partei 
ermöglicht, ſich durch den Anwalt ihres Vertrauens auch in der 
Rev Inſt. vertreten zu laſſen. Das Riſiko, dies in ungeeigneten 
Pe netan zu haben, trägt naturgemäß die Partei ſelbſt. Es 
ann nicht wit die unterliegende Gegenpartei abgewälzt werden. 
5 hat nur die wirklich notwendigen Rechtsſtreitskoſten zu er⸗ 
tatten. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


+ 


„33. 88 91, 767 Abſ. 2 ZPO. Das NALO. vertritt abweichend 
von mehreren Senaten des NG. die Auttalıns, daß der Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch nicht bereits mit der : klagerhebung entſteht, 
aufſchiebend bedingt durch den Erlaß eines der Gegenpartei die 
Koſten auferlegenden Urteils, jonderm exit mit der rechtskräftigen 
Koſtenentſcheidung. Hiernach brauchen Einwendungen der in 8767 
Abſ. 2 3PO. gedachten Art nicht ſchon in der Verhandlung vor 
dem grundlegenden Urteil erhoben zu werden. f) 

(RArbch., Urt. v. 5. Mai 1937, RAG 180/36. — Berlin.) 


Abgedr. JW. 1937, 2614 9. 


Anmerkung: In Frage ſteht, ob dem Stoftemeritat- 
tungsanſpruch der demnächſt als Sieger aus dem Rechts⸗ 
ſtreit hervorgehenden Partei ſchon im Erkenntn isver⸗ 
fahren vor Erlaß des Urteils eine Gegenforderung 

ubrechnungsweiſe entgegengeſtellt werden kann 
und bei Vermeidung der Verwirkungsfolge des 5 767 Abſ. 2 ZPO. 
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auch entgegengeftellt werden muß. Das RALHG, hält ſich inſofern 
in der Linie der bisherigen Rſpr., als es feine Erwägungen dar⸗ 
auf abſtellt, wann der Koſtenanſpruch zur Entſtehung gelangt. Vom 
Standpunkte der Auffaſſung, daß der Erſtattungsanſpruch als wirk⸗ 
licher Anſpruch erſt mit dem gerichtlichen Koſtenausſpruch entſteht, 
verneint das RArbch. bis zu dieſem Zeitpunkte die Möglichkeit der 
Aufrechnung, während die Gegenanſicht (insbeſ. NGZ. 62, 189 
und 145, 13 = JW 1934, 24677), die den Erſtattungsanſpruch 
bereits mit der Rechtshängigkeit als bedingt entſtanden anſieht, 
die Aufrechnung vor Urteilserlaß nicht nur für zuläſſig, ſondern 
wegen § 767 Abſ. 2 auch für notwendig hält. 

Die eingehenden Erwägungen, die das RATES. über den Ent⸗ 
ſtehungszeitpunkt des Koſtenanſpruchs anſtellt, bieten mir zu Be⸗ 
merkungen keinen Anlaß. In der Vorbemerkung II4 vor 8 91 
meines Kommentars habe ich dieſelbe Anſicht vertreten. Zwei⸗ 
fellos iſt auch die Schlußfolgerung, daß, wenn der Anſpruch erſt 
mit Erlaß des Urteils entſteht, vor dieſem Zeitpunkt für eine 
Aufrechnung kein Raum iſt, zutreffend. 

Und doch befriedigt die Entſch. m. E. inſofern nicht, als ſie 
auf die rein ſyſtematiſch⸗konſtruktive Unterſcheidung von Anwart⸗ 
ſchaft und bedingtem Anſpruch abgeſtellt iſt, die in einer poſitiven 
Regelung des Geſetzes keine greifbare Stütze findet und über die 
ſich, wie die divergierende Stellung der verſchiedenen Senate des 
RG. zeigt, ſehr wohl ſtreiten läßt. 

Ausgangspunkt bei der Aufrechnungsfrage ſollte m. E, nicht 
die Frage des Entſtehungszeitpunktes des Koſtenanſpruchs, ſon⸗ 
dern folgende Betrachtung ſein: 

Das Prozeßgericht iſt nur in der Lage über die Koſtenerſtat⸗ 
tungspflicht dem Grundſatze nach zu entſcheiden. Über den 
Erſtattungsanſpruch als ſummenmäßigen Geldanſpruch kann im 
Prozeß nicht befunden werden. Dieſer Anſpruch iſt dem Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren zugewieſen, in deſſen Gebiet der Richter des 
ordentlichen Streitverfahrens nicht eingreifen kann. Inſoweit be⸗ 
ſteht alſo eine Unzuläſſigkeit des Rechtsweges; eben⸗ 
ſo wie umgekehrt im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, das auf die Feſt⸗ 
ſtellung eben des Erſtattungsanſpruchs beſchränkt iſt, nicht über 
Gegenanſprüche, die etwa hier dem Koſtenanſpruch aufrechnungs⸗ 
weiſe entgegengeſetzt werden, entſchieden werden könnte. 

Von dieſem Ausgangspunkt gelangt man in den einzelnen 
Fallen zu folgenden Ergebniſſen: 

1. Der in der vorl. Entſch. behandelte Fall der- Aufrechnung 
im Prozeß gegen den Koſtenanſpruch mit einer ſon⸗ 
ſtigen Forderung. 

Der Prozeßrichter kann, wie geſagt, über die Koſtenpflicht nur 
dem Grundſatze nach befinden, nicht auch dem Betrage nach, was 
für die bei der Aufrechnung mit einem ſummenmäßigen Gegen⸗ 
anſpruch erforderliche Ausgleichsrechnung begriffliche Vorausſet⸗ 
zung wäre. Dieſer Geſichtspunkt ſchlägt auch dann durch, wenn 
man den Koſtenanſpruch als bereits mit Klagerhebung bedingt ent⸗ 
ſtanden annimmt. RG. 62, 188 meint nur, der Prozeßrichter, der 
über den Koſtenanſpruch ſummenmäßig allerdings nicht befinden 
könne, konne und müſſe bei der Aufrechnung den Betrag der 
Gegenforderung im Urteil feſtſtellen, den der obſiegende Teil ſich 
bei der demnächſtigen Koſtenfeſtſetzung als ſchon getilgt an⸗ und 
abrechnen laſſen müſſe. Ein ſolches Vorgehen ſcheint mir indeſſen 
nicht wohl möglich. Das wäre nicht eine Entſch. über die Tilgung 
eines Anſpruchs durch Aufrechnung, ſondern lediglich eine ſolche 
über Beſtand und Höhe der zur Aufrechnung geſtellten Gegenfor⸗ 
derung. Vollends unklar wäre, wieweit das Gericht bei dieſer 
Feſtſtellung zu gehen hätte. Denn auf der einen Seite ſteht ein 
Koſtenerſtattungsanſpruch, deſſen Höhe das Prozeßgericht erſter In⸗ 
ſtanz ſchon um deswillen nicht genauer ſchätzen kann, weil nicht 
vorauszuſehen iſt, ob der Anſpruch die Koſten nur dieſer oder 
auch noch weiterer Inſtanzen umfaſſen wird, und auf der anderen 
Seite ſteht ein Anſpruch, deſſen Höhe u. U. in Streit ſteht. Soll 
ſich hier das Gericht mit der genauen Fixierung des Auſpruchs 
etwa in die Tauſende befaſſen, wenn ſich der Koſtenanſpruch wahr⸗ 
ſcheinlich nur auf Hunderte belaufen wird, oder ſollte ſich das Ge⸗ 
richt etwa mit der Fixierung des Gegenanſpruchs auf ein paar 
hundert Reichsmark begnügen auf die Gefahr, daß der Erſtat⸗ 
tungsanſpruch infolge unerwarteter Anrufung weiterer Inſtanzen 
hernach höher iſt. Und wie ſollte ſich die Rechtskraft dieſes Aus⸗ 
ſpruchs über die Gegenforderung geſtalten? Die nähere Durch⸗ 
denkung dieſes Weges zeigt, daß er ſowohl ſyſtematiſch wie prak⸗ 
tiſch ungangbar iſt. > l 

2. Ebenſo wäre es aber umgekehrt — von dem gleichen Aus⸗ 
gangspunkte aus — unzuläſſig, dem eingeklagten Sa chantrag 
einen ſich aus demſelben Prozeß, z. B. bei einer Teilabweiſung, 
ergebenden Koſtenanſpruch aufrechnungsweiſe entgegenzu⸗ 
ſetzen, denn das Prozeßgericht wäre, ſelbſt wenn man den Koſten⸗ 
anſpruch bereits als entſtanden anſieht, wiederum unter dem oben 
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dargelegten Geſichtspunkt der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs nicht 
in der Lage, über ihn der Höhe nach zu befinden. 

3. Der dritte Fall wäre der, daß einem eingeklagten Sach- 
anſpruch ein aus einem anderen 


eine Aufrechnung ohne eine ſolche Feſtſtellung nicht möglich iſt. 
Der Bekl, dem es um die Aufrechnung zu tun iſt, muß vielmehr 


Min R. Dr. Jonas, Berlin, 
* 


** 34.8519 3 O. Erforderniſſe der Berufungsbegründung nach 
$ 519 Abſ. 3 Ziff. 2 ZPO. i. d. Faſſ. v. 8. Nov. 1933. 


Die Berufungsbegründung darf ſich „nicht darauf be— 
ſchranken, nur die Richkungspunkte anzudeuten, auf die hin die 
Anfechtung N joll, fie muß ſich vielmehr mit den Grün⸗ 
den des angefochtenen Urteils im einzelnen auseinanderſetzen 
und darlegen, aus welchen Gründen im einzelnen die Ausfüh⸗ 
rungen dieſes Urteils in tatfächlicher und rechtlicher Beziehung 
angegriffen werden“ (RZ. 146, 250 m. Nachw., 254 — JW. 
1935, 15771; NALDG. 14, 312 JW. 1935, 8193). Dieſen 
Anforderungen genügte die in der Berufungsſchrift enthaltene 
Begründung nicht. Sie verwies nur auf ein Urteil des RArbch. 
v. 3. April 1935: JW. 1935, 2525 70 — Arbei Samml. 24, 130), 
dem ſie den Rechtsſatz entnahm, daß nach § 242 BGB. auch in 
allgemeiner Form abgegebene Verſprechungen von Arbeitgcber- 
ſeite einzuhalten ſeien. Es fehlte aber jedes Eingehen darauf, 
inwiefern das ArbG. gegen dieſen Rechtsſatz verſtoßen hätte 
und aus welchen Gründen es gerade durch ſeine Beachtung bei 
der Auslegung der Erklärungen des Bekl. zu einer anderen 
Entſch. Hätte kommen müſſen. 

Das angefochtene Urteil hatte beſtimmte Geſichtspunkte 
N aus denen zu entnehmen ſei, daß der erkenn- 
bare Wille des Bekl, nicht dahin gegangen ſei, den Angeſtellten 
neue Rechte zu gewähren. Seine Begründung bewegte ſich nicht 
in der Richtung, daß die Klage mangels genügender Beſtimmt⸗ 
heit der Verſprechungen abzuweiſen ſei, ſondern führte im ein⸗ 
zelnen aus, daß die Erklärungen des Bekl. nicht ſo hätten ver⸗ 
ſtanden werden können, daß damit irgendeine Zuſage für die 
Zukunft gemacht werden ſollte. Keinen der in dem Urteil dafür 
geltend gemachten Geſichtspunkte hat die erſte Berufungsbe⸗ 
gründung einer Erörterung unterzogen. Der Hinweis auf die 
Verbindlichleit allgemein gehaltener Zuſagen ließ die beabſich⸗ 
tigte Beziehung zu den Urteilsgründen nicht erkennen und war 
nichts anderes als ein Generalangriff gegen das Urteil. 


(RArbcd., Urt. v. 21. Juli 1937, RAG 62/37. — Berlin.) 


66. Jahrg. 1937 Heft 43 


Aberſicht 


Rechtſprechung 


2711 


über die Kechtſprechung zum Wettbewerbs, Werbe⸗ und Wirtſchaftsrecht 


(1. Januar 1935—31. Juli 1937) 
Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Ritter, Berlin 


Die 1933 begonnene Reinigung des Wirtſchaftslebens 
hat ununterbrochen Fortſchritte gemacht und auch in der 
Rechtſprechung zu Anforderungen geführt, wie ſie einem art⸗ 
fremden Liberalismus undenkbar erſchienen, in einer „ver⸗ 
pflichteten Wirtſchaft“ aber ſelbſtverſtändlich ſind. Daneben 
war zu beobachten, wie ſich in der Rechtsanwendung die 
mannigfachen Vorſchriften auswirkten, die zur Bedarfs- und 
Produktionslenkung, zum Schutze einzelner Waren⸗ oder 
Herſtellergruppen und zur Ausführung des Vierjahres⸗ 
planes erlaſſen worden ſind. Es empfahl ſich, die Ergebniſſe 
der Rechtſprechung im großen Rahmen des Wettbewerbs⸗ 
rechtes einmal für einen längeren Zeitraum zu überblicken. 
Der Gebrauchswert einer derartigen Zuſammenſtellung iſt 
größer als der der üblichen Jahresüberſichten. Die wenigen, 
ſporadiſch veröffentlichten Entſcheidungen aus dem Wirt- 
ſchaftsrecht und den Grenzgebieten des Wettbewerbsrechts, 
mit denen gerade der Nichtſpezialiſt häufig genug in Be⸗ 
rührung kommt, ergeben erſt in einer größeren Geſamtheit 
nach längerer Zeit ein einheitliches Bild. Ebenſo geht aus 
dem Gegeneinander der Aufſaſſungen, wie es etwa im Zu⸗ 
gabe- und Rabattrecht oder in der Frage der Firmenbezeich⸗ 
nung „Deutſch“ zu beobachten war, erſt nach längerer prak⸗ 
tiſcher Erprobung der Vorſchriften und beſonderer Anſichten 
des Schrifttums eine geſunde Meinung hervor, die ſich vom 
laissez faire, laissez aller ebenſo fernhält wie von dem 
eifervollen Ausweitungsdrang der Neuerer (und der In— 
tereſſenten). 

Das vertragliche Wettbewerbsrecht iſt kaum berückſichtigt. 
Ebenſowenig konnten die vielen Urteile aufgenommen werden, 
die ſich ausſchließlich mit ſpeziellen gewerblichen Schutz⸗ 
rechten befaſſen (Patente, Warenzeichen uſw.). Dagegen ſind 
Entſcheidungen zum neuen Wirtſchaftsrecht ſelbſt dann wie⸗ 
dergegeben, wenn ſie nicht Wettbewerbsfälle zum Gegenſtand 
haben, ſondern Schiedsvorſchriften, Ausſtrahlungen in das 
Mietrecht uſw. (vgl. auch Nr. 395 ff.: Bierdarlehnsvertrag 
und Neuregelung). Zur Erhöhung der Brauchbarkeit wurden 
beſondere Abſchnitte gebildet zur Frage der Haftung Dritter 
und für Dritte, ſerner über die verſchiedenen Arten des Scha⸗ 
denserſatzes und eingehend ſchließlich zur prozeſſualen Seite. 
Im übrigen ſei auf die zahlreichen ausführlichen Beiträge 
zu den einzelnen Gebieten verwieſen, wie ſie die JW. gerade 
im Zeitraum dieſer Überſicht laufend veröffentlicht hat. 


Gliederung 


J. Wettbewerbshandlungen gegenüber 


der Allgemeinheit der übrigen Mit— 
bewerber 


A. Unlautere Angaben über eigene Waren, 
Leiſtungen, Firma uſw. 


a) Unlautere Angaben im allgemeinen: 
88 1, 3—6 Unl WG., 8 4 LebMittG., 
88 18, 37 HGB., Geſ. über Wirt⸗ 
ſchaftswerbung v. 12. Sept. 1933 
und 27. Okt. 1933. . 
Ausverkaufsrecht: 88 7— 10 Unl WG., 
VO. über Sonderveranſtaltungen v. 
4. Juli 1935, Anordnung des RWiM. 
über Saiſonſchlußverkäufſe . . 156—161 
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III. 


IV. 


VI. 


VII. 
VIII. 
IX. 


c) Anordnungen über Anwendung und 
Angabe beſtimmter Einzelheiten der 
Zahl, des Maßes oder Gewichtes uſw.: 
8 11 UnlWG., SE Maß- u. Ge⸗ 
wicht G. „3 


B. Unlautere Zugaben 
a) Schmiergelder: §8 12 Unl WG. 
b) Zugaben: Zugabe O. v. 9. März 1932, 


Geſ. üb. Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 

c) Preisausſchreiben u. dgl., 8286 StGB. 

d) Verbote, Geſetze über Preisnachläſſe 

(RabattG. v. 25. Nov. 1933) 

C. Gegen öffentliche Intereſſen verſtoßende 
ellane — 


Wettbewerbshandlungen gegenüber 

beſtimmten Mitbewerbern 

A. Schädigung des Rufes: 88 1, 14, 15 
Unl WG., § 824 BGB.. 

B. Ausnutzung des Rufes: 8 12 BGB., 
88 30, 37 HGB., 88 1, 3, 16 Unl WG., 
F 

C. Ausnutzung der Leiſtung: 88 1, 17 
Abſ. 2, 18 Unl WG., 88 823, 826 BGB, 
VO. z. Schutzd. Wirtſchaft v. 9. März 1932 


Handlungen zum Ausſchluß des Wett— 
bewerbs gegenüber einzelnen Mitbe— 
werbern (Ausſchluß, Boykott, Sperren 
uſw.): VO. v. 19. Juni 1935 betr. Unter- 
ſagung von Werbebeſchränkungen, 
Kart G. v. 15. Juli 1933 „ 


Amtliche Marktregelung und Be— 
ſchränkung der Zulaſſung neuer Be— 
triebe insbeſ. EinzelhandGef., Preis— 
ſteigerungsverbot uſw. )) 


$13 Abſ. 3 Unl WG. 88 31, 831 8G B. 

Schadenserſatz. 

A. Unterlaſſungsklage ter” 

B. Auskunft, Rechnungslegung, Vermögens⸗ 
Mad 

C. Veröffentlichungsbefugnis, Widerruf, Ver⸗ 


162—163 
. 164 —168 
169—202 
203— 205 


206— 222 


223 — 238 


239— 288 


289 — 357 


358—382 


383—397 


. 398—445 
Haftung Dritter und für Dritte: 


446— 458 
459— 465 
466 — 496 


497—505 


We 3 8 0 506—511 
Verwirkung, Beſitzſtand .. . 512—523 
Verjährung: 821 UnlWG. 8852 BGB. 524—525 
Prozeſſuales, 8 22 Unl WG. . 526--628 
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I. Wettbewerbshandlungen gegenüber 
der Allgemeinheit der übrigen Mitbewerber 


A. Unlautere Angaben über eigene Waren, Leiſtungen, 
Firma uſw. 


a) Unlautere Angaben im allgemeinen: 


SS 1, 3-6 UnlWG., 8 4 Leb Mitt., 88 18, 37 HGB., 
Geſ. über Wirtſchaftswerbung v. 12. Sept. 1933 und 
27. Okt. 1933. 

1. Für „Handeln zu Wettbewerbszwecken“ genügt 
auch Nebenzweck, wenn er nicht ganz in den Hintergrund 
tritt. RG. II 386/35 v. 4. Okt. 1935: GRUR. 1936, 265 

Mu W. 1935, 429. 


2. Auch ein Monopol betrieb handelt zu Zwecken des 
Wettbewerbs, wenn er im Intereſſe einer Erweiterung des 
Betriebes um Kunden wirbt, die ihm bisher fernſtanden. NG. 
II 162/36 v. 9. Febr. 1937: RG 3. 154, 28 JW. 1937, 
18825 (Culem ann). 


3. Kein Wettbewerbszweck bei Hoheitsträgern. 
155/35 v. 19. Nov. 1935: GRUR. 1936, 806. 


4. Der Wettbewerbszweck entfällt bei Unternehmungen mit 
Monopolcharakter. Ein A. Frankfurt a. M. I 9727/35 vom 
9. Okt. 1935: Archf W. 1936, 19 (Gottſchick) (vgl. aber 
die Anm. und RG. 154, 28 = JW. 1937, 18825). 


5. Von Rechtsanwälten ausgehende Werbung (Er⸗ 
wähnung der Mitgliedſchaft im NSR B.). JW. 1936, 565. 


6. § 1 UnlWG. Unrichtigkeit iſt nicht Tatbeſtandsmerkmal 
der Vorſchrift, nur Sittenwidrigkeit. 

Sittenwidrigkeit wird nicht dadurch aufgehoben, daß ein 
Teil der Gewerbetreibenden das Verhalten billigt. 

Die Belange des lauteren Wettbewerbs gehen mit denen 
der Allgemeinheit überein, die heute in erſter Linie zu be 
rückſichtigen find. RG: I 110/35 v. 5. Nov. 1935: GRUN. 
1936, 666. g 


7. Die Ausnutzung der eigenen Erfindungsgabe oder Kapital- 
kraft zu Zwecken geſchäftlicher Werbung iſt nicht unlauter 
und eine darauf beruhende Reklame nicht ſchon wegen ihrer 
beſonderen Durchſchlagskraft zu mißbilligen. Doch muß auch 
in Betracht gezogen werden, ob eine Werbemaßnahme dem 
Intereſſe der Allgemeinheit entſpricht und ob ſie wegen 
ihrer Folgen vom geſunden Volksempfinden gebilligt oder als 
ſittenwidrig abgelehnt wird. Das letztere iſt der Fall, wenn 
ein Unternehmer ſeine Ware verſchenkt, ſei es auch im Wege 
der Verloſung. Unentgeltliche Warenabgabe ſeitens eines 
Kaufmanns verſtößt gegen das UnlWG.; es bedarf nicht der 
Heranziehung von Rabatt. oder Zugabe O. RG. II 229/85 
v. 27. März 1936: IW. 1936, 20734 (Große) = ID 
1937, 79 = GRUR. 1936, 811, 854 = Mitt. 1936, 193. 


8. Die allgemeinen Grundſätze des Wettbewerbsrechts können 
nicht durch eine ſtändige Übung in einem Gewerbezwetge 
umgeſtoßen werden. RG. II 180/35 v. 24. Jan. 1936: 
GRUR. 1936, 751. 


9. Der Gebrauch eines Richterbildes als Schutzmarke 
verftößt mindeſtens dann gegen § 1 UnlWG., wenn es den 
Eindruck einer Karikatur macht. Ob die Verwendung früher 
einmal zuläſſig war, iſt gleichgültig. LG. Potsdam 5 0 
297/36 v. 4. Aug. 1936: JW. 1936, 294416, 


10. Boykottaufforderung, Verwendung von Parteipro⸗ 
gramm punkten für Wirtſchaftswerbung, Hinweis auf Kon 
zentrationslager oder Behauptung, Preisſtellung der Kon— 
kurrenten grenze an Wucher, insgeſamt im höchſten Grade 
ſittenwidrig und mit den Anſchauungen des ehrbaren Kauf⸗ 
manns unvereinbar. Ein A. Berlin: GRUR. 1935, 116 
Wil. 1934, 510. 


11. Werberat. Die Bekanntmachungen des Werberats 
haben nur wirtſchaftspolitiſche Bedeutung. In die medizinal⸗ 
politiſche Zuftändigfeit der Länderbehörden können ſie nicht 
eingreifen. OLG. Dresden 6 Ss 142/35 v. 27. Jan. 1936: 


RG. III 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
JW. 1936, 16102 r ulemann) = FOR. 1936, 780. 
OLG. Dresden 6 Ss 185/35 v. 26. Febr. 1936: JW. 1936, 
289855 IDR. 1936, 780. 
12. Geldſtrafe für Verweigerung der vom Werberat er- 
forderten Auskunft gemäß 88 2, 6 Abſ. 1 der VO. und 
Auskunftspflicht v. 13. Juli 1933 i. Verb. m. Erl. d. RMin. 
f. V. u. P. v. 15. Sept. 1934 (Rückzahlung von Anzeige— 
gebühren bei Nichterſcheinen der Druckſchrift in der verein 
barten Auflage). Schöff. Breslau 7 Ms 5/73 (11/37) vom 
16. Febr. 1937: GRUN. 1937, 570, 


13. Stätte der eigenen Leiſtung im Sinne der 9. Bekaunt 
machung des Werberats v. 1. Juni 1934 ſind bei einem 
Elektrizitätswerk die Leitungsmaſten und Transformatoren— 
häuschen. OLG. Dresden 6 Ss 225/85 v. 10. Jan. 1936: 
Archf W. 1936, 110. 


14. Geſchmackloſigkeit einer Werbung iſt noch kein 
unlauteres Geſchäftsgebaren. Ein A. Braunſchweig v. 11. Sept. 
1934: IDR. 1935, 558 GRligt. 1935, 62 = „Braun⸗ 
ſchweigiſche Wirtſchaft“ 1934, 202. 


Preisangaben 
15. Lockvogelangebot: Verſtoß gegen §8 1 Unl WG., 
wenn regulärer Preis für kurze Zeit herabgeſetzt, in Zei— 
tungsanzeigen davon Mitteilung gemacht und alsbald der 
Preis wieder erhöht wird. Ein A. Bonn v. 11. April 1934: 
GRUR. 1935, 117 = Wil. 1934, 508. 


16. Lockpreiſe für Bücher. Grundſätzlich iſt der Verleger in 
der Preisſtellung frei. Zur Anregung von Sammelbeſtellun— 
gen iſt mäßiger Aufſchlag auf Einzelpreis zuläſſig, nicht 
aber 50%, da dann Mengenpreis den Auſchein eines bes 
ſonders günſtigen Angebots hervorruft. Gleichgültig, ob 
Sortiments⸗ oder Reiſebuchhaudel von der Belieferung aus- 
geſchloſſen iſt. LG. Leipzig 3 C g 67/33 v. 28. Febr. 1874: 
GRUN. 1935, 114. 


17. Preisunterbietung iſt nur bei Hinzutritt be⸗ 
ſonderer Umſtände unerlaubt, z. B. bei Verſchleudern der 
Waren zu Verluſtpreiſen, „koſte es, was es wolle“, in der 
Abſicht der Vernichtung der Mitbewerber (Behinderungs- 
wettbewerb). Preisunterbietung zur Überwindung einer De 
preſſion des Betriebes iſt nicht ſittenwidrig. Der Kaufmann 
iſt Herr feiner Kalkulation und beiſpielsweiſe nicht ven 
pflichtet, die auteiligen Generalunkoſten des Geſamtbetriebes 
den ſämtlichen Nebenbetrieben anzurechnen. RG. II 44/35 
v. 15. Okt. 1935: JW. 1936, 651 (Hennicke) GRUR. 
1936, 140 — Muß. 1935, 422 = Archf W. 1936, 7. 


18. Preisſchleuderei verſtößt gegen die guten Sitten. Als 
Preisſchleuderei iſt es anzuſehen, wenn das geforderte Ent— 
gelt die normalen Unkoſten nicht deckt und auch keinen nor 
malen Gewinn enthält. Das Angebot von Lockartikeln unter 
dem normalen Preis iſt unzuläſſig. LG. M.⸗Gladbach 3 Q 
8/34 v. 7. Juni 1934: JW. 1935, 728° (Culemann). 


19. Preisſchleuderei mit Markenartikeln. Unter⸗ 
bieten im gewerblichen Wettbewerb iſt dann unlauter, wenn 
es einerſeits unter Mißachtung entgegenſtehender eigener 
Rechtspflichten oder gefliſſentlicher Ausnutzung fremden Ver⸗ 
tragsbruchs geſchieht und ſich andererſeits gerade auf die Er⸗ 
wartung gründet, daß die Mitbewerber ſich vertrags- und 
geſetzestreu verhalten. 

Jedoch muß die Preisbindung ſelbſt vor dem Geſetz und 
den guten Sitten Beſtaud haben. 

Das Preisbindungsſyſtem mittels der Verpflichtungs— 
ſcheine des Markenſchutzverbandes iſt theoretiſch und praktiſch 
lückenlos. Daß ſich vorübergehend eine Jutereſſentenorgani— 
ſation an die Verpflichtung nicht hält und eine Lückenhaftig: 
keit des Schutzſyſtems vortäuſcht, iſt gleichgültig. KGG. 31 U 
8106/33 v. 28. März 1925: GRlgt. 1935, 615. 


20. Abſatzbindung des Markenartikelhändlers nicht ſitten⸗ 
widrig, zumal wenn Monopolmißbrauch weder angeſichts der 
Art der Ware noch der Marktlage zu befürchten. 


66. Jahrg. 1937 Heft 43 
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Verleitung zum Vertragsbruch ſittenwidrig. OLG. Köln 
8 U 270/34 v. 11. Jan. 1935: GRUR. 1935, 253. 


21. Abweichend von den grundſätzlichen Ausführungen in 
RGB. 133, 330 — JW. 1931, 3662 zur Frage der Teil⸗ 
nahme an fremdem Vertragsbruch, die bei Wett⸗ 
bewerbszweck unter 8 1 Unl WG. fällt, bedarf es nicht der 
Erlangung eines geſchäftlichen Vorſprungs. 

Wettbewerbszweck ift auch daun gegeben, wenn der Mit⸗ 
bewerber die durch Verleitung eines Dritten zum Vertrags⸗ 
bruch erhaltenen Markenartikel zu den regulären Wiederver⸗ 
kaufspreiſen abſetzt. 

Namensnennung des vertragsbrüchigen Dritten 
kann verlangt werden, nicht, weil ſie zur Vorbereitung einer 
Schadenserſatzklage des verletzten Markenartikelherſtellers er⸗ 
forderlich iſt, wohl aber deshalb, weil der Verletzer dem 
Markenartikelfabrikanten nach 8 249 BGB. zur Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes, mindeſtens aber ver⸗ 
pflichtet iſt, ihm dabei Hilfe zu leiſten. 

Ein dem Dritten etwa gegebenes Ehrenwort des Ver⸗ 
letzers, den Namen nicht zu nennen, iſt gleichgültig. RO. 
II 198/35 v. 11. Okt. 1935: RG. 148, 364 = IW 1936, 
25210 = IDR. 1935, 554 GRUR. 1935, 990. 


22. Preisunterbieten zu Wettbewerbszwecken allein reicht 
ſelbſt bei preisgebundenen Waren zur Annahme eines ſitten⸗ 
widrigen Verhaltens nicht aus, wohl aber, wenn es auf 
Grund einer Verleitung zum Be brun 
nutzung eines ſolchen geſchieht. Die Preisbindung darf nicht 
ſelbſt geſetz oder ſittenwidrig ſein. 

Ausnutzung fremden Vertragsbruchs wird dann an⸗ 
genommen, wenn eine lückenloſe Bindung aller Abnehmer 
nachgewieſen iſt. Das Preisbindu ngsſyſtem muß be⸗ 
reits zur Zeit des Erwerbs der Waren ausgebaut und ge⸗ 
handhabt worden ſein. Spätere Sicherungsmaßnahmen des 
Fabrikanten ſind unbeachtlich. 


Es ſind ſtrenge Anforderungen an die Lückenloſigkeit 
ſelbſt dort zu ſtellen, wo wie bei Maſſenartikeln des täglichen 
Bedarfs die Durchführung ſchwierig iſt. Von einzelnen un⸗ 
vermeidlichen Fehlſchlägen kann abgeſehen werden. Doch ſind 
dauernde Kontrollen auch ohne beſondere verdächtige Um- 
ſtände erforderlich. - 


Der Einwand, die Ware könne, da der Fabrikant ſie 
nicht zurücknähme, in Zwangs verſteigerungen ohne 
Bindung erworben werden, iſt mangels Subſtantiierung als 
theoretiſch und bedeutungslos abzulehnen. 


Ob in der Unterlaſſung ausreichender Kontrollen ein 
Verſchulden des Fabrikanten zu ſehen iſt, braucht des⸗ 
halb nicht unterfucht zu werden, weil der Nachweis einer 
objektiv lückenloſen Bindung ihm im Wege einer Beweis⸗ 
erleichterung bezüglich des Vertragsbruchs zugute kommt, auf 
die er bei nachgewieſenen Lücken keinen Anſpruch hat. RG. 
II 196/35 v. 15. Mai 1936: RG. 151, 239 = JW. 1936, 
2863 10 (GEulemann) = JOR. 1937, 79 = GRUR. 1937, 
383 — Mu W. 1936, 458. 


23. Preisbindungen an ſich ſind nicht ſittenwidrig (vgl. 
RG. 128, 97 GRUR. 1930, 543; KG.: Mu. 1934, 126). 

Die Mitglieder des Markenſchutzverbandes haben kein 
tatſächliches Monopol. 

Die Durchführung des Rabattverbots für Markenartikel 
der Gruppe A iſt nicht unmöglich und ſogar nicht einmal 
ſchwierig. f 

Für den Anſpruch auf Vertragsſtrafe wegen ver⸗ 
botener Rabattgewährung iſt Lückenloſigkeit des Preisbin 
dungsſyſtems nicht erforderlich. 

Der Markenſchutzverbaud ift nur Treuhänder der ihm 
angeſchloſſenen Firmen. Einwendungen gegen den Anſpruch 
auf Vertragsſtrafe find ihm gegenüber nur inſoweit zuläſſig, 
als fie gegenüber dem Fabrikanten beſtehen, für deu er je- 
weils handelt. KG. 31 U 595/87 v. 3. Mai 1937: GRUR. 
1937, 564. 


Vertragsbruch oder in Aus⸗ 


24. Schleudern mit preisgebundenen Markenartikeln ſitten⸗ 
widrig. Unterbietung wird vom Publikum ſo aufgefaßt, als 
verlangten die Mitbewerber des Schleuderers beſonders hohe 
Preiſe; ungerechtfertigter Vorſprung des letzteren. Ein A. 
Duisburg⸗Weſel v. 14. Dez. 1934: GRUR. 1935, 324. 


25. Markenfreie Waren konnen von Außenſeitern 
unter den von Verbänden oder Fachgruppen feſtgeſetzten 
Mindeſtpreiſen verkauft werden, ſofern nicht in Abweichung 
vom anſtändigen Geſchäftsverkehr regelmäßig die Grundſätze 
ordnungsmäßiger Kalkulation verlaſſen werden. In jedem 
Fall muß eine ausreichende Gewinnſpanne verbleiben. OLG. 
Köln 8 U 160/34 v. 1. Febr. 1935: JW. 1935, 1105 
(Danielcit) = Kartgidſch. 1935, 824 — J'DR. 1935, 
558 = GRUR. 1935, 766. 


26. Verramſchung von Büchern. LG. Leipzig 3 8 13,35 
v. 13. März 1935: JW. 1935, 2662 6s (W. Ritter). 


27. Werbung durch wiſſenſchaftliche Veröffentlichun⸗ 
gen eines vom Werbenden abhängigen Sachverſtändigen, der 
in Fühlungnahme mit ihm arbeitet und ſich von ihm be⸗ 
zahlen läßt, verſtößt gegen 8 1 Un WG. RG. II 239/35 vom 
17. März 1936: ZW. 1936, 2078 (C ulemann) = 
GRUR. 1937, 60 = Archf W. 1936, 111, hierzu Werberat: 
GRUR. 1936, 759. 


28. Wie Werbebehauptungen zu verſtehen find, iſt nicht eine 
Frage wiſſenſchaftlicher Begutachtung, ſondern hängt von 
der Auffaſſung der Durchſchnittsverbraucher ab. 
RG. II 102/35 v. 29. Nov. 1935: JW. 1936, 808 (Gule- 
mann) = IDR. 1936, 525 — GRUR. 1936, 339 = 
MuW. 1936, 64 = Mitt. 1936, 21. 


29. Zu den beteiligten Verkehrskreiſen gehören auch die 
Perſonen, denen gegenüber das zu beurteilende Verhalten 
der Gewerbetreibenden geübt wird, u. U. die Volksgeſamtheit. 
Unverlangte Hausbeſuche von Beſtattungsfirmen 
im Sterbehaus ſind ſittlich anſtößig, jedenfalls in großſtädti⸗ 
ſchen Verhältniſſen. RG. II 171/34 v. 9. Nov. 1934: JW. 
1935, 423 GRUR. 1935, 686 — Muß. 1935, 107 = 
SDR. 1935, 5575 = Mitt. 1935, 65 DR. 1935, 90. 


30. Nicht unlauter, wenn eine Druckerei den Hinterblie⸗ 
benen nach Beerdigung des Verſtorbenen ein Angebot auf 
Anfertigung von Dankſagungskarten macht. OLG. Dresden 
v. 19. Dez. 1935: Mu W. 1936, 265. 


31. Wird von einer ausländiſchen Firma im Inſerat aus⸗ 
ſchließlich die Mitarbeit deutſcher Erfinder betont, kann 
der Eindruck eines beſonders günſtigen Angebots erweckt 
werden. KG. 31 U 4564/34 v. 2. Aug. 1934: IDR. 1935, 
558 = GRUR. 1935, 450 = Muß. 1935, 35. 


32. Die Werbung „Wer %.-Präparate kauft, unterſtützt 
deutſche Arbeiter und Angeſtellte“ erweckt beim gewöhnlichen 
Leſer den Eindruck, als ob es ſich bei dem werbenden um ein 
deutſches Unternehmen handle. Sie iſt unzuläſſig, wenn an 
dem Geſchäftsgewinn Ausländer als Angeſtellte in nicht un⸗ 
erheblichem Maße teilnehmen und dies nicht in der Werbung 
zum Ausdruck kommt. Der Hinweis darauf, daß ſeine Waren 
deutſchen Urſprungs ſind, kann einem ausländiſchen Unter⸗ 
nehmen dagegen nicht verwehrt werden. RG. II 187/36 vom 
23. April 1937: JW. 1937, 18751. 


33. „Deutſches Unternehmen“ darf ſich keine Firma nennen, 
die jüdiſchem Einfluß unterſteht und deren Geſchäftsanteile 
in ausländiſchem Beſitz ſind. 

Eine ſolche Firma iſt auch nicht berechtigt, ihre Waren 
als „Deutſches Erzeugnis“ zu bezeichnen. RG. II 128,36 
v. 12. Jan. 1937: JW. 1937, 18762. 


34. Alle im Inland anſäſſigen Gewerbetreibenden haben 
ihren geſamten Wettbewerb, auch den für das Ausland, 
nach den inländiſchen Vorſchriften einzurichten. RG. II 116,33 
v. 15. Nov. 1935: JW. 1936, 92312, 11242 (Culemann) 
— GRUR. 1936, 637 (Culemann). 
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35. Zur Anwendung deutſchen Rechts genügt es, wenn auch 
nur ein Teil des einheitlichen Tatbeſtandes im Inlande ver⸗ 
wirklicht wurde. RG. II 137/35 v. 10. Jan. 1936: JW. 
1936, 1291? GRUR. 1936, 674 = Mu W. 1936, 238. 


36. Jeder Auftraggeber von Anzeigen muß mit einer Ver⸗ 
breitung der fremden Preſſe in das gleichſprachige Nachbar⸗ 
gebiet rechnen. Der bloße innere Wille einer örtlichen Be⸗ 
ſchränkung kann nicht beachtet werden. RG. II 137/35 vom 
10. Jan. 1936: JW. 1936, 12919 = G Rug. 1936, 676. 


37. Die Aufrechterhaltung von Schutzrechten, deren 
Nichtigkeit der Berechtigte kennt, iſt mit der berufsſtändi⸗ 
ſchen Ehrbarkeit nicht vereinbar (aber 8 1 Unl WG., 88 823, 
826 BGB. verneint). KG. 10 W 3434/36 v. 11. Nov. 1936: 
GRUR. 1937, 401. 


38. Sittenwidrig iſt es, ſeine eigene Leiſtung als allen 
andern überlegen anzupreiſen, wenn ſie im weſentlichen auf 
Pateutverletzung beruht, gleichgültig ob der Anpreiſende ge- 
wiſſe Verbeſſerungen vorgenommen hat. RG. I 219/34 vom 
11. Juli 1936: IDR. 1937, 80 = GRuR. 1937, 45 = 
Mu W. 1936, 406. 


39. Sammelſcheine für Porzellan⸗Kaffeeſervice. — Die Ver⸗ 
koppelung einer Ware mit einer betriebsfremden andern 
Ware wird heute als ſittenwidrig angeſehen, weil der Käufer 
durch den Erwerb eines Sammelſcheins ohne ſeinen Willen 
in ein Abzahlungsgeſchäft hineingezogen wird. Ein A. Frank⸗ 
1090 1786 I 903/36 T/Kth v. 15. Jan. 1936: Archf W. 
1936, 75. 


40. Abgabe von Freiloſen kann im Einzelfall zuläſſig 
fein. Ein A. Berlin v. 17. Mai 1934: GRUR. 1935, 118 = 
Wil. 1934, 1426 = JD R. 1935, 558. 


41. Die Werbung für Präſervativs iſt nicht ſchlechthin 
ſittenwidrig. RG. II 110/35 v. 15. Nov. 1935: RG. 149, 
224 JW. 1936, 806 (Culemann) = IDR. 1936, 
525 = Muß. 1936, 96 PM Bl. 1936, 69, ebenſo RG. 
II 116/33 v. 15. Nov. 1935. JW. 1936, 92312, 11242 
(Culemann). GRUR. 1936, 639. 


42. Chiffreanzeigen, die den Anſchein eines Privat⸗ 
ſtatt eines Händlerangebots herbeizuführen geeignet ſind, 
als ſtrafbare — wiſſentlich unwahre — Reklame nach 8 4 
UnlWG. Die Irreführung ſelbſt braucht nicht verwirklicht zu 
werden und entfällt nicht durch die für den Leſer beſtehende 
Möglichkeit, ſich mit geringer Mühe Aufklärung zu ver⸗ 
ſchaffen. KG. 1 Ss 581/35 v. 28. Jan. 1936: ZW. 1936, 
155 5 — SDR. 1936, 525 = GRUR. 1936, 342 = ArchfW. 
1936, 74. 


43. Chiffreanzeigen unzuläſſig. Verminderung der In⸗ 
ſertionskoſten kein Rechtfertigungsgrund. Ein A. Bremen 
14/1935 v. 2. Okt. 1935: Archf W. 1936, 19. 

44. Werbung durch gegen Proviſion tätige Privatperſonen 
unzuläſſig. Ein A. Frankfurt a. M. I 3524/36 v. 25. März 
1936: GRUR. 1936, 444. 


45. Blickfang reklame. Es iſt unzuläſſig, den Blickfang 
ſo zu geſtalten, daß er mehr verſpricht als der übrige Inhalt 
des Werbeblattes. KG. 31 U 4666/36 v. 1. Okt. 1936: JW. 
1937, 32319 (reifen). 

46. Gutachten des Sonderausſchuſſes. 

Nr. 1/34 Markenwaren im Ausverkauf. 

Nr. 2/34 Hervorhebung eines Abhängigkeitsverhältniſſes 
von der Lieferfirma in Ankündigungen eines ſelb⸗ 
ſtändigen Einzelkaufmanns. 

Nr. 3/34 Vorübesgehende Preisherabſetzung bei markt⸗ 
gängigen Waren nur in Einzelfällen zuläſſig. 

Nr. 4/34 Mengenangabe bereits verpackter Waren auch in 
Ankündigungen erforderlich. 

Nr. 5/34 Hervorhebung des niedrigſten Spitzenpreiſes durch 
Fettdruck in der Regel unzuläſſig. 


Nr. 6/34 „nur ... AM“ unzuläſſig bei Preiſen, die nicht 
erheblich unter den üblichen liegen. 
Nr. 7/34 Unangeforderte Überſendung von ſog. Kunden⸗ 
ausweiſen, in denen Kredit angeboten wird. 
Nr. 1—7 abgedruckt JW. 1935, 1536 (Danieleih. 


Nr. 1/35 Zuſendung unbeſtellter Waren zum Zweck des 
Abſatzes an letzten Verbraucher unzuläſſig, falls 
nicht laufende geſchäftliche Beziehungen beſtehen. 
Muſterſendungen zuläſſig, falls weder Entgelt 
noch Rückſendung verlangt wird. 

Nr. 2/35 „Müller aus Solingen“ irreführend. 

Nr. 3/35 Aufforderung des Verkäufers an Kundſchaft, ihm 
jedes billigere Angebot der Konkurrenz zu mel- 
den, unzuläſſig. 

Nr. 4/35 Werbeankündigungen unzuläſſig, wenn von Ge⸗ 
folgſchaft unterzeichnet oder an Gefolgſchaft eines 
Betriebes gerichtet, wenn nicht dieſe, ſondern der 
Betrieb kaufen ſoll. 

Nr. 1—4 abgedruckt JW. 1935, 3284. 

Nr. 1/36 Freifahrt für Kaufintereſſenten (Zugabeverbot 
greift nicht mehr ein). 

Nr. 2/36 Chiffreanzeigen. 

Nr. 3/36 Sammelbeſtellungen. 

Nr. 4/46 „Freitagskaffee“. 

Nr. 5/36 Reſtehaus. 

Nr. 6/36 „Keine Anzahlung“. 

Nr. 1—6 abgedruckt JW. 1936, 1198; dazu Cule⸗ 
mann: JW. 1936, 3368. 

Nr. 7/36 Unbeſtimmte Preisangabe. 

Nr. 8/36 Anreizung der Spielleidenſchaft. 

Nr. 9/36 „Gelegenheitskauf“. 

Nr. 7—9 abgedruckt JW. 1936, 3363. 


47. Stellungnahme des Werberats (hierzu Cule⸗ 
mann: JW. 1936, 901, 1639). 
1. Redaktionelle Notizen: JW. 1936, 716 = GRUR. 1936, 
789. 


2. „Nur . . K.,: JW. 1936, 2605. 

3. „Ohne Anzahlung“: JW. 1936, 2610. 

4. Unverlaugte Waren: JW. 1936, 2610 = GRug. 1935, 
485, 790. 

5. Dank» und Empfehlungsſchreiben: IW. 1936, 2611. 

6. „Und ſtrengen fie fi) noch ſo an ...“: Kundenfang, 
Stellenangebote, Lebensgewohnheiten führender Zeitge— 
noſſen: GRllR. 1935, 389 — WirtſchW. 1935, 36. 

7. Volksnähmaſchine: GRUR. 1935, 453. 


48. Rechtsbeiſtandſchaft, Unfall⸗Schutzverband; unverlangte 
Buchzuſendung; Apotheke, Inſerat; Bäckerei, exploſions⸗ 
ſicherer Ofen; Schreibmaſchineu, Wettſchreiben; Füllhalter; 
Mutterehrenring; Angriffe auf Verſandgeſchäfte; Abſpenſtig⸗ 
machen von Kunden; „noch billiger geht es nicht mehr“; 
deutſches Volkslied; Fußboden ſtreichen. GRUR. 1935, 620 
— Wirtſch W. 1935, 69. 


49. Anzeigen in Katalogen von Einzelunternehmen, Pro⸗ 
grammen, Filmwerbung. GRUR. 1935, 653 — WirtſchW. 
1935, 87. 

30. Schönheitsmittel; DIN Norm. GRUR. 1935, 655 — 
Wirtſch W. 1935, 101. 


17 Stellungnahme zu Werbebeſchränkungen. GRllR. 1935, 
13. 


352 Werbung mit rechtskräftigen Urteilen. GRUR. 1935, 
862. 


53. Behinderung von Verſandgeſchäften; Brikett, Gas; 
Agenten; Briefköpfe; „Ihr alter Hut wird wie neu“ SUN, 
1935, 998 = Wirtſch W. 1935, 115. 


54. „Nur“; „Rieſenauswahl“; Preisausſchreiben; Her⸗ 
vorhebung der niedrigſten Preisſtufe. GRUR. 1936, 143 
— Wirtſchw. 1935, 125, 


66. Jahrg. 1937 Heft 43 
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55. Preisausſchreiben, Silbenrätſel. 
— Wirtſch W. 1935, 125. 


56. . K..“ GRUR. 1936, 143. 


57. „keine Fehldiagnoſe“; Chiffreanzeigen von Händlern; 
K-Seide; Möbelfabrik“; „Alteſte Firma der Branche“ (frü⸗ 
here Zahlungseinſtellung); Herabſetzung der Zeitungsanzei⸗ 
gen; Herabſetzung des elektriſchen Kochens; geſchmackloſe 
Werbung; Bibelſtelle; Bezugnahme auf Partei, Wehrmacht, 
140 e GRUR. 1936, 196 = WirtſchW. 1935, 
137. 


GRUR. 1936, 143 


„nur 


58. „Gelegenheitskäufe.“ GRUR. 1936, 302 = 
1936, 80 = WirtſchW. 1936 Nr. 3/4. 

59. Chiffreanzeigen. GRUR. 1936, 342, 727 = ArchfW. 
1936, 79 = Wirtſch W. 1936 Nr. 3/4, 

60. Nationalſozialiſtiſches Ideengut; Betriebszellenobleute; 
Referenzen (. auch GRUR. 1936, 227); Brot; „Herzliche 
Bitte“; „Klinik“ (Puppen⸗, Uhren⸗. GRUR. 1936, 343 
= Archf W. 1936, 96 — WirtſchW. 1936 Nr. 3/4. 

61. Anzeigen in Fahrplänen. GRUR. 1936, 728. 


62. Außenanſchlag an Stätte der eigenen Leiſtung. GRUR. 
1936, 788. 


63. Beſprechung von Proſpekt im Textteil. GRUN. 1936, 
789. 


Archf W. 


64. Kohle, Elektrizität und Gas. G. 1936, 790, 863; 1937, 
204, 276. 


65. Gutachten Unverufener. GRUR. 1936, 822. 
66. Herabſetzung anderer Berufsſtände. GRUR. 1937, 163. 


161 Anſchriftenvermittlung im Heilgewerbe. GRUR. 1937, 
164. 


68. „Ei bleibt friſch“ verboten. GRUR. 1937, 164. 


69. Bezugnahme auf Vierjahresplan verboten. 
1937, 201. 


70. Angabe des Verfaſſers in Werbeſchriften erforderlich. 
GRllgt. 1937, 206. 


71. Wehrmacht. Gyſlugt. 1936, 227 — Wirtſch W. 1936, 29. 


72. Händlermarken zuläſſig. GRUR. 1936, 227 WirtſchW. 
1936, 29. 


73. Anzeigen in Anſchriftenbüchern. GRUR. 1937, 34. 


74. „Propaganda“ (Wortſchutz); Rundfunk, Sendeberichte; 
Verantwortlichkeit gegenüber dem Werberat für zutreffende 
Angaben in der Werbung; Werbung in Vorgärten und an 
Vorgärtenzäunen. GRUR. 1937, 444. 


75. Herabſetzung von Wettbewerbserzeugniſſen in der münd— 
lichen Werbung. GRUR. 1937, 530. 


76. Firma. Für die Unrichtigkeit der Firmenbezeichnung 
ſind die tatſächlichen gegenwärtigen Umſtände maßgebend; 
Firmengeſchichte unbeachtlich (V. D. P.). RG. II 9/35 vom 
23. Juli 1935: IDR. 1936, 112 = GRUR. 1935, 982 
Mu. 1935, 360 Mitt (385, 377. 


77. Für die Erlangung einer rechtlichen Befuguis iſt es be⸗ 
langlos, ob die Firma im Handelsregiſter eingetragen iſt. 
Die Eintragung als ſolche macht eine geſetzlich unzu⸗ 
laſſige Firma nicht rechtmäßig und vermag für ſich allein 
aa ale Befugnis zur Firmenführung nicht zu be— 
grunden. 


Das Firmenrecht des Erwerbers kann nicht weiter gehen 


GRUR. 


als das des Firmenveräußerers. Er kann nicht eine Firma 
übertragen, deren er ſich nicht mehr bedient hat. RS II 
104/36 v. 17. Nov. 1936: RZ. 152, 365 JW. 1937 
3901 (Böttcher). N: 


78. Eine Firmenbezeichnung oder der Beſtandteil einer 
Firmenbezeichnung kann auch dann eine unrichtige Angabe 
i. S. des § 3 UnlWG. enthalten, wenn fie den Vorſchriften 
des Firmenrechts entſpricht und im Handelsregiſter einge⸗ 
tragen iſt. Die Entſcheidung des Regiſter⸗ oder des 
W bindet den Prozeßrichter im Wettbewerbsprozeß 
nicht. 


Das heute im Handel ungebräuchliche Wort „Sozietät“ 
kann den Eindruck einer Genoſſenſchaft erwecken und iſt für 
Handelsgeſellſchaften unzuläſſig. 


Eine zur Zeit der Gründung des Unternehmens wett⸗ 
bewerbsrechtlich zutreffende Firmenbezeichnung kann, wenn 
die tatſächlichen Verhältniſſe ſich ändern, irreführend und 
damit nach 83 UnlWG. unzuläffig werden. RG. II 70/35 
v. 5. Juli 1935: JW. 1935, 3157 (Hennicke) = Höchſt⸗ 
RRſpr. 1935 Nr. 1625 = IDR. 1936, 112 — GRUR. 
1935, 825, 828 = Muß. 1935, 356. 


79. Der ſtrenge Grundſatz, daß die Firma der Zweig⸗ 
niederlaſſung nicht anders lauten dürfe als die der 
Hauptniederlaſſung mit Filialzuſatz, iſt aufgegeben worden. 
Doch hat die einfache Filiale eines Großunternehmens nicht 
das Recht, in ihre Firma einen Zuſatz aufzunehmen, der wie 
ein eigener Name wirkt und ſo klingt, als handle es ſich um 
ein zur Führung eines eigenen Namens berechtigtes Ge⸗ 
ſchäft. OLG. München WX 147/36 v. 24. Nov. 1936: JW. 


1937, 12685» (Grofhuff). 


80. Vervielfältigung einer Firma. Mit der Ver⸗ 
äußerung ihrer Firma verliert die OHG. das Recht, ihre 
bisherige Firma als ſolche fortzuführen. Falls ſie überhaupt 
noch befugt iſt, eine Firma zu führen, muß ſie eine neue 
annehmen. Für die erforderliche Unterſcheidbarleit genügt 
der Zuſatz „in Liquidation“ nicht, wohl aber ein Nachfolge⸗ 
zuſatz bei der Firma, die das Handelsgewerbe fortführt. KG. 
1 WX 120/36 v. 30. April 1936: JW. 1936, 2658 s = 
IFG. 13, 431. 


81. Ein Einzelkaufmann darf verſchiedene Firmen nur für 
mehrere Handelsniederlaſſungen führen, die ſelbſtändig 
ſind. Als ſelbſtändiges Handelsgewerbe kann nicht lediglich 
die Anſchaffung von Waren oder lediglich die Weiterver⸗ 
äußerung betrieben werden. Es darf nicht geduldet werden, 
daß ein Kaufmann für unſelbſtändige Abteilungen eines ein⸗ 
heitlichen Handelsgewerbes mehrere Firmen führt, ſelbſt wenn 
in jeder derſelben ſein Name vorkommt. KG. 1 Wx 681/35 
v. 27. Febr. 1936: JW. 1936, 168018 (Groſchuff). 


82. Firmenzuſatz und Nachfolgezuſatz („früher ...). RG. 
II 96/35 v. 13. März 1936: GRUR. 1936, 1069. 


83. 818 HGB., Ummwandl®. Wird das Vermögen einer 
AktG. bei der Umwandlung auf den alleinigen Aktionär 
übertragen und hat dieſer noch keine Firma, kann er eine 
ſolche in der Weiſe bilden, daß der Firma der AktG. unter 
Weglaſſung der Bezeichnung „AktG.“ ein Nachfolgezuſatz zu⸗ 
gefügt wird. Dieſer kann am Anfang, in ber Mitte oder am 
Schluß der Firma ſtehen (Union Bau Schleſien Inhaber 
Franz M.) KG. 1 WX 84/86 v. 9. April 1936: JW. 1936, 
1790 (Groſchuff). 


84. Der das Nachfolgeverhältnis andeutende Zuſatz iſt nicht 
begrifflich ein nachſtehendes Anhängſel, ſondern kann in der 
Geſamtbezeichnung der umgewandelten Firma auch vor dem 
Firmenkern ſtehen (N. Aktch. Nachfolger Gebrüder W.) Nur 
muß die Nachfolge deutlich zum Ausdruck gebracht werden. 

Nach kaufmänniſchem Brauch wird das Wort „Nachfol⸗ 
ger“ immer ſo verſtanden, daß der dahinterſtehende Name 
den des jetzigen und nicht den des früheren Inhabers dar⸗ 
ſtellt. K. 1 Wx 133/36 v. 9. April 1936: JW. 1936, 
1789 (Groſchuff). 


85. Kommanditgeſellſchaft. LG. Berlin 408 T 11 574/35 
v. 4. Okt. 1935: JW. 1935, 349278. 
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86. Nach den geltenden Vorſchriften ſind Warenhäuſer 
nicht verpflichtet, ſich als ſolche in ihrer Firma zu bezeich⸗ 
nen. Sie dürfen ſich, ohne daß Täuſchungsgefahr bejtünde, 
„Kaufhaus“ nennen, wenn auch der verkehrsübliche Begriff 
„Kaufhaus“ größere Fachgeſchäfte mitumfaßt. KG. 1 WX 
484/35 v. 28. Nov. 1935: JW. 1936, 3323, 


87. Irreführung entfällt, wenn ein Firmeninhaber mit 
franzöſiſchem Namen ſeine Erzeugniſſe ausdrücklich als 
deutſch bezeichnet und deutſche Markenbezeichnungen verwen⸗ 
det (Dupuis). RG. II 275,34 v. 12. Febr. 1935: GRUR. 
1935, 610. 


88. Wer berechtigt iſt, ſeine Ware als patentiert zu 
bezeichnen, muß, falls ſich daraus nicht nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung eine Irreführung der Verbraucher ergibt, auch 
als berechtigt gelten, in feiner Firmeubezeichnung zum Aus 
druck zu bringen, daß er patentierte Waren herſtellt. RG. II 
197/86 v. 19. Febr. 1937: JW. 1937, 18814. 


89. „Gegründet 1762.“ Die Angabe iſt geeignet, den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots zu erwecken. Für 
ihre Unrichtigkeit iſt an ſich der Kläger beweispflichtig. 
Jedoch muß der Beklagte im einzelnen darlegen, worauf er 
ſeine Behauptung ſtützt. Der Kläger hat ſeiner Beweispflicht 
genügt, wenn die vom Beklagten vorgetragenen Tatſachen 
und beigebrachten Unterlagen den Schluß, das Unternehmen 
beſtehe ſeit jo langer Zeit, nicht rechtfertigen. Die Behaup- 
tung iſt verboten worden, weil ſeit der angegebenen Zeit 
nicht dauernd ein Geſchäftsbetrieb beſtanden hatte. OLG. 
Dresden 4 U 147/35 v. 19. März 1936: GRUR. 1936, 
1090. 


90. Auch der Firmenzuſatz „Gmb.“ iſt an der Außenſeite 
oder am Eingang des Ladens anzubringen. Bad VG. 
26/36 v. 22. April 1936: JW. 1936, 2679 % (Groſchuff). 


91. Ein Geſchäft darf ſich als Importgeſchäft und 
feine Waren als 1a Importwaren nur dann bezeichnen, wenn 
es dieſe ſelbſt aus dem Auslande einführt; die Übernahme 
aus dem Freihafengebiet reicht nicht aus. Auch die künftige 
Abſicht eigenen Imports rechtfertigt die Bezeichnung Im⸗ 
portgeſchäft nicht. 

Eine Kaffeeröſterei, die nur eine täglich vier Stunden 
arbeitende Röſtmaſchine beſitzt, darf ſich nicht als Kafſeegroß⸗ 
röſterei bezeichnen. Eine Großröſterei muß eine fabritähn⸗ 

liche Anlage beſitzen. Die Ware muß in der Hauptſache au 
Großverbraucher vertrieben werden. Mißbrauch der Bezeich- 
nung durch andere Unternehmen kann fie nicht zu einer er⸗ 
laubten machen. LG. Leipzig 3 Cg 47/34 v. 8. Mai 1935: 
JW. 1935, 3661 %, 


92. „Zentrale.“ KG. 1 Wx 254/35 v. 1. Aug. 1935: JW. 
1935, 31644 (mit Anm. der Schriftleitung). 


93. Die Bezeichnung „Haus“ hat ihre frühere Bedeutung 
als Hinweis auf einen Großbetrieb weitgehend eingebüßt, 
doch darf noch nicht jedes vollkaufmänniſche Unternehmen als 
„Haus“ bezeichnet werden. Die Bezeichnung „Uhrenhaus“ für 
ein gewöhnliches Uhrengeſchäft iſt irreführend. 

Ebenſo iſt der Zuſatz „Präziſion“ bei einem Geſchäft, 
das ſich von der großen Maſſe anderer Uhrenläden nicht 
unterſcheidet, unzuläſſig. KG. 1 WX 214/36 v. 2. Juli 1936: 
JW. 1936, 2660 2 


94. „Nordiſches Pelzhaus“ unzuläſſig, wenn ein Pelzge⸗ 
ſchäft nordiſche (d. h. ſkandinaviſche und arktiſche) Pelze nur 
in geringem Umfange führt. LG. Berlin 408 T 6980/34 vom 
3. März 1936: il. 1936, 692. 


95. Die Bezeichnung „Elektrohaus P.“ erweckt den Ein⸗ 
druck einer kaufmänniſchen Firma und iſt ſomit für einen 
Minderkaufmann unzuläſſig, wenngleich der nach § 18 1 
HGB. für die Firma des Einzelkaufmanns unerläßliche Vor 
name fehlt (über Geſchäfts bezeichnung vgl. noch 
KGG. JW. 1934, 3072). 


Die Unzuläſſigkeit des Firmengebrauchs nötigt nicht 
immer zum Einſchreiten; es iſt Intereſſenabwägung erforder⸗ 
en ee ee e RR ee 
88917, 


96. Ob die Bezeichnung „Feuer Sozielät“ gegen § 3 ber- 
ſtößt, weil unter ihr eine öffentlich-rechtliche Verſicherungs⸗ 
anſtalt verſtanden und eine ſolche beim Abſchluß bevorzugt 
wird, richtet ſich nach der Publikumsauffaſſung (in der Graf. 
ſchaft Glatz iſt es nicht der Fall). RG. II 355/34 v. 7. Jan. 
1936: JW. 1936, 874 — GR. 1936, 980. 


97. Firmenbeſtandteil „Dr. med.“. Dem Erwerber eines 
Handelsgeſchäfts iſt es nicht ohne weiteres verwehrt, die 
Firma mit dem Doktortitel fortzuführen; es müſſen beſon⸗ 
dere Gründe für Täuſchungsgefahr vorliegen. KG. 1 WX 
655/35 v. 24. Mai 1936: Göt li. 1986, 583. 


98. „Dr. chir.-dent.“ iſt ein „arztähnlicher Titel“, den 
nichtapprobierte Perſonen nicht führen dürfen ohne einen 
Zuſatz, der den Mangel einer inländischen Approbation er 
kennbar macht. KGG. 1 Ss 307/36 v. 8. Jan. 1937: JW. 
1937, 1357 76. 


99. „Vankkommiſſionär.“ OVG. III C 84/35 v. 20. Juni 
1537 8 e 


100. „Hamburger Kaffeelager.“ Täuſchungsgefahr, wenn 
nach der Anſchauung der breiten Maſſe des Publikums (nicht 
lediglich der Anſicht der beteiligten Handelskreiſe oder ein 
zelner beſonderer Verbraucher) der Firmenzuſatz irreführend 
it. OLG. Jena 2 W 430/35 v. 21. Jan. 1936: 38. 1936, 
9446 (Groſchuff). 


101. „Modenmeiſter.“ Keine Irreführung des Publikums, 
da nicht auf ein beſtimmtes Handwerk hingewieſen, ſondern 
nur behauptet wird, der Inhaber der Firma ſei ein Meiſter 
des guten Geſchmacks (vgl. aber „Zentrale“ Ko.: IW. 
1935, 31641). KG. 1 WX 42/36 v. 19. März 1936: JW. 
1936, 168421 (Groſchuff). 


102. „Möbelfabrik⸗Muſterlager“, „Möbelgroßhand 
lung“ unzuläſſig, wenn für feſte Rechnung gekauft und die 
Ware an einen Tiſchlermeiſter abgeſetzt wird, der zwar Um 
ſatzſteuer zahlt, aber nur Proviſion erhält. Ein A. Bochum 
v. 24. Okt. 1935: ArchfW. 1936, 15. 


103. „Deutſch.“ Allgemeine Grundſätze über die Zuläſſig— 
keit des Firmenzuſatzes „deutſch“ laſſen ſich erſt allmählich 
herausbilden. Es beſteht ein Intereſſe der Geſamtheit des 
Volkes daran, daß den Kaufleuten die Verwendung und 
Weiterverwendung des Zuſatzes geſtattet werde. 

Ausländiſche Geſchäftsbeziehungen geringen Umfanges 
können die Verwendung des Zuſatzes für ſich allein noch nicht 
rechtfertigen („Deutſche Pharmazie“). KG. 1b X 448/34 vom 
25. Okt. 1934: JW. 1935, 302 = GRUR. 1935, 601. 


104. „Deutſch“ als Firmenbeſtandteil zuläſſig. Die Auf 
faſſung, eine als „deutſch“ bezeichnete Firma müſſe „für die 
Geſamtheit der Deutſchen weſentlich ſein“, geht zu weit und 
würde die Verwendung des Wortes im geſchäftlichen Verkehr 
nahezu unmöglich machen. KG. 1b X 148/34 v. 12. April 
1934: GRUR. 1935, 596; dagegen LG. Berlin 408 T 
1896/34 v. 9. März 1934: GRUR. 1935, 595. 


105. „Deutſch“ als Firmenbeſtandteil iſt regelmäßig nicht 
zu beanſtauden. In einer Firma „deutſches Tuchhaus“ be⸗ 
deutet der Zuſatz „deutſch“ lediglich, daß in dem Geſchäft 
deutſche Tuche vertrieben werden. KG. 1b X 649/33 vom 
21. Dez. 1933: GRUR. 1935, 592; dagegen LG. Berlin 
408 T 1453/33 v. 20. Okt. 1933; wie KG. für „deutſches 
Kaufhaus“ OLG. Hamm v. 16. Juni 1934: JD. 1935, 
558 = Muß. 1935, 38. 


106. „Deutſcher Kühlſchraukbau.“ KG. bb X 417/34 vom 
25. Okt. 1934: JW. 1935, 301 (Groſchuff). 
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107. „Deutſche Lederinduſtrie.“ KG. 1b X 491/34 vom 
25. Okt. 1934: JW. 1935, 136 (Criſolli) Iich. 12, 
248. 

108. „Deutſche Kaſſenblock“ GmbH. KW. 1 WX 377/36 
v. 5. Sept. 1935: JW. 1935, 3164 (mit Anm. der Schrift 
leitung). 


109. „Deutſches Bücherverſandhaus.“ KG. 1 WX 314/35 
v. 29. Aug. 1935: JW. 1935, 316412 (mit Anm. der Schrift- 
leitung). 


110. „Deutſches Werk“, „Deutſches Schaffen“. RPat A. 
K 62 078/264 WZ BS XII v. 20. Mai 1935: JW. 1935, 
2312 76 JD. 1936, 109. 


111. Es verſtößt gegen die guten Sitten, wenn eine Fir⸗ 
menänderung in der Abſicht vorgenommen wird, die bisherige 
Erkennbarkeit der jüdiſchen Abſtammung ihres Inhabers 
zu beſeitigen, und demzufolge unter mehreren zur Wahl 
ſtehenden Möglichkeiten der Firmenbildung eine ganz entfernt 
liegende gewählt wird, gerade dieſe aber die Abſtammung des 
Inhabers nicht in Erſcheinung treten läßt. KG. 1184.80 
522/35 v. 21. Nov. 1935: JW. 1936, 333 . 


112. Fortführung der Firma. Eine Vereinbarung, die dazu 
führt, daß ein Volljude künftig unter ariſchem Namen Han⸗ 
del treibt, verſtößt gegen 8 138 Abi. 1 BGB,, weil fie 
geeignet iſt, eine Täuſchung der Allgemeinheit über die 


Raſſezugehörigkeit des Firmeninhabers herbeizuführen. OLG. 


Hamburg 1 U 225/35 v. 27. Nov. 1935: JW. 1936, 94455. 


113. „Germania-Mühle“ im Einzelfall trotz jüdiſcher In⸗ 
haber erlaubt. KG. 1b X 258/34 v. 12. Juli 1934: GRUR. 
1935, 599; dagegen LG. Berlin 408 T 6632/34 v. 24. April 
1934: GRUR. 1935, 598. 


114. Irreführende Angaben. Durch die Veröffent- 
lichung an ihn gelangter Mitteilungen aus dem Kunden- 
kreiſe übernimmt der Wettbewerber die Verantwortung für 
die Richtigkeit derſelben. RG. II 60/36 v. 2. Okt. 1933: 


ZDN. 1937, 80 = GRUN. 1937, 400 — Mitt. 1936, 368. 


115. Unklare Reklamebehauptungen, auf Grund deren das 
Publikum mehr erwarlen kann, als die Ware zu halten ver⸗ 
mag, ſind unzuläſſig. Die Unklarheit geht zu Laſten des 
Beklagten. NG, II 252/34 v. 26. März 1935: JDR. 1936, 
112 = GRUR. 1935, 760 = MuW. 1935, 282. 


116. 8 3 UnlWG. Es iſt unzuläſſig, zu Beginn eines Pro⸗ 
ſpekts Vorteile hervorzuheben, die im weiteren Text wider⸗ 
rufen werden. 

Unzuläſſig iſt es auch, entſtehende geſetzliche Gebühren 
unnötig auseinanderzuziehen, um das Publikum irrezufüh 
ren. LG. Berlin 409 0 90/35 v. 6. Nov. 1935: GRUR. 
1936, 581 hierzu 754ff. 


117. Ein eingetragenes Zeichen gibt niemandem das 
Recht zur Irreführung des Publikums. Die dagegen erhobene 
Unterlaſſungsklage braucht nicht auf zeichenrechtliche Ge 
ſichtspunkte geſtützt zu werden. Die Eintragung macht die 
materielle Prüfung durch das Gericht nicht entbehrlich. LG. 
Berlin 221 0 262/34 v. 14. Mai 1935: JW. 1937, 332° 
(mit Anm. der Schriftleitung) = GRUR. 1937, 161. 


118. Haben nach einem unter andern Streitteilen ergan⸗ 
genen rechtskräftigen Urteil andere das Recht auf eine be⸗ 
ſtimmte Bezeichnung, ſo iſt die Ankündigung, dem Beklagten 
ſtehe das Recht allein zu, unrichtig und verſtößt gegen 8 3. 
RG. II 141/35 v. 22. Jan. 1936: GRUR. 1936, 825. 


119. Unter 8 3 föllt unzutreffende Angabe in Werbedruck⸗ 
ſachen, der Nee ſei ausſchließlich zur Benutzung 
einer Bezeichnung für die angekündigte Ware berechtigt. RG. 
v. 22. Jan. 1930, MuW. 1936, 193. uk), 
120. Über die Unrichtigkeit der Angabe entſcheidet die Auf- 
faſſung des Publilums, an welches ſich die Mitteilung richtet. 
Das iſt bei Ausfuhrwaren das ausländische Publi— 


kum, nicht der Wiederverkäufer, auch wenn die Angabe ihn 
am meiſten intereſſiert. über die Publikumsauffaſſung im 
Ausland muß der Beklagte konkrete Angabe vortragen. RG. II 
116/33 v. 15. Nov. 1935: JW. 1936, 933%, 1124? (Cule⸗ 
mann) = GRug. 1936, 640. 


121. Ob der ausländiſche Abnehmer einen unzutreffenden 
Stempelaufdruck der Ware fordert und ſich dazu nach den 
Geſetzen ſeines Landes für berechtigt hält, iſt unerheblich. 
> Hagen HO 92/36 v. 30. Sept. 1936: GRUR. 1937, 


122. Angaben im Telephonbuch und Adreßbuch ſind 
„im geſchäftlichen Verkehr“ erfolgt. 

Als Syndikus darf ſich nur ein vorgebildeter Juriſt 
bezeichnen, der als Rechtsberater bei einer Körperſchaft oder 
einem kaufmänniſchen Unternehmen angeſtellt iſt und über 
beſondere Wirtſchaftskenntnis verfügt. LG. Köln 5 0 106/35 
v. 31. Juli 1935: JW. 1936, 62% (Spatz). 


123. Es liegt hart an der Grenze der Lauterkeit, wenn im 
Schaufenſter als Muſter einer nach Stückpreis ver⸗ 
kauften Ware ein Gegenſtand ausgeſtellt wird, der die drei⸗ 
fache Größe des verkäuflichen hat. LG. Berlin 533 0 130/85 
v. 20. Sept. 1935: ZW. 1936, 140%. 


124. Die im Schaufenfter angebotene Ware muß auch zu 
dem angekündigten Preiſe verkauft werden. SchöffG. Göttin⸗ 
gen 4 Ms 87/35 v. 4. Nov. 1935: ArchfW. 1936, 119 
(Gottſchich. 


125. Die Bezeichnung „geſetzlich geſchützt“ iſt un⸗ 
zuläſſig für eine Ware, für die nur ein Warenzeichen ein⸗ 
getragen it. OLG. Dresden 4 U 176/35 v. 13. Febr. 1936: 
GRUR. 1936, 819. 


126. Anzeige „Eigene Werkſtattverarbeitung“, „eigene 
Fabrikation“ unzuläſſig, wenn ein Betrieb die Ver⸗ 
arbeitung vornimmt, der räumlich, betrieblich und wirtſchaft⸗ 
lich mit dem des Anzeigenden keinen Zuſammenhang hat. 
Handwͤ. Reutlingen: GRUR. 1935, 118. 


127. „von .. AM an“: falls beſonders kleingedruckt, 
irreführend. „wie neu“ irreführend; mindeſtens ſind ſämt⸗ 
liche Koſten der Neuherrichtung anzugeben. Ein A. Duisburg⸗ 
Weſel v. 14. Dez. 1934: GRUR. 1935, 324. 


128. Ausverkaufspreiſe. AG. Leipzig 136 DS 14/35 vom 
25. Juli 1935: JW. 1936, 1164 (Culemann). 


129. Werden an ſich zutreffende Angaben über die Lager⸗ 
ſähigkeit der Ware mit dem Wort „Garantie“ überſchrie⸗ 
ben, will der Werbende eine Garantie für gänzliche Fehler⸗ 
loſigkeit aber nicht übernehmen, liegt eine irreführende An⸗ 
gabe vor. RG. II 116/33 v. 15. Nov. 1935: JW. 1936, 
92312, 11242 (Culemann) = GRUR. 1936, 639. 


130. „garantiert doppelt geprüft und fehlerfrei.“ Die Ga⸗ 
rantie muß auf Prüfung und auf Fehlerloſigkeit bezogen wer⸗ 
den; beabſichtigt der Herſteller das nicht, iſt § 3 UnlWG. 
anwendbar. RG. II 110/35 v. 5. Nov. 1935: GRUR. 1936, 
669. 


131. „Letzte Modelle“ ſind im Radiohandel nur die⸗ 
jenigen Apparate, die auf der vorhergehenden Funkausſtel⸗ 
lung herausgebracht worden ſind. AG. Hamburg 86 Cs 
222/35 v. 6. Febr. 1936: Archf W. 1936, 96. 


132. Irreführung durch Ankündigung „Prima Speiſe⸗ 
zimmer“, wenn nur eine unvollſtändige Einrichtung ge⸗ 
meint iſt, ſelbſt wenn das Angebot nicht detailliert war. 
„Eilt! Gegen ſofortige Kaſſe“ irreführend, 
wenn es ſich nicht um einen Gelegenheitskauf handelt. LG. 
Halberſtadt 2 Ms 18/35 v. 15. Nov. 1935: ArchfW. 1936, 14. 


133. Unzutreffende Angabe des Brotgewichts. NG. 
1 Ss 58/35 v. 26. März 1935: JW. 1935, 2076 58. 

134. Verkauf von Brot mit Übergewicht durch Konſum⸗ 
genoſſenſchaft. OLG. Roſtock Ss 7/35 v. 25. März 1985: JW. 
1035, 2078 ce. 
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135. „Vollmilch.“ RG. 1 D 1483/34 v. 30. Juli 1935: 
JW. 1935, 3225 42 

136. Kunſt⸗ und Naturerzeugniſſe können im Ein⸗ 
zelfall die gleiche Bezeichnung erhalten („Eſſig“). 

Chemiſche Gleichheit des Grundſtoffes ſchließt die Mög⸗ 
lichkeit aus, in einem Körper nur den Erſatz eines anderen 
zu erblicken. RG. II 306/34 v. 5. April 1935: JW. 1935, 
3372 (Holtyöfer) = Rug. 1935, 691 — Muß. 1935, 
277 JR. 1936, 112. 

137. K- Seide“ für Kunſtſeide iſt irreführend und darum 
unzuläffig. Odch. Dresden 4 W 95/35 v. 9. Mai 1935: 
GRUR. 1935, 523. 


138. Wein⸗Geſ.: Für Wein aus demſelben Faß darf es 
nur einen Namen geben. Hat der Winzer eines weniger be⸗ 
kannten Weinortes die nach § 6 Abſ. 2 Ziff. 2 zuläſſige 
Wahl getroffen, iſt ſelbſt die wahre Herkunftsbezeichnung nicht 
gleichzeitig geftattet. Die Rückkehr zur zutreffenden Herkunfts- 
bezeichnung iſt zuläſſig, nicht aber eine weitere Umbenennung. 
RG. 1 D 557/36 v. 2. März 1937: JW. 1937, 1353 4. 


139. Eier Vo. v. 17. März 1932, 88 4 Abſ. 3, 12 Leb⸗ 
Mittcß. In der Angabe eines zu hohen Durchſchnittsgewichts 
iſt kein Verſtoß gegen § 18 Abſ. 2 Eier O., wohl aber gegen 
88 4 Abſ. 3, 12 LebMittG. zu finden. 

Schon die von dem Inhaber einer Eierkennzeichenſtelle 
bewirkte Lieferung der Packungen an den Wiederverkäufer 
bedeutet ein Inverkehrbringen der Eier i. S. von 88 4 Abſ. 3, 
12 Leb Mittch. RG. 1 Ss 310/36 v. 15. Jan. 1937: JW. 
1937, 1354 65. 


140. Durch das Geſ. zum Schutz des Beruſteins iſt 
jede Bezeichnung einer Ware, die nicht aus reinem Natur- 
bernſtein beſteht, mit dem Worte Bernſtein verboten, ſelbſt 
wenn die Bezeichnung nicht täuſchend wirkt. Das Verbot be- 
zieht ſich nicht nur auf den Verkauf, ſondern auf den ges 
ſamten geſchäftlichen Verkehr. KG. 1 Ss 255/35 v. 5. Juli 
1935: JW. 1935, 275972 HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 239 
= SDR. 1936, 778 = GRUN. 1935, 830. 


141. „Mineralſchlamm.“ Sogar die wiſſenſchaftlich richtige 
Bezeichnung einer Ware kann unzuläſſig ſein, wenn das 
Laienpublikum ihr einen Sinn beilegt, der ſie als unrichtig 
erſcheinen läßt. Es iſt nicht Aufgabe des Wettbewerbsrechts, 
das Urteil der Allgemeinheit mit der Auffaſſung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Forſchung in Einklang zu bringen, ſondern das 
Publikum vor unlauterer Ausnutzung und den redlichen 
Wettbewerb gegen Nachteile zu ſchützen. RG. II 57/36 vom 
10. Nov. 1936: RG. 153, 57 JW. 1937, 62512 C u⸗ 
lemann) = GRUR. 1937, 571. 


142. Die Bezeichnung „Dresdner Art“ für nicht in Dresden 
hergeſtelltes Porzellan iſt irreführend. Wird die Bezeichnung 
in Verbindung mit einem engliſchen Wort („Royal“) ver- 
wendet, muß wegen der Bedeutung des Wortes „Art“ in der 
engliſchen Sprache ſorgfältig geprüft werden, ob nicht auch 
in den Ausfuhrländern ein unzutreffender Eindruck entſteht; 
andernfalls ſehr grobe Fahrläſſigkeit anzunehmen. OLG. 
Dresden 4 0 195/38 v. 29. März 1934: JW. 1935, 78 
DR. 1935, 553 GRuR. 1935, 764; vgl. RPat A. 
v. 3. Nov. 1934 = Mitt. 1934, 385. 


143. Anzeige „Kaffee miſchun 6“ unzuläſſig für eine Mi⸗ 
ſchung von Kaffee und Kaffee⸗Erſatz. Einſtellung dieſer Wer- 
bung nach Verwarnung gleichgültig. Ein A. Berlin vom 
10. Nov. 1933: GRUR. 1935, 116 — Wit. 1934, 509. 


144. Die Bezeichnung „Original-“ mit dem Hinweis 
auf einen nicht mehr beſtehenden Fabrikationsbetrieb be⸗ 
deutet eine Irreführung über die Erzeugungsſtätte. OLG. 
Hamm 3 U 184/35 C4. März 1936: GRUR. 1936, 821. 


145. Die Bezeichnung „Vollbier“ für ein Bier, wel⸗ 
ches nicht ſtärker eingebraut iſt als die üblichen Qualitäts- 
biere, ruft den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervor und iſt zu unterlaſſen. OLG. Hamm 3 U 78/35 vom 
3. Aug. 1935: JW. 1935, 3240 = GRUN. 1935, 996. 
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146. „Hagen trinkt Andreas“ wird vom Durchſchuittsleſer, 
auf den es allein ankommt, nur als Aufforderung, nicht als 
Tatſachenbehauptung verſtanden und it zuläſſig. OLG. 
— 3 U 19/35 v. 22. Febr. 1936: GRUR. 1936, 
556. 


147. Ein Verſtoß gegen §§ 4 Abſ. 3, 13 LebMittch. liegt 
vor, wenn eine andere als Maggiwürze in Maggiflaſchen 
vorrätig gehalten und verkauft wird. Außerdem enthält die 
Handlung einen Verſtoß gegen §§ 16, 15 UnlWG. AG. 
Aachen 1 DS 36/35 v. 18. Juli 1935: Archf W. 1936, 94. 


148. „Silky rubber“ NG. II 310,34 v. 12. Okt. 1934: 
G Rug. 1935, 907. 


149. „entirely american“ iſt nach Anſicht eines 
beachtlichen Teils der amerikaniſchen Abnehmer nur eine 
Ware, deren Rohmaterial aus Amerika ſtammt. RG. IT 
168/169/35 v. 14. Febr. 1936: RG. 150, 265 — IM, 
1936, 1371 = DIN. 1936, 525 SUR, 1936, 683 
—Archf W. 1936, 89. 


150. „acero diamante“: Amerikaniſcher Stahl be— 
deutet Stahl amerikaniſcher Herkunft; ob der ſo bezeichnete 
Stahl anderer Herkunft die gleiche Güte hat, iſt unerheblich. 
85 Hagen HO 92/36 v. 30. Sept. 1936: GRlIR. 1037 
02, 


151. Grenzfall (Dauerwellen: „der Einzige ohne Strom 
und Draht“). OLG. Königsberg 2 U 230/34 v. 26. Okt. 
1934: GRUR. 1935, 115. 


152. Die Sächſiſche VO. über Ankündigungen auf dem 
Gebiete des Heilweſens v. 1. Aug. 1933 iſt durch die 7. Ber 
kanntmachung des Merberats der Deutſchen Wirtſchaft vom 
21. März 1931 und das Gef. über Wirtſchaftswerbung vom 
12. Sept. 1983 nicht aufgehoben. OLG. Dresden 6 Ss 142/35 
v. 27. Jan. 1936: JW. 1936, 1610 !Culeman = 
IDR. 1936, 780; OLG. Dresden 6 Ss 185/35 v. 26. Febr. 
1936: JW. 1936, 2885 2 — IDR. 1936, 780. 


153. Unrichtige Angabe der Ge b ü hren eines deutſchen 
Patentanwalts durch ein internationales Patentbüro. KG. 
31 U 93/36 v. 24. Febr. 1936: GNUM. 1936, 756. 


154. Unzutreffende Angabe, das Patentbüro werde von 
einem Pakentanwalt geleitet, iſt nach S3 unzuläſſig. LG. 
Berlin 409 0 90/35 v. 6. Nov. 1935: GRUM. 1936, 581, 
dazu 754ff. 


155. Eine geſetzliche Aufbrau chfriſt für Waren oder 
Druckſchriften mit unzuläſſigen Bezeichnungen gibt es nicht. 
OLG. 1 4 0 19/33 v. 29. März 1934: GRUR. 
1935, 764. 


b) Ausverkaufsrecht 88 7—10 Unl[WG., VO. über 

Sonderveranſtaltungen v. 4. Juli 1935, An⸗ 

ordnung des RWi M. über Saiſonſchluß⸗ 
verkäufe 


156. Das Verbot des § 7c Unl WG., nach Beendigung des 
Ausverkaufs den Geſchäftsbetrieb fortzuſetzen, findet bei 
einem vom Konkursverwalter veranſtalteten Ausverkauf auf 
den Gemeinſchuldner, feinen Ehegatten und die nahen 
Angehörigen beider Anwendung. RG. 1 Ss 332/36 vom 
22. Jan. 1937: JW. 1937, 1356 6. 


157. Ausverkauf, getarnt als Zwangsverſteigerung durch 
den Gerichtsvollzieher. RG. II 132/34 v. 20, Nov. 1934: 
GAUR. 1935, 821. 

158. Juveuturverkauf darf 


verkauf“ angekündigt werden. Ein A. 
117 Wil. 1984, 510. 


nicht als „Räumungs⸗ 
Berlin: GRUR. 1935, 


159. Begriff Sonderveranſtaltung und Sonderangebot. 
Unterſchied liegt im Gegenſtand deſſen, was angekündigt 
wird: Sonderangebot = einzelne Waren, aber niemals Wa⸗ 
rengruppen (Konſervenwoche, Ausſteuertage, Weiße Woche). 
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Die Waren müſſen als ſolche, nicht nur beiſpielsweiſe, her- 
vorgehoben ſein. 


„Beſonders günſtiges Angebot“ irreführend, weil Aus⸗ 
legung dahin möglich, daß „beſondere Kaufvorteile“ im 
„Sinne von $ 1 der Anordnung über Sonderveranſtaltungen 
v. 4. Juli 1935 in Ausſicht geſtellt werden. Ein A. Bochum 
v. 2. Dez. 1935: Archf W. 1936, 30. 


160. Reſteverkauf: Beſondere, aus dem Rahmen des 
regelmäßigen Geſchäftsverkehrs herausfallende Werbever— 
anftaltungen für Reſte find unzuläſſig. Reſte ſollen ohne auf- 
dringliche Sonderwerbung angeboten und mitverkauft werden. 
Ein A. Nürnberg v. 10. Febr. 1936: GRUN. 1936, 658 
(Stritzke). 


161. 8 3 Abi. 3 VO. über Sonderveranſtaltungen, Ju = 
biläums verkauf. 


Es kommt nicht darauf an, wie lange die Hauptnieder— 
laſſung, ſondern darauf, wie lange das Stammhaus beſteht. 
Stammhaus iſt nur die erſte urſprüngliche Niederlaſſung, 
gleichgültig ob ſpäter eine andere zur Hauptniederlaſſung ge— 
worden iſt. 


Es verſtößt gegen die guten Sitten, zwei Jahre nach 
dem 60jährigen Firmenjubiläum das 50jährige Beſtehen an⸗ 
zukündigen. 


Von einer Genehmigung des Polizeipräſidenten, die auf 


unzutreffende Darſtellung des Sachverhalts gegenüber der 


Einzelhandelsvertretung erteilt iſt, darf kein Gebrauch ge- 
1990 werden. Ein A. Berlin v. 5. Nov. 1936: GRUR. 
1937, 73. 


e) Anordnungen über Anwendung und An⸗ 

gabe beſtimmter Einzelheiten der Zahl, des 

Maßes oder Gewichts uſw. 8 11 Un l WG., 88 
Maß⸗ und Gewicht. 


162. Die Bezeichnung „ca.“ (ca. 125 g) iſt keine In⸗ 
haltsangabe nach deutſchem Maß und Gewicht im Sinne 
der LebensmittelkennzeichnungsVO. Auch „etwa“ oder „un⸗ 
gefähr“ genügen nicht. AG. München 8 VII 2810/11/35 vom 
5. März 1936: JW. 1936, 192758 (Holthöfer). 


163. Eichungspflicht in der Landwirtſchaft. OLG. München 
1956, 1935: HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 1502 = AJDN. 


B. Unlautere Zugaben 
a) Schmiergelder § 12 Uu WG. 


164. Allgemeine Ortskrankenkaſſen ſind zwar Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, aber keine Behörden, ſondern wirt- 
ſchaftliche Verbände und geſchäftliche Betriebe i. S. von 8 12 
Abſ. 1 UWG. Hierzu gehören auch ſolche, die rein ſoziale 
oder Wohltätigkeitszwecke verfolgen. Daher erfolgt Ver⸗ 
gebung von Lieferungen durch eine AOK. „im geſchäftlichen 
Verkehr“. Vorteile, die der Geſchäftsführer einer liefernden 
GmbH. gewährt Hat, find „zu Zwecken des Wettbewerbs“ 
gewährt. RG. 4 D 1189/34 v. 16. April 1935: JW. 1935, 
1861 JD R. 1935, 559 — GRuR. 1935, 1000. 


165. 5626 BGB. Die Angeftellten müſſen auch den Ein- 
druck vermeiden, als ob in dem Betriebe mit Schmiergeldern 
etwas zu machen jei. Hat der Angeſtellte nicht ſofort unzwei⸗ 
deutig abgelehnt und den Vorfall erſt ſpäter gemeldet, kann 
mangels beſonderer Umſtände friſtloſe Entlaſſung gerecht⸗ 
fertigt fein. LArbG. Bremen Sa 49/36 v. 27. Nov. 1936: 
JW. 1937, 118661 Oppermann). 


166. Verfall des Schmiergeldes und Herausgabeanſpruch 
des Dienſtherrn. RG. 146, 195 v. 7. Dez. 1934; JDR. 
1935, 558. 


167. Verfall des Schmiergeldes. OLG. Düſſeldorf vom 
16. Febr. 1935: DIL. 1935 Nr. 195 = ZON. 1935, 559. 


168. Schmiergelder, Geheimnis verrat: Die 
Straftaten nach 8 12 Abſ. 1 einerſeits und Abſ. 2 anderer⸗ 
ſeits ſowie nach $ 17 Abſ. 1 einerſeits und Abſ. 2 anderer⸗ 
ſeits Unl WG. find begrifflich und inhaltlich verſchiedene 
Straftaten, ähnlich wie die Aktiv- und Paſſivbeſtechung. Der 
Strafantrag trifft nur diejenigen, die an der im Strafantrag 
genannten Tat beteiligt find. Er wirkt nicht, ſoweit eine an⸗ 
dere Tat in Frage ſteht. 

Der Begriff des Beauftragten i. S. des § 12 
UnlWG. iſt im weiteſten Sinne aufzufaſſen. Er iſt nicht nach 
bürgerlich⸗rechtlichen Geſichtspunkten zu beſtimmen; maß⸗ 
gebend ſind vielmehr, ähnlich wie bei dem ſtrafrechtlichen Be⸗ 
griff des Bevollmächtigten i. S. des 8 266 StGB. a. F., 
die tatſächlichen Verhältniſſe. Beauftragter iſt jeder, der für 
den Betrieb befugt tätig wird und weder Angeftellter noch 
Inhaber iſt. RG. 2 D 1205/34 v. 18. Febr. 1935: JW. 
1935, 178722. 


b) Zugaben: Zugabe VO. v. 9. März 1932, Gefep 
über Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 


169. Der Sinn und Zweck des Zugabeverbots iſt im 
weſentlichen aus der Zugabe O. ſelbſt abzuleiten. 

Das Zugabeverbot ſetzt in erſter Linie eine Täuſchung 
des Publikums voraus, dem neben der Hauptleiſtung ohne 
erkennbares Entgelt eine Nebenleiſtung angeboten oder ge— 
währt wird. Dabei iſt nicht ausſchlaggebend, ob dem Kunden 
erkennbar wird, daß es nicht der Verkäufer der Hauptleiſtung 
iſt, dem er den vermeintlichen Vorteil verdankt. 

Der nach der Zugabe O. erforderliche innere Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Haupt- und Nebenrechtsgeſchäft iſt 
vorhanden, wenn die Zugabe mit Rückſicht auf den Erwerb 
der Hauptware angeboten oder gewährt wird, mag beides 
zeitlich zuſammenfallen oder nicht. 

Auch Monopolbetriebe unterliegen dem Zugabeverbot. 
NG. II 162/36 v. 9. Febr. 1937: RG. 154, 28 = JW. 
1937, 18825 (Culemann). 


170. Die Ausnutzung der eigenen Erfindungsgabe oder 
Kapitalkraft zu Zwecken geſchäftlicher Werbung iſt nicht un⸗ 
lauter und eine darauf beruhende Reklame nicht ſchon wegen 
ihrer beſonderen Durchſchlagskraft zu mißbilligen. Doch muß 
auch in Betracht gezogen werden, ob eine Werbemaßnahme 
dem Intereſſe der Allgemeinheit entſpricht und ob ſie wegen 
ihrer Folgen vom geſunden Volksempfinden gebilligt oder als 
ſittenwidrig abgelehnt wird. Das letztere iſt der Fall, wenn 
ein Unternehmer ſeine Ware verſchenkt, ſei es auch im 
Wege der Verloſung. Unentgeltliche Warenabgabe ſeitens 
eines Kaufmanns verſtößt gegen das UnlWG.; es bedarf 
nicht der Heranziehung von Rabatt. oder Zugabe O. RG. 
II 229/35 v. 27. März 1936: JW. 1936, 20734 (Groß e) 
== OR. 1937, 79 = GRUR. 1936, 811, 854 = Mitt. 
1936, 193. 


171. Zugaben ſetzen eine Hauptleiſtung voraus. Wert⸗ 
reklame und Werbegaben ſind zuläſſig, falls nicht 8 1 
UWG, vorliegt. Es iſt nicht ohne weiteres unlauter, bei 
Hingabe eines zum Ausprobieren gelieferten Gegenſtandes 
darauf hinzuweiſen, daß er wegen der Entwertung durch den 
Gebrauch nicht zurückgefordert werden wird (Kaffeefilter). 
OLG. Hamm 3 U 209/36 v. 11. Jan. 1937: JW. 1937, 
12630 (Culemann), 1512 GRUR. 1937, 245. 


172. Der Begriff der Zugabe ſetzt voraus, daß ſie neben 
einer Ha uptware oder Hauptleiſtung gewährt wird; der 
entgeltliche Erwerb der Hauptware oder Hauptleiſtung muß 
alſo die Vorausſetzung für die unentgeltliche Gewährung der 
Zugabe ſein. Von dem Erwerbe einer Hauptware oder Haupt⸗ 
leiſtung unabhängige unentgeltliche Zuwendungen ſind keine 
Zugaben, ſondern Gratis- oder Werbegaben. Zu dieſen ge⸗ 
hören auch die Freifahrten zum Einkauf, wenn der 
Fahrgaſt ohne den Nachweis eines Kaufes oder Geſchäfts⸗ 
beſuches zur Fahrt zugelaſſen wird. Gratisgaben ſind grund⸗ 
ſätzlich zuläſſig und werden nur unzuläſſig, wenn das Pu- 
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blikum über die Preisſtellung der Ware und den Wert der 
Gratisgaben irregeführt wird. OLG. Karlsruhe 4 2 BK 
225/33 v. 22. März 1934: JW. 1935, 718° (1. Eule» 
mann, 2. Danielcik). 


173. Zugabe liegt immer dann vor, wenn die Nebenleiſtung 
als Vorſpann für den Ankauf der Ware dienen ſoll. LG. 
Bielefeld 5 0 161/35 v. 16. Dez. 1935: ArchfW. 1936, 38 
(Gottſchich). 


174. Keine Zugabe, wenn Hauptzweck ein Vorteil für den 
Geber. OLG. Hamburg v. 16. Okt. 1935: HanuſchR3. B 1935, 
570. 


175. Zugabe Begriff. LG. Frankfurt a. M. 3/1 0 16/35 
v. 22. Aug. 1935: JW. 1936, 2970. 


ge: 


(Gottſchichh. 

Ahulich LG. Hirſchberg (Urt. v. 11. Juli 1935: ArchfW. 
1936, 38, Fangſpiel; Ein sl. Frankfurt a. M. 111275/35 
ebenda, Luftballon). 

Dieſe und die hier der Vollſtändigkeit halber noch an 
geführten Entſcheidungen gleichen Inhalts dürften als über- 
holt anzuſehen ſein; vgl. den weiteren Text. 


177. Geringwertige Kleinigkeiten dürfen nicht nur gewährt, 
ſondern auch angeboten und angekündigt werden. OLG. 
Naumburg Ss 194/35 v. 11. März 1936: JW. 1936, 2246 5 
— ZDON. 1936, 780. 


178. Ankündigung von Zugaben. Zugaben ſind regelmäßig 
als urlauteres Werbemittel anzufehen und durch die Zugabe⸗ 
BD. grundſätzlich verboten. Kein Unterſchied zwiſchen Werbe⸗ 
gabe und Zugabe. Zweck der Zugabe DO. iſt es gerade, der 
Wertreklame entgegenzutreten. Geſchützt werden diejenigen, 
deren Gewerbe den Vertrieb der Zugabewaren als Haupt- 
leiſtung zum Gegenſtande hat. Es ſind Hauptleiſtung und 
Zugabe und ein Zuſammenhang zwiſchen beiden erforderlich, 
doch braucht beides nicht räumlich oder zeitlich zuſammen⸗ 
zufallen. 8 1 UnlWG. wird durch die Zugabe O. nicht ein⸗ 
geengt, ſondern die unentgeltliche Zugabe kann außer gegen 
die VO. auch gegen die guten Sitten verſtoßen (vgl. Reichs⸗ 
ausſchuß für das Zugabeverbot in JW. 1937, 1512 21). RG. 
II 247,35 v. 10. Dez. 1935: RGZ. 149, 242 = JW. 1936, 
7131, 2027 (Culemann) = GRUR. 1936, 190, 705 
(Reſchreiter), 858 (Junckerstorff) Mu W. 1936, 
177 = Archf W. 1936, 32 (Gottſchich). 


179. Alle in § 1 Abſ. 2 Zugabe O. zugelaſſenen Zugaben, 
d. h. Waren und Leiſtungen und damit auch die Reklame⸗ 
gegenſtände oder geringwertigen Kleinigkeiten, dürfen an⸗ 
geboten und als Zugabe angekündigt werden (nur nicht als 
„Gratiszugabe“). KG. 31 U 1596/35 v. 28. Mai 1936: JW. 
1936, 26571 Wendtland) = JDON. 1937, 80 GRUR. 
1936, 896. 


180. Ankündigung der unentgeltlichen Zuwendung eines 
Kinderſpielzeugs unzuläſſig. LG. Hirſchberg 3 8 292/34 vom 
11. Juli 1935: Archf W. 1935, 160; 1936, 27 (Junckers⸗ 
Koran). 

181. An die Stelle von 8 10 ZugabeBD. find bezüglich 
der Abgabe an den letzten Verbraucher 88 7 und 8 Rabatt. 


getreten. LG. Bielefeld 5 0 161/35 v. 16. Dez. 1935: 
ArchfW. 1936, 37 (Gottſchich. 


182. Offener Kopplungskauf: Liegt eindeutig der 


Kauf einer Mehrheds von Kaufſachen vor, kann von Zugabe 


nicht geſprochen werden. Es muß unterſchieden werden können, 
was Hauptſache und was Zugabe iſt. Ein A. Berlin vom 
11. März 1937: GRUR. 1937, 403 = Wirtſch Bl. 1937, 441. 
183. Offener Kopplungskauf fällt nicht unter das Zugabe⸗ 
verbot. Shöff®. Frankfurt a. M. 89/9 Ms 134/36 v. 3. Nov. 
1936: JW. 1937, 1868s (Cu leman n). 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
184. Es genügt nicht, wenn zwar rechtlich die Möglichkeit 
beſteht, die Zugabeleiſtung zu dem ausgewieſenen Preiſe zu 
erwerben, aber tatſächlich im Geſchäftsverkehr von dieſer 
Möglichkeit kein Gebrauch gemacht wird. Eine andere Aus- 
legung würde, wie der Abwehrkaffee gezeigt hat, den Zweck 
der Zugabe O. vereiteln (Porzellan⸗Kaffee⸗Service⸗ 
Gutſcheine). Ein A. Frankfurt a. M. I 903/36 T/Kth vom 
15. Jan. 1936: ArchfW. 1936, 74. 


185. Offener Kopplungskauf (100 Raſierklingen und eine 
Uhr) als Verſchleierung der Zugabe, nämlich der Abgabe 
der Uhr zum Selbſtkoſtenpreiſe, unzuläſſig. AG. Cuxhaven 
Ds 91/35 v. 4. Sept. 1935: Archf W. 1986, 25 (Junckers⸗ 
torff). 


186. Blechdoſen ſind auch bei Kaffeepackungen im all- 
gemeinen nicht als handelsübliches Zubehör anzuſehen. Ihre 
Zugabe iſt nur zu hohen Feiertagen und anderen beſonderen 
SSelegenheiten (Geſchäftseröffnung, Geſchäftsjubiläum) für 
Feſtpackungen gebräuchlich. Außerhalb dieſer beſchränkten Zeit 
dürfen ſie nur käuflich abgegeben werden. LG. Leipzig 3 Cg 
47/34 v. 8. Mai 1935: JW. 1935, 366146. 


187. Zugabe einer Dreipfunddoſe bei Abnahme von 
12¼ Pfd. Kaffee als verſchleierte Zugabe unzuläſſig. Ein A. 
Eſſen v. 1. Aug. 1935: Archf W. 1936, 26 (Junckers⸗ 
torff). 


188. Das bloße Gewähren von Weihnachtsgaben (gering- 
wertigen Waren proben) iſt kein Verſtoß gegen die Zugabe⸗ 
BI. Die Ankündigung kann aber nach §8 3 UWG. un 
zuläſſig ſein („Gutſchein über ein Weihuachtsgeſchenk“). KG. 
31 U 558/36 v. 11. Mai 1936: ZW. 1937, 326 20 (Eule- 
mann) = GNUR. 1936, 861 (Junckerstorff) = 
GAUN. 1937, 316. 


189. Geringwertige Kleinigkeiten, Begriff. Stickerei⸗ 
beilagen fallen nicht unter die Zugabe“ O. LG. Mann 
heim 11 G 11/85 v. 13. Mai 1935: ArchfW. 1936, 96 
(Zunderstorff). 


190. Stickereiſchecks. Eine Stickereizugabe, die im 
offenen Handel nicht marktgängig iſt, hat keinerlei eigenen 
Verkehrswert. Ach. Mainz DS 165/36 v. 10. Febr. 1936: 
JW. 1937, 338% Culemaun). 

Weitere Einzelbeiſpiele (die Entſcheidungen dürf— 
ten zum Teil als überholt anzuſehen jein): 


191. 120g Bonbon von 10 Pfg. Wert ſind keine gering⸗ 
wertige Kleinigkeit. Irrtum hierüber iſt unbeachtlicher Straf⸗ 
rechtsirrtum. KG. I Ss 10/36 v. 4. Febr. 1936: JW. 1936, 
956 5 == ZDOR. 1936, 780 = GRUR. 1936, 344 = DEM. 
1936, 236 = DRechtspfl. 1936 Nr. 365. 


192. Kaffeelot aus vernickeltem Weißblech. Derartige 
Gegenſtände haben ſelbſtändigen Handelswert und ſind keine 
geringwertigen Kleinigkeiten. OLG. Hamm 3 U 440/35 vom 
13. März 1935: GRUR. 1935, 451 Archf W. 1936, 15 
26 (Gottſchich. 


193. Nadeletuis ſind nicht Gegenſtände geringen Wertes. 
Reklamegegenſtände ſind ſie deshalb nicht, weil der Reklame⸗ 
aufdruck auf dem Etui den Gebrauchsgegenſtand, die Nadeln, 
nicht entwertet. AG. Stuttgart II C 77/35 v. 26. Febr. 1935: 
Archf W. 1936, 40. 


194. „Zahnziehen mit örtlicher Betäubung“ keine Zu⸗ 
abeankündigung, da einheitlicher Werklieferungsvertrag 
(tie Zähne). KG. 2 896/34 v. 30. Mai 1934: GRUR. 
1935, 60. 


195. Keine verbotene Zugabe, wenn für eine Nebenleiſtung 
ein geringerer als der übliche Preis berechnet wird, falls 
auch Hauptleiſtung beim Verkäufer erworben wird (Ent⸗ 
wickeln von Rollfilmen billiger, „falls bei mir gekauft“); 
nur darf es ſich nicht um Scheinentgelt handeln. OLG. 
Dresden 1 OSt 51/34 v. 28. Mai 1934: GRügt. 1935, 61. 


66. Jahrg. 1937 Heft 48) 


196. Beigabe von Meſſern und Gabeln in den für Wie⸗ 
derverkäufer beſtimmten Packungen eines Putzmittels (an⸗ 
geblich zur Veranſchaulichung der Wirkung) unzuläſſig. 
Ein A. Wuppertal⸗Remſcheid: GRUR. 1935, 63 = Bergiſches 
Wirtſch Bl. 1934, 1141. 


197. Koſtenloſer Handarbeits unterricht iſt keine zu⸗ 
läſſige Nebenleiſtung. Ein A. Bochum v. 28. Aug. 1935 (Ver⸗ 
gleich): Archf W. 1936, 26 (Juuckerstorffß,. 


198. Koſtenloſer Strombezug bei Ankauf eines Eis⸗ 
ſchranks. Keine Zugabe, weil das fragliche Elektrizitätswerk 
Eisſchränke nicht verkaufte und der Händler nicht den koſten⸗ 
loſen Strombezug gewährt. Ein A. Frankfurt a. M. 19727/35 
v. 9. Okt. 1935: ArchfW. 1936, 19 (Gottſchich (vgl. aber 
die Anm. und RG. v. 9. Febr. 1937: RG. 154, 28 — JW. 
1937, 1882 5). 


199. Erhebliche Mengen Freigas find keine geringwertigen 
Kleinigkeiten. Schon der Ausdruck „Freigas“ verſtößt gegen 
8 1 Abſ. 3 Zugabe O. 

Identität zwiſchen dem Verkäufer des Gasgeräts und 
dem die Zugabe Leiſtenden nicht erforderlich. LO. Bielefeld 
01 San v. 16. Dez. 1935: Archf W. 1936, 36 (Gott⸗ 

i ck). 


200. „10 ebm Freigas“ zuläſſig, falls nicht von weiteren 
Bedingungen abhängig außer Ankauf eines Heißwaſſer⸗ 
ſvenders beim Gaswerk oder Händler. Ein A. Berlin vom 
24. Aug. 1934: GRUR. 1935, 118 = Wil. 1935, 1427. 


201. Bei Abgabe von Freiloſen iſt der Einzelfall zu 
prüfen. Wird Spielleidenſchaft nicht zur Hervorrufung une 
wirtſchaftlicher Einkäufe erregt und fehlt das Merkmal des 
verſteckten Einſatzes, kein Verſtoß gegen $ 286 StGB. oder 
§ 1 UnlWG. Wettbewerbszweck kann fraglich fein. Ein A. 
Berlin v. 17. Mai 1934: JD. 1935, 558 — GRUN. 1935, 
118 — Wil. 1934, 1426. 


202. Zugabe liegt nur dann vor, wenn der Verkäufer mehr 
leiſtet, als der Käufer kaufen will. Das Verſprechen koſten⸗ 
loſer Erſatzlieferung bei Bruch der gelieferten Sicherheits⸗ 
glasfheiben ift keine Zugabe. Ob eine Werbung mit 
dieſem Verſprechen beſonders wirkungsvoll oder den Mit⸗ 
bewerbern unbequem iſt, darauf kommt es nicht an. 


Die Frage der Handelsüblichkeit kann immer erſt ge⸗ 
ſtellt werden, wenn überhaupt eine Zugabe vorliegt. NG. 
31 U 4666/36 v. 1. Okt. 1936: JW. 1937, 323% 
(Preſſer). 


e) Preisausſchreiben u. dgl, 8286 StG B. 


203. Preisrätſel können gegen 8 1 UnlWG. verſtoßen, 
wenn Hebung des Abſatzes durch Anreizen der Spielleiden⸗ 
ſchaft beabſichtigt wird. Zuläſſig, wenn zuverläſſiger Maß⸗ 
ſtab für Entſcheidung über beſte Leiſtung gewährleiſtet (un⸗ 
abhhängige Stelle; ferner darf nicht gefragt fein, wo Ab⸗ 
nehmer gewöhnlich die Ware kauft). Strenge Anforderungen. 
Ein A. Braunſchweig v. 11. Sept. 1934: IDR. 1935, 558 
= GRUR. 1935, 62 = Braunſchw. Wirtſch. 1934, 202. 


204. Schokolade⸗Kugelſtecherkäſten in Bayern. Wird nach⸗ 
träglich eine bisher als verbotene Ausſpielung (8 286 StGB.) 
behandelte Veranſtaltung durch Anordnung der Verwaltungs- 
behörde erlaubt, bedeutet das nicht eine Anderung der Geſetz⸗ 
gebung i. S. von 8 2 Abſ. 2 StGB., ſondern nur den 
ſpäteren Wegfall eines im Augenblick der Tat noch vor⸗ 
handenen Tatbeſtandsmerkmals. 

Daß der Veranſtalter eine Ausſpielung nicht a 
anſieht, iſt unbeachtlicher Se n 
Dagegen liegt ein beachtlicher Irrtum übe ö 
eines geſetzlichen Tatbestand e vor i 
anſtalter nach eingeholter Belehrung annahm, es handle ſich 
um eine in Preußen erlaubte Ausſpielung, die auch in 
Bayern nicht unzuläſſig ſei. OLG. München 1 Ss 117/85 
v. 7. Juni 1935: GRllR. 1935, 1008. 
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205. Buchmacher. RC. 1 D 5/36 v. 15. Dez. 1936: RG St. 
70, 394 = JW. 1937, 760 26. 


d) Verbote, Geſetze über Preis nachläſſe 
(Rabatt G. v. 25. No v. 1933 


206. „Beſtimmte Verbraucherkreiſe“ ſind ſchon 
dadurch gegeben, daß an Haushaltungen in einer beſchränkten 
Anzahl deutſcher Städte Gutſcheine verteilt wurden. Innere 
Beziehung der Verbraucher zueinander nicht erforderlich. Der 
Begriff des beſtimmten Verbraucherkreiſes iſt weit zu fallen; 
Gegenſatz: Allgemeinheit der Verbraucherſchaft. 

Die Ankündigung, auf jeden Gutſchein würden „zwei 
Normaldoſen für 20 Pfg. abgegeben, die ſonſt 40 Pfg. 
koſten“, ſtellt eine unzuläſſige Ankündigung von Preisnachlaß 
dar („Sonderpreiſe an beſtimmte Verbraucherkreiſe“). Ferner 
liegt eine Umgehung des Zugabeverbots vor. Zuläſſige (un⸗ 
echte“) Sonderpreiſe werden allgemein angekündigt und ge⸗ 
währt und gelten für jede verfügbare Menge („Weiße 
Wochen“ uſw.). KG. 1 Ss 26/35 v. 19. März 1935: JW. 
1935, 2386 — GRUR. 1935, 994. 


207. Erlaß des ganzen Preiſes iſt Rabatt. LG. Bielefeld 
5 0 161/35 v. 16. Dez. 1935: Archf W. 1936, 38 (Gott⸗ 
idid). 


208. Das RabattG. gilt nur für den Verkehr des Unter- 


nehmers mit dem letzten Verbraucher. 


Mit dem Auslegen der Ware zum Verkauf an die 
Allgemeinheit der Kaufluſtigen kündigt der Unternehmer den 
aufgedruckten Preis als den ſeinigen an. Gibt ein Waren⸗ 
haus hierauf Barzahlungsnachlaß und geſchieht das zu Wett⸗ 
bewerbszwecken, verſtößt es gegen $ 6 Rabatt. RG. II 
185/35 v. 14. Febr. 1936: RG. 150, 271 = JW. 1936, 
1436 JR. 1936, 780 — GRUR. 1936, 515 = Mu. 
1936, 256 = Archf W. 1936, 76 = DRechtspfl. 1936 Nr. 334. 


209. Mengennachlaß nach 8 7 Rabatt. darf nicht gewährt 
werden, wenn es ſich um fortlaufende Lieferung (z. B. 
Gasbezug) handelt, die nach Menge und Dauer unbeſtimmt 
iſt und nur in regelmäßigen Abſtänden nach Maßgabe des 
jeweiligen Verbrauchs bezahlt wird. 

Auch für Monopolbetriebe ſind die Vorſchriften des 
Rabatt. maßgebend. NG. II 162/36 v. 9. Febr. 1937: 
AZ. 154, 28 JW. 1937, 18825 (Culeman n). 


210. Ein 30 oiger Barzahlungsnachlaß auf Konſummar⸗ 
garine iſt zuläſſig. AG. Halle 8 Cs 96/36 v. 22. April 
1936: JW. 1936, 192752 (Culeman n). 


211. Eine allgemein angekündigte Preisherabſetzung kann 
unzuläſſigen Mengenrabatt darſtellen, wenn ſie dem Käufer 
ohne Abnahme größerer Mengen gewährt wird. Erhöhung 
der Waren menge einer Packung durch Beifügung einer 
Zuſatzpackung, aber unter Beibehaltung des bisherigen Preiſes 
iſt keine unzuläſſige Rabattgewährung. OLG. Darmſtadt 
1980895 v. 29. Febr. 1936: GRUR. 1936, 271 — Archf W. 
1936, 97. 


212. Das Rabatt. findet auch auf Verſandgeſchäfte 
Anwendung. 

Mengenrabatt darf nur bei Handelsüblichkeit gewährt 
werden. Im Schuheinzelhandel iſt er nicht üblich. Die Schuh⸗ 
verſandgeſchäfte können keine beſondere Handelsüblichkeit für 
ſich in Anſpruch nehmen. 

Auch bei Sammelbeſtellungen iſt ein Mengenrabatt nicht 
zuläſſig. Ein A. Frankfurt a. M. I 3524/36 v. 25. März 
1936: GRUR. 1936, 444, 388 (Stritzke) = Archf W. 
1936, 99. 


213. Verſchiedene Kalkulationsgrundlage bei Ladengeſchäft 


und Verſandgeſchäft. Ergibt ſich auf Grund deſſen für das 
letztere ein niedrigerer Preis, liegt nur Preisfeſtſtellung, nicht 
Preisnachlaß vor. OLG. Köln 4 U 451/35 v. 13. Aug. 
1935: GRliR. 1936, 155 (Stritzke) — Archf W. 1936, 17 
(Junckerstorff), 4 (Hippe). 
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214. Die Ankündigung: „Die gleichen Waren koſten: Normal» 
preis in unſern Ladengeſchäften .. RM, in der Verſandab⸗ 
teilung .. RM“ kann eine Rabattankündigung darſtellen und 
gegen 88 1, 2, 11 Rabatt. verſtoßen. KG. 1 Ss 468/35 
v. 26. Nov. 1935: ZW. 1936, 34748 — HöchſtaRſpr. 1936 
Nr. 857 JD R. 1936, 779. 


215. Bei Arbeitsbeſchaffungsmaßnahme kein Wettbewerbs⸗ 
zweck. Ein A. Frankfurt a. M. I 9727/35 v. 9. Okt. 1935: 
Archf W. 1936, 19 (Gottſchick). (Vgl. aber die Anm. und 
RG. 154, 28: ZW. 1937, 18825), 


216. Es ift durchaus unzutreffend, daß ein ſtädtiſches Gas⸗ 
werk wegen der kommunalen Aufgaben, die es erfüllt, und 
wegen ſeiner Monopolſtellung an RabattG. und Zugabe O. 
nicht gebunden ſei. Verfolgt der Staat als Fiskus nicht 
Hoheits⸗, ſondern Erwerbszwecke, wird er als Mitbewerber 
behandelt. 

Dem Arbeitsbeſchaffungszweck dienen andere Mit- 
bewerber genau ſo wie das Gaswerk. LG. Bielefeld 5 0 
161/35 v. 16. Dez. 1935: Archf W. 1936, 37 (Gottſchich. 


217. Geſchäftlicher Verkehr im Sinne des Rabatt. iſt 
derſelbe wie in Unl WG., Zugabe O. uſw. Gewinnſtreben iſt 
nicht begriffsweſentlich. 

Das Verbot von Rückvergütungen gilt auch für Werks- 
konſumanſtalten, gleichgültig ob die Werksangehörigen 
Barzahlung leiſten oder ob ſie einen Rechtsanſpruch auf Teil⸗ 
nahme an der Gewinnausſchüttung haben. 

Der ſoziale Zweck der Werkskonſumeinrichtung iſt gleich⸗ 
gültig; das Wettbewerbsmotiv braucht nicht das ausſchließ⸗ 
liche, ja nicht einmal das vorherrſchende zu fein. OLG. 
München v. 7. Jan. 1936, 2 Ss M 177/35: HöchſtRgiſpr. 
1936 Nr. 938 — JDR. 1936, 779 Archf W. 1936, 119 
(Junckerstorff!). 


218. Eine eingetragene Genoſſenſchaft von Hausbeſitzern 
betätigt ſich hinſichtlich der Brenn ſtoff belieferung ihrer 
Mitglieder als Konſumverein i. S. von 88 5, 6 Rabatt., 
weil die Hauswirte und nicht die Mieter als letzte Ver⸗ 
braucher anzuſehen ſind und Beſitz und Verwaltung groß⸗ 
ſtädtiſcher Miethäuſer nicht allgemein als Gewerbe an⸗ 
zuſprechen iſt. 

Preisnachläſſe darf die e GmbH. hiernach weder in Form 
von Barzahluugsſkonto noch von Rückvergütungen in Höhe 
von mehr als 3% ankündigen oder gewähren. RG. II 70/36 
b. 15. Dez. 1936: RG. 153, 139 — JW. 1937, 931 
[Culemann)j. 


219. Das Verſprechen koſtenloſer Erſatzlieferung bei Bruch 
der gelieferten Sicherheits glas ſcheiben iſt kein Rabatt. 
Ob der Mitbewerber andere Verkaufsbedingungen ſtellt als 
ſeine Konkurrenten, iſt gleichgültig, ſofern er nur nicht Preis⸗ 
nachläſſe gewährt oder ankündigt. KG. 31 U 4666/36 vom 
1. Okt. 1936: JW. 1937, 323 15 (Preſſer). 


220. Barzahlungsnachlaß darf bei Inzahlungnahme einer 
gebrauchten Maſchine nur auf den Unterſchiedsbetrag zwiſchen 
dem Kaufpreis und der angerechneten Summe für bie ge⸗ 
brauchte Maſchine gewährt werden. AG. Landsberg a. d. W. 
5 Ds 1 5 v. 5. Aug. 1935: Archf W. 1936, 18 (Junckers⸗ 
torff). 


221. Preisabſchlag auf Reiſeſchreibmaſchine, die zur Vor⸗ 
führung benutzt worden iſt, unzuläſſig. Ein A. Bremen 14/35 
v. 2. Okt. 1935: Archf W. 1936, 19. 


222. Das Unterbieten von Marken preiſen durch Händler, 
die ſich prinzipiell nicht an die Preisbindung halten, läßt 
ſich nicht als Rabattgewährung behandeln. KG. 31 U 8106/33 
v. 28. März 1935: RUR. 1935, 615. 


C. Gegen öffentliche Intereſſen verſtoßende Reklame 


223. Im Sinne des Verunſtaltungsgeſetzes ſind 
Warenautomaten unter „Reklamezeichen aller Art“ einzureichen. 
Sie unterliegen, ſofern ſie an Außenwänden lösbar angebracht 
ind, den Verunſtaltungsvorſchriften der auf Grund des Woh⸗ 
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nungsgeſetzes erlaſſenen Bauordnungen, ſofern nicht dieſe ſelbſt 
ihren Geltungsbereich entſprechend einſchränken. OVG. IV C 
12/36 v. 21. Dez. 1936: JW. 1937, 1587 (Hecht). 


224. Streckenreklame. Dem Werberat obliegt die Prüfung 
der Reklame lediglich nach wirtſchaftspolitiſchen Geſichtspunk⸗ 
ten. Die auf Landesrecht beruhenden Vorſchriften zum Schutz 
des Orts⸗ oder Landſchaftsbildes gegen Verunſtaltung 
durch Reklame bleiben durch ſeine Anordnungen unberührt. 

Durch das MNaturſchutzeh. v. 26. Juni 1935 werden nur 
beſtimmte Landſchaftsteile, und zwar in der freien Natur, nicht 
aber innerhalb von Ortſchaften, einem beſonderen Schutz unter⸗ 
ſtellt. Die darüber hinausgehende Landesgeſetzgebung läßt es 
unberührt. BadVGH. 57/36 v. 19. Mai 1936: JW. 1936, 
34228 (Culemann). 


225. Reklametafeln. OVG. IV C 103/34 v. 6. Juni 1935: 
JW. 1935, 367716, 


226. Sachen, Verunſtaltungsgeſetz und ſächſ. Preſſegeſetz von 
1870. Verhältnis örtlicher Polizeiverordnungen zur 9. Bek. 
des Werberats v. 1. Juni 1934. 

Stätte der eigenen Leiſtung ſind bei Elektrizitätswerken 
die Transformatoren häuschen und Leitungsmaſten. 
OLG. Dresden 6 8s 225/35 v. 10. Jan. 1936: Archf W. 1936, 
109. 


227. Heimatſchutz. Reklameanſtrich an Scheunengiebel. Bez⸗ 
VerwGer. Potsdam 188/35 v. 8. Okt. 1935: GRUR. 1936, 197. 


228. Günigkeit einer Polizeiverordnung über öffentliche Re⸗ 
klame. OVG. IV C 84/33 v. 11. Okt. 1934: JW. 1935, 884. 


229. Rechtsanwalt, Schild am Vorgarten unzuläſſig. OVG. 
IV C 44/34 v. 13. Dez. 1934: JW. 1935, 19520 (Reuß), 
2675 8 (Görres). 


230. Kündigungshilfe im Feuerverſicherungsgewerbe: Nicht⸗ 
einſchreiten der Aufſichtsbehörde gegen einen ihr be⸗ 
kannten Mißbrauch kann als ſtillſchweigende Duldung er⸗ 
ſcheinen und der Wettbewerbshandlung ihren ſittenwidrigen 
Charakter nehmen. RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RGg. 
149, 114 = JW. 1936, 717 (Hoffmann) = JDR. 1936, 
525 — GAUN. 1936, 632 - MuM. 1936, 90 = ArchfW. 
1936, 9. 


231. Preßgeſetz, Ausnahme von der Pflicht zur Angabe 
von Namen und Wohnort des Druckers bei geſchäftlichen Re⸗ 
klamedruckſachen. KG. 1 8s 77/37 v. 16. Abril 1937: JW. 
1937, 1831107. 


232. „Typ Olympia“ als Beſtandteil eines Bildzeichens 
für Kraftwagen iſt zuläſſig. RPat A. 0 1477/10 WZ B 12 
vom 4. Februar 1936: GRUR. 1936, 332 (anders RPat A. 
8 3440/22 b Wz v. 15. Dez. 1934: JW. 1935, 1120; GRUR. 
1935, 438). 

233. Warenzeichen „Tannenberg“ unzuläſſig. RPat A. 
S 34 795/22 b Wz v. 28. Jan. 1935: SW. 1935, 1592. 


234. „Anreißen“ (jede Tätigkeit, die darauf gerichtet iſt, 
Straßenpaſſanten durch Worte, Gebärden oder Zeichen zum 
Betreten von Ladengeſchäften oder zum Herantreten an andere 
Verkaufsſtände zu veranlaffen, § 68 Berliner StraßVerkd.) 
fällt unter 8 366 10 StGB. KG. 1 8s 83/37 v. 23. April 1937: 
1812 70. 


235. Unfallſchutzberband ($ 138 BGB.). AG. Berlin 33 C 
462/35 v. 9. Mai 1935: JW. 1935, 2308 und ſtändig. 


236. Offentliche Ankündigung von Mitteln und Gegenſtänden, 
die an ſich zur Verhütung von Geſchlechtskrankheiten dienen, 
als empfängnisverhütend zum Gebrauch in der Ehe iſt ſtraf⸗ 
bar nach 8 184 Za St B., da fie Sitte und Anſtand verletzt. 


Kc. 288 23/37 v. 20. März 1937: JW. 1937, 17994. 


237. Werbung für Präſervativs im Intereſſe der Bekämp⸗ 
fung der Geſchlechtskrankheit nicht ſchlechthin ſittenwidrig. 
RG. II 110/35 v. 5. Nov. 1935: GRUR. 1936, 668. 


238. Automaten mit Präſervativs nicht überall zuläſſig. 
Sächſ OG. 170 133 v. 11. Jan. 1935: JW. 1935, 9762. 


66. Jahrg. 1937 Heft 48] 
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II. Wettbewerbshandlungen gegenüber beſtimmten 
Mitbewerbern 


A. Schüdigung des Rufes: 
88 1, 14, 15 UnlWG., 8 824 BOB. 


239. Es kommt nur darauf an, was die Abnehmer bei der 
nicht ſorgfältigen Prüfung, die wettbewerblichen Außerungen, 
gegenüber Dritten erfahrungsgemäß von ihnen gewidmet wird, 
dem Rundſchreiben des Wettbewerbers entnehmen, nicht darauf, 
was er hat jagen wollen. RG. I 246/35 v. 4. Dez. 1935: 
GRUR. 1936, 810. 


240. Duldung durch Aufſichtsbehörde kann einer an 
ſich ſittenwidrigen Wettbewerbshandlung ihren unlauteren 
Charakter nehmen. RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 
149, 114 = JW. 1936, 717 (Hoffmann) = JD. 1936, 
525 = GRUR. 1936, 632 = MuW. 1936, 90 - ArchfW. 
1936, 9. 


241. Es iſt nicht ſittenwidrig, wenn der Mitbewerber Wahr- 
nehmungen über wirtſchaftsſchädliche Betätigung von Kon⸗ 
kurrenzfirmen amtlichen Stellen, insbeſondere der amtlichen 
Intereſſenvertretung des Handels, vorträgt und Abhilfe⸗ 
maßnahmen anregt. RG. II 161/36 v. 26. Jan. 1937: JW. 
1937, 18783 (vgl. 1864 [Rilk!). 


242. An ſittenwidrigen Wettbewerbshandlungen kann ein 
wertvoller Beſitzſtand nicht erlangt werden. Argliſteinwand 
aus Beſitzſtand nur dann, wenn zu der laugen Friſt noch un⸗ 
angemeſſen langes ſtillſchweigendes Zuwarten des Klägers ge⸗ 
treten iſt. RG. II 110/35 v. 5. Nov. 1935: GRUR. 1936, 668. 


243. Zu Wettbewerbszwecken handelt ein Kaufmann 
auch dann, wenn er, angeblich einem früheren behördlichen 
Erſuchen folgend, ſich an amtliche oder Parteiſtellen wegen 
Maßnahmen gegen einen läſtigen Mitbewerber wendet. Doch 
fehlt es an der Sittenwidrigkeit, wenn der amtlichen Stelle 
lediglich Prüfung und gegebenenfalls weitere Veranlaſſung 
nahegelegt wird. RG. II 161/36 v. 26. Jan. 1937: JW. 1937, 
18783 (vgl. 1864 [Rilkl). 


244. Zur Annahme eines Sittenverſtoßes bedarf es nicht 
der Feſtſtellung des Bewußltſeins der Sittenwidrigkeit. 
Dieſe entfällt aber, wenn ſich der Handelnde auf eine all— 
gemeine, von der Aufſichtsbehoͤrde geduldete Übung des Ge— 
werbes berufen kann. RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RG3. 
49, 114 JW. 1936, 717“ (Hoffmann) = JDR. 1936, 
525 = GRUN. 1936, 631 = Muss. 1936, 90 = ArchfW. 
1936, 9. 


245. Nicht Ausnutzung, nur Mißbrauch einer Monopol— 
ſtellung iſt ſittenwidrig (JW. 1928, 1206). Ein ſolcher 
liegt noch nicht darin, daß der Monopolinhaber einen Ge— 
werbetreibenden am Vertrieb beteiligt und den andern nicht. 
Selbſt frühere jahrelange Belieferung gibt keinen Anſpruch 
auf Weiterbelieferung. Auch der Nationalſozialismus fteht 
grundſätzlich auf dem Boden der Wirtſchaftsfreiheit. 

Vernichtungswettbewerb iſt nur bei Hinzutritt beſonderer 
Umſtände ſittenwidrig. Dieſe find in einer allgemeinen, dem 
Monopolinhaber vorteilhafteren Neuaufſtellung eines Abſatz— 
gebiets an Groſſiſten und Untergroſſiſten noch nicht gegeben. 
5 70 Hamburg 6 U 92/36 v. 17. Juni 1936: GRUR. 1937, 
567. 


246. Eindringen in fremden Kundenkreis, auch unter Ans 
wendung von Kampftarifen, iſt nicht an ſich ſittenwidrig 
und berechtigt nicht zur Überſchreitung der Grenzen ſachlich 
gebotener Abwehr. RG. II 193,35 v. 25. Febr. 1936: RG. 
150, 298 JW. 1936, 1366 n (Culemann) = JDR. 1936, 
525 — GRÜN. 1936, 650 — Mu. 1936, 203. 


247. Dem Wettbewerber iſt es nicht verwehrt, mit ord⸗ 
nungsmäßigen Angeboten an Kunden heranzutreten, von 
denen er weiß, daß ſein Mitbewerber mit ihnen in Geſchäfts⸗ 
verbindung ſteht. RG. II 12/36 v. 19. Juni 1936: JW. 1936, 
2867 11 (Culemann) = JO. 1937,80 GRUR. 1936, 816. 


248. Klage wegen ſittenwidriger Ausnutzung des vertraglich 
zugeſagten Kundenſchutzes wegen eigenen gegen Treu und 
Glauben verſtoßenden Verhaltens des Klägers abgewieſen. 
RG. II 358/34 v. 17. Sept. 1935: GRUN. 1936, 1010. 


249. Vernichtungswettbewerb unzuläſſig. Die Ver⸗ 
nichtung des andern muß Ziel und Zweck des Vorgehens ſein. 
Dagegen iſt Vernichtungswettbewerb nicht ſchon dann anzu⸗ 
nehmen, wenn das wirtſchaftliche Erliegen des Mitbewerbers 
ſich als Folge des von dem andern mit erlaubten Mitteln 
gegen ihn gerichteten Wettbewerbs darſtellt. Das gilt auch, 
wenn der andere mit dem Erliegen des Mitbewerbers gerechnet 
hat. RG. II 234/34 v. 25. Jan. 1935: ArchfW. 1936, 70 
(Schwartz). 


250. Tatſachen: Jeder konkrete, objektiv nachprüfbare und 
feſtſtellbare Vorgang oder Zuſtand fällt unter den Begriff der 
Tatſache, auch wenn die Angabe in die Form eines Urteils 
gekleidet oder mit einem Urteil verknüpft iſt, ſofern ſie nicht 
bei verſtändiger Würdigung ausſchließlich oder ganz vorwie⸗ 
gend als rein ſubjektives Werturteil erkennbar und aufzu⸗ 
faſſen iſt. 

Bei der Ermittlung des Sinnes der Tatſachenbehauptung 
kommt es nur darauf an, wie die Erklärung von den Kreiſen, 
an die ſie ſich richtet, verſtanden wird. RG. II 386/35 vom 
4. Okt. 1935: GRUR. 1936, 266 MuW. 1935, 429. 


251. Wahrheitsbeweis. Die Behauptung, der Kläger 


ſei von einem jüdischen Großaktionär (Bankhaus) in den Auf⸗ 


ſichtsrat einer Firma „reinjongliert“ worden, iſt noch nicht 
dadurch als richtig erwieſen, daß der Eintritt in der Tat auf 
Veranlaſſung des Großaktionärs erfolgte, weil kein Erfah⸗ 
rungsſatz dafür beſteht, daß ein Großaktionär immer nur einen 
Vertrauensmann in den Aufſichtsrat einer von ihm beherrſch⸗ 
ten Geſellſchaft entſenden kann oder entſendet. RG. II 136/35 
v. 10. Dez. 1935: GRUR. 1936, 689. 


252. Es iſt unzuläſſig, § 1 anzuwenden, wenn 814 ebenfalls 
anwendbar iſt, es ſei denn, daß eine Schutzeinrede aus 
§ 14 II gegeben. ift. 

Die Schutzeinrede aus § 14 II ſchützt berechtigte Inter⸗ 
eſſen im objektiven Sinne, nicht wie § 193 StGB. auch ver⸗ 
meintliche Intereſſen. RG. II 64/36 v. 25. Sept. 1936: JW. 
1937, 310% Culemann) = GRUR. 1937, 240. 


253. Es verſtößt gegen § 14 und gegen 81 UnlWG., 8826 
BGB., wenn der Wettbewerber in Rundſchreiben wahrheits⸗ 
widrig behauptet, der Eintritt in die Leitung der väterlichen 
Firma, mit welcher er jetzt im Wettbewerb ſteht, ſei ihm gegen 
den Willen feines Vaters verſagt worden. RG. II 267,35 
v. 24. April 1936: GRUR. 1936, 998 MuW. 1936, 426. 


254. Ausnutzung groben Vertrauensbruchs (Verlaſſen der 
gemeinſamen Kampffront gegen Syndikat durch Veräußerung 
der Aktienmajorität an dieſes) iſt ein Verſtoß gegen 8 i 
Unl WG., 8 826 BGB. RG. II 234/34 v. 25. Jan. 1935: 
ArchfW. 1936, 70 (Schwartz). 


255. Der Vorwurf der Verletzung der Standespflicht 
kann bei einem im freien Beruf Stehenden begründet ſein, 
wenn der Betreffende ein verantwortungsvolles Amt in ſeinem 
Stande übernimmt, ſich der Führung des Amts aber nachher 
durch Übernahme zeitraubender Nebentätigkeit entzieht. RG. II 
136/35 v. 10. Dez. 1935: GRUR. 1936. 


256. „Echt.“ Sind zwei Unternehmen zur Führung des 
gleichen Namens berechtigt und verſieht das eine ſeine Er⸗ 
zeugniſſe mit der Bezeichnung „echt“, kann daraus nur ge- 
folgert werden, daß behauptet werden ſoll, die andere Firma 
verwende die Bezeichnung widerrechtlich. Darum verſtößt die 
Kennzeichnung gegen § 1, ohne daß es auf die Wahrheit der 
in der Bezeichnung zu ſehenden vergleichenden Werbung an⸗ 
kommt. RG. II 306/35 v. 7. Juli 1936: GRUR. 1936, 1083. 


257. Der Vorwurf der Vertrags untreue iſt ohne Rüd- 
ſicht auf den Wahrheitsnachweis unzuläſſig. NG. II 204/35 
v. 6. März 1936: GRUR. 1936, 889 = Archf W. 1936, 117. 
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258. Ausnutzung fremden Vertragsbruchs, durch den 
ein ganzes Reversſyſtem in Frage geſtellt werden kann, iſt 
unlauter. Die Widerrechtlichkeit entfällt nicht, wenn der Be⸗ 
klagte in Abwehr oder Notwehr gehandelt haben will, der 
Kläger aber nicht verpflichtet war, dem Beklagten feine Waren 
zu überlaſſen oder ihn gar in fein Syſtem einzuſchalten. OLG. 
Hamm, 3 U 308/34 v. 9. Nov. 1935: GRlIR. 1936, 65. 


259. Unrichtige Angaben über Rechtswirkung und Schutz 
umfang eines dem Mitbewerber zuſtehenden Patents ſind un⸗ 
lauter. Geſchehen fie gegenüber Lizenznehmern des Mitbewer⸗ 
bers, können ſie eine verſteckte Aufforderung zum Vertrags⸗ 
bruch darſtellen, die ebenfalls unlauter iſt (81 UnlWG.). 
RG. I 81/35 v. 12. Okt. 1935: GRUR. 1936, 270. 


260. Teilnahme an fremdem Vertragsbruch und feine Aus⸗ 
nutzung genügt für § 1; Erlangung eines geſchäftlichen Vor⸗ 
ſprungs nicht erforderlich. NG. II 204/35 b. 6. März 1936: 
GRllR. 1936, 888 — ArchfW. 1936, 117. 


261. Abwehr: Der Angriff, dem gegenüber eine Abwehr 
berechtigt erſcheinen ſoll, ſetzt Rechtswidrigkeit voraus. RG. V 
96/35 v. 13. März 1936: GRUR. 1936, 1071. 


262. Abwehr nur dann, wenn eine frühere Angriffshand— 
lung des Gegners bis in die Gegenwart fortwirkt. RG. II 
221/34 v. 1. Febr. 1935: RGS. 147, 1 JW. 1935, 1681 
GRllR. 1935, 519 Mu W. 1935, 228 = Mitt. 1935, 147. 


263. Abwehrzweck oder Abſicht der Schadensermittlung 
ſchließen gleichzeitige Verfolgung von Wettbewerbszwecken nicht 
aus. Grenzen der Abwehr. RG. II 101/35 v. 10. Jan. 1936: 
IW. 1936, 874 = GRUN. 1936, 985. 


264. Wettbewerbszweck muß bei Abwehr ganz in den Hinter⸗ 
grund treten. Das iſt nicht der Fall, wenn auf das lange Be: 
ſtehen der Firma hingewieſen wird. 


Für perſönliche Reklame iſt Abwehr nur in ganz ſeltenen 
Ausnahmefällen ein Rechtfertigungsgrund, z. B. wenn der 
Mitbewerber ſeinerſeits die Perſon des Abwehrenden reklame⸗ 
mäßig verwendet hat (Bekanntgabe einer gegen ihn erſtatteten 
Strafanzeige.) RG. II 208/34 v. 30. Nov. 1934: JW. 1935, 
1091 (Üteſcher) - HöchſtaRſpr. 1935 Nr. 611 = GRllR. 
1935, 442 1 = MuW. 1935, 105 = Mitt. 1935, 58. 


265. Grenzen der Abwehr. Unnötige, perſönlich krän⸗ 
kende Behauptungen über den Mitbewerber in Rundſchreiben 
find unzuläſſig. OLG. München, 5 U 331/36 v. 10. Sept. 
1936: GRUR. 1936, 1002. 


266. Vorwürfe politiſcher Natur (Anſchlagſäulenkonzern). 
RG. II 199/34 v. 25. Jan. 1935: GNUN. 1935, 445 = 
Mu W. 1935, 151. 


267. Schärfe des Ausdrucks iſt noch kein Anhaltspunkt für 
Wettbewerbszweck. Auch ein Wiſſenſchaftler muß ſeine Aus⸗ 
führungen mit einem gewiſſen Temperament vortragen dürfen. 
Es beſteht ein Recht zur freien Meinungsäußerung, ſofern ſie 
frei iſt von perſönlichen Angriffen und grob fahrläſſig auf⸗ 
geſtellten wahrheitswidrigen Behauptungen. Unſachliche Form 
ſchließt Einwand der Abwehrhandlung aus. RG. II 121/34 
v. 16. Okt. 1934: HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 1703 = JDR. 
100, 557 GRUR. 1935, 55 = Muß. 1935, 30 — Mitt. 
1935, 370. 


368. Wrteilsverdffentlihung auch ohne beſonders 
zugeſprochene Befugnis zwecks Abwehr zuläſſig, auch wenn 
Urteil von einem Dritten erwirkt iſt; doch darf nicht wahr⸗ 
heitswidrig beim flächtigen Leſer der Eindruck erweckt werden, 
das Urteil wende ſich gegen abſichtliche Täuſchung. Urteils- 
begründungen ſind mit peinlichſter Genauigkeit wiederzugeben. 

Urteils veröffentlichung ohne Abwehrzweck unzuläſſig, 
wenn auf längſt vergeſſenen Vorfall zurückgegriffen wird. 
NG. II 72/34 v. 28. Sept. 1934: GRUR. 1935, 183 = 
SDR. 1935, 102 = Mitt. 1931, 320. 
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269. Zuläſſig iſt Veröffentlichung ernſter fachwiſſenſchaft⸗ 
licher Unterſuchungen (Gutachten), es ſei denn, daß perſön⸗ 
liche vergleichende Reklame vorliegt; Syſtemvergleich zuläſſig. 
Irreſührend Veröffentlichung von Gutachten abhängiger, ent 
lohnter Sachverſtändiger ohne entſprechenden Hinweis: R. II 
121/34 v. 16. Okt. 1934: HöchſtgRſpr. 1935 Nr. 1703 = 
IDR. 1935, 100, 557 = GRUR. 1935, 55 Mu W. 1935, 
30 Mitt. 1935, 370. 


270. An der Verbreitung unwahrer Behauptungen kann 
niemand ein Intereſſe haben. Darum ſteht Abwehrzweck bei 
Verbreitung derartiger Mitteilungen einer Verurteilung zur 
Unterlaſſung nicht entgegen. 

Auch wahre Tatſachen ehrverletzender Art dürfen zu 
Wettbewerbszwecken nicht verwendet werden, wenn dies nicht 
zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen erforderlich iſt 
(Abwehrzweckſ. RG. II 41/36 v. 27. Nov. 1986: JW. 1937, 
11497, 


271. Die Mitteilung, der Mitbewerber habe ſich jetzt dem 
früher von ihm bekämpften Verfahren des Beklagten an⸗ 
geſchloſſen, iſt zuläſſig, ſachliche Form und Wahrheit voraus⸗ 
geſetzt. RG. II 302/34 v. 22. Febr. 1935: GRUR. 1935, 971. 


272. Auch wahre Angaben über Perſon und Leiſtungen des 
Mitbewerbers ſind, es ſei denn zur notwendigen Abwehr, un⸗ 
zuläſſig (Viriline). RG. II 245/34 v. 1. Febr. 1935: GRUR. 
1935, 967. 


273. Perſönliche vergleichende Reklame kann zuläſſig ſein, 
wenn ſie dazu dienen ſoll, einen ungerechtfertigten Angriff 
des Mitbewerbers abzuwenden. Es beſteht aber keine all— 
gemeine Befugnis, unlauteres Verhalten eines andern mit 
Gleichem zu vergelten. RG. II 180/35 v. 24. Jan. 1936: 
GRUR. 1936, 751. 


274. Nicht jede vergleichende Reklame iſt unzuläſſig. Außer 
zur Abwehr kann ſie erlaubt ſein, wenn der Kunde ſelbſt von 
vornherein eine Heranziehung des Wettbewerbers beabſichtigt 
und ſich über die Meinung des Mitbewerbers bezüglich des 
fremden Erzeugniſſes unterrichten will. RG. II 12/36 vom 
19. Juni 1936: JW. 1936, 2867 (Culemann) = IDR. 
1937, 80 = GHUN. 1936, 816. 


275. Es iſt unzuläſſig, zur Förderung des eigenen Geſchäfts 
auf Verhältniſſe oder Eigenſchaften eines Mitbewerbers Hinzu: 
weiſen, die mit dem Gegenſtand des Wettbewerbs nichts zu tun 
haben, aber geeignet ſind, den Mitbewerber zu beeinträchtigen. 
Es verſtößt gegen 8 1 Unl Wg., in die Abwägung der zur Ver⸗ 
gleichung ſtehenden gewerblichen Leiſtungen Umſtäude einzu⸗ 
beziehen, die mit der Bewertung der Leiſtungen nichts zu tun 
haben. RG. II 193/35 v. 25. Febr. 1936: R653. 150, 298 
IW. 1936, 1366 (Culemannu) — JDR. 1936, 525 — 
GRUNR. 1936, 647 - Mu W. 1936, 293. 


276. Namentliche Nennung des Mitbewerbers iſt nicht er— 
forderlich. 

Es iſt nach den Anſchauungen des anſtändigen Geſchäfts— 
verkehrs nicht zuläſſig, daß ſich der Wettbewerber zum Rich⸗ 
ter in eigener Sache aufwirft und mit vom Publikum nicht 
ohne weiteres nachprüfbaren Urteilen die Leiſtungen des Mit- 
bewerbers herabſetzt. 

Sittenwidrig iſt es, wenn der Wettbewerber ohne Eins 
willigung des Mitbewerbers Ergebniſſe von Verſuchen ver⸗ 
öffentlicht, die ein Dritter mit den gewerblichen Leiſtungen 
beider angeſtellt hat, ſelbſt wenn der Dritte ſolche Ergebniſſe 
Jutereſſenten zugänglich macht (Gas-Probebacken). RG. II 
268/36 v. 9. Mai 1936: JW. 1936, 2635 (Culemann) = 
GRUR. 1937, 232. 


277. Der Wettbewerber mag feine Ware anpreifen, indem 
er deren Vorzüge hervorhebt. Angaben über den Mitbewerber 
zu Wettbewerbszwecken ſind unlauter, gleichgültig ob ein Hin 
wels auf die Überlegenheit der eigenen Leiſtung damit ver— 
bunden wird. 


66. Jahrg. 1937 Heft 43 


Bei Fragen des Kunden über den Mitbewerber 
iſt beſondere Zurückhaltung erforderlich, insbeſondere wenn 
ſie nicht in erkennbarer Beziehung auf den Mitbewerber ge⸗ 
ſtellt werden und ſomit kein Grund zur Abwehr beſteht. Der 
Fragende muß an eine unbeteiligte Auskunftsſtelle verwieſen 
oder die Antwort ſo erteilt werden, daß der Mitbewerber 
nicht bloßgeſtellt wird. RG. II 64/36 v. 25. Sept. 1936: 
JW. 1937, 3100 LñBulemann) = GRUR. 1937, 237. 


278. Es genügt, daß auch Wettbewerbszwecke mit der be 
anſtandeten Erklärung verfolgt worden ſind; der Wett⸗ 
bewerbszweck darf nur nicht neben den anderen ganz in den 
Hintergrund getreten ſein. 

Erlaubt iſt es, auf die Verhältniſſe des Mitbewerbers 
oder auf die Beſchaffenheit ſeiner Waren einzugehen, wenn 
es zur Abwehr gegen unberechtigte Angriffe von ſeiner Seite 
dienen ſoll. Auch wenn der Kunde zu einem Vergleich auf⸗ 
fordert, kann Aufſchluß nicht verweigert werden. Jedoch 
müſſen in dem Falle bei der Antwort die Gründe angegeben 
werden, die dem Befragten die überzeugung von der Über⸗ 
legenheit ſeiner Waren oder Leiſtungen verſchafft haben. 

Auf ein berechtigtes Intereſſe an der vertraulichen Mit⸗ 
teilung (8 14 Abſ. 2 Unl WG.) über das Erwerbsgeſchaft des 
Mitbewerbers kann ſich der Befragte nicht berufen, wenn der 
Inhalt ſeiner Mitteilung ſowohl unter § 1 wie unter 8 14 
Abſ. 1 UnlW. fällt. Die beiden Vorausſetzungen des 8 14 
Abſ. 2, Vertraulichkeit der Mitteilung und berechtigtes In⸗ 
tereſſe des Mitteilenden, müſſen nebeneinander vorliegen. 
RG. II 145/36 v. 3. Nov. 1936: IW. 1937, 686? (Cule⸗ 
mann). 


279. Auverläffiger Syſtemvergleich (Backſtein⸗ und 
Schlacken betonhohlſtein). Es gibt kein Verbot der Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen zwei Syſtemen, weil andernfalls 
Entwickelung von Technik und Wirtſchaft gehemmt würde. 
Nur dürfen nicht perſönliche ehrverletzende oder grob fahr⸗ 
läſſig wahrheitswidrige Behauptungen aufgeſtellt werden. 
RG. II 160/34 v. 9. Nov. 1934: JW. 1935, 1089 — JDR. 
1935, 557 = GRUR. 1935, 382 — MuW. 1935, 65 = 
Mitt. 1935, 20. 


280. Judenhinweis zu Wettbewerbszwecken grundſätz⸗ 
lich unerlaubt; anders bei ſachlicher Auskunft auf Anfrage 
oder zur Richtigſtellung wahrheitswidriger Behauptungen. 

NSDAP. Es ift unlauter, zum Vorteil des eigenen Uns 
ternehmens Kunden auf ihre Pflichten als Angehörige der 
NSDAP. hinzuweiſen. OLG. Hamburg 1 U 139/35 vom 
23. Aug. 1935: GRUR. 1936, 195. 


281. Judenhinweis. 8 824 BGB. AG. Hamburg 4 0 
869/35 v. 29. Juni 1936: JW. 1935, 2763. 


282. Gleichgültig, ob der Judenhinweis gegenüber einem 
Nationalſozialiſten, einem deutſchen Bauern oder einem 
ſonſtigen Deutſchen geſchieht. RG. II 221/35 v. 25. Febr. 
1 IW. 1936, 13661 Culeman n) = GRUR. 1936, 
655. 


283. Der Judenhinweis iſt unlauter, insbeſondere auch die 
wettbewerbliche Verwendung eines Verzeichniſſes der Vor⸗ 
ſtands⸗ und Auffichtsratsmitglieder des Mitbewerbers. Die 
Bekämpfung der Juden iſt den amtlichen Stellen übertragen 
und nicht dem Wettbewerb überlaſſen. RG. II 193/35 vom 
25. Febr. 1936: Rh. 150, 298 JW. 1936, 13665 
(Culem ann) = ZDR. 1936, 525 = GRUR. 1936, 650 
— Mu W. 1936, 293. 


284. Der Hinweis auf den jüdiſchen Charakter eines Unter⸗ 
nehmens verträgt ſich nicht mit den guten Sitten des Wett⸗ 
bewerbs, auch nicht im Falle der Abwehr. NG. II 128/36 
v. 12. Jau. 1937: JW. 1937, 1876 2. 


285. „Ausländiſch“ und „jüdiſch“ kann eine Firma 
auch dann ſein, wenn ſie zwar ihren Sitz in Deutſchland hat 
und ihre Organe wie der überwiegende Teil ihrer An⸗ 
geſtellten Arier ſind, das Unternehmen aber maßgeblich dem 
Einfluß ausländiſcher Perſonen unterliegt. RG. II 161/36 
v. 26. Jan. 1937: JW. 1937, 18788 (vgl. 1861 Rilft). 
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286. Der Ausländer ſteht im Wettbewerb nicht unter Aus⸗ 
nahmerecht, muß ſich aber während eines Wirtſchaftskampfes 
des Auslandes gegen Deutſchland gefallen laſſen, daß auf 
ſeine Ausländereigenſchaft und die Herſtellung ſeiner Ware 
im Auslande hingewieſen wird, ſelbſt wenn Ware gleicher 
Güte im Inlande nicht zur Verfügung ſteht. 

Welche Merkmale für die Ausländereigenſchaft maß⸗ 
gebend ſind, kann im Einzelfall zweifelhaft ſein RG. II 
221/34 v. 1. März 1935: RG3. 147, 1 = JW. 1935, 1681 
— GRUR. 1935, 519 - MuW. 1935, 228 — Mitt. 
1935, 147. 


287. Infolge des Wechſels der Verkehrsanſchauung iſt der 
Hinweis, ein Mitbewerber ſei Ausländer oder eine Ware 
ausländiſchen Urſprungs, zuläſſig geworden. Unzuläſſig da⸗ 
gegen iſt der Hinweis, ein inländiſches Unternehmen arbeite 
mit ausländiſchem Gelde. 

Wer den Anſchein erweckt hat, er wolle derartiges be⸗ 
haupten, kann ſich gegen eine Klage nur durch entſchiedene 
Richtigſtellung ſchützen und darf nicht die Frage dahingeſtellt 
laſſen. RG. II 125/25 v. 7. Jan. 1936: RG. 150, 55 = 
JW. 1936, 1365 [C ulemann) = JR. 1986, 525 = 
Ru. 1936, 642 = Muß. 1936, 185 — Archf W. 1936, 66 
— Mitt. 1936, 86. 


288. Maßgebend für die Zuläſſigkeit des Auslandshin⸗ 
weiſes iſt das Intereſſe der deutſchen Volkswirtſchaft. Unzu⸗ 


läſſig iſt es, bei im Inlaud zugelaſſenen Tochterunternehmen 


einer ausländiſchen Verſicherungsfirma darauf hinzuweiſen, 
daß dieſe ihre freien Mittel u. a. in Werten einer aus⸗ 
ländiſchen Waffenfabrik angelegt hat. Ob die Finanzgebarung 
einer ausländiſchen Firma den nationalen Intereſſen wider⸗ 
ſtreitet, hat die Stelle zu prüfen, die über die Zulaſſung der 
Firma entſcheidet, aber nicht der einzelne Wettbewerber. RG. 
II 193/35 v. 25. Febr. 1936: RG. 150, 298 = ZW. 1936, 
13661 (Culemann) = ID. 1936, 525 — G Rug. 
1936, 648 = Muß. 1936, 293. 


B. Ausnutzung des Rufes: 


8 12 BGB, 88 30, 37 HB. 88 1, 3, 16 un WG., 
88 24, 25 WZ. 


289. Unkenntnis eines für die Beurteilung weſentlichen 
Tatumſtandes ſchließt, auch wenn ſie auf grober Fahrläffig- 
keit beruht, einen Sitteuverſtoß aus. Die Einführung des Be⸗ 
griffs der fahrläſſigen Unkenntnis iſt abzulehnen. 
Der Handelnde darf ſich der Kenntnis nur nicht bewußt ent⸗ 
zogen haben. RG. II 225/36 v. 12. März 1937: GRUR. 
1937, 472. 


290. Früherer Angeſtellter. Es iſt unzuläſſig, ſich an den 
guten Ruf eines fremden Unternehmens „anzuhängen“, weil 
damit der von einem andern durch Leiſtung und Werbung 
erworbene gute Ruf ohne eigene Aufwendungen auszubeuten 
verſucht wird (Friſeur, „früher bei „ 
221 05/5 v. 5. Febr. 1935: ArchfW. 1936, 12. 


291. Eine vom Erwerber der Konkursmaſſe nicht über⸗ 
nommene Konkurrenzklauſel kann über $ 1 UnlWG., 
8 826 BGB. für ihn verbindlich fein, ſoweit in den Aus⸗ 
ſtattungsbereich des Klägers eingegriffen wird (Einſchleif⸗ 
paſte). RG. II 359/34 v. 21. Juni 1935: GRUR. 1935, 978. 


292. Unter Dentiften beſteht ein allgem eines vertrag⸗ 
liches Wettbewerbsverbot. RArbO. 167/34 v. 7. Nov. 1934: 
IW. 1935, 880 (Richter). 


293. Vertragliches Wettbewerbsverbot und 8 139 BB. 
RG. III 111/34 v. 11. Dez. 1934: JW. 1935, 6925 
(Oppermann). 


294. Der Begriff der Ver w echſelungsgefahr iſt 
für alle Kennzeichnungsmittel im Geſchäftsverkehr der gleiche. 
Er iſt ausſchließlich vom Standpunkt der Abnehmer zu be⸗ 
Urteilen. Bei Maſſenartikeln handelt die Mehrzahl der Käufer 
nicht überlegt und achtſam, wohl aber bei Neuerungen auf 
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dem Gebiet der Elektrotechnik. RG. II 266/35 v. 26. Mai 
1936: JW. 1936, 20761 IDR. 1937, 81 = GRUR. 
1936, 624. 


295. Für Verwechſelungsgefahr nicht erforderlich, 
daß Verwechſelungen ſchon vorgekommen find. RG. II 118/35 
v. 5. Nov. 1935: GRUR. 1936, 132 == Mu W. 1936, 26. 


296. Auf die Verwechſelungsgefahr kommt es für § 3 
Unl WG. nicht an. RG. II 355/34 v. 7. Jan. 1936: GRUR. 
1936, 981. 


297. Die ſeſtgeſtellte Abſicht, Verwechſelungen hervorzu⸗ 
rufen, ſpricht noch nicht dafür, daß Verwechſelungsgefahr vor⸗ 
liegt. RG. II 266/35 v. 26. Mai 1936: JW. 1936, 207615 
—= JUN. 1937, 81 GRUR. 1936, 626. 


298. Firma aus Aufangsbuchſtaben. RPat A. v. 14. Sept. 
1934: IDR. 1935, 554 = GRUR. 1935, 49. 


299. Vertragliche Abmachungen über die Benutzung 
von Warenzeichen, Namen, Firmen und ſonſtigen Geſchäfts— 
kennzeichen ſind unbeachtlich, wenn durch die Benutzung eine 
Irreführung der Allgemeinheit im Sinne eines beſonders 
günſtigen Angebots herbeigeführt wird. Demgegenüber hilft 
auch der Verwirkungseinwand nicht. RG. II 283/35 vom 
7. Juli 1936: JW. 1936, 35346 Uteſcher) = GRUN. 
1937, 159. 


300. Zeichenlizenz iſt unverbindlich, ſoweit ſie zur Täu⸗ 
ſchung des Publikums führt. RG. II 326/34 v. 12. März 
1935: JDR. 1935, 554 - GRUR. 1935, 753 — Mitt. 
1935, 191; vgl. auch RG. v. 27. Sept. 1935: JW. 1936, 
185 (Ullrich) = JON. 1936, 525. 


301. Teilweiſe Begehung im Auslande. Es genügt, 
daß der widerrechtliche Tatbeſtand ſich teilweiſe im Inlande 
vollzieht, beiſpielsweiſe die Herſtelluug der mit einem frem 
den Zeichen verſehenen Ware, ſelbſt wenn ſie von vorn 
herein nur für das Ausland beſtimmt war, oder die Verviel- 
fältigung und Verbreitung der Abbildungen nachgebauter 
Vorrichtungen im Katalog oder die widerrechtliche waren— 
zeichenmäßige Benutzung eines fremden geſchützten Wortes. 
RG. II 432/30 v. 31. März 1931: GRUR. 1936, 1088. 


302, Im Inlande, auch von Ausländern, begangene Firmen— 
oder Warenzeichenverletzungen werden nach deutſchem Recht 
beurteilt. RG. II 191/35 v. 11. März 1936: IDR. 1937, 
81 = GRUN. 1937, 150 Mu W. 1936, 297. 


303. Zwiſchenſtaatliches Warenzeichenrecht. RG. II 266/34 
v. 18. Jan. 1935: RGZ. 146, 325 = ZW. 1935, 157015. 


304. Namens- und Firmenſchuz. Der Namensſchutz aus 
89 BGB. ſteht auch einer juriſtiſchen Perſon zur 
Seite. 

Es genügt, daß der weſentliche Teil des Namens oder 
der Firmenbezeichnung eines andern verwandt wird, vor 
allem der ſchlagwortartige Teil. 

Es genügt, daß durch den Gebrauch das Vorliegen von 
Beziehungen zwiſchen zwei Firmen vorgetäuſcht wird, die im 
Verkehr als bedeutſam angeſehen werden. 

Für 8 12 BGB. genügt auch ein ideelles Intereſſe, ein 
familien» oder vermögensrechtliches braucht nicht vorzuliegen. 

Auf Unterlaſſungsanſprüche aus dem Namens- oder 
Firmenrecht kann verzichtet werden, wenn nicht der Gebrauch 
irreführend iſt und dadurch die Allgemeinheit betroffen wird. 
Die Genehmigung muß klar und eindeutig ausgeſprochen 
werden und iſt nur ſo lange wirkſam, wie keine Irreführung 
des Verkehrs eintritt. RG. II 94/35 v. 19. Nov. 1935: 


JW. 1936, 923% — GRUR. 1936, 663 — ArchfW. 
1936, 29. 
305. Für 812 BGB. iſt nicht Verwechſelungsgefahr im 


engeren Sinne — irrige Annahme des Publikums über die 
Herkunft der Ware — erforderlich. Es genügt Verwechſe— 
lungsgefahr im weiteren Sinne — in nicht unerheblichen 
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Verkehrskreiſen müſſen Beziehungen zwiſchen dem Namens⸗ 
träger und dem Benutzer angenommen werden können —. Es 
kommt nicht auf die Gleichartigkeit der Ware oder darauf 
an, ob ein Wettbewerbsverhältnis zwiſchen den Parteien 
vorliegt, auch nicht auf gegenwärtige Beeinträchtigung; Be⸗ 
einträchtigungsgefahr genügt. 

§ 24 W3G. richtet ſich ſpeziell gegen die Verwendung 
von fremden Namen oder Firmen zur Warenbezeichnung. 
RG. II 191/35 v. 11. März 1936: IDR. 1937, 81 = 
GRUR. 1937, 150 MuwW. 1936, 297. 


306. Durch § 12 BGB., § 16 UnlWG. wird nicht nur 
die Firma geſchützt, ſondern auch ein ſchlagwortartiger 
Beſtandteil derſelben, wenn er ſich im Verkehr eingebürgert 
hat („Kronprinz“). 

Die Tatbeſtände des 8 12 BB. und § 16 UnlWG. 
fallen zuſammen und ergänzen einander. Eutſcheidend iſt der 
zeitliche Vorrang des inläudiſchen Gebrauchs der Firma oder 
der Abkürzung, und zwar auch gegenüber einem international 
eingetragenen Zeichen. RG. II 191/35 v. 11. März 1936: 
SDR. 1937, 81 - GRUN. 1937, 149 = Muß. 1936, 297. 


307. Auch ein einzelnes Wort („Feuer-Sozietät“, „Asbach⸗ 
Uralt“, „J.-G.“), wenn es ſtets in Verbindung mit einem 
oder mehreren andern gebraucht wird, kann Kennzeichnungs⸗ 
kraft für ein Unternehmen erlangen. Iſt das nicht der Fall, 
kann Gefahr der Verwechſelung mit einem andern, ähnlich 
firmierenden Unternehmen nicht feſtgeſtellt werden. RG. 
II 355/34 v. 7. Jan. 1936: GRUR. 1936, 978. 


308. Eine allgemein gegenſtändliche Bezeichnung kann durch 
den Verkehr zur Bezeichnung für ein beſtimmtes Unternehmen 
erhoben werden. Räumlich wirkt fie dann ſoweit wie der tat 
ſächliche Verkehrsgebrauch. Ob fie für den wirklichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb inhaltlich zutrifft, iſt unerheblich („Rheiniſche 
Winzerſtuben“ in Berlin). RG. II 100/36 v. 30. Okt. 1936: 
IW. 1937, 3134 = GRngt. 1937, 248. 


399. Ausnutzung des Namens Ford. OLG. Dresden vom 
31. Mai 1934: IDR. 1935, 96 GRUR. 1934, 745. 


310. Der ortsgebundene Firmenſchutz der 88 30, 37 
HGB. wird durch 8 12 BGB., $ 16 UWG. auf das ganze 
Reich erweitert. Fir 8 24 Wi. it Warengleichheit oder 
-gleichartigfeit erforderlich, für 8 12 BGB., § 16 UnlWG. 
nicht. Auf Verwäſſerungsgefahr kommt es nicht an. RG. II 
59/35 v. 27. Sept. 1935: ZW. 1936, 186 (Uteſcher) 
— SDR. 1936, 525 = GRUR. 1936, 62 — Mitt. 1936, 405. 


311. Der Namens- und Firmenſchutz aus § 12 BGB., 
8 16 UnlWG. erſtreckt ſich über das ganze Reich, nicht nur 
auf einen örtlich begrenzten Bezirk wie bei 88 30, 37 HGB. 
RG. II 294/35 v. 26. Mai 1936: GRUR. 1937, 59. 


312. 58 30 HGB. Die Stellungnahme des Regiſter⸗ 
richters bindet den Prozeßrichter nicht. RG. II 127/35 vom 
15. Nov. 1935: GRUR. 1936, 502. 


313. Wo dem Mitbewerber ein beſſeres Recht zur Seite 
ſteht, als dem Konkurrenten, darf ſich dieſer nicht auf fein 
Recht berufen. Deun der Mitbewerber handelt nicht un⸗ 
lauter, wenn er einen Vorteil mitnimmt, den er dem Sons 
kurrenten nicht zu laſſen braucht. RG. IT 104/36 v. 17. Non, 
1936: RG. Z. 152, 365 = ZW. 1937, 390 (Böttcher). 


814. Führen die im gleichen Geſchäftszweig tätigen Bar- 
teien ſeit Jahren dieſelbe Firma zu Recht und hat jede für 
ſich einen redlichen Beſitzſtand begründet, iſt trotz der Ver⸗ 
wechſelungsgefahr der nach 8 16 Unl WG. entſcheidende zeit⸗ 
liche Vorrang nicht maßgebend. Ein Vorrang ſteht keiner 
der Parteien zu, es muß vielmehr ein gerechter Ausgleich ge⸗ 
funden werden. Jede Partei kann von der andern Unter⸗ 
laſſung der marken- und ſchlagwortartigen Benutzung des 
Firmennamens verlangen („Rüggeberg“). RS. II 283.35 
v. 7. Juli 1936: JW. 1936, 35346 (Lteſcher) = ZDR. 
1937, 80 = GRUNR. 1937, 154. 
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315. Das Warenzeichen iſt nicht ſtärker als ein älteres 
Namens⸗ oder Firmenrecht. 


Trotz § 16 Abſ. 3 Satz 2 UnlWG. beſteht kein Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen 8 16 UnlWG. und § 24 WZG., ſondern eine 
enge Verwandtſchaft (die Prioritätsgrundſätze decken ſich). 

Es beſteht aber eine allgemeine Pflicht des Wett⸗ 
bewerbers zur Vermeidung von Verwechſelungen. Darum 
kann ſelbſt die Verwendung des eigenen Namens oder der 
eigenen Firma als Bezeichnung der Ware unzuläſſig ſein, 
ſogar wenn die Firma älter ſein ſollte als die des Mit⸗ 
bewerbers; unter ſolchen Umſtänden kann der Schutz des 
8 24 WG. verſagen. RG. II 242/35 v. 27. März 1936: 
GRugt. 1936, 572. 


316. Aus der erſten Beſchäftigung mit Herſtellung oder 
Vertrieb einer Ware können Namens- oder Firmenrechte 
nicht hergeleitet werden, wenn nicht von der erſten Her⸗ 
ſtellerin auch eine entſprechende Firmenbezeichnung gewählt 
wird, und zwar früher als von dem Mitbewerber. RG. II 
96/35 v. 13. März 1936: GRUR. 1936, 1067. 


317. Zuziehung eines Strohmanns an ſich nicht un⸗ 
zuläſſig, insbeſondere auch dann nicht, wenn, um der Firma 
den Namen eines ausſcheidenden Geſchäftsführers zu erhal⸗ 
ten, ein Angeſtellter gleichen Namens als Geſellſchafter auf⸗ 
genommen wird („Bauſtoff⸗Müller“) OLch. Dresden 4 0 
68/34 v. 20. Dez. 1934: GRUR. 1935, 683. 


318. Namens- oder Ausſtattungsſchutz. Genehmigung 
der Benutzung des Namens oder der Ausſtattung kann von 
Anfang an nichtig ſein odes es ſpäter werden, wenn die Be⸗ 
nutzung ſogleich oder in ſpäterer Zeit eine Täuſchung der 
Allgemeinheit und eine Verkehrsverwirrung im Sinne eines 
günſtigeren Angebots verurſacht (Lignoſe-Lignoza). RG. II 
47/35 v. 27. Sept. 1935: JW. 1936, 186 0 (Ullrich). 


319. Durch vertragliche Unterlaſſungsverpflichtung des Fünf- 
tigen Aktiengeſellſchafters und Geſchäftsführers einer Gmbh. 
wird auch dieſe gebunden. RG. IT 35/36 v. 1. Sept. 1936: 
GRUR. 1936, 975. 


320. 8 328 BGB. Iſt einer von mehreren Trägern Des» 
ſelben Namens in einem Vertrage auf Unterlaſſung der 
Namensbenutzung nicht als Berechtigter erwähnt, war er 
aber bei Vertragſchluß beſtimmbar, kaun ihm im Wege der 
Vertragsauslegung nach 8 157 BGB. ein Verbietungsrecht 
eingeräumt werden. RG. II 35/36 v. 1. Sept. 1936: GRUR. 
1936, 974. 


321. Erweiterte Verwechſelungsgefahr: Der Verkehr er⸗ 
kennt zwar die Verſchiedenheit, wird aber durch den Mit⸗ 
bewerber veranlaßt, beſondere wirtſchaftliche Beziehungen 
oder engere organiſatoriſche Zuſammenhänge anzunehmen. 
Die Maßnahmen des Mitbewerbers verſtoßen gegen 8 3 
UnlWG. Darauf, daß die Annahmen des Publikums unrichtig 
find, kommt es nicht an (Lignoſe⸗Lignoza). RG. II 47/35 
v. 27. Sept. 1935: JW. 1936, 1860 (Ullrich). 


322. Zeichenſchutz. Eine bloße Farbe verdient keinen 
Zeichenſchutz, auch wenn ſie ſich im Verkehr bereits durch⸗ 
geſetzt hat. Lediglich Ausſtattungsſchutz kann in Frage 
kommen. RPat A. Sch 48 280/32 WZ B 12 v. 2. Mai 1936: 
JW. 1936, 1563 4. 


323. Die Möglichkeit der Verletzung von Bildzeichen 
durch Verwendung des dem Bilde entſprechenden Begriffs 
als Warenname oder Firma iſt grundſätzlich anerkannt. 

Bei aus Wort und Bild zuſammengeſetzten Zeichen wird 
im Verkehr im Regelfall das Wort für den ſtärkeren Be 
ſtandteil gehalten. JW. 1936, 207615 — DM. 1937, 81 — 
GRUR. 1936, 627. a 


324. Für die Verwechſelungsgefahr genügt Über⸗ 
einſtimmung der Klaugwirkung. RG. II 59/35 v. 27. Sept. 
1935: JW. 1936, 186 (U teſcher) IDR. 1936, 525 
= GRUR. 1936, 62 — Mitt. 1936, 405. 
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325. Verwechſelungsgefahr kann gegeben ſein, ohne daß 
Verwechſelungen ſchon vorgekommen find. RG. II 10036 
v. 30. Okt. 1936: IW. 1937, 3134 = GRUR. 1937, 245. 


326. Bildzeichen, Motivſchutz („Spatenmann“). LG. 
Hagen H O 58/35 v. 17. Juli 1935: GRUR. 1936, 261. 


327. 8 16. Keine Verwechſelungsgefahr zwiſchen Titel eines 
Bühnenſtücks und Name eines Kinderſpiels („Krach um 
2 520 RE. 27 U 3316/36 v. 5. Nov. 1936: GRUR. 
1937, h 


328. Zwiſchen Osram und Difram beſteht Verwechſelungs⸗ 
gefahr. Durch den Zuſatz „Saarerzeugnis“ wird ſie nicht be⸗ 
ſeitigt. RG. II 178/36 v. 4. Dez. 1936: JW. 1937, 990%. 


329. Die Ziffern 55 und 500 ſind in Indien verwechſe⸗ 
lungsfähig. RG. II 225/36 v. 12. März 1937: GRUR. 
1937, 470. 


330. Es iſt unzuläſſig, zeichenrechtlich geſchützte Flaſchen 
aufzukaufen, nachzufüllen und zu vertreiben, auch wenn 
die nachgefüllte Ware dem Betriebe der Zeicheninhaberin 
entſtammt. OLG. Königsberg 2 U 66/35 v. 31. Mai 1935: 
GRuR. 1936, 59 = DRZ. Rſpr. 1935, 354. 


331. Statt der ausdrücklich verlangten Markenware fremde 
Ware nachzufüllen und den Käufer nicht darauf aufmerkſam 
zu machen, iſt eine ſtrafbare Handlung i. S. von 84 Unl Wc. 
Ac. Aachen 1 DS 36/35 v. 18. Juli 1935: Archf W. 
1936, 95. 


332. Die Frage der Übereinſtimmung zwiſchen dem 
angemeldeten und dem Widerſpruchszeichen entſcheidet aus⸗ 
ſchließlich und für die Gerichte bindend das Pat A. RO. 
II 73/36 v. 10. Juli 1936: GRUR. 1937, 223. 


332. Unter 8 24 WG. fällt jede urkundliche, alſo nicht 
lediglich mündliche Ankündigung im Geſchäftsverkehr, ins⸗ 
hen der Werbefilm (auch Lichtreklame, Rundfunk, Fern⸗ 
ehen). 

Jede Verwendung des geſchützten Zeichens oder des in 
ihm enthaltenen Motivs im geſchäftlichen Verkehr iſt im 
Zweifel als warenzeichenmäßige Benutzung anzuſehen. RG. 
II 148/35 v. 22. Nov. 1935: JW. 1936, 87215, 2038 
(Hoffmann), dagegen 15266 (Harmſen) = GRUR. 
1936, 258. 


334. Wo in einem zuſammengeſetzten Zeichen ein Teil Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe iſt, bleibt er bei der Prüfung 
der Verwechſelungsgefahr unberückſichtigt. Da er in ſolchem 
Falle nicht Herkunftsbezeichnung fein kann, kommt Aus⸗ 
ſtattungsbeſitz ebenſowenig in Frage, alſo auch kein Uuter⸗ 
laſſungsanſpruch aus § 16 Abſ. 1 Unl WG. RG. II 254/35 
v. 12. Febr. 1935: GRUR. 1935, 510. 


335. Die Bezeichnung „Original“ weiſt ſtets auf eine 
beſtimmte Herkunftsſtätte hin. OL. Hamm 3 U 184/35 
v. 4. März 1936: GRUR. 1936, 821. 


336. Die Verwendung der Zuſätze „Echt“ oder „Original“ 
zu einer zur Beſchaffenheitsangabe gewordenen urſprünglichen 
Herkunftsbezeichnung kann dieſer wieder den ur⸗ 
ſprünglichen Charakter geben. R&. II 96/35 v. 13. März 
1936: GRUR. 1936, 1070. 


337. Der Ausdruck „Original“ weiſt — abgeſehen von 
Sonderfällen — immer auf die Herkunft hin. 


Für die üblichen Kraftwagen⸗Erſatzteile iſt nicht 
ausnahmsloſe Eigenherſtellung erforderlich, wenn fie mit 
„Original⸗X.⸗Erſatzteile“ bezeichnet werden. Doch müſſen 
ſowohl die neuen wie die Erſatzſtücke den üblichen Werk⸗ 
abuahmeprüfungen unterliegen, die aber nur im gleichen 
Umfange wie nach 8 377 HGB. ſtattzufinden brauchen. LG. 
Berlin 221 0 262/34 v. 14. Mai 1935: ZW. 1937, 332" 
(mit Amun. der Schriftleitung) = GRUR. 1937, 161. 
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338. Herkunftsbezeichnung für eine ausländiſche Ware kann 
zur Beſchaffenheitsangabe verwäſſert werden, wenn der Her⸗ 
ſteller eine Konkurrenzware mit dem Zuſatz „deutſch“ duldet. 
Iſt die Verkehrsauffaſſung bereits dazu übergegangen, in dem 
Zuſatz „deutſch“ lediglich eine beſondere Kennzeichnung eines 
der Originalware gleichzuſetzenden Erzeugniſſes zu ſehen, ſo 
ift die Verwäſſerung bereits eingetreten. RG. II 243/35 vom 
5. Mai 1936: RO. 151, 213 = JW. 1936, 26322 
GRUR. 1936, 951 = MuW. 1936, 423 = ZDR. 1937, 80. 


339. Der Begriff „Elektro-, wenn er einem andern 
vorangeſtellt iſt, kann nur als Beſchaffenheitsangabe gelten. 
RG. II 266/35 v. 26. Mai 1936: JW. 1936, 20761 = 
SDR. 1937, 81 = GRUR. 1936, 624. 


340. „Standard“ ift nach den Auskünften ſämtlicher 
deutſcher Handelskammern eine allgemeine, auf deu ver⸗ 
zweigteſten Geſchäftsgebieten verwendete Beſchaffenheits⸗ 
angabe mit der Bedeutung beſonderer Vollkommenheit und 
kann als Sonderbezeichnung für Waren einer einzelnen Firma 
nur dann Schutz beanſpruchen, wenn es ſich als Kennzeichen 
derſelben im Verkehr durchgeſetzt hat. RG. II 432/30 vom 
31. März 1931: GRUR. 1936, 1088. 


341. In Gegenden, wo als Abnehmer überwiegend Anal⸗ 
phabeten in Frage kommen, ift ein Unterſchied der Auf ⸗ 
ſchrift kein Unterſcheidungsmerkmal, insbeſondere wenn die 
Aufſchrift lediglich eine Beſchaffenheitsangabe enthält. RG. 
II 432/30 v. 31. März 1931: GRllR. 1936, 1086. 


342. 88 3, 1 UnlWG. find verletzt, wenn der Eindruck 
einer Händlermarke erweckt wird, wo es ſich um eine 
Fabrikmarke handelt. Denn das Publikum erblickt in dem 
Hinweis auf eine beſtimmte Erzeugungsſtätte eine größere 
Gewähr für eine einwandfreie Beſchaffenheit. Erzeugungs⸗ 
ftätte braucht nicht eine einzige Fabrik zu fein, es genügt be⸗ 
ſtimmt umgrenzter Kreis von Fabriken, die einen Waren 
typus nach erprobten einheitlichen Geſichtspunkten herſtellen. 
RG. II 94/34 v. 19. Okt. 1934: GRUR. 1935, 603. 


343. Auf Grund von 8 9 Abſ. 1 Satz 2 WZ. kann nur 
Löſchung des Warenzeichens, nicht aber Unterlaſſung oder 
Schadenserſatz verlangt werden (Nafalan). RG. II 183/35 
b. 13. März 1936: RG. 151, 10 = IW. 1936, 208218 = 
GRUR. 1936, 1071. 


344. Ausſtattungsſchuß kann nur eine beſondere, nicht 
eine techniſch notwendig bedingte Formgebung erlaugen. 
Doch können die Verwendung beſonders guten Werkſtoffs 
und beſonders ſorgfältige Ausführung („qualitative Vor⸗ 
züge“) Merkmale ſpezieller Formgebung ſein. RG. II 19,36 
v. 20. Sept. 1936: JW. 1937, 30° JDR. 1937, 80 — 
GRUR. 1937, 70 = Mitt. 1936, 356. 


345. Begriff der Ausſtattung ſchließt die technifche Funk 
tion aus. Eine Geſtaltung zu techniſchen Zwecken kann nach 
Ablauf des Patents oder Gebrauchsmuſterſchutzes nicht als 
Ausſtattung weiteren Schutz genießen, wohl aber das Charak 
teriſtiſche der Geſtaltung (Kennzeichnungsmoment, äſthetiſcher 
Überſchuß). 

Auch wenn Ausſtattungsſchutz nicht in Frage kommt, 
kann Schutz nach Unl WG. gegen planmäßiges Heranſchleichen 
gegeben fein (Makkaronipackung). RG. II 212/34 v. 21. Dez. 
1934: RG. 147, 247 JW. 1935, 930° (Ullrich) = 
GRUR. 1935, 376. 


346. Ausſtattungsbeſitz und Zeichen recht ſtehen ſich in ihren 
Wirkungen gleich. Ihr Verhältnis zueinander wird nach dem 
Grundſatz der 1 beſtimmt. Die Beſtimmungen des 
WG. find ohndeden Umweg über $ 1 UnlWG. ſinngemäß 
auf den Ausſtattungsſchutz anzuwenden. 

Alle Rechte aus der Priorität eines Ausſtattungsbeſitzes 
haben zur Vorausſetzung, daß der Ausſtattungsbeſitz in der 
letzten mündlichen Verhandlung der letzten Tatſacheninſtanz 
noch beſteht. 

Aus welchem Grunde die Verkehrsgeltung verlorengeht, 


insbeſondere ob der Nichtgebrauch der Ausſtattung auf ein 
in höherer Inſtanz beſeitigtes gerichtliches Unterlaſſungs⸗ 
gebot zurückgeht, iſt für die Tatſache des Verluſtes ohne Be⸗ 
deutung (Bandmotiv). RG. II 115/34 v. 9. Okt. 1934: 
IDR. 1935, 97 = GRUR. 1935, 577 = Mitt. 1934, 317. 


347. 825 WG. Ausſtattungsſchutz ſchon dann, wenn die 
Ausſtattung ſich in einem nicht ganz unerheblichen Teil eines 
einheitlichen Wirtſchaftsgebiets durchgeſetzt hat. 

Der Inhaber eines bisher nur für ein begrenztes Gebiet 
Deutſchlands beſtehenden Ausſtattungsſchutzes iſt berechtigt, 
ſein bisheriges Abſatzgebiet mit denſelben oder gleichwertigen 
Waren und demſelben Zeichen zu erweitern (Vienenſeife). 
RG. II 289/35 v. 9. Juni 1936: JW. 1936, 2879 5 
(Üüñteſcher). 


348. Ausſtattungsſchutz kann ſowohl für Farbenzuſammen⸗ 
ſtellungen wie für einzelne Farben beſtehen. 

Unterſcheiden ſich bei gleicher Farbenzuſammenſtellung 
die Packungen der Parteien nur durch das Warenzeichen, be— 
ſteht Verwechſelungsgefahr dann, wenn das Warenzeichen 
nach der Verkehrsanſchauung nur Beiwerk iſt. 

Daß der Mitbewerber die Packung der Konkurrenz in 
ihren nicht kennzeichnungskräftigen Farben zum Muſter nimmt, 
iſt für ſich allein nicht ſittenwidrig. RG. II 11/36 v. 16. Juni 
1936: GRUR. 1937, 313. 


349. Ausſtattungsſchutz im Auslande. Verkehrsgeltung 
muß für jedes Land beſonders erwieſen werden. RG. II 11/36 
v. 16. Juni 1936: GRUR. 1937, 313. 


350. Verkehrsgeltung im Auslande gibt keinen Anſpruch 
gegen den Inländer, der im Auslande den Ausſtattungsſchutz 
verletzt, es ſei denn, daß § 1 Unl WG. gleichzeitig gegeben iſt. 
Für den Uunterlaſſungsanſpruch genügt dann aber nicht mehr 
wie ſonſt der objektive, ſondern es muß der ſubjektive Tat⸗ 
beſtand feſtgeſtellt werden. NG. II 225/36 v. 12. März 1937: 
GR. 1937, 470. 


351. Der Ausſtattungsbeſitzer muß ſtändig um die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Verkehrsgeltung, d. h. der Kennzeichnungs⸗ 
kraft der Ware für ſeinen Betrieb, bemüht ſein. Die Ver 
kehrsgeltung geht verloren, wenn er anderen Betrieben 
geſtattet, die Ware mit Hinweiſen auf ihren Betrieb zu ver⸗ 
ſehen. RG. II 19/36 v. 25. Sept. 1936: IW. 1937, 309 = 
JD. 1937, 80 = GRUR. 1937, 71 = Mitt. 1936, 356. 


352. Beweis für Verkehrsgeltung iſt für die Zeit des 
Rechtsſtreits zu führen; frühere Verkehrsgeltung genügt nicht, 
weil fie verloren worden fein kann. RG. II 141/35 vom 
22. Jan. 1936: GRligt. 1936, 826. 


353. 8823 Abſ. 1 BGB. Eine Verletzung des Rechts am 
Gewerbebetrieb (Ausſtattungsraub) iſt nur gegeben, 
wenn ſich der Eingriff unmittelbar gegen den Veſtand des 
Gewerbebetriebs richtet, nicht ſchon dann, wenn ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Gewinn entzogen wurde (Bandmotiv). KG. 31 U 
1416/33 v. 12. Febr. 1934: GRUR. 1935, 584. 


354. Warenzeichen und Ausſtattung ſind grundſätzlich 
Rechte gleicher Art. Auch wenn man, dem Schrifttum fol⸗ 
gend, Lizenz an Ausſtattung für möglich Hält, darf 
doch dem Lizenznehmer nicht erlaubt werden, die auf den Be⸗ 
trieb des Lizenzgebers hiuweiſende Ware mit einem Nanden 
zu verſehen, der auf den Lizenznehmer hinweiſt, weil eine 
ſolche Kennzeichnung die Verkehrsgeltung für den Lizenzgeber 
zerſtört. RG. II 19/36 v. 25. Sept. 1936: JW. 1937, 30° = 
IDR. 1937, 80 = GRÜN. 1937, 72 = Mitt. 1936, 356. 


355. In Ausnahmefällen kann, wo 816 UnlWG. verſagt, 
ein Titelſchutz auf 8 1 UnlWG. gegründet werden. RO. 
II 118/35 v. 5. Nov. 1935: GRUR. 1936, 134 — MuW. 
1936, 26. ' 


356. 825 WbzG. verſagt gegenüber einer älteren eingebitr- 
gerten Geſchäftsbezeichnung oder einem früher zur 
Verkehrsgelkung gelangten Schlagwort. Jeder Unternehmer 
darf ſich die Benutzungszeit feiner Rechtsvorgänger anrechnen. 
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8 16 UnlWG. verſagt, wenn die Abnehmer der Parteien 
wegen räumlicher Trennung zu verſchieden ſind, als daß 
Irreführung beabſichtigt oder möglich fein könnte („Teppich⸗ 
Burſch“). OLG. Köln 8 U 374/31 v. 29. Sept. 1933: 
Rug. 1935, 53. 


357. Geſchäftsbezeichnung. OL. Köln v. 29. Sept. 1984: 
JD R. 1935, 554 GRUR. 1935, 53. 


C. Ausnutzung der Leiſtung: 


(88 1, 17 Abf. 2, 18 und., 88 823, 826 B B., VO. zum 
Schutz der Wirtſchaft v. 9. Marz 1932) 


358. Sklaviſcher Nachbau: Nach ſtändiger Apr. verſtößt 
ſelbſt die maßgetreue Nachbildung einer patentamtlich nicht 
mehr geſchützten Raumform, ſoweit ſie ſich nicht auf die 
techniſch⸗funktionelle Seite als ſolche bezieht, nicht gegen die 
Grundſäte des lauteren Wettbewerbs oder der guten Sitten, 
ſondern iſt ſchlechthin zuläſſig und ſogar erwünſcht, wenn nicht 
beſondere Umſtände vorliegen. Das muß auch nach heutiger 
Rechtsanſchauung gelten, weil im Intereſſe des Volkes die 
abgelaufene Schutzdauer nicht auf dem Umwege über das 
UnlWG. gegen den ausgeſprochenen Willen des Geſetzgebers 
erweitert werden darf. Nur der etwa erworbene Ausſtat⸗ 
tungsſchutz bleibt unberührt. RG. II 19/36 v. 25. Sept. 
1936: JW. 1937, 308 — ZDOLR. 1937, 80 = GRUN. 1937, 
69 = Mitt. 1936, 356. 


359. Das mit Mühe und Koſten errungene Arbeitsergebnis 
wird gegen fremde Ausnutzung nicht als ſolches geſchützt, 
wohl aber bei Hinzutreten beſonderer Umſtände. Solche ſind 
dann anzunehmen, wenn zu der objektiven Verwechſlungs 
gefahr gewollte oder mindeſtens gebilligte Verwechſelbarkeel 
tritt. Die angegriffene Ware muß aber bereits Verkehrs 
geltung haben. RG. II 128/35 v. 22. Nov. 1935: RG. 
149, 329 JW. 1936, 87516 IDR. 1936, 526 
SRUM. 1936, 187 — MuW. 1936, 143. 


360. Sklaviſcher Nachbau iſt dann ſittenwidrig, wenn be⸗ 
wußte Irreführung des Publikums über die Herkunft der 
Ware hinzutritt. Tau ſchungsabſicht iſt erforderlich, 
aber ſchou anzunehmen, wenn der Nachbauende feiner Rechts⸗ 
pflicht nicht nachkommt, alles zu tun, um die ihm bekannte 
objektive Verwechſlungsgefahr auszuſchließen. RG. IL 432/30 
v. 31. März 1931: GRUN. 1936, 1086. 


361. Sklaviſcher Nachbau wird ſittenwidrig vor allem 
durch die Abſicht, das Publikum über die Herkunft des durch 
die Nachbildung geichaffenen Gegenſtandes irrezuführen. RG. 
II 164/35 v. 20. Dez. 1935: GRUR. 1936, 441. 


362. Es iſt nicht unlauter, wenn der Herſteller von Er 
ſatz teilen dieſe mit denſelben Katalogbezeichnungen ver 
ſieht wie die Lieferantin der Originalmaſchinen. 


Katalogſyſtem: Weder urheberrechtlicher noch Wett 
bewerbsſchutz. Keine Pflicht des Benutzers zur Innehaltung 
gleicher Preiſe. OLG. Dresden 4 U 47/35 v. 12. März 1936: 
GRUR. 1937, 473. 


363. Erſatzteile. NO. v. 6. Juli 1934: 
(8 15) — GRUNR. 1934, 598 


364. Soll der Erfindungsſchutz nicht auf Patentvorſchriften, 
ſondern auf 88 823, 826 BGB., § 1 UnlWG., alſo auf 
Sittenwahrung, gegründet werden, bedarf es eines ver 
kehrsbeachtlichen Schutzwertes. Dieſer fehlt, wenn die geltend 
gemachte Erfindung keinen Vorſprung vor andern darſtellt. 
KG. 10 W 3434/36 v. 11. Nov. 1936: Gu. 1937, 401. 


JDOR. 1935, 97 
Mitt. 1934, 270. 


365. „Mu ſſwe r piraten“ (Krawattenmuſter). OLG. Düſſel 
dorf 2 U 407/34 v. 14. Nov. 1984: GRUR. 1935, 414; 
ſ. auch RG. I 192/31 v. 9. Dez. 1931 und L 345/31 vom 
19. März 1932: GRlIR. 1935, 413. 


366. Betriebsgeheimnis iſt alles, was einem Gewerbe⸗ 
betrieb ſo eigentümlich iſt, daß es in andern nicht oder 
nur vereinzelt zur Anwendung kommt, und deſſen Geheim⸗ 
haltung vor der Konkurrenz wichtig iſt. Neuheit nicht er⸗ 
forderlich, doch darf nicht Offenkundigkeit vorliegen. Dieſe 
iſt anzunehmen, wenn jeder Intereſſent die Beſonderheiten der 
geheimgehaltenen Vorrichtung auf normalem Wege ohne grö⸗ 
ßere Schwierigkeiten und Opfer in Erfahrung und zur An⸗ 
wendung bringen könnte. Durch den Übergang einer verkauften 
Sache in den Beſitz des Erwerbers wird ihre Herſtellung noch 
nicht offenkundig. RG. II 128/35 v. 22. Nov. 1935: RG. 
149, 329 = JW. 1936, 87516 IDR. 1936, 526 — 
GRUR. 1936, 185 = MuW. 1936, 143. 


367. Das geſchützte Verfahren braucht wicht neu im Sinne 
des Patentrechts zu ſein. Es genügt ſogar Sammlung von 
Betriebserfahrungen und deren Feſtſtellung in Ta⸗ 
bellen (Konſtruktionsdaten für optiſche Inſtrumente, Kunden⸗ 
liſten, Fabrikationsmethoden, Zuſammenſetzung des Produkts). 
Nur darf das Verfahren nicht offenkundig ſein, was auch 
dann anzunehmen iſt, wenn es ohne größere Schwierigkeiten 
und Opfer durch bloße Unterſuchung der fertigen Ware er⸗ 
mittelt werden kann. 


Auch ein leitender Angeſtellter, dem das Geheim⸗ 
nis nicht anvertraut iſt, iſt „ein anderer“ i. S. von 8 17 
Abſ. 1 Unl WG. oder „jemand“ i. S. der VO. zum Schutz 
der Wirtſchaft v. 9. März 1932. 


Unredlich iſt der Erwerb der Kenntnis, wenn der An⸗ 
geſtellte ſie auf unüblichem oder dem Arbeitgeber nicht dien⸗ 
lichem Wege feſthält (unerlaubte Hilfsmittel), beiſpielsweiſe 
durch Auswendiglernen eines Rezepts. 


Der Angeſtellte darf rechtmäßig erlangte Kenntniſſe nach 

feiner Entlaſſung nur im Rahmen des 8 1 UnlWG. ver- 
werten, unrechtmäßig erlangte überhaupt nicht. RG. II. 
223/35 v. 17. März 1936: JW. 1936, 2081 = IDR. 
1937, 81 = GRUN. 1936, 575 Mu W. 1936, 332 — 
ArchfW. 1936, 112 — Mitt. 1936, 155. 
368. Betriebsgeheimnis iſt jede Tatſache, die nach dem be⸗ 
kundeten Willen des Betriebsinhabers geheimgehalten werden 
ſoll, nicht offenkundig iſt und im Zuſammenhange mit einem 
Geſchäftsbetrieb ſteht. 

Auch wenn der Angeſtellte an ſich nicht gehindert iſt, 
nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes Be⸗ 
triebsgeheimniſſe ſeines früheren Arbeitgebers ſelbſt zu ver⸗ 
werten oder andern mitzuteilen, iſt doch planmäßiges Aus- 
forſchen des Angeſtellten durch Dritte unlauter. 


Es genügt unlautere Nachahmung; ſklaviſcher Nachbau 
nicht erforderlich. 

Werden die Stoffe, deren Verwendung Betriebsge⸗ 
heimnis iſt, durch Stoffe derſelben Wirkung erſetzt, entfällt 
die Sittenwidrigkeit (ebenſo Unterlaſſungsanſpruch und Wie⸗ 
derholungsgefahr). RG. II 177/36 v. 11. Dez. 1986: GRUR. 
, SER) 


369. Entlaſſener Angeſtellter darf redlich erworbene Keunt⸗ 
niſſe und Erfahrungen im eigenen Betrieb verwerten. Auf⸗ 
zeichnungen des noch im Dienſt befindlichen Angeſtellten zum 
Zwecke ſpäterer Verwertung verſtoßen gegen die Treupflicht 
und die guten Sitten des Wettbewerbs. NO. II 167,34 
v. 20. Nob. 1934: JW. 1935, 1091 (Uteſcher) — Hochſt⸗ 
RRſpr. 1935 Nr. 611 GRUR. 1935, 387 — Mu W. 
1935, 105 = Mitt. 1935, 58. 


370. Arbeits- und Erzeugungsmethoden zu verwenden, die 
allgemein bekannt ſind, iſt nicht ſittenwidrig und ſtellt kei⸗ 
nen widerrechtlichen Eingriff in den Gewerbebetrieb eines an⸗ 
dern dar. Das trifft auch für Beſtandteile der Arbeitsmethode 
zu, die nicht urſächlich für irgendeinen Fortſchritt in der Er⸗ 
zeugung oder für einen Vorteil im Abſatz ſind. OLG. Mün⸗ 
chen 5 U 330/36 v. 10. Sept. 1936: GRUR. 1936, 1001. 
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371. Betriebsgeheimnis kann bei einem Verfahren, das im 
Schrifttum beſchrieben iſt, nur die zeitlich genau ab⸗ 
gepaßte Reihenfolge der mannigfachen Arbeitsvorgänge in 
ihrer Wiederholung und Folge ſein. RG. II 213/35 vom 
13. März 1936: GRUR. 1936, 891. 


372. Zur Anwendung von $ 17 Abſ. 2 Unl WG. bedarf es 
nicht der Verſchaffung der Kenntnis aus dem Betriebe des 
Geheimnisinhabers. Es kommt auf den Zuſammenhang der 
geheimgehaltenen Tatſache mit einem beſtimmten Betriebe an, 
nicht auf die Tatſache als ſolche. Darum kann ein Geheimnis⸗ 
bruch auch in bezug auf eine Maſchine vorgenommen wer⸗ 
den, die ſich bereits bei dem Erwerber befindet, voraus⸗ 
geſetzt, daß der Geheimhaltungswille des Lieferanten fort- 
dauert. RG. II 128/35 v. 22. Nov. 1935: RG. 149, 329 
JW. 1936, 87516 — ZOR. 1936, 526 GRUR. 1936, 
185 — MuW. 1936, 143. 


373. Auch Zahlungsbedingungen einer Tochter- 
firma können ein Betriebsgeheimnis ſein, wenn ſie nicht den 
formularmäßigen entſprechen, ſelbſt dann, wenn ſie der Mit⸗ 
bewerber ohne weiteres von Kunden erfragen kann. RG. 
4 D 293/36 v. 21. Aug. 1936: JW. 1936, 3471 (Cule⸗ 
mann) = SDR. 1937, 81 GRUR. 1937, 477. 


374. Abſpenſtigmachen von Angeſtellten iſt 
ſelbſt dann nicht ſittenwidrig, wenn höherer Lohn und beſſe⸗ 
res Fortkommen in Ausſicht geſtellt wird. Sittenwidrig iſt es 
aber, wenn nicht eine Gelegenheit ausgenutzt wird, wie ſie ſich 
im gewöhnlichen Ablauf des Wirtſchaftslebens bietet, ſondern 
wenn der Wettbewerber dem andern wichtige Arbeitskräfte 
zielbewußt in größerem Umfange entzieht, um ſie in ihrem 
bisherigen Wirkungskreiſe gegen ihn einzuſetzen und ſo Vor⸗ 
teile zu erlangen, die ihn ſonſt Mühe und Geldopfer gekoſtet 
hätten. Ob der Verletzte die Lücken in ſeinem Perſonal ſchnell 
wieder hat auffüllen können, iſt gleichgültig. RG. II 267/35 
v. 24. April 1936: GRUN. 1936, 996 = Muß. 1936, 426. 


375. Planmäßiges Wegengagieren von Angeſtellten iſt fit 
tenwidrig, wenn es erfolgt unter Verleitung zum Vertrags⸗ 
bruch, durch irreführende Mitteilungen oder durch herab⸗ 
ſetzende Außerungen über den früheren Arbeitgeber, oder bei 
planmäßigem Ausſpannen gut eingearbeiteter Arbeitskräfte, 
oder wenn beabſichtigt iſt, das Handelsgeſchäft des Konkur⸗ 
renten in ſeinen Grundlagen zu treffen. 

Daß der Arbeitnehmer auf Veranlaſſung oder unter Ein⸗ 
wirkung des neuen Arbeitgebers gekündigt hat, iſt nicht er⸗ 
forderlich. RG. II 245/35 v. 3. April 1936: RG. 151, 
86 = JW. 1936, 26283 (Culemann) = IDR. 1937, 
79 = GRUR. 1936, 508 = Muß. 1936, 418 = Mitt. 
1936, 196. 


376. Schon der Verſuch der Gewinnung eines einzigen gut 
eingearbeiteten Gefolgſchaftsmitgliedes des Mitbewerbers kann 
einen Sittenverſtoß darſtellen, ſelbſt wenn er erfolglos bleibt. 
RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RGZ. 149, 114 = JW. 
1936, 7174 (Hoffmann) = IDR. 1936, 525 = GRUN. 
1936, 633 = Muß. 1936, 90 = ArchfW. 1936, 9. 


377. Die Werbung eines entlaſſenen Angeſtell⸗ 
ten im Kundenkreiſe ſeines früheren Arbeitgebers iſt an 
ſich nicht unzuläſſig, kann es aber durch beſondere Umſtände 
werden. Das iſt z. B. der Fall, wenn die jetzige Tätigkeit 
des Angeſtellten nur die unmittelbare Fortſetzung einer frühe⸗ 
ren iſt, die auf grober Vertragsverletzung beruhte. RG. II 
106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 149, 114 = JW. 1936, 
7174 (Hoffmann) = J'DR. 1936, 525 GRUR. 1936, 
636 = Muß. nn 90 - Archf W. 1936, 9. 


378. Kündigungshilfe: Sind die Kündigungsſchrei⸗ 
ben auf Vordrucken des Wettbewerbers hergeſtellt und von 
ihm befördert, liegt, wenn planmäßig betrieben, unlauterer 
Wettbewerb vor. RG. II 193/35 v. 25. Febr. 1936: RG. 
150, 298 = JW. 1936, 13664 (Culemann) = JO. 
1936, 525 = GRUR. 1936, 651 = Muß. 1936, 293. 


379. Kündigungshilfe in der Krankenverſicherung. RG. vom 
3. Nov. 1933: JW. 1934, 290 = ArchfW. 1936, 11. 


380. Planmäßige Werbung im Kundenkreiſe des Mit⸗ 
bewerbers auch ohne Verleikung zum Vertragsbruch, iſt un⸗ 
lauter, wenn der Wettbewerber zielbewußt und ſyſtematiſch 
darauf ausgeht, den Mitbewerber in ſeinen wirtſchaftlichen 
Grundlagen zu treffen. Ob die Werbung Erfolg hat, iſt 
gleichgültig. RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 149, 
114 = JW. 1936, 717° (Hoffmann) = IDR. 1936, 
525 — GRÜN. 1936, 634 = Muß. 1936, 90 = ArchfW. 
1936, 9. 


381. Verleitung gebundener Kunden des Mitbewerbers zum 
Vertragsbruch. RG. II 200/34 v. 6. Nov. 1934: ZOR. 
1935, 557 = GRUR. 1935, 320 = MuW. 1935, 63. 


382. Gegen § 1 Unl WG., § 826 BGB. verſtößt es, wenn 
der Wettbewerber die Aktienmajorität des Mitbewer⸗ 
bers aufkauft und damit einen groben Vertrauensbruch aus⸗ 
nutzt, der dem Vorſtand und den Aktionären des Mitbewer⸗ 
bers zur Laſt fällt (Kampffront gegen Syndikat). RG. II 
234/34 v. 25. Jan. 1935: Archf W. 1935, 70 (Schwartz). 


III. Handlungen zum Ausſchluß des Wettbewerbs 

gegenüber einzelnen Mitbewerbern (Ausſchluß, Boy⸗ 

kott, Sperren uſw.): BD. v. 19. Juni 1935 betr. 

Unterſagung von Werbebeſchränkungen, Kart. v. 
15. Juli 1933 


383. Kein Recht der Kirchengemeinden zur Monopoli⸗ 
ſierung der Grabpflege. OLG. Kiel 1 U 186/34 v. 8. Okt. 
1934: JW. 1935, 8737, 


384. Boykott (grundſätzlich). RG. III 28/35 v. 23. Juli 
1935: JW. 1935, 3299 (Danieleik). 


385. Bohykottaufforderung iſt durchaus ſittenwidrig. Ein A. 
Berlin = GRUR. 1935, 117 Wil. 1934, 510. 


386. Schaffung eines Syndikats mit dem Ziel der Be⸗ 
gründung einer Monopolſtellung und der Beſeitigung von 
Außenſeitern iſt nicht ohne weiteres ſittenwidrig. RG. II 
234/34 v. 25. Jan. 1935: Archf W. 1936, 70 (Schwartz). 


387. Verdingungskartelle (Zuſammenſchlüſſe zur 
Abwehr der mit der Ausſchreibung von Arbeiten verbundenen 
Gefahr ſchrankenloſen Wettbewerbs und rückſichtsloſer Preis⸗ 
unterbietung) ſind zuläſſig, ſolange ſie nicht durch plan⸗ 
mäßige Irreführung des Ausſchreibenden eine unangemeſſene, 
ihn ſchädigende Preiserhöhung durchſetzen oder in unlauterer 
Weiſe einen geſunden Wettbewerb anderer Unternehmer un⸗ 
terbinden. 

In der Vereinbarung einer Entſchädigungszah⸗ 
lung an die ausfallenden Mitbewerber iſt ein Anzeichen für 
planmäßige Benachteiligung des Ausſchreibenden nicht zu er⸗ 
blicken, wenn die Entſchädigung nur ein angemeſſenes Ent⸗ 
gelt für die von den Mitbewerbern aufgewandte Mühe der 
vom Ausſchreibenden gewünſchten Mitbewerbung darſtellt. 
RG. II 16/35 v. 6. Dez. 1935: JW. 1936, 9163. 

Siehe aber bezüglich behördlicher Ausſchreibungen Erg⸗ 
VD. zum Gef. von Preisbindungen v. 29. März 1935 — 
GRUR. 1935, 284 — und OLG. Hamm: JW. 1937, 1545. 


388. Submiſſionskartelle, Schriftform. AG. Kirchhundem 
2 C 31/34 v. 12. April 1934: JW. 1935, 1588 (Da⸗ 
nielciß). 


389. Auch eine eGnbH. kann ein Kartell darſtellen. 
Es genügt die Abſicht der Beherrſchung eines nur ört⸗ 
lichen Marktes. Dieſe Abſicht braucht nicht deshalb entfallen 
zu ſein, weil die neue Wirtſchaftsgeſetzgebung die Anmeldung 
von Preisbindungen vorgeſchrieben hat. Werden kartellmäßige 
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Verpflichtungen durch Veſchlüſſe des dafür vorgeſehenen Ge⸗ 
noſſenſchaftsorgans begründet, genügt ſchriftliche Feſtlegung 
der Beſchlüſſe, auch wenn keine Zuſtimmungserklärungen der 
Mitglieder, insbeſondere der bei der Beſchlußfaſſung abweſen⸗ 
den, vorliegen. 


Bei Kartellgenoſſenſchaften wirkt die Kartellkündigung 
entgegen 8 8 Kart VO. nicht ſofort, wohl aber ungeachtet einer 
längeren ſatzungsmäßigen Friſt für die Zeit nach Ablauf der 
geſetzlichen Kündigungsmindeſtfriſt von drei Monaten (8 65 
Abs. 2 Ziff. 2 Gen.). RG. II 274/35 v. 21. April 1936: 
RG. 151, 139 = JW. 1936, 2644 (Becker). 


390. Preisunterbietung unter Kartellangehörigen. 
Der Herſteller einer Ware hat in der Preisbemeſſung dann 
keine Freiheit mehr, wenn er ſich durch gültigen Vertrag mit 
ſeinen Wettbewerbern verpflichtet hat, feſtbeſtimmte Verkaufs⸗ 
preife einzuhalten. Verſtoß bedeutet Vertragsverletzung, kann 
aber zugleich ſittenwidrig i. S. von 8 1 UnlWG. ſein, wenn 
er unter bewußter Ausnutzung der Vertragstreue der Mit⸗ 
bewerber erfolgt. Auch in wiſſentlich unrichtiger Qualitäts⸗ 
bezeichnung zwecks Umgehung der Preisabmachungen kann ein 
ſolcher Verſtoß gefunden werden. RG. II 295/36 v. 16. Juni 
1936: JW. 1936, 31251 (Roth) = JR. 1937, 80. 


391. Die Übertragung einer Kartellquote iſt nicht an 
ſich mit den guten Sitten unvereinbar, ſondern allgemein 
üblich und in vielen Fällen durchaus wünſchenswert. RG. 
VII 205/35 v. 24. März 1936: JW. 1936, 18945 (Lan⸗ 


gen). 


392. Ausübung eines fachfremden Handelszweiges. Kartcher. 
v. 11. Aug. 1936: J DR. 1937, 116 — Karthtdſch. 1936, 717. 


393. Eine Sperre liegt vor, wenn das Kartell, auch 
wenn es den Markt nicht annähernd beherrſcht, den ihm an⸗ 
gehörenden, vertraglich zur Befolgung ſeiner Anordnung ver⸗ 
pflichteten Großhändlern ein Lieferungsverbot gegen einen 
Kleinhändler bekanntgibt. Doch genügt es auch, wenn die 
Bekanntgabe und die Aufforderung zur Einſtellung der Lie⸗ 
ferungen von einem andern Kartellmitglied (örtlicher Klein— 
handelsverband) ausgehen, wenn im Verhältnis zu dieſem die 
Vertrags verpflichtung der Großhändler ebenfalls beſteht. 

In der Unterlaſſung des Antrags nach § 9b Kart O. 
kann mitwirkendes Verſchulden gefunden werden. 

Kein berechtigtes Intereſſe an der Sperre, wenn Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern der ſperrenden Organiſation derſelbe Ver⸗ 
ſtoß zur Laſt fällt wie der geſperrten Mitgliedsfirma. RG. 
VI 228/35 v. 17. Febr. 1936: JW. 1936, 2642 (Stein) 
= GRUR. 1937, 480. 


394. Arzt. Nachprüfbarkeit feines Ausſchluſſes aus Ver⸗ 
ein. RG. IV 259/34 v. 10. Jan. 1935: R63. 147, 11 = 
JW. 1935, 1145 (Roquette). 


395. Brauereidarlehn mit ausſchließlicher Bier- 
abnahmeverpflichtung. 
Zieitlich beſchränkte Bierbezugsverpflichtungen bedeuten 
im allgemeinen keinen unſittlichen Eingriff in die wirtſchaft⸗ 
liche Freiheit des Schuldners. Die Beurteilung richtet ſich 
immer nach dem Einzelfall. 

Die Brauerei muß gerade bei unſicheren Schuldnern 
durch ſcharfe Beſtimmungen die Innehaltung des Vertrages 
ſichern können. Solche Veſtimmungen verſtoßen nicht gegen 
die guten Sitten, wenn ſie für den Fall grober Pflichtver⸗ 
letzungen des Schuldners angemeſſen erſcheinen. 

Auch bei Lokalaufgabe iſt der Gaſtwirt zur Erfüllung 
aller ſeiner Verpflichtungen, alſo auch zur Vierabnahme, 
ſchon nach dem Geſetz verbunden, fo daß eine Vertragsbeſtim⸗ 
mung gleichen Inhalts nicht als ſittenwidrig betrachtet wer⸗ 
den kann (entgegen der Entſch. des VI. Senats: JW. 1935, 
32171). Die Rückſicht auf Treu und Glauben (8 242 BGB.) 
kann allerdings dahin führen, daß die Brauerei bei unver⸗ 
ſchuldeter Lokalaufgabe die weitere Bierabnahme nicht ver⸗ 
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langen darf, wenn der Schuldner zum Erwerb eines Lokals, 
in welchem er Bier der Brauerei ausſchenken darf, nicht in 
der Lage iſt. 

Auch eine nach der ganzen noch nicht bezogenen Bier⸗ 
menge berechnete Strafe kann berechtigt ſein, wenn der 
Schuldner in großem Umfange ſeiner Bierbezugspflicht zu⸗ 
widerhandelt. Bei nur gelegentlichem Fremdbierbezug würde 
das Verlangen der Vertragsſtrafe nach der ganzen noch nicht 
eien Biermenge allerdings keinen Erfolg haben 
önnen. 

Dagegen, daß die Bierbezugspflicht auch für die Zeit 
nach der Rückzahlung des Darlehns vereinbart wird, iſt 
grundſätzlich nichts einzuwenden. 

RO. VII 65/86 v. 30. Okt. 1936: NZ. 152, 251 = 
557 5 05 1491. Über die Neuregelung vgl. Hinke: JW. 


396. Bierabnahmevertrag nicht unſittlich. RG. VII 278/34 
v. 22. März 1935: JW. 1935, 2553 1; vgl. auch KG.: JW. 
1935, 30412, RG.: JW. 1935, 32171. 


397. BO. des Reichsminiſters für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft v. 18. April 1935 über den Zuſammenſchluß der 
deutſchen Brauwirtſchaft. - 

Gegen einen Brauwirtſchaftsverband, welcher einer 
Brauerei die Belieferung einer Gaſtwirtſchaft verbietet, kann 
nicht im ordentlichen Rechtswege, insbeſondere nicht mit 


einſtweiliger Verfügung vorgegangen werden, weil er öffent⸗ 


lich-rechtliche Befehlsgewalt ausübt. OLG. Celle 2 W 106/36 
v. 13. Juli 1936: ZW. 1936, 31372 (Mewert). 


IV. Amtliche Marktregelung und Beſchränkung der 
Zulaſſung neuer Betriebe (insbeſ. EinzelhandGer., 
Preisſteigerungsverbot uſw.) 


398. Preisbindungen ſind für Behördenlieferungen 
ſeit Inkrafttreten der VO. v. 29. März 1935 (RGBl. I, 
488) unverbindlich. OLG. Hamm 3 W 146/35 v. 14. Sept. 
1935: GRUR. 1935, 905. 


399. Geſetzliche oder behördliche Gebrauchsverbote 
in Vorſchriften über Marktordnung uſw. können einen Fehler 
der Pacht⸗ oder Mietſache darſtellen und einen Minderungs⸗ 
anſpruch geben. RG. IV 157/36 v. 2. Nov. 1936: JW. 
1937, 4603; vgl. JW. 1935, 17715 (Dahm). 


400. Preisſtopperordnung (vgl. Erlaß des Reichskommiſſars 
für die Preisbildung v. 26. Nov. 1936 und Erſte AusfVO. 
b. 30. Nov. 1936 [RGBl. L, 955, 956): Mietverträge, die 
zwiſchen dem 18. Okt. und dem 1. Dez. 1936 geſchloſſen 
wurden, werden von der WO. nicht berührt, entgegen LG. 
Berlin 282 S 1015/37 v. 28. April 1937: JW. 1937, 1640 
(Roquette). 


401. Eine Kündigung nach Inkrafttreten der VO. iſt ge⸗ 
mäß 8 134 BGB. nichtig, wenn fie in Mieterhöhungsabſicht 
ohne vorherige Genehmigung der zuſtändigen Stelle ausge⸗ 
ſprochen iſt. KG. 17 U 1034/37 v. 8. Mai 1937: JW. 
1937, 15455. 


402. Schiebt der Vermieter, der zwecks Mieterhöhung eine 
(nichtige) Kündigung ausgeſprochen hat, andere Kündigungs⸗ 
gründe nach, muß er beweiſen, daß dieſe nicht unmittelbar 
oder mittelbar auf die Verweigerung erhöhter Mietszahlung 
durch den Mieter zurückgehen. A. Münſter i. W. 11 C 
61/37 v. 8. April 1937: JW. 1937, 17379“ (Roquette). 


403. Nach 8 1 PreisſtopVO. iſt jede Preiserhöhung ver⸗ 
boten, auch für preisgebundene Waren, die vor Inkrafttreten 
der VO. unzuläſſig mit Rabatt verkauft wurden. Bei 
Preisſchleuderei mit Markenartikeln kann in ſolchem Falle 
ein Unterlaſſungsgebot nur ausgeſprochen werden, wenn eine 
Ausnahmebewilligung nach § 3 a. a. O. vorliegt. LG. Ber⸗ 
lin 221 Q 9/37 v. 4. März 1937: JW. 1937, 17373. 
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404. Die Preisftop®D., verbietet auch die Erhöhung von 
Pacht zinſen durch das PEA. und das LG., ſofern nicht 
die Ausnahmebewilligung nach § 3 a. a. O. vorliegt. KG. 
17 Y 2/37 v. 15. April 1937: JW. 1937, 1564 24. 


405. Einzelhandel⸗Schutzgeſetz: Nach 8 2 Abi. 2 Einzelhan⸗ 
del Sch. in der Faſſung v. 15. Juli und 25. Okt. 1933 
iſt keine unzuläſſige Errichtung einer Verkaufsſtelle die 
Verlegung der bisherigen in andere Verkaufsräume inner 
halb desſelben Gemeindebezirks. Der Vorgang iſt nur nach 
objektiven Merkmalen zu beurteilen. Die bisherigen Verkaufs- 
räume bleiben nicht Verkaufsſtellen, wenn ſie von dem Unter 
nehmer in anderer Weiſe wirtſchaftlich genutzt werden. Das 
kann ſelbſt in der Vermietung an einen Dritten zur Errich⸗ 
tung einer Verkaufsſtelle gleicher Art geſchehen, ſelbſt wenn 
der Dritte von dem Unternehmer die geſamte Ladeneinrich⸗ 
tung erwirbt und ſich verpflichtet, ſämtliche benötigten Waren 
von ihm zu beziehen. Beläßt der Unternehmer allerdings ſein 
Geſchäftsſchild an der Verkaufsſtelle, wird ſein Perſonal in 
der Verkaufsſtelle weiterbeſchäftigt und ſtellt er ſich auch auf 
Grund anderer Umſtände nach wie vor als eigentlicher Be— 
triebsinhaber dar, kann mangels einer Verlegung die Ver⸗ 
kaufsſtelle polizeilich geſchloſſen werden. OVG. III C 164/34 
v. 20. Juni 1935: JW. 1936, 53865. 


406. Verlegung. BezVerwGer. Düſſeldorf I A GI 51/34 
928. Juni 1935: JW. 1935, 252887. 


407. Verlegung und Übernahme einer Verkaufsſtelle. Bad⸗ 
VGH. 124/34 v. 12. Dez. 1934: JW. 1935, 975? = Höchſt⸗ 
Rgſpr. 1935 Nr. 3347. 


408. Fortführung einer Verkaufsſtelle durch einen der 
beiden bisherigen Mitinhaber iſt keine Übernahme durch eine 
andere Perſon; nur die Übernahme durch neue fremde Per- 
ſonen ſoll eingeſchränkt werden. 

In der Umwandlung eines beſtehenden Einheits⸗ 
preis geſchäfts in ein einfaches Gemiſchtwarengeſchäft liegt 
keine „Anderung der Betriebsart“ nach § 3 Abſ. 3 a. a. O. 
RG. III 107/36 v. 26. Febr. 1937: JW. 1937, 171310. 


409. Einheitspreisgeſchäfte. RF H. IV A 187/35 S vom 
9. Jan. 1935: JW. 1935, 2084 80. 


410. Erfriſchungsraum im Kaufhaus. RF. IV A 14,35 
v. 6. März 1935: RF. 38, 5 JW. 1935, 299191, 3188 4% 
(Groſchuff). 


411. Schließung einer Verkaufsſtelle. OVG. III C 164/34 
v. 20. Juni 1934: JW. 1936, 53865. 


412. Neuerrichtung. OLG. Breslau v. 11. Juli 1934: DJ. 
1935, 119 IDR. 1935, 571. 


413. „Offene Verkaufsſtellen“; Maſſenaufſtellung von Au⸗ 
tomaten in Haushaltungen. OLG. Dresden 21 Ws 73/35 vom 
6. März 1935; JW. 1935, 238853 (Danielcid); JW. 
1936, 1508 2 (Röhl) = Höchſtagſpr. 1935 Nr. 5570 — 
I Dot. 1936, 125 = SächſArch. 1935, 124. 


414. Das Unterhalten einer (Teppich-) Verkaufsſtelle im 
Sinne des Einzelhandel Sch kann auch in dem Unterhalten 
eines Teppichlagers und einer Teppichſchau zu erblicken ſein, 
auch wenn beide räumlich voneinander entfernt liegen. Daß 
der Kaufabſchluß abſichtlich an eine andere Stelle verlegt 
wird, it gleichgültig. SächſOLGG. 50 1 v. 18. Juni 1936: 
JW. 1937, 49218. 


415. Hinzunahme einer Ware. BadVGH. 239/34 v. 20. Febr. 
1935: JW. 1935, 2679 51. 

* 
416. Lotterieeinnehmer iſt nicht Einzelhändler. RArbG. 
183/34 v. 12. Dez. 1934: IW. 1935, 1359 25. 


417. Umgehung durch Firmierung als „Möbelgroßhand⸗ 
lung“. Einzelhandel liegt vor, wenn auf feſte Rechnung ge- 
kauft und die Ware an einen Tiſchlermeiſter abgeſetzt wird, 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
der in Wirklichkeit nur Vertreter iſt. Ein A. Bochum vom 
24. Okt. 1935: Archf W. 1936, 15. 


418. 82 Einzelhandel Sch. v: 12. Mai 1933 i. d. Ball. 
v. 13. Dez. 1934 verbietet auch die Übernahme von Verkaufs⸗ 
ſtellen durch Konſum vereine. Ausnahmegenehmigungen er⸗ 
teilt in Preußen der Landrat (in Städten der Oberbürger⸗ 
meiſter), in deſſen Bezirk die Verkaufsſtelle ſich befindet. 
Als „Feilhalten“ iſt auch ein Warenangebot anzuſehen, 
welches ſich nur an Mitglieder des Konſumvereins richtet. 
KG. 1 WX 497/35 v. 12. Dez. 1935: JW. 1936, 94188. 


419. Einzelhandel Sch. i. d. Faſſ. v. 25. Okt. 1933, 
27. Juni und 13. Dez. 1934; Anordnung v. 24. Juli 1934 
zur Beſchränkung des Tankſtellennetzes. 

Verkaufsſtellen i. S. des Einzelhandel chf. ſind auch 
Tankſtellen. 

Ob darin inländiſcher Treibſtoff vertrieben wird, iſt 
nur für die Frage erheblich, ob eine Ausnahmebewilligung 
erteilt werden kann; nicht aber wird eine ſolche Bewilligung 
dadurch überflüſſig. 

Die Ausnahmebewilligung wird auch nicht dadurch ent 
behrlich, daß die Tankſtelle von dem Unternehmer auf dem 
Garagengrundſtück eines andern Unternehmers errichtet wird; 
insbeſondere iſt darin keine bloße Erweiterung des Geſchäfts⸗ 
betriebes des Garagenunternehmers zu erblicken. 

Der Bauerlaubnisſchein erſetzt nicht eine für die Eröff⸗ 
nung des Gewerbebetriebes in dem geplanten Bau außerdem 
vorgeſchriebene Erlaubnis. 0 

Iſt aber der Antrag auf Erteilung der Bauerlaubnis auch 
geſtellt im Hinblick auf das im Einzelhandel Sch. ausge⸗ 
ſprochene Verbot der Errichtung neuer Einzelhandelverkaufs⸗ 
ſtellen, kann die Bauerlaubnis mangels eines ausdrücklichen 
Vorbehalts ſo angeſehen werden, als ſei darin zugleich die 
Ausuahmegenehmigung ausgeſprochen. Daß für dieſe eine an⸗ 
dere kommunale Dieunſtſtelle zuſtändig ift als für die Bau⸗ 
erlaubnis, iſt unerheblich. OVG. III C 133/35 v. 10. Okt. 
1935: JW. 1936, 757 61. 


420. Einzelhandel Sch. i. d. Faſſ. v. 25. Okt. 1933, 
27. Juni und 13. Dez. 1934; Anordnung v. 24. Juli 1934 
zur Beſchränkung des Taukſtellennetzes. Die „Verlegung“ ſetzt 
einen unmittelbaren Zuſammenhang zwiſchen der Aufgabe der 
einen und der Inbetriebnahme der andern Verkaufsſtelle vor⸗ 
aus. Wer eine Verkaufsſtelle aufgibt und nach einer Zwiſchen⸗ 
zeit ſich dazu entſchließt, an einem andern Ort eine Verkaufs- 
ſtelle gleicher Art aufzutun, hat nicht die alte Verkaufsſtelle 
verlegt, ſondern eine neue errichtet. Bei einer Tankſtelle iſt 
eine Verlegung insbeſondere dann nicht anzunehmen, wenn 
vor der Aufgabe des Betriebs an dem einen keine Vorberei⸗ 
tungen zu ſeiner Aufnahme an einem andern Ort getroffen 
wurden. DVS. III C 139/35 v. 10. Okt. 1935: JW. 1936, 
757 51. 


421. Eintragung im Handelsregiſter muß bei Fehlen 
der behördlichen Ausnahmebewilligung verweigert werden, 
gleichgültig ob Neuerrichtung oder Übernahme eines Handels⸗ 
geſchäfts beabſichtigt iſt. A. Hamburg 52 HRA 3105 vom 
18. Dez. 1935: JW. 1936, 12262 (Groſchufßh. 


422. Keine Aufechtungsklage gegen Erteilung einer Aus⸗ 
nahmebewilligung an eine andere Firma. SächſO Vc. 171134 
v. I. Febr 1935: JW. 1935, 1655 6, 


423. Mietvertrag über Warenhaus. RG. IV 20/35 vom 
15. April 1935: RG. 147, 304 JW. 1935, 1929 (Ro- 
quette). 


424. Einzelhandelsſchutzgeſetz und Mietvertrag. RG. IV 
258/34 v. 29. Nov. 1934: NGZ. 146, 60 = ZW. 1935, 1016 
(Pee) = Höchſtdigtſpr. 1935 Nr. 334. 


425. Wandergewerbeſchein 857 Abſ. 1 Ziff. 3 RGewo. 
OVG. III C 116/34 v. 3. Jan. 1935: JW. 1935, 1368 4. 


66. Jahrg. 1937 Heft 43 


426. Eßwarenverkauf in einer Markthalle. KG. 1 8s 332,34 
v. 29. Jan. 1935: JW. 1935, 9624 


427. Viehhandel am Tage vor Markttagen. KG. 1 8s 224/35 
v. 16. Aug. 1935: JW. 1935, 3242 86. 


428. Rollfilmverkauf im Foto⸗Atelier. OLG. München vom 
8. Aug. 1935: HöchſtgiRſpr. 1936 Nr. 241 = FON. 1936, 778. 


429. Automaten verkauf in Warenhäuſern. Warenhaus 
bejaht für das Unternehmen einer Aktiengeſellſchaft, welches den 
Einzelfachhandel ſchädigt. SächſOVG. 192 1 36 v. 19. Febr. 
1987 JW 1937, 100248 


430. Automatenverkauf am Sonntag. Sind die Auto- 
maten des Tabakwarenhändlers in Gaſtwirtſchaften aufgeſtellt 
und beſtehen Verträge zwiſchen ihm und den Lokalinhabern, 
wonach dieſe Unternehmer des Automatenverkaufs find, fo ge 
hören die Automaten zu den Betrieben der Lokalinhaber, und 
die zuläſſige Verkaufszeit richtet ſich nach den Vorſchriſten, 
die für die Lokale gelten. LG. Stuttgart 6 Qs 71/36 v. 6. Nov. 
1936: JW. 1937, 1879. 


431. Automat in Gaſtwirtſchaft. OLG. Dresden v. 25. Sept. 
1935: JW. 1936, 204 — IDR. 1936, 778. 


432. Die VO. zur Ordnung der Getreide wirtſchaft vom 


14. Juli u. 16. Okt. 1934 verbietet nicht Stundung der nach 
dem amtlichen Preis errechneten Forderung. Eine Vergütung 
für die darin zu erblickende Kreditgewährung iſt kein un⸗ 
zuläſſiger Preisaufſchlag. RG. 5 D 400/36 v. 25. Juni 1936: 
JW. 1936, 2715186. 


433. Pachtzinsminderung wegen Getreidekontingentierung. 
RG. IV 329/24 v. 11. März 1935 = NG. IV 157/36 v. 2. Nov. 
1936: JW. 1935, 17715 ↄüdahm) JW. 1937, 460°. 


434. Für den Begriff des Brotes i. S. des Brotgeſetzes 
v. 9. Juni 1931 u. 3. Mai 1935 (88 4, 5 LebMittch.) kommt 
es auf die Beſtandteile, nicht auf die Form der Backware an. 
Ko. 1 Ss 234/36 v. 6. Okt. 1936: JW. 1937, 76755. 


435. Die Kartoffelgeſchäftsbedingungen des Reichsnähr⸗ 
ſtandes enthalten lediglich Anweiſungen, deren Befolgung zwar 
durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden kann, zu deren An⸗ 
wendung es aber des Einverſtändniſſes der Vertragſchließen⸗ 
den bedarf. LG. Eſſen 1 8 537/36 v. 15. Dez. 1936: JW. 
1937, 1027 (Steffen). 


436. Die VD. über den Zuſammenſchluß der deutſchen 
Milch wirtſchaft v. 27. März 1934 i. d. Faſſ. v. 22. Jan. 1936 
iſt rechtsgültig. 

2 Strafbar ift der Milcherzeuger, der Milch nicht abliefert. 
Die Ablieferungspflicht erliſcht, ſobald die Milch als ſolche 
nicht mehr vorhanden iſt. 


Der Ankauf daraus hergeſtellter Butter iſt nicht als Bei⸗ 
hilfe zu ſtrafbarer Unterlaſſung der Milchablieferung ſtrafbar, 
auch nicht als Anſtiftung, wenn der Käufer nicht durch aus⸗ 
drückliche oder ſtillſchweigende Erklärungen den — demnächſt 
durchgeführten — Entſchluß zur Nichtablieferung hervor⸗ 
gerufen hat. 


Die Vorſchriften über Begünſtigung oder Hehlerei ſind 
ebenfalls nicht, auch nicht entſprechend, anwendbar, weil die 
Abſicht des Täters weder darauf geht, eine fremde Tat zu 
unterſtützen, noch darauf, eine rechtswidrige Vermögenslage 
aufrechtzuerhalten. NG. 3 D 670/36 v. 10. Dez. 1936: JW. 
1937, 172%, 


437. VO. über den Zuſammenſchluß der deutſchen Zucker⸗ 
wirtſchaft, Zuläſſigkeit des Rechtsweges. NH. II 151/34 vom 
21. Dez. 1934: RG. 147, 244 JW. 1935, 14897. 


438. Hanshaltsmargarine. Es ſtellt keine Untreue i. S. von 
§ 266 Sto B. dar, wenn der Verkäufer verbilligte Margarine 
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an Nichtbezugsberechtigte ohne Bezugsſchein abgibt. 8 6 der 
VO. v. 23. Sept. 1933 über gewerbsmäßige Herſtellung von 
Erzeugniſſen der Margarinefabriken iſt ein Sondergeſetz, und 
zwar ein typiſches Zeitgeſetz. Trotz ſeiner Aufhebung gilt er 
daher für Fälle, die ſich vor Inkrafttreten der 4. BD. über 
Margarineherſtellung v. 23. Okt. 1934 (RGB l. I, 1066) er⸗ 
Ba haben. RG. 3 D 291/35 v. 21. Okt. 1935 JW. 1936, 


439. Die VO. zur Regelung des Verkehrs mit Schlacht⸗ 
vieh v. 27. Febr. 1935 und die zu ihrer Ausführung er⸗ 
gangenen Strafvorſchriften und Höchſtpreisanordnungen ſind 
rechtsgültig. 

§ 32 der VO. v. 27. Febr. 1935 ſtellt nur den Verkäufer 
unter Strafe. Der Käufer iſt notwendiger Teilnehmer, alſo 
grundſätzlich straffrei, ſofern ihm nicht eine über das An⸗ 
bieten des Preiſes hinausgehende Handlung („Anreizen“) zur 
Laſt fällt. 

Es iſt zuläſſig, mehrere Hilfeleiſtungen zu verſchiedenen 
Taten mehrerer Täter oder desſelben Täters als eine fort 
geſetzte Handlung anzuſehen. RG. 3 D 133/36 v. 9. Nov. 
1936: JW. 1937, 174.57. 


440. Die VO. über Handelsbeſchränkungen v. 13. Juli 1923 
(RGBl. I, 70) ift noch in Kraft und auch nicht durch 8 35 b 
NGewd. überholt. 


Sie enthält erſchöpfend die Handhaben für die Bekämp⸗ 
fung unzuverläſſiger Viehhandeltreibender und ſchließt die 
Rechtswirkſamkeit weiterer polizeilicher Verordnungen oder 
Verfügungen, letztere ſelbſt bei beſonderer Eilbedürftigkeit des 
zu regelnden Einzelfalles, aus. OVG. III C 141/35 vom 
21. Nov. 1935: ZW. 1936, 759 58. 


441. BO. über vorl. Aufbau des deutſchen Handwerks 
v. 18. Jan. 1937. Ob eine Firma ein Handwerk betreibt, 
hängt davon ab, ob ihre Arbeitsleiſtung und Betriebsverhält⸗ 
niſſe über den Rahmen des Handwerklichen hinausgehen (Zahl 
und Arbeitsleiſtung der Maſchinen, Größe der Betriebsräume, 
Zahl der Arbeiter, Menge der Erzeugung, Umſatzhöhe und 
Örtliche Ausdehnung des Abſatzes). Arbeitet der Inhaber nicht 
ſelbſt im Betriebe mit, fehlt ein weſentliches Merkmal des 
Handwerksbetriebes. Regiſtereintragung und Kaufmannseigen⸗ 
ſchaft des Inhabers ſind nicht entſcheidend (Blechblasinſtru⸗ 
nientenmacher). Sächſo VG. 138135 v. 27. Nov. 1936: JW. 
1937, 109658. 


442. Beförderungspreiſe für Ferntransporte, 8 22 
Teil 5 Kap. V Abſchn. III der 3. NotVO. v. 6. Okt. 1931. 
Die Beſtimmung enthält ein an den Frachtführer gerichtetes 
einſeitiges Verbot, deſſen Übertretung die privatrechtliche 
Gültigkeit des Beförderungsvertrages unberührt läßt, aber die 
Preisvereinbarung nichtig macht, ſo daß der Frachtführer die 
tarifliche Entlohnung fordern kann. RG. VII 69/36 v. 23. Okt. 
1936: JW. 1937, 1575. 


443. SperrVoO. des RWiM. für Steinbruch betriebe vom 
22. Juni 1934. Der Eintritt eines neuen Unternehmers in 
einen Steinbruchbetrieb iſt keine Neuerrichtung. „Errichten“ 
bezieht ſich auf die Anlage, alſo auf die Sache, nicht auf die 
Perſon des Errichtenden. Sächſo BG. 48 J v. 3. Juli 1936: 
JW. 1936, 3504s. 


444. Geſ. über Verk. m. unedlen Metallen v. 23. Juni 
1926. Fahrräder und Kraftwagen ſind nicht als „altes Metall⸗ 
gerät“ anzuſehen. Das Geſetz über ſeinen Wortlaut auszudeh⸗ 
nen, geht nicht an. OLG. Hamburg Ss 1/37 v. 15. Febr. 
1937: JW. 1937, 1356 


445. Brennſtoff⸗ Verkehrs VO. v. 10. u. 14. Nov. 1934 
(RG Bl. I, 1185). KG. 1 Ss 305/35 v. 20. Aug. 1935: JW. 
1935, 2982 6e = HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 93 = JOR. 1936, 779. 
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V. Haftung Dritter und für Dritte: 
§ 13 Abſ. 3 Unl WG., §S 31, 831 868. 


446. Haftung einer inländiſchen Firma für die aus⸗ 
ländiſche Konzerngeſellſchaft. RG. II 168/9/35 v. 14. Febr. 
1936: RG. 150, 265 = IB. 1936, 137112 JDR. 1936, 
525 GRUR. 1936, 682 = Archf W. 1936, 90. 


447. Hat der Ehemann als Handlungsbevollmächtigter 
ſeiner Ehefrau, der Alleininhaberin der Firma, gehandelt, haf⸗ 
tet auch fie auf Unterlaſſung. RG. II 145/36 v. 3. Nov. 1936: 
JW. 1937, 6867 (Cule mann). 


448. Der Mitinhaber iſt verpflichtet, dafür zu ſorgen, 
daß in dem Betriebe die geſetzlichen Beſtimmungen (hier: 
Geſ. z. Schutz des Bernſteins) beachtet werden. 

Hieraus folgt die Pflicht, ſich über dieſe Beſtimmungen 
zu unterrichten. KG. 1 8s 255/35 v. 5. Juli 1935: JW. 1935, 
2759 7 — HöchſtaRſpr. 1936 Nr. 239 = JDOR. 1936, 778 
= GRllR. 1935, 830. 


449. Teilnahme. Was Anſtifter und Gehilfen nicht 
ebenfalls gewollt haben, kann ihnen nicht angerechnet werden. 
RG. II 260/35 v. 24. April 1936: IDR. 1937, 81 = 
GRUR. 1936, 992 = Mu W. 1936, 456. 


450. Genoſſen einer e Gmb. als Beauftragte („Alpina“). 
„In einem geſchäftlichen Betriebe“ bedeutet den Rahmen der 
Tätigkeit, die für den Auftraggeber verrichtet wird, zum 
Unterſchied von einer privaten Betätigung. RG. II 285/35 
v. 22. Mai 1936: RZ. 151, 287 JW. 1936, 26375 — 
IDR. 1937, 80. 


451. Die Gmbh. haftet für ſchadenſtiftendes Verhalten ihrer 
Geſellſchafter oder Geſchäftsführer in der Zeit vor der Grün⸗ 
dung, wenn ſie ſich in Kenntnis der Sittenwidrigkeit dieſes 
Verhaltens ſeine rechtlichen Wirkungen zu eigen macht, die 
Vorteile übernimmt und auch weiter auszuwerten beabſichtigt. 
RG. II 245/35 v. 3. April 1936: RGZ. 151, 87 — JW. 
1936, 26289 (Culemann) = J'DR. 1937, 79 = GRUR. 
1936, 507 = Muß. 1936, 418 = Mitt. 1936, 136. 


452. Die Geſchäftsführer der unlauter handelnden Gmbh. 
ſind als geſetzliche Organe neben ihr verantwortlich, gleich⸗ 
gültig, ob der eine oder andere ſich an der Geſchäftsführung 
nicht beteiligt. Er muß jedenfalls Geſetzwidrigkeiten des Mit⸗ 
geſchäftsführers verhindern. Tut er es nicht, macht er ſie ſich 
zu eigen. 

Dasſelbe gilt für den Prokuriſten, der techniſcher Fach⸗ 
mann iſt und geſetzwidriges Handeln der Geſchäftsführer er⸗ 
möglicht oder fördert. RG. II 432/30 v. 31. März 1931: 
GRUR. 1936, 1089. 


453. Der Gmb .⸗Geſellſchafter kann wegen Warenzeichen⸗ 
verletzung der GmbH. in Anſpruch genommen werden, wenn 
er wirtſchaftlich die volle Verantwortung trägt, insbeſondere 
die Betriebsmittel zur Verfügung ſtellt und den Hauptanteil 
des Gewinns zieht. KG. 31 U 7034/34 v. 11. April 1935: 
GRuR. 1936, 330. 


454. f 831 BGB. Es muß ein Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Verletzer und dem Beklagten beſtehen. Weſentlich iſt, daß 
dem Beklagten die Eigenſchaft des Geſchäftsherrn zukommt; 
ſeinen Anordnungen muß der Verletzer zu folgen haben und 
von ſeinem Willen bei der Ausführung ſeiner Handlungen 
abhängig fein. RG. II 260/35 v. 24. April 1936: JD. 
1937, 81 = GRUN. 1936, 991 = Muß. 1936, 456. 


N 5 
455. Strenge Anforderungen an die Überwachung der Ver⸗ 
richtungsgehilfen. RG. II 91/34 v. 23. Okt. 1934: IDR. 
1935, 557 GRUR. 1935, 390 Mu W. 1935, 33. 


456. Perſönliche Haftung des Generalvertreters 
mangels ausreichenden Gegenbeweiſes wegen eigener rechts⸗ 
widriger Handlung. RG. II 116/33 v. 15. Nov. 1935: JW. 
1936, 92312, 11242 (Culemann) = GRUR. 1936, 639. 
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457. Schadenserſatzpflicht des Betriebsinhabers nach 8 13 


Abſ. 3 UnlWG. für Handlungen des Filialleiters ſelbſt 
dann, wenn er ſeiner Sorgfaltspflicht voll genügt hat. Ein A. 
15615 v. 11. April 1934: Gau. 1935, 117 = WIDE 
1934, 508. 


458. Zeitſchriftenwerber. LG. Bielefeld v. 15. März 1934: 
IDR. 1935, 559 = Muß. 1935, 76. 


VI. Schadenserſatz 


459. Klage auf Feſtſtellung der Schadenserſatz⸗ und 
Rechnungslegungspflicht ſetzt eine hohe Wahrſcheinlichkeit des 
Eintritts eines Schadens voraus. RG. II 171/34 v. 9. Nov. 
1934: RG. 145, 396 = JW. 1935, 423 — DRZ. 1935, 
95 = GARUNR. 1935, 686. 


460. Für die Feſtſtellungsklage iſt nicht der Eintritt eines 
Schadens, wohl aber eine hohe Wahrſcheinlichkeit für die Ent⸗ 
ſtehung eines ſolchen erforderlich. NG. II 285/35 v. 22. Mai 
1936: RG. 151, 287 = JW. 1936, 2629 = JDR. 1937, 
79 — GRÜN. 1937, 389. 


461. Verſchuldensnachweis nicht erforderlich, auch nicht 
Nachweis bereits eingetretenen Schadens. Es genügt, daß 
Schaden mit hoher Wahrſcheinlichkeit eingetreten iſt. RG. II 
72/34 v. 28. Sept. 1934: JDR. 1935, 102 = GRUR. 
1935, 183 = Mitt. 1934, 320. 


462. Bereits entſtandene Schadenserſatzpflicht wird durch 
ſpätere Maßnahme zur Abſtellung des Schadens nicht 
beſeitigt, nur begrenzt. Beſeitigt werden kann lediglich Wieder⸗ 
holungsgefahr für Unterlaſſungsklage. RG. II 91/34 vom 
23. Okt. 1934: GRUR. 1935, 390. 


463. Für die Schadenserſatzpflicht aus § 1 Unl WG. be⸗ 
darf es keines Verſchuldensnachweiſes, wenn der Beklagte alle 
Umſtände kennt, die ſein Verhalten ſittenwidrig machen. 
Irrige Annahme der Einwilligung des Mitbewerbers 
entlaftet nicht. RG. II 268/35 v. 9. Mai 1936: JW. 1936, 
26355 (Culemann) = JDN. 1937, 79 = GRUR. 1937, 
234. 


464. Ein Schadenserſatzanſpruch wegen Zeichen verletzung 
iſt zu verneinen, wenn der Verletzer nicht gleiche, ſondern nur 
gleichartige Waren vertreibt und die Möglichkeit, daß ein Be⸗ 
zieher des Verletzten gelegentlich Ware des Verletzers bezogen 
hat, nur gering iſt. RG. II 192 36 v. 5. Febr. 1937: RG. 
154, 1 = JW. 1937, 190115, 


465. Löſchung im Handelsregiſter als Schadens⸗ 
erſatz (V. D. P.). RG. II 9/35 v. 23. Juli 1935: J DR. 1936, 
112 = GRUR. 1935, 982 = MuW. 1935, 360 - Mitt. 
1935, 377. 


A. Unterlaſſungsklage 


466. Allgemeine Vorausſetzungen. Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch hat Schadensentſtehung nicht zur Vorausſetzung. 
NG. II 168/9/35 v. 14. Febr. 1936: RZ. 150, 265 = 
JW. 1936, 137112 = JDR. 1936, 525 = GRUN. 1936, 
684 — Archf W. 1936, 89, 118. 


467. Für die Unterlaſſungsklage genügt nach feſter Recht⸗ 
ſprechung ein objektiver Eingriff in ein gefchügtes 
Rechtsgut. RG. II 116/33 v. 15. Nov. 1935: 328. 1936, 
92312, 11242 (Culemann) = GRUR. 1936, 639. 


468. Unterlaſſungsanſpruch bei Ausſtattungsverletzung durch 
Inländer im Ausland nur, wenn 8 1 UnlWG. gegeben 
iſt; aber es genügt nicht wie ſonſt der objektive, ſondern 
es muß auch der ſubjektive Tatbeſtand feſtgeſtellt werden. 
RG. II 225/36 v. 12. März 1937: GRUR. 1937, 470. 


maligem Anlaß, it Wiederholungsgefahr ohne weiteres an⸗ 
zunehmen, wenn nicht der 
RG. II 64/36 v. 25. Sept. 1936: JW. 1937, 310% (Euler 
mann) - GRUR. 1937, 240. 


470. Zurückbehaltungsrecht an Unterlaſſungsver⸗ 
pflichtung kann nach Treu und Glauben ausgeſchloſſen ſein. 
RG. II 35/36 v. 1. Sept. 1936: GRuR. 1936, 975. 


471. Wiederholungsgefahr ergibt ſich aus der 
Verletzungshandlung nach den Erfahrungen des Lebens und 
aus der Rechtsverteidigung erſter Inſtanz. KG. 31 U 9/ö86 
v. 24. Febr. 1936: GRUR. 1936, 756. 


472. Wiederholungsgefahr wird ſchon durch einmaligen 
Verſtoß gegen die guten Sitten des Wettbewerbs be ründet. 
DRG, Dresden 4 U 74/35 v. 11. Juli 1935: G Rug. 1936, 
194. 


473. Aumaßung einer Berechtigung oder Berühmung 
mit einer ſolchen iſt nicht Vorausſetzung der Wiederholungs- 
gefahr. Art und Inhalt des Eingriffs können auch eine 
prima facie- Annahme für die Wiederholungsgefahr be⸗ 
gründen, zumal wenn es ſich um einen planmäßigen, anhal⸗ 
tenden Kampf zwiſchen Gewerbetreibenden handelt und eine 
Fortführung nach dem bisherigen Verlauf erfahrungsgemäß 
in Ausſicht ſteht. 


Zur Beſeitigung der Wiederholungsgefahr muß der Be⸗ 
klagte unabhängig von dem zeitweiligen Druck des Rechts- 
ſtreits vorbehaltloſe Erklärungen im Sinne der Ab⸗ 
ſtandnahme von ſeinem bisherigen Standpunkt abgeben und 
aus eigenem Antriebe alles tun, um die weitere Wirkung ſei⸗ 
nes Verhaltens zu beſeitigen. RG. II 386/35 v. 4. Okt. 1935: 
GRUR. 1936, 269 = Mu. 1935, 429. 


474. Wiederholungsgefahr beſteht immer, wenn bis zum 
Schluß der letzten mündlichen Verhandlung das beſtrittene 
Recht unverändert in Auſpruch genommen wird. RG. II 
116/23 v. 15. Nov. 1935: JW. 1936, 92312, 11242 (C u⸗ 
lemann) = GRUR. 1936, 639. 


475. Wiederholungsgefahr bei Verletzung durch auf Ver⸗ 
trauensbruch beruhende Veröffentlichungen einer Zeit⸗ 
ſchrift. RG. II 199/35 v. 7. Febr. 1936: GRUR. 1936, 
986 - ArchfW. 1936, 93. 


476. Wiederholungsgefahr wird, wenn die beanſtandete 
Zeitſchriften veröffentlichung auf einem Druckfehler beruht, 
nur dadurch ausgeſchloſſen, daß der Wettbewerber ſofort in 
einer ſpäteren Nummer eine Berichtigung veranlaßt. LG. 
Berlin 409 0 90/35 v. 6. Nov. 1935: GRUR. 1936, 581, 
hierzu 754ff. 


477. Wegfall der Wiederholungsgefahr. Es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Tatrichter die Wiederholungs- 
gefahr auf Grund einer Erklärung verneint, die kein An⸗ 
erkenntnis des Klageanſpruchs enthält (Dupuis). RG. II 
270/34 v. 12. Febr. 1935: GRUN, 1935, 610. 


478. „Wiederholungsgefahr“ und Rechtsſchutzbedürfnis wer⸗ 
den durch die dem Verfügungskläger übermittelte Erklärung, 
wegen der Koſten werde der Beklagte keine Berufung ein⸗ 
legen, nicht beſeitigt, ſondern erſt durch eine vor Gericht ab⸗ 
gegebene Verpflichtungserklärung, ſich der unter⸗ 
ſagten Handlung künftig enthalten zu wollen. OLG. Dresden 
4 W 2/35 v. 31. Jan. 1935: GRüR. 1935, 453. 


479. Die Verpflichtungserklärung darf keinerlei Einſchrän⸗ 
kung enthalten. Rückgabe der erſchlichenen parteiamtlichen 
Beſcheinigung und Verpflichtung zu gerichtlichem Protokoll 
zu einer Vertragsſtrafe von 3000 AM zur Beſeitigung der 
Wiederholungsgefahr nicht ausreichend. RG. II 332/34 vom 
Bee BEE RZ. 148, 114 = JW. 1935, 27238 
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(Harmſen) — HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 1624 — FOR. 
1936, 112 — GRUR. 1935, 899 = MuW. 1935, 330 
PM3Bl. 1935, 169 — DR. Rſpr. 1935 Nr. 505. 


480. Zur Beſeitigung der Wiederholungsgefahr iſt eine un⸗ 
zweideutig bindende Unterlaſſungsverpflichtungserklärung er⸗ 
forderlich, und zwar ſelbſt dann, wenn eine Berechti⸗ 
gung zu dem bemängelten Verhalten nicht mehr geltend 
gemacht, ſondern nur noch die Wiederholungsgefahr be⸗ 
11355 Au RG. II 94/34 v. 19. Okt. 1934: GRUR. 
1935, 603. 


481. Wiederholungsgefahr kann im Konkurſe beſtehen, 
ſolange nicht der Konkursverwalter befriedigende Erklärungen 
abgegeben hat. Vorher braucht der Kläger die Hauptſache 
nicht für erledigt zu erklären. OLG. Hamm 3 U 308/34 vom 
9. Nov. 1935: GRUR. 1936, 65. 


482. Für die Wiederholungsgefahr iſt unerheblich, ob der 
Angeſtellte, der die Außerung tat, inzwiſchen verſtorben 
iſt, wenn die Beklagte noch im Rechtsſtreit ein Recht zu der 
Kußerung geltend gemacht hat. RG. II 221/35 v. 25. Febr. 
15 8 JW. 1936, 1366 (Culemann) = GRUR. 1936, 
00. 


483. Der Miterbe iſt zur ſelbſtändigen Geltendmachung 
eines dem Nachlaß zuſtehenden Unterlaſſungsanſpruchs 


befugt. RG. II 35/36 v. 1. Sept. 1936: GRUR. 1936, 974. 


484. Inhalt des Unterlaſſungsanſpruchs. Der 
Unterlaſſungsanſpruch enthält als Beſeitigungsanſpruch auch 
den Anſpruch auf Löſchung der zu Unrecht geführten 
Firma. RG. II 127/35 v. 15. Nov. 1935: GRUR. 1936, 502. 


485. Ein zeichenrechtlicher Unterlaſſungsanſpruch beſteht auch 
gegenüber dem Inhaber eines eingetragenen Zeichens, 
wenn die Benutzung des Zeichens gegenüber dem Verletzten 
widerrechtlich if. NG. II 226/36 v. 2. Marz 1937: JW. 
1937, 190518. 


486. Führen die im gleichen Geſchäftszweig tätigen Par⸗ 
teien ſeit Jahren dieſelbe Firma zu Recht und hat jede 
für ſich einen redlichen Beſitzſtand begründet, iſt trotz der 
Verwechſelungsgefahr der nach 816 UnlWG. entſcheidende 
zeitliche Vorrang nicht maßgebend. Ein Vorrang ſteht keiner 
der Parteien zu, es muß vielmehr ein gerechter Ausgleich 
gefunden werden („Rüggeberg“). RG. II 283/35 v. 7. Juli 
1936: JW. 1936, 35345 (Uteſcher) = SDR. 1937, 80 
GRUR. 1937, 154. 


487. Unterlaſſungsanſpruch bei Verletzung eines Betriebs⸗ 
geheimniſſes ergibt ſich aus § 1 UnlWG. (8 826 BGB.), 
8 1004 BGB. Außerdem iſt der deliktiſche Unterlaſſungsan⸗ 
ſpruch ſtets gegeben, wenn ein vollendeter Verſtoß gegen $ 17 
Unl WG. vorliegt und bezüglich der Verwertung der erlangten 
Kenntnis Wiederholungsgefahr beſteht. RO. II 128/35 vom 
22. Nov. 1935: RG. 149, 329 = JW. 1936, 87516 = 
ZDR. 1936, 526 — GRUR. 1936, 188 — Muß. 1936, 143. 


488. Verurteilung zur Unterlaſſung von Einzelteil- 
lieferungen dann zuläffig, wenn ein bis ins einzelne aus⸗ 
gearbeitetes Täuſchungsſyſtem vorliegt und anzunehmen iſt, 
daß der Beklagte als angebliche Erſatzteile die Einzelteile 
des fraglichen Gegenſtandes liefern und dieſe durch aus⸗ 
wärtige Angeſtellte oder Händler zu den fertigen Gegen⸗ 
ſtänden zuſammenſetzen laſſen wird. RG. II 432/30 vom 
31. März 1931: GRUR. 1936, 1087. 


489. Die Faſſung des Unterlaſſungsgebots kann in ſinn⸗ 
gemäßer Auslegung von dem beanſtandeten Wortlaut ab⸗ 
weichen. RG. II 64/36 v. 25. Sept. 1936: ZW. 1937, 31010 
(Sulemann) — GRUR. , 218 


490. Das Unterlaſſungsgebot hat ſich nur nach dem Sinn 
der Kundgebung, nicht nach einzelnen, aus dem Zuſammen⸗ 
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hang geriſſenen Einzelbehauptungen zu richten. Dieſer iſt 
nach der unbefangenen Auffaſſung der Kreiſe zu würdigen, 
an die ſich der Behauptende gewandt hat. RG. II 136/35 
v. 10. Dez. 1935: GRUR. 1936, 687. 


491. Sit erwieſen, daß der Beklagte mit den in der Klage 
beanſtandeten Einzelbehauptungen geworben hat, 
darf das Unterlaſſungsgebot nicht dahin beſchränkt werden, 
daß dem Beklagten nur die unzuläſſige Verallgemeinerung 
verboten wird. Das Unterlaſſungsgebot muß klar ſein und 
darf nicht die eigentliche Eutſcheidung dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht überlaſſen. RG. II 60/36 v. 2. Okt. 1936: IJDR. 
1937, 80 = GRUR. 1937, 399 — Mitt. 1936, 368. 


492. Ein Unterlaſſungsanſpruch ließe ſich kaum jemals 
mit Erfolg geltend machen, wenn es darauf ankäme, nur das 
zu verbieten, was tatſächlich ſtattgefunden hat. Ent⸗ 
ſcheidend für den Umfang des Uuterlaſſungsanſpruchs iſt 
nur, ob die Wiederholung eines Verhaltens wahrſcheinlich iſt, 
das in feiner Bedeutung dem gleicht, was ſich bereits zu— 
getragen hat. RG. II 204/35 v. 6. März 1936: GRUN. 
1936, 889 = Archf W. 1936, 117. 


493. Auch wenn nach Anſicht des Gerichts keine Firmen⸗ 
bildung ohne die täuſchenden Beſtandteile denkbar iſt, darf 
es nicht im voraus ein bisher noch nicht beobachtetes Tun 
des Beklagten verbieten (VDP.). RG. II 9/35 v. 23. Juli 
1935: SDR. 1936, 112 — GRllR. 1935, 982 - MuwW. 
1935, 360 = Mitt. 1935, 377. 


494. Verpflichteter. Kein Unterlaſſungsgebot an in- 
ländiſche Firma, wenn dieſe auf die Befolgung durch ihre 
ausländiſche Muttergeſellſchaft keinen Einfluß hat. 
RG. II 168/169/35 v. 14. Febr. 1936: RG. 150, 265 = 
SW. 1936, 13712 = ZDR. 1936, 525 = GRUR. 19306, 
680 = ArchfW. 1936, 89. 


495. Für Unterlaſſungsklage gegen eine Handwerks⸗ 
kammer wegen erſtatteten Gutachtens iſt der Rechtsweg 
nicht zuläſſig, auch wenn die Klage auf 88 839, 823 BGB. 
geſtüzt wird; ausgenommen find Fälle offenbarer Willkür. 
RG. III 153/35 v. 19. Nov. 1935: GRUR. 1936, 807. 


496. Unterlaſſungspflicht eines Verbandes, wenn er 
Verſtöße ſeiner Mitglieder durch ſeine Tätigkeit unterſtützt 
hat. Verſchulden nicht erforderlich. Klagerecht aus 88 1, 2 
Zugabes O. RG. II 247/85 v. 10. Dez. 1935: RG. 149, 
242 JW. 1936, 7131, 2027 (Culemaun) = GRugt. 
1936, 193, 705 ((Reſchreiter), 858 (Junckerstorff) 
Mu W. 1936, 177 = Archf W. 1936, 32 (Gottſchich. 


B. Auskunft, Rechnungslegung, Vermögensſchaden 


497. Auskunftsanſpruch für das geſamte Wettbewerbsrecht 
zugelaſſen. Ziel iſt nicht die Gewährung einer genauen Be⸗ 
rechnungsgrundlage, ſondern Erleichterung der Schätzung 
nach 8 287 BRD. 

Die Auskunftserteilung darf für den Verletzer nicht un⸗ 
verhältnismäßig nachteilig ſein. Die Grenze liegt dort, wo 
der Berechtigte ſeinen Anſpruch offenbar zu Wettbewerbs⸗ 
zwecken miß brauchen will. RG. II 72/34 v. 28. Sept. 
1934: IDR. 1935, 102 — GRUR. 1935, 183 — Mitt. 
1934, 320. 


498. Die Pflicht zur Auskunftserteilung findet ihre Grenze, 
wenn ſie für den Verpflichteten zu einer unbilligen Benach⸗ 
teiligung führen würde. Das iſt der Fall, wenn die Gefahr 
eines Mißbrauchs begründet iſt (Liſte der Empfänger eines 
Rundſchreibens = Kundenliſte), insbeſondere wenn bei 
dem Verletzten nach ſeinem geſamten bisherigen Verhalten 
damit gerechnet werden kann, daß er den ihm gewährten 
Einblick in die geſchäftlichen Verhältniſſe des Verletzers wett⸗ 
bewerblich ausnutzen wird. RG. II 180/35 v. 24. Jan. 1936: 
GRUR. 1936, 752. 


499. Vom Konkursverwalter kann nicht verlangt 
werden, gegen den Gemeinſchuldner nach 8 100 KO. vorzu⸗ 
gehen, um einen Dritten nennen zu können, deſſen Vertrags⸗ 
bruch der Gemeinſchuldner ausgenutzt hat. Über 8 100 KD. 
hinaus kann zwar auf Anregung des Verwalters das Kon⸗ 
kursgericht Aufklärung nach $ 75 KO. vornehmen; doch ent⸗ 
ſcheidet darüber das pflichtgemäße Ermeſſen des Verwalters. 
OLG. Hamm 3 308/34 v. 9. Nov. 1935: GRllR. 1936, 65. 


500. Auskunftspflicht trotz ehren wörtlicher Zuſage, 
den Namen des vertragsbrüchigen Händlers nicht zu nennen. 
Die Pflicht wird begründet mit der Pflicht der verletzten 
Markenartikelherſtellerin, ihr Reversſyſten lückenlos zu hal⸗ 
ten. OLG. Köln 8 U 270/34 v. 11. Jan. 1935: GRUN. 
1935, 253. 


501. Wegfall von Kunden immer Schaden. RG. II 
106/35 v. 25. Okt. 1935: RGS. 149, 114 — JW. 1936, 
717: (Hoffmann) = IDR. 1936, 525 = GRUN, 1936, 
636 — MuW. 1936, 90 = Archf W. 1936, 9. 


502. Eutſchädigung bei Warenzeichenverletzung. RG. vom 
2. Nov. 1934: IDR. 1935, 554 = Mu W. 1935, 59 = 
Mitt. 1935, 15. 


503. Kauſalität: Iſt nicht in Dresden hergeſtelltes 
Porzellan mit der unzutreffenden Bezeichnung „Royal 
Dresdener Art“ verſehen worden, muß angenommen werden, 
daß unterrichtete Käufer die Waren nicht von der Beklagten, 
fondern von der in Dresden produzierenden Klägerin ge⸗ 
kauft hätten. OLG. Dresden 4 0 195/33 v. 29. März 1934: 
GRUR. 1935, 764. 


504. Die Möglichkeit und ſelbſt die Wahrſcheinlichkeit, daß 
ein Schaden ohne das ſchuldhafte Verhalten eines andern 
eingetreten wäre, kann die Urſächlichkeit nicht unbedingt 
aufheben. 

Dagegen kein Erſatz von Prozeßkoſten, die aus An 
laß der ſittenwidrigen Kündigungshilfe des Beklagten gegen⸗ 
über Kunden des Klägers entſtanden ſein können. Rech. II 
106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 149, 114 JW. 1936, 
717% (Hoffmann) = JDR. 1936, 525 GRUR. 1936, 
635 = MuW. 1936, 90 = Archf W. 1936, 9. 


505. Koſten eines Vorgutachtens als mittelbarer 
Schaden. RG. II 246/35 v. 4. Dez. 1935: GRUR. 1936, 
810. 


C. Veroͤffentlichungsbefugnis, Widerruf, Vernichtung 


506. Urteilsveröffentlichung: Auf ihre eigenen Koſten 
kann jede Partei ohne beſondere gerichtliche Anordnung ihr 
günſtige Entſcheidungen veröffentlichen. 8 23 Abſ. 4 Unl WG. 
betrifft nur die Veröffentlichung auf Koſten des Unter- 
liegenden. RG. V 6/36 v. 26. Juni 1936: GRUR. 1937, 237. 


507. Antrag, Beklagte zur Uberſendung der Entſchei⸗ 
dung an die Empfänger ihres Rundſchreibens zu 
verurteilen, iſt noch nicht Beanſpruchung der Veröffent- 
lichungsbefugnis, ſondern nur eine Form des Schadens- 
erſatzes bzw. Widerrufs. OLG. München 5 U 331/36 vom 
10. Sept. 1936: GRUR. 1936, 1003. 


508. Es iſt Erfahrungstatſache, daß von ehrenkränkenden 
Behauptungen im Gedächtnis derer, die davon Kenntnis er⸗ 
halten, ſtets etwas haften bleibt und daß dadurch Schaden 
entſteht, auch wenn die fortgeſetzte üble Nachrede der Kon⸗ 
kurrenten übereinander bereits abſtoßend auf die Kund⸗ 
ſchaft gewirkt haben mag. 

Der Auſpruch auf Widerruf folgt aus der Wieder⸗ 
herſtellungspflicht S 249 BGB. RG. II 72/36 v. 13. Nov. 
1936: JW. 1937, 8763. 


509. Kein Widerrufsanſpruch, wenn die beanſtandete Be— 
hauptung wahr iſt („Viriline“). RG. II 245/34 v. 1. Febr. 
19395 GRUR. 1935, 967. 
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510. Für Verurteilung zum Widerruf iſt Verſchulden 
nicht erforderlich. 


Bei Veröffentlichungsbefugnis iſt ein Widerrufs⸗ 
anſpruch in der Regel nicht gegeben, da er auf bloße De- 
mütigung des Beklagten hinausliefe. 


Der Widerrufsanſpruch iſt Verbänden nicht zuzubilligen, 
nur dem Verletzten. NG. II 332/34 v. 5. Juni 1935: RG. 
148, 114 JW. 1935, 27238 (Harmfen) = HöchſtRſpr. 
1935, 1624 = Iꝰ/DR. 1936, 112 = GRUR. 1935, 899 = 
MuW. 1935, 330 = PMZBL. 1935, 169 = DAL. Rſpr. 
1935 Nr. 505. 


511. Objektive Rechtsverletzung begründen neben dem qua⸗ 
ſinegatoriſchen Unterlaſſungs- auch einen quaſinegatoriſchen 
Beſeitigungsanſpruch. Doch kommt eine Pflicht zur Der 
ausgabe zwecks Beſeitigung nur in Frage, wenn zu be⸗ 
ſorgen iſt, daß der Beklagte ſich der Verpflichtung zur Unter⸗ 
laſſung weiterer Verbreitung entziehen wird. RG. II 110,30 
v. 5. Nov. 1935: GRUR. 1936, 669. 


VII. Verwirkung, Beſitzſtand 


512. Der Verwirkungsgedanke beruht auf dem Grundſatz 
von Treu und Glauben. Vorausſetzung für ſeine Auwendung 


iſt, daß der Verletzte dem Verletzer durch längeres untätiges 


Zuwarten zu einem feſten Beſitzſtand verholfen hat, deſſen 
nachträgliche Zerſtörung als Rechtsmißbrauch an⸗ 
geſehen werden müßte. Die Beurteilung richtet ſich immer 
nach dem Einzelfall. Jedenfalls kann ſich der Verletzer nur 
darauf berufen, wenn er nach den Umſtänden auf das Ein⸗ 
verſtändnis des Verletzten ſchließen konnte. Hat dieſer eine 
Abmahnung zunächſt nur auf Patentverletzung geſtützt, war 
damit noch nicht der Schluß gegeben, er würde wenigſtens die 
zur Verwechſelungsgefahr Anlaß gebende Bezeichnung dulden. 
RG. II 178/36 v. 4. Dez. 1936: JW. 1937, 990“. 


513. Der Verwirkungseinwand ſetzt immer eine ſchutz⸗ 
würdige Intereſſenlage voraus und greift nur durch, wenn 
die angegriffene Bezeichnung Verkehrsgeltung er⸗ 
langt hat oder einen wertvollen Beſitzſtand darſtellt; beides 
iſt gleichbedeutend. Zum Schutze irreführender Bezeichnungen 
iſt der Verwirkungseinwand nicht gegeben. RG. II 283/35 
v. 7. Juli 1936: JW. 1936, 35345 (Uteſcher) = JD R. 
1937, 80 = GRUR. 1937, 158. 


514. 825 WG. Beſitzſtand und Verkehrsanerkennung 
find gleichbedeutend. Schutzwürdiger Beſitzſtand ohne Ver⸗ 
kehrsgeltung kann einen Verwirkungseinwand aus 8 1 
Unl WG., § 826 BGB. geben. RG. II 59,35 v. 27. Sept. 
1935: JW. 1936, 186% (Uteſcher) - IDR. 1936, 525 
GRUR. 1936, 62 = Mitt. 1936, 405. 


515. Keine Verwirkung, wenn der Beſitzſtand des Ver⸗ 
letzers nur im Auslande geſchaffen iſt. RG. II 191/35 
v. 11. März 1936: IDR. 1937, 81 = GRUR. 1937, 152 
= Muß. 1936, 297. 


516. Keuntnis von der Wettbewerbshandlung iſt keine 
notwendige Vorausſetzung der Verwirkung. Im Einzelfall 
kann jedoch Unkenntnis die Verwirkung ausſchließen, ſo wenn 
die Feſtſtellung, auf welche Patente der Mitbewerber ſeine 
irreführende Bezeichnung ſtützt, ſchwierig und Auskunft nicht 
zu erwarten iſt, weil der Mitbewerber ſie ablehnt. RG. II 
197/36 v. 19. Febr. 1937: JW. 1937, 18814. 


517. Auch jahrzehntelange Benutzung einer unzuläſſigen 
Firntenbezeichnung kann wegen des Intereſſes der Allge⸗ 
meinheit keinen wertvollen Beſitzſtand ſchaffen (anders, 
wenn Rechte eines beſtimmten Mitbewerbers verletzt werden). 
RG. II 70/35 v. 5. Juli 1935: JW. 1935, 3157 (Hen ⸗ 
nicke) HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 1625 JD. 1936, 112 
= GRUR. 1935, 825 Mu W. 1935, 356. 
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518. Eine Partei, deren Waren- oder Firmenbezeichnung 
zur Irreführung der Verbraucher geeignet iſt, kann ſich auf 
Verwirkung nicht berufen. RG. II 197/86 v. 19. Febr. 
1937: JW. 1937, 1881. 


519. Beſitzſtand an unzuläſſiger Firma. KG. 1b X 462/34 
v. 15. Nov. 1934: JW. 1935, 4341 (Criſolli). 


520. Verwirkung des Unterlaſſungsanſpruchs im Wett⸗ 
bewerbs⸗ und Warenzeichenrecht kann niemals eintreten, wenn 
gleichzeitig eine irreführende Angabe i. S. von 8 3 
UNE. vorliegt. RG. II 326/34 v. 12. März 1935: TOR. 
1935, 554 - GRUR. 1935, 753 (ſ. aber GRUR. 1934, 
681) = Mitt. 1935, 191. 


521. Keine Verwirkung, wenn Kläger acht Monate mit der 
Klage gewartet hat. RG. II 127,35 v. 15. Nov. 1935: 
GRUR. 1936, 504. 


522. 20jähriges Nebeneinanderbeſtehen. LGG. Berlin 2180 
32/35 v. 26. April 1935: JW. 1935, 3653 5˙ (Ullrid). 


523. Einbringung eines Erwerbsgeſchäftes nebſt Firma in 
GmbH. Der Einbringende braucht das erworbene Ge⸗ 
ſchäft nicht betrieben und die Firma nicht geführt zu haben. 

Mehrfacher Wechſel des Firmeninhabers hindert nicht die 
Verwirkung der Rechte aus einem Warenzeichen, welches der 
vom Zeicheninhaber geſtatteten Firmenbezeichnung entgegen⸗ 
ſteht. OLG. Köln 8 U 374/31 v. 29. Sept. 1933: GRUR. 
c, 53} . 


VIII. Verjährung: § 21 unlWG., S 852 BG8. 


524. Die Verjährung der Anſprüche aus UnlWG. wird 
nicht dadurch gehindert, daß der Verletzte über Umfang und 
Höhe des Schadens noch nicht volle Gewißheit hat. 

Unterbrechungswirkung eines Feſtſtellungs antrages 
wird nicht durch ſeine etwaige prozeſſuale Unzuläſſigkeit ge⸗ 
hindert. RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 149, 114 

JW. 1936, 7174 (Hoffmann) = IDR. 1936, 525 
— GRugi. 1936, 631 - Muß. 1936, 90 = Archf W. 
193093 


525. Iſt ein Tatbeſtand gegeben, der gegen die Vorſchriften 
des Unl WG., aber bei Nichtberückſichtigung des Wettbewerbs⸗ 
zwecks auch gegen die Vorſchriften des BGB. verſtößt, ſo 
greift die längere Verjährungsfriſt des $ 852 BGB. Platz. 
RG. II 267/35 v. 24. April 1936: GRllR. 1936, 999 = 
Mu W. 1936, 426. 


IX. Prozeſſuales, 8 22 UnlWG. 


Zuläſſigkeit des Rechtswegs. 
BO. über den Zuſammenſchluß der Deutſchen Zucker⸗ 
wirtſchaft v. 10. Nov. 1934. NO, II 151734 v. 21. Dez. 
1934: RG. 147, 244 JW. 1935, 1489 7. 


527. VO. über den Zuſammenſchluß der deutſchen Zucker⸗ 
wirtſchaft v. 10. Nov. 1934; VO. über die Bildung von 
Schiedsgerichten für die landwirtſchaftliche Marktregelung 
v. 26. Febr. 1935. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs wegen 
Rübenlieferungspflicht für 1934 ff. RG. IT 161/85 vom 
13. Dez. 1935: RG. 149, 385 = SW. 1936, 1440 10. 


526. 


528. Der Ausſchluß des Rechtswegs gilt nicht für Rüben⸗ 
lieferungsverpflichtungen, ſoweit es ſich um Ernten in der 
Zeit vor 1934 handelt. RG. II 17235 v. 28. Jan. 1936: 
RG. 150, 118 = JW. 1936, 177412. 


529. Reichsmilchgeſetz. NG. IV 145/34 v. 22. Okt. 1934: 
RG. 145, 369 — IW. 1935, 597 (Holthöfen). 


313 
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530. Stempelgebühren für die Zulaſſung von Reklame⸗ 
uhren an Uhrenläden nach 859 der Hambu rger StraßenO. 
v. 7. Febr. 1902 können nicht im ordentlichen Rechtswege 
zurückgefordert werden. Die Zuſtändigkeit für Streitigkeiten 
über Gebührenerhebung der Länder iſt reichsrechtlich nicht 
geregelt und unterliegt daher nach Art. 12 I Wein Verf, der 
Landesgeſetzgebung, welche nach 8 13 GG. auch bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten den Verwallungsgerichten übertragen kann. 
RG. VII 156/36 v. 13. Nov. 1936: JW. 1937, 2247, 


531. Maßnahmen der kommunalen Tarifhoheit ſind 
nicht vor dem Einigungsamt, ſondern im Aufſichtswege zu 
beanſtanden. Ein A. Frankfurt a. M. I 9727/35 v. 9. Okt. 
1935: ArchfW. 1936, 19 (Gottſchich. 


532. Für Unterlaſſungsklage gegen eine Handwerks— 
kammer wegen erſtatteten Gutachtens iſt der Rechtsweg 
nicht zuläſſig, auch wenn die Klage auf 88 839, 823 BGB. 
geſtützt wird; ausgenommen ſind Fälle offenbarer Willkür. 
RG. III 153/35 v. 19. Nov. 1935: GRUR. 1936, 807. 


533. Gegen einen Brau wirtſchaftsverband kann wegen 
feiner Anordnungen nicht im ordentlichen Rechtswege, ins⸗ 
deſondere nicht mit einſtweiliger Verfügung vorgegangen wer⸗ 
den, weil er öffentlich⸗ rechtliche Befehlsgewalt ausübt. OLG. 
Celle 2 W 106/36 v. 13. Juli 1936: JW. 1936, 3137 20 
(Mevert). 


534. 8 13 G05. Grabpflege durch Handelsgärtner. Für 
den Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten i. S. von 
§ 13 GG. iſt die Anſchauung maßgebend, die bei Erlaß 
des Geſetzes beſtand. Deshalb fallen auch ſolche Anſprüche 
unter den Begriff, für die ſeinerzeit der Rechtsſchutz durch 
die ordentlichen Gerichte gewährt wurde, auch wenn ſie nach 
heutiger Auffaſſung auf öffentlichem Recht beruhen. 


Für den Anſpruch gegen die Kirchengemeinde auf 
Rückzahlung von Gebühren für die Zulaſſung zur geiverb- 
lichen Grabpflege und auf Feſtſtellung, daß die Kirchen— 
gemeinde ſolche Gebühren nicht erheben darf, iſt der ordent⸗ 
liche Rechtsweg gegeben. RG. IV 146/36 v. 29. Okt. 1936: 
JW. 1937, 2279, 


535. Schiedsabrede. 


Eine Schiedsabrede in der Verpflichtungserklärung gegen- 
über einer Preisſchutz vereinigung, der beide Parteien 
angehören, begründet noch kein Schiedsvertragsverhältnis 
unter den Parteien unmittelbar. OLG. Dresden 4 U 164/ö35 
v. 30. Jan. 1936: GRUR. 1936, 830. 


336. Für die Anwendung des Geſetzes über Schiedsabreden 
in Kartell verträgen v. 18. Dez. 1933 iſt lediglich ent- 
ſcheidend, ob die Abrede in einem Vertrage getroffen iſt, der 
Verpflichtungen über die Handhabung der Erzeugung oder 
des Abſatzes, die Anwendung von Geſchäftsbedingungen, die 
Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung von Preiſen ent- 
hält ($ 1 KartVO.). Ob die übrigen Beſtimmungen der 
Kart O. für die Parteien gelten, ift gleichgültig. 

Unter eine hiernach wirkſame Schiedsabrede fallen nicht 
nur Klagen auf Erfüllung, ſondern auch ſolche auf Rück 
zahlung von Beträgen, die nach dem Vertrage zuviel ge⸗ 
zahlt ſind. RG. VII 155/35 v. 14. Febr. 1936: JW. 1936, 
1435 7. 


537. Bei Schiedsgerichten eines als Verein geſtalteten Kar⸗ 
tells genügt es, daß bei feiner Gründung die Form des 8 1 
KartVO. gewahrt und die Schiedsgerichtsbarkeit in der für 
die Vereinsſatzung beſtimmten Form eingeſetzt iſt. Erfolgt 
die Einſetzung erſt ſpäter, ſind lediglich die für Vereins⸗ 
beſchluͤſſe geſetzlich oder ſatzungsgemäß beſtimmten Formen 
zu beachten; eines beſonderen Urkunde nach 8 1027 Abf. 1 
ZRO. bedarf es nicht. RG. VII 168/36 v. 5. Febr 1937: 
RG. 153, 267 — JW. 1937, 155718 (Dörintel). 
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538. Schiedsklauſel. RG. v. 11. Jan. 1935: ZW. 1935, 
1008, 1567 (Walther, Jonas) = Dotz. 1935, 229 
= JDNR. 1935, 595; 1936, 151 — KartRdſch. 1935, 591. 


539. Auch wenn die Kartoffel geſchäftsbedingungen des 
Reichsnährſtandes die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts des 
Reichsnährſtandes vorſehen und die Zugrundelegung der Be— 
dingungen durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden kann, 
iſt doch für Parteien, welche den in den Bedingungen vor⸗ 
geſehenen Schiedsvertrag nicht geſchloſſen haben, der ordent⸗ 
liche Rechtsweg zuläſſig. Lch. Eſſen 1 8 537/36 v. 15. Dez. 
1936: JW. 1937, 10278 (Steffen). 


540. Eine Begründung fehlt dem Schiedsſpruch noch 
nicht, wenn ſeine Begründung in ſich widerſpruchsvoll oder 
auf rechtserhebliches Vorbringen einer Partei nicht ein: 
gegangen iſt. Es genügt, wenn Darlegungen beigefügt ſind, 
die der Begründung „dienen ſollen“. Ob ihnen wegen ihrer 
Dürftigkeit oder ihres widerſinnigen Inhalts die Eigenſchaft 
einer Begründung abgeſprochen werden muß, iſt Sache der 
Prüfung des Einzelfalles. Mit den Maßſtäben, die an das 
Urteil eines ordentlichen Gerichts anzulegen ſind, darf ein 
Schiedsſpruch nicht gemeſſen werden, ſelbſt wenn er von 
einem Rechtskundigen, insbeſondere auch von einem Richter 
erlaſſen iſt. NS. VII 205/35 v. 24. März 1936: JW. 
1936, 18948 (Langen). 


541. Dem Schiedsgericht ſteht — vorbehaltlich der Boll: 
ſtreckbarerklärung — auch die Strafandrohung nach 
§ 890 Abſ. 2 APO. zu, da die Androhung keine Zwangs⸗ 
ausübung, ſondern eine lediglich zum Schutz des Schuldners 
beſtimmte Maßnahme darſtellt. Sie iſt ein unweſentlicher, ab⸗ 
trennbarer Beſtandteil des Schiedsſpruchs und kann von der 
Vollſtreckbarerklärung ausgenommen werden. 

Der Koſtenausſpruch des Schiedsgerichts kann nur in- 
ſoweit für vollſtreckbar erklärt werden, als die Koſten des 
Obſiegenden feſtgeſetzt ſind, nicht aber, ſoweit das Schieds⸗ 
gericht ſeine eigenen Gebühren feftfeßt. Bay obo. 1 123/34 
v. 6. März 1935: GRUR. 1935, 525. 


542. Zuſtändigkeit. Für im Auslande begangene Wett« 
bewerbshandlungen inländiſcher Firmen untereinander gilt 
der Grundſatz des Begehungsorts. Begehungsort iſt jeder 
Ort, an welchem ein Teil des Tatbeſtandes verwirklicht 
iſt. LG. Hagen H 0 92/86 v. 30. Sept. 1936: GRug. 
1937, 402. 


543. Iſt die örtliche Zuſtändigkeit bejaht, iſt es auch die 
deutſche Gerichtsbarkeit (ſog. internationale Zuſtäudigkeit). 
Doch werden nur die Prozeßvorausſetzungen durch die Be⸗ 
jahung der Zuſtändigkeit mitentſchieden und unanfechtbar. 
Rechtsmittel gegen eine etwa gleichzeitig getroffene Sach⸗ 


entſcheidung bleiben zuläſſig. NS. II 137/35 v. 10. Jan. 


1986: JW 
1936, 238. 


1936, 12919 GRUR. 1936, 670 — MuwW. 


544. Preſſedelikt. Eine durch Benutzung der Preſſe be- 
gangene unerlaubte Handlung iſt überall da begangen, wo 
der Inhalt Dritten zur Kenntnis gebracht wird. Die Auf⸗ 
hebung des fliegenden Gerichtsſtands der Preſſe nach 8 7 
Abſ. 2 StPO. iſt nicht auf den Zivilprozeß zu übertragen. 
Jedes der in Frage kommenden Gerichte iſt zur Aburteilung 
des geſamten Tatbeſtandes zuſtändig. NG. II 137/35 vom 
10. Jan. 1936: JW. 1936, 1291 GRug. 1936, 676 
Mu W. 1936, 238. 


545. Aktivlegitimation. NSR B., Antragsbefugnis gegen 
„Syndikus“. LG. Köln 5 0 106/35 v. 31. Juli 1935: JW. 
1936, 62˙ (Spatz). 


346. Klagebefugnis der Patentauwaltskammer. KG. 31 U 
93/36 v. 2. Febr. 1936: Goll. 1936, 756; ebenſo LG. 
Berlin 409 0 90/35 v. 6. Nov. 1935: GRUR. 1938,70 
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547. Aktivlegitimation bei Warenzeichenverletzung. RG. II 
277/34 v. 26. März 1935: RG. 147, 332 = JW. 1935, 
22749, 236116 (llteſcher). 


548. Befugnis eines Kohlenhändlerverbandes 
zur Klage gegen eine Stadtgemeinde wogen Lieferung von 
Freigas. LG. Bielefeld 5 C 161/35 v. 16. Dez. 1935; 
ArchfW. 1936, 36 (Gott ſchick). 


549. Klageberechtigung der Fachgruppe Kautſchuk. Der 
aus 8 13 Abſ. 1 UnlWG. Klageberechtigte braucht ein be⸗ 
ſonderes Intereſſe nicht nachzuweiſen. Er hat nur ein geſetz⸗ 
liches Recht auf Geltendmachung des Unterlaſſungsanſpruches, 
nicht aber eines Schadenserſatzanſpruches oder eines negato- 
riſchen Beſeitigungsanſpruches auf Widerruf unlauterer An⸗ 
gaben aus 8 1004 BGB. RG. II 332/34 v. 5. Juni 1935: 
Rg. 148, 114 = JW. 1935, 2723 (Harmſen) = 
HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 1624 = JDR. 1936, 112 = GRUR. 
1935, 899 Mu W. 1935, 330 — Pat Muſtgeich Bl. 1935, 
169 = DRZ. Rſpr. 1935 Nr. 505. 


550. Unterlaſſungsklage eines Vereins, der die För⸗ 
derung der gewerblichen Intereſſen ſeiner Mitglieder bezweckt. 
RG. II 160/34 v. 9. Nov. 1934: JDR. 1935, 557 = 
GRuR. 1935, 382 — MuW. 1935, 65 — Mitt. 1935, 20. 


551. Klageberechtigung ſelbſt dann, wenn der klagende Ver⸗ 
band im weſentlichen nur die gewerblichen Intereſſen einer 
einzelnen Firma wahrnimmt, weil er damit zugleich Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit verfolgt. RG. II 1021/35 v. 29. Nov. 
1935: JW. 1936, 808° (Culemann) = JDR. 1936, 
525 = GRUR. 1936, 339 = Muß. 1936, 64 = Mitt. 
1936, 21. 


552. Klagerecht aus 8 13 UnlWG. auch dann, wenn der 
Kläger die Ware als Haupt-, der Beklagte fie als Neben⸗ 
leiſtung herſtellt. Der Begriff „Ware verwandter Art“ iſt 
weit auszulegen. RG. II 247/35 v. 10. Dez. 1935: RG. 
149, 242 — JW. 1936, 7131, 2027 (Culemann) = 
GRUR. 1936, 193, 705 (Reſchreiter), 858 (Junkers⸗ 
torff) = MuW. 1936, 177 = Archf W. 1936, 32 (Gott⸗ 
ſchich, 


553. Ein Verband von Gewerbetreibenden iſt auch dann 
klageberechtigt i. S. des § 13 Abſ. 1 UnlWG., wenn feine 
Mitglieder nicht ſämtlich zu den Perſonen gehören, die ſelbſt 
nach dem UnlWG. klageberechtigt ſind. Die Mitglieder des 
Verbandes brauchen durch den Wettbewerb des von dem 
Verband Beklagten nicht betroffen zu ſein und können ganz 
anderen Erwerbszweigen als dieſer angehören. Erforderlich iſt 
nur, daß die Wettbewerbshandlung überhaupt in den Bereich 
der ſatzungsgemäß zu fördernden gewerblichen Intereſſen des 
Verbandes fällt. Die Aktivlegitimation des Verbandes beſteht 
unabhängig von dem Ein verſtändnis aller Mitglieder, 
insbeſondere auch für Klagen gegen ein Mitglied. RG. II 
70/35 v. 5. Juli 1935: JW. 1935, 3157 (Hennicke) = 
850 her 1935 Nr. 1625 = ZOR. 1935, 112 — GRUR. 
5, 825. 


554. Die Klagebefugnis aus 8 13 UnlWG. ift im öffent» 
lichen Intereſſe gewährt. Daher wird der Beklagte mit der 
Argliſteinrede aus der Perſon des Klägers nicht gehört. 
RG. II 110/85 v. 15. Nov. 1935: NZ. 149, 224 = JW. 
1936, 806 % (Culemann) — JDR. 1936, 525 GRUR. 
1936, 668 Mu W. 1936, 96 = PatMuſtgeich Bl. 1936, 69. 


555. Klageberechtigt aus 8 824 BGB. find alle Firmen 
und Perſonen des betreffenden Gewerbezweiges, die das in 
der Veröffentlichung beanſtandete Verfahren anwenden, gleich- 
gültig ob der Verletzte ſie ſämtlich gemeint oder gekannt hat. 
RG. II 386/35 v. 4. Okt. 1935: GRUR. 1936, 265 — 
Mu W. 1935, 429. 
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556. 8 13. Nicht jedem Kaufmann oder Gewerbetreibenden, 
ſondern nur den branchezugehörigen ſteht die Klagebefugnis 
aus 8 13 Unl WG. zu. 


Iſt eine im § 13 UnlWG. genannte Organiſation in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten nicht klageberechtigt, können 
ihre Mitglieder nicht aus § 13 Unl WG. auf Grund ihrer 
Zugehörigkeit zu der Organiſation Klage erheben. Ober. 
Danzig 2 II U 290/35 v. 12. Juni 1936: JW. 1936, 2558. 


557. 5 13. Wenn die Geſamtheit der Wettbewerber keine un⸗ 
abſehbar große Menge bildet, muß jeder einzelne von ihnen 
— unabhängig von 313 — ſchon als Selbſtverletzter klage⸗ 
berechtigt ſein. RG. II 239/35 v. 17. März 1936: JW. 
1936, 20786 aulemann) = GRuR. 1937, 60 = Arch⸗ 
W. 1936, 111. 


558. Für 813 Unl WG. iſt der Nachweis einer beſonderen 
Verletzung oder Gefährdung gerade der beſonderen Rechte 
des Klägers nicht erforderlich, ſofern der Kläger dem frag⸗ 
lichen Gewerbezweig angehört. RF. II 168/35 v. 14. Febr. 
1936: RG. 150, 265 = IW. 1936, 13711? = ZOR. 1936, 
525 GRUR. 1936, 683 — ArchfW. 1936, 89. 


559. 813 Abſ. 1 UnlWG. gibt noch keine Sachbefugnis 
für Anſprüche aus 8 4 Abſ. 3 Leb Mitt. RG. II 306/34 
v. 5. April 1935: JW. 1935, 22728 (Holthöfer) = 
IDR. 1936, 112 GRUR. 1935, 691 = Mu®. 1935, 277. 


560. Rechtsſchutzintereſſe für Feſtſtellungsklage fehlt, 
wenn Ausſtattungsbeſitz verloren iſt (Bandmotiv). RG. II 
115/34 v. 9. Okt. 1934: IDR. 1935, 97 GRUR. 1935, 
577 = Mitt. 1934, 317. 


561. Es genügt, daß das Feſtſtellungsintereſſe zur Zeit 
des Schluſſes der letzten Tatſachenverhandlung vorliegt. RG. 
II 310/34 v. 12. April 1935: GRUR. 1935, 907. 


562. Die Zuläſſigkeit der unentgeltlichen Beförderung von 
Kunden durch den Kraftwagen einer Firma zum Geſchäft und 
zurück iſt ein Rechtsverhältnis i. S. des § 256 ZRO. Wird 
die Zuläſſigkeit beſtritten, ſo kann der Geſchäftsinhaber auf 
Feſtſtellung der Zuläſſigkeit klagen. OLG. Karlsruhe 4 ZBR 
225/33 v. 22. März 1934: JW. 1935, 718 (1. Cule⸗ 
mann, 2. Danielcif). 


563. Feſtſtellungsklage auf Grund Beeinträchtigung des 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs durch Beſtrei⸗ 
ten der Befugnis zur Rabattgewährung. RG. II 185/35 vom 
14. Febr. 1936: RG. 150, 271 JW. 1936, 1436s — 
IDR. 1936, 780 GRUR. 1936, 513 — Mu. 1936, 256 
— DRechtspfl. 1936 Nr. 334. 


564. Rechtshängigkeit. Gegenüber der Unterlaſſungs⸗ 
klage aus 88 13, 1, 3 Unl WG. kann nicht geltend gemacht wer⸗ 
den, infolge einer gleichzeitig ſchwebenden, von einem Stroh⸗ 
mann des jetzigen Klägers anhängig gemachten Unterlaſſungs⸗ 
klage fehle das Rechtsſchutzintereſſe; ausgenommen iſt der 
Scheineinwand. RG. II 60/36 v. 2. Okt. 1936: ZDR. 1937, 
80 — GNUR. 1937, 396 = Mitt. 1936, 368. 


565. Es ift unzuläſſig, den Firmeninhaber ſowohl 
unter ſeinem perſönlichen Namen als auch gleichzeitig unter 
ſeiner Firma zu verklagen oder, nachdem er in einem Ver⸗ 
fahren bereits unter ſeinem perſönlichen Namen verurteilt 
iſt, nochmals unter ſeiner Firma zu verurteilen. RG. II 
137/35 v. 10. Jan. 1936: JW. 1936, 12915 GRUR. 
1936, 674 — Muß. 1936, 238. 


566. Einfluß der Umwandlung nach dem Ummandl®. 
dahingeſtellt gelaſſen, weil Prozeßbevollmächtigter beſtellt 
war. RG. II 100/36 v. 30. Okt. 1936: JW. 1937, 3131 = 
GRUR. 1937, 242. ‚ 


343* 


2740 Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


567. Auf Grund von 8 9 Abf. 1 Ziff. 2 WZE. kann ledig⸗ 
lich Löſchung des Warenzeichens verlangt werden, da⸗ 
gegen nicht Unterlaſſung, Schadenserſatz uſw. RG. II 183/35 
v. 13. März 1936: RG. 151, 10 = JW. 1936, 2082s 
GRUR. 1936, 1071. 


568. Wird wegen Behauptung der Patentverletzung 
Klage aus UnlWG. und $ 826 BGB. erhoben, kann mangels 
neuen Vorbringens zur Führung des Wahrheitsbeweiſes dem 
Kläger die rechtskräftige Entſcheidung entgegengehalten wer⸗ 
den, welche in einem früheren Patentrechtsſtreit unter den 
Parteien zugunſten des Beklagten ergangen iſt. OLG. Celle 
2 U 139/34 v. 5. Dez. 1935: GRlIR. 1936, 759. 


569. Gegenüber der Klage auf Zurücknahme des Wider⸗ 
ſpruchs gegen eine Zeichenanmeldung kann 83 UnlWG. 
ein rede weiſe geltend gemacht werden. RG. II 73/36 vom 
10. Juli 1936: GRUR. 1937, 227. 


570. Hilfsanträge. Wird das Verbot jeglicher Be⸗ 
nutzung verlangt, kann aber nach Anſicht des Gerichts nur 
eine beſtimmte Art der Benutzung verboten werden, unter⸗ 
liegt die Klage mangels eines Hilfsantrages der Abweiſung. 
RG. II 118/35 v. 5. Nov. 1935: GRÜN. 1936, 132 = 
Mu W. 1936, 26. 


571. Widerklage, Zuſammenhang. Rein tatſächliche 
Gleichartigkeit der beiderſeitigen Behauptungen und der Klage⸗ 
und Widerklagebegründungen genügt nicht für rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhang. Rechtlicher emen dann, wenn die mit 
Klage und Widerklage beanſtandeten Handlungen im Ver⸗ 
hältnis von Handlung und Abwehr ſtehen. 


Das Erfordernis des rechtlichen Zuſammenhangs unter⸗ 
liegt dem Parteiverzicht. Dieſer iſt anzunehmen, wenn der 
Kläger nicht Unzuläſſigkeit, ſondern nur Verſpätung rügt. 
RG. II 110/35 v. 5. Nov. 1935: GRllR. 1936, 670. 


572. Gegen den Verhandlungsgrundſaßtz ift nicht 
verſtoßen, wenn die Geltendmachung eines unangefochtenen 
Beſitzſtandes als Verwirkungseinwand aufgefaßt und dieſer 
vom Gericht, dem inſoweit keine Fragepflicht obliegt, man- 
gels Beſtreitens anerkannt wird. RG. II 59/35 v. 27. Sept. 
1935: JW. 1936, 186% (Utefher) = Ig. 1936, 525 
= GRUR. 1936, 63 = Mitt. 1936, 405. 


573. Prüfung nach $$ 12, 1 Un®G., 8138 BGB. von 
Amts wegen (Beſtechung des leitenden Angeſtellten der Ab- 
nehmerin durch mit ihm geſchloſſenen Lizenzvertrag). KG. 
10 U 6060/36 v. 23. Jan. 1937: GRUR. 1937, 472. 


574. Ob die Parteien von der nach 8 272 b 3PO. veran- 
laßten Beiziehung von Akten zu benachrichtigen ſind, 
unterliegt richterlichem Ermeſſen, welches in der Reviſions⸗ 
inſtanz nicht nachprüfbar iſt. Jedoch iſt es als Verſagung des 
rechtlichen Gehörs anzuſehen, wenn dem Prozeßgegner nicht 
durch Vertagung oder Erklärungsfriſt Gelegenheit zur Stel⸗ 
lungnahme gegeben wird; das führt zur Aufhebung der er⸗ 
gangenen Entſcheidung. RG. II 294/35 v. 26. Mai 1936: 
GRUR. 1937, 57. 


575. Beweiserhebung über unſubſtantiiertes Beſtrei⸗ 
ten iſt unzuläſſig, weil es dem Gegner zur Auffindung ihm 
bisher unbekannten Streitſtoffes verhelfen kann. RG. II 
268/35 v. 9. Mai 1936: JW. 1936, 26355 (-Cule mann) 
GRUR. 1937, 230. 


376. Zeugenousſagen müſſen in nicht berufungs⸗ 
fähigen Sachen nicht im Tatbeſtand, ſondern können auch in 
den Entſcheidungsgründen wiedergegeben werden. RG. II 
213/35 v. 13. März 1936: GRUR. 1936, 895. 


577. Zeugenausſagen erſter Inſtanz können nicht berück- 
ſichtigt werden, wenn die Akten dieſer Inſtanz dem BG. nur 
„zur Information“ vorgelegen haben und nicht Gegen⸗ 


ſtand mündlicher Verhandlung im zweiten Rechtszuge geweſen 
find. RG. II 260/35 v. 24. April 1936: SDR. 1937, 81 
= GRUR. 1936, 989 = Mu W. 1936, 456. N 


578. Preisbindungsſyſtem. Der Nachweis eines 
lückenloſen Preisbindungsſyſtems erleichtert den Beweis bei 
Vertragsbrüchen von Abnehmern, aber nur, wenn dargetan 
wird, daß die Bindung nicht nur auf dem Papier ſteht. RG. 
II 196/35 v. 15. Mai 1936: RB. 151, 239 ZW. 1936, 
28631 (Gulemann) = JDN. 1937, 79 = GRIUR. 1937, 
383 — Muß. 1936, 458. 


579. Ablehnung eines Sachverſtändigen wegen Be- 
fangenheit. KG. 10 U 5373/34 v. 18. Jan. 1936: GRUR. 
1936, 760. 


580. Erklärungen der Kundſchaft, Beweiswert proble> 
matiſch. NG. II 254/35 v. 12. Febr. 1935: SRUN. 1935, 
510. 


581. Der Beweiswert von Beſtätigungen, weche Kunden und 
Geſchäftsfreunde auf Erſuchen des Beweispflichtigen ausge⸗ 
ſtellt haben, iſt gering. RG. II 306/35 v. 7. Juli 1936: 
GR. 1936, 1083. 


582. Die Frage der Übereinſtimmung zwiſchen dem an⸗ 
gemeldeten und dem Widerſpruchs zeichen entſcheidet aus⸗ 
ſchließlich und für die Gerichte bindend das Pat A. RG. II 
3/36 v. 10. Juli 1936: GRUR. 1937, 223. 


583. Warenzeichen, Feſtſtellungsklage. Ob das Zeichen 
allgemeiner Warenname oder Freizeichen iſt, prüft das Pat A. 
Die ordentlichen Gerichte prüfen, ob nicht die Geltendmachung 
des formellen Zeichenrechts die Grenzen des lauteren Wett» 
bewerbs und der guten Sitten überſchreitet. Der Verletzte 
(Vorbenutzer) kann ſich hierauf nicht nur im Löſchungsver⸗ 
fahren berufen, ſondern auch im ordentlichen Streitverfahren 
fein Recht klage- oder einredeweiſe geltend machen. LG. Dort⸗ 
mund 11 0 60/35 v. 27. Nov. 1935: GRUR. 1936, 435. 


584. Zur Beurteilung der Auffaſſung des Leſers können 
auch Werbebehauptungen herangezogen werden, die in frühe» 
rer Inſtanz rechtskräftig verboten worden ſind. RG. II 
102/35 v. 29. Nov. 1935: JW. 1936, 808 0 (CEulemann) 
= JDOR. 1936, 525 = GRUN. 1936, 340 = MuW. 1936, 
64 — Mitt. 1936, 21. 


585. Offenkundigkeit. Es bedarf keiner Begründung, 
woraus der Richter die von ihm angenommene Offenkundig⸗ 
keit herleitet. Rc. II 100/36 v. 30. Okt. 1936: JW. 1937, 
313 1 GRUR. 1937, 245. 


586. Das Grun durteil braucht nur eine ſchädigende 
Handlung, aber noch nicht auch einen Schaden feſtzuſtellen. 
RG. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 149, 114 = IM. 
1936, 717: (Hoffmann) = JDR. 1936, 525 GRUR. 
1936, 636 = Muß. 1936, 90 = ArchfW. 1936, 9. 


587. Iſt keine Erledigung der Hauptſache eingetreten 
und trotzdem der Antrag auß die Koſten beſchränkt, hat Kläger 
die Koſten wegen Klagerücknahme zu tragen. OLG. Dresden 
4 U 74/35 v. 11. Juli 1935: GRUR. 1936, 194. 


588. Koſten für Fotokopien von Zeichnungen oder Schrift⸗ 
ſtücken muß die Reichskaſſe dem Armenanwalt erſtatten, wenn 
abſchriftliche Reproduktion nicht ausreicht, was der Anwalt 
mit beſonderer Sorgfalt prüfen muß. KG. 20 Wa 10/36 vom 
25. Jan. 1936: GRUR. 1936, 275. 


589. Neue Angriffs- und Verteidigungsmittel in der Be⸗ 
rufungs inſtanz. Neues Vorbringen liegt auch darin, daß 
eine Partei ſich auf Akten bezieht, welche das Gericht, zu- 
nächſt ohne Wiſſen der Parteien, beigezogen hat. Erfordert 
das neue Vorbringen eine Beweisaufnahme, wirkt es prozeß⸗ 
verzögernd und darf nicht zugelaſſen werden. RG. II 294/35 
v. 26. Mai 1936: GRliR. 1937, 56. 


66. Jahrg. 1937 Heft 43 


590. Prozeßlage nach Zurückverweiſung. NÖ. II 
193655 U 7. Jan, 1936 3 1930 18140 GRUR. 
1936, 978. 


591. Wiedereinſetzung (ſtrenge Anforderungen). NRPat A. 
F 10969/22a Wz v. 12. April 1935: JW. 1935, 324754. 


592. Reſtitutionsklage nach § 580 Abſ. 1 Ziff. Tb 
ZPO. RG. I 112/35 v. 8. Febr. 1936: GRUR. 1936, 897. 


593. Wiederaufnahme des Verfahrens (KartGeſ.). KartGer. 
v. a März 1935: Karthidſch. 1935, 375 — ZONR. 1936, 
150. 


594. Reviſion. Anwendung des UnlWG. als reformatio 
in peius gegenüber 8 824 BGB. RG. II 386/35 v. 4. Okt. 
1935: GNUN. 1936, 265 = Mu W. 1935, 429. 


595. Streitwert des Rechnungslegungsanſpruchs für 
die Zuläſſigkeit der Reviſion iſt nach dem Intereſſe an der 
Vorbereitung und Klarſtellung des Schadenserſatzanſpruchs zu 
bemeſſen (Erſparung von Ermittlungskoſten) auf höchſtens 
1/10 des behaupteten Schadens. NG. I 187/35 v. 22. Nov. 
1935: GRUR. 1936, 696. 


596. Sprungreviſion kann nicht auf Mängel des 
Verfahrens, wohl aber auf Mängel geſtützt werden, die in 
jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu berückſichtigen 
ſind. Dazu gehören die Prozeßvorausſetzungen, insbeſondere 
das Rechtsſchutzintereſſe bei der Feſtſtellungsklage. Es iſt nicht 
gegeben, wenn bereits Leiſtungsklage erhoben und deren 
Rücknahme ohne Zuſtimmung des Gegners nicht möglich iſt. 
RG. I 280/35 v. 25. März 1936: GRUR. 1936, 900. 


597. Rubrumsberichtigung in der Reviſionsinſtanz. 
RG. II 306/34 v. 5. April 1935: JW. 1935, 22728 
(Holthöfer) = JDOR. 1936, 112 = GRUR. 1935, 691 
— Mu. 1935, 277. 


598. 8 565 30. bezieht ſich auf Anſprüche, über welche 
das RG. erkanut hat, nicht auf neue Auſprüche i. S. von 
1000 mt 2 ZPO. RG. II 94/34 v. 19. Okt. 1934: GRUR. 
935, 603. 


599. 8 286 ZPO. in der Reviſionsinſtanz; Verſtoß gegen 
198, 980 RG. II 91/34 v. 23. Okt. 1934: GRUR. 
0, . — 


600. Feſtſtellung des Sinnes einer Kundgebung iſt Tat⸗ 
ſachenwürdigung und der Reviſion entzogen, ſoweit, nicht Ver⸗ 
ſtöße gegen die Prozeßordunung oder gegen anerkannte Be⸗ 
weis⸗, Auslegungs⸗ oder Denkgeſetze vorliegen, welche die 
Auslegung des Berufungsurteils als unmöglich erſcheinen 
laſſen. RG. II 136/35 v. 10. Dez. 1935: GRUR. 1936, 687. 


601. Erfahrungstatſachen können in der Reviſions⸗ 
inſtanz auch dann verwertet werden, wenn ſie nicht Gegen⸗ 
Hand der Verhandlung vor dem Tatrichter waren. Jedoch 
müſſen fie dem RG. bekannt fein. Werden fie erſt durch ein 
Gutachten zu ſeiner Kenntnis gebracht, iſt dieſes Gutachten 
ein unzuläſſiges neues Beweismittel. RG. II 171/34 vom 
9. Nov. 1934: JW. 1935, 423 - GNUN. 1935, 686. 


602. Die Frage der S ittenwidrigkeit unterliegt der 
Nachprüfung in der Reviſionsinſtauz. RG. II 171/34 vom 
9. Nov. 1934: JW. 1935, 423 — GRUR. 1935, 686. 


603. Die Verw echſelungsgefahr unterliegt der Prü⸗ 
fung in der Reviſion dahin, ob nicht etwa Umſtände unberück⸗ 
ſichtigt gelaſſen find, die für die Beurteilung der Verwechſe⸗ 
a" zu e ſind. RO. II 266/35 v. 26. Mai 
36: IW. 1936, 20765 — ZDR. 1937, 81 — GRe 
1936, 624. 1 ‚ GRUN. 
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604. Die Frage der Wiederholungsgefahr iſt an 
ſich tatſächlicher Natur und in der Reviſionsinſtanz nur dar⸗ 
auf nachprüfbar, ob bei der Feſtſtellung des zugrunde liegen⸗ 
den Tatbeſtandes Verfahrensvorſchriften verletzt ſind oder von 
unrichtigen ſachlich⸗rechtlichen Erwägungen ausgegangen iſt. 
RG. II 386/35 v. 4. Okt. 1935: GRUR. 1936, 269 = 
MuW. 1935, 429. 


605. Vernehmung eines Sach verſtändigen iſt Ermeſ⸗ 
ſensfrage und in der Reviſionsinſtanz nicht nachprüfbar. RG. 
II 102/35 v. 29. Nov. 1935: JW. 1936, 808 20 (Cule⸗ 
mann) = JDR. 1936, 525 — GRUN. 1936, 340 = MuW. 
1936, 64 = Mitt. 1936, 21. 


606. Einſtweilige Verfügung kann in dem nach 8 36 
Abſ. 3 ZPO. i. Verb. m. § 24 UnlWG. beſtimmten Ge⸗ 
richtsſtand beantragt werden. Jedoch kann die Beſtimmung 
nicht ſtattfinden für eine bloße einſtweilige Verfügung, etwa 
nach 825 Abſ. 2 UnlWG. 

Der Gerichtsſtand des 8 24 UnlWG. iſt ein ausſchließ⸗ 
licher, der des § 25 Abſ. 2 Unl WG. nicht. RG. IV GB 285/35 
v. 14. Nov. 1935: JW. 1936, 189. 


607. Einſtweilige Verfügung. Das Gericht iſt an den An⸗ 
trag nicht gebunden. Das zu erlaſſende Verbot muß aber 
von dem konkreten Zuwiderhandlungsfall ausgehen. Es um⸗ 
faßt auch Inſerate mit abweichendem Wortlaut, ſofern Wort⸗ 
wahl und Wortſetzung die gleiche unrichtige Auffaſſung des 
Leſers zur Folge haben können. KG. 31 U 4564/34 v. 2. Aug. 
1934: GRÜN. 1935, 450. 


608. Antrag auf einſtweilige Verfügung bedarf, ſoweit auf 
825 Unl WG. geſtützt, keiner Glaubhaftmachung nach 
8 940 ZPO., wohl aber, ſoweit PatG. geltend gemacht wird. 
Dann ſind beſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen. 

Dringlichkeit nicht anzunehmen, wenn Verletzter ſeit 
Kenntnis des ſtörenden Zuſtandes vier Monate zuwartet, 
ſelbſt wenn inzwiſchen Sachverſtändigengutachten eingeholt 
wurde. In ſolchem Falle iſt bevorſtehende Leipziger Meſſe 
kein Anlaß für einſtweilige Verfügung. OLG. Düſſeldorf 2 U 
96/34 v. 3. Aug. 1934: GRUR. 1935, 371. 


609. Ein Patentanwalt iſt zur Entgegennahme einer eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung zuſtändig. RG. 5D 104/34 
v. 17. Dez. 1934: JW. 1935, 70514. 


610. Einigungsamt. Zuſtändig auch da, wo der Antrags- 
gegner Detailgeſchäfte unter dem Deckmantel eines Groß⸗ 
und Wiederverkäufer tätigt. Ein A. Bochum v. 24. Okt. 1935: 
Archf W. 1936, 15. 


611. Einigungsamt, zuſtändig auf Grund ſeiner Satzung. 
Ein A. Nürnberg v. 10. März 1936: GRUR. 1936, 657 
(Stritzke). 


612. Das Ein A. ſoll eine gütliche Einigung verſuchen. 
Einen gutachtlichen Spruch foll es nur abgeben, wenn der 
Sachverhalt einwandfrei geklärt iſt. Zweck des Gut⸗ 
achtens iſt die Erleichterung des bei Nichteinigung zu er⸗ 
wartenden gerichtlichen Verfahrens. Für die Parteien beſteht 
Erſcheinungszwang, aber keine Erklärungs⸗ und Wahrheits⸗ 
pflicht. Paſſives Verhalten des Beklagten kann bei Klagen aus 
§ 131 Wein Verf. dazu führen, ein Verſchulden des Vorſitzen⸗ 
den zu verneinen. RG. V 6/36 v. 26. Juni 1936: GRUR. 
1937, 237. 


613. Das Ein A. iſt eine mit Zwangsgewalt ausgeſtattete 
öffentliche Einrichtung. Der Vorſitzende übt öffentliche Gewalt 
aus. Für ihn haftet derjenige Staat, der ihn angeſtellt hat 
und beſoldet, an deſſen Stelle iſt ſeit 1. April 1935 das 
Reich getreten (8 6 VO. über die Haftung des Reichs für die 
Juſtizbeamten v. 3. Mai 1935 (RG Bl. I, 587). RG. V 6/36 
v. 26. Juni 1936: GRUR. 1937, 236. 
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614. Vollſtreckung eines Rechnungslegungsurteils. RG. I 
226/34 v. 2. März 1935: JW. 1935, 2363 1 (Bartels). 


615. Straffeſtſetzungs verfahren, 8§ 890 3PO. 
Hat im erſten Rechtszuge das LG. erkannt, beſteht im Straf⸗ 
feſtſetzungsverfahren Anwaltszwang. Das iſt entgegen 
Jonas, 15. Aufl., Anm. 1 zu 8 891 im Hinblick auf 
den häufig verwickelten Sachverhalt und gerade mit Rückſicht 
auf die Parteien anzunehmen. KG. 10 W 6479/36 v. 2. Dez. 
1936: GRUR. 1937, 89. 


616. Iſt im Vergleich Unterlaſſung der Herſtellung 
einer beſtimmten Knopfform verſprochen, iſt es nicht ohne 
weiteres zuläſſig, Strafſeſtſetzung wegen Herſtellung einer ähn⸗ 
lichen Knopfform zu verlangen. OLG. Dresden 4 W 82/36 
v. 7. Mai 1936: GRUR. 1936, 832. 


617. Regiſtergericht. Der Regiſterrichter hat nur die Voll⸗ 
ſtändigkeit und Ordnungsmäßigkeit einſchließlich der Geſetz— 
mäßigkeit der beigebrachten Urkunden ſowie die Zuläſſigkeit 
des Errichtungsakts zu prüfen. Hierzu gehört auch die Prü⸗ 
fung, ob der Gegenſtand des beabſichtigten Unternehmens 
nicht gegen das Geſetz oder die guten Sitten verſtößt, nicht 
dagegen eine Unterſuchung, ob das Unternehmen Ausſicht auf 
Verwirklichung ſeines Zweckes hat. 


Falls das Unternehmen einer Genoſſenſchaft ſtaatlicher 
Genehmigung bedarf, iſt dieſe dem Regiſtergericht vor Ein⸗ 
tragung nachzuweiſen. KG. 1 WX 497/35 v. 12. Dez. 1985: 
JW. 1936, 94158. 


618. Die (an ſich unzuläſſige) Beſchwerde einer Induſtrie⸗ 
und Handelskammer gegen die Eintragung einer Firma 
kann ohne weiteres als Löſchungsanregung nach 88 142 ff. 
JGG. angeſehen und von dem angerufenen LG. nach 8 143 
FGG. als Gericht erſter Inſtanz bearbeitet werden. OLG. 
Jena 2 W 430/35 v. 21. Jan. 1936: JW. 1936, 94438 
(Groſchuffĩ. 


619. Die Induſtrie⸗ und Handelskammern ſind auch im 
Firmenmißbrauchverfahren beſchwerdeberechtigt, wenn es ſich 
mittelbar um Berichtigung des Handelsregiſters handelt. OLG. 
München WX 147/36 v. 24. Nov. 1936: JW. 1937, 1268 53 
(Groſchuff). 


620. Amtslöſchungsverfahren. KG. 1b X 462/34 vom 
15. Nov. 1934: JW. 1935, 4341 (Criſolli) = JFG. 12, 
255 
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621. Einſpruchs⸗ und Beſchwerderecht der GmbH. KG. 1 b 
X 393/34 v. 4. Okt. 1934: JW. 1935, 17965 — 330. 12, 
58. 


622. Daß der Betroffene ſich dem Verbot des Regiſter⸗ 
gerichts fügen will, gibt ihm kein Einſpruchs recht. KG. 
1 WX 214/36 v. 2. Juli 1936: JW. 1936, 2660 28. 


623. Beſeitigung der Löſchung. KG. 1b X 601/34 vom 
17. Jan. 1935: IW. 1935, 1798 80. 


624. Strafverfahren. Antrags berechtigt aus 8 22 
UnlWG. kann auch die Muttergeſellſchaft der durch den Ge⸗ 
heimnisverrat verletzten Tochterfirma ſein. RG. 4 D 293/36 
v. 21. Aug. 1936: ZW. 1936, 34714 ( Culemann) 
IDR. 1937, 81 - GRUR. 1937, 477. 


625. 8 12 UnlWG. ſchützt den Frieden und den Anſtand 
im geſchäftlichen Wettbewerb zwiſchen den Mitbewerbern, be⸗ 
zweckt dagegen nicht den Schuß des Dienſtherrn des be⸗ 
ſtochenen Angeſtellten oder Beauftragten. Zur Stellung des 
Strafantrages und zum Verlangen einer Buße iſt als „Ver⸗ 
letzter“ (§ 403 StPO.) nur der Mitbewerber des Beſtechen⸗ 
den, nicht auch der Dienſtherr des Angeſtellten oder Beauf⸗ 
tragten berechtigt. RG. 1 D 1435/33 v. 9. Okt. 1934: JW. 
1935, 363 (Schäfer). 


626. Zurückweiſung von Beweis anträgen als unerheblich 
genügt nicht. Begründung des ablehnenden Beſchluſſes muß 
tatſächliche und rechtliche Erwägungen des Gerichts klar er⸗ 
kennen laſſen, damit der Betroffene ſein Verhalten danach ein⸗ 
richten und das Rev. die rechtliche Nachprüfung vornehmen 
kann. RG. 4 D 1189/34 v. 16. April 1935: JW. 1935, 
1861 = GRUN. 1935, 1000. 


627. Aufklärungspflicht des Gerichts nach § 245 Abſ. 1 
Ziff. 2 StPO. erfordert nicht Anhörung eines zweiten Gut⸗ 
achters, wenn es ſich dem erſten nicht anſchließt. RG. 4 D 
293/36 v. 21. Aug. 1936: JW. 1936, 34714 (Cu le⸗ 
mann) = SDR. 1937, 81 GRUR. 1937, 477. 


628. Die Gemeinnützigkeit der ſachkundigen Tätigkeit des 
Vereins gegen das Beſtechungsunweſen rechtfertigt es, dem 
Verurteilten die notwendigen Auslagen dieſes Vereins 
aufzuerlegen, wenn er als Nebenkläger auftritt. RG. 
1 D 1435/33 v. 9. Okt. 1934: JW. 1935, 363. 
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Wettſchreiben, Schreibmaſchine 48 
Widerklage 571 
Widerruf 508 fl. 
Widerſpruch gegen Zeichenanmel— 
dung 569 
Wiederaufnahme des 
593 
Wiedereinſetzung 591 
Wiederholungsgefahr 469 ff, 604 
Wortzeichen 323 
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Verfahrens 


3 
Zahlungsbedingungen 373 
Zeitſchriftenwerber 458 
„Zentrale“ 92 
Zeugenausſagen, 

576 
Ziffern (55 —500) 329 
Zuckerwirtſchaft, Rechtsweg 437, 
533 ff. 
Zugaben 164 ff. 
Zulaſſigleit des Rechtswegs 526 if. 
Zurückhbehaltungsrecht 470 
Zurückverweiſung 590 
zuſammengeſetztes Zeichen 334 
Zuſtändigkeit 542 ff. 
Zuwarten 521ff. 
Zweigniederlaſſung 79 
zwiſchenſtaatliches Recht 35 
— Zeichenrecht 303 
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